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Vorw
ort

   D
ie benachteiligte Lage m

uslim
ischer M

inderheiten, A
nzeichen einer Zunahm

e der 
Islam

ophobie sow
ie die B

esorgnis über Entfrem
dung und R

adikalisierung haben in 
der 

Europäischen 
U

nion 
eine 

intensive 
D

ebatte 
über 

die 
N

otw
endigkeit, 

G
em

einschaftszugehörigkeit 
und 

Integrationspolitiken 
neu 

zu 
untersuchen, 

ausgelöst. Eine R
eihe von Ereignissen, w

ie die Terrorangriffe vom
 11. Septem

ber 
auf die V

ereinigten Staaten, der M
ord an Theo van G

ogh in den N
iederlanden, die 

B
om

benanschläge von M
adrid und London und die D

iskussion um
 die K

arikaturen 
des Propheten M

oham
m

ed haben die Lage der m
uslim

ischen G
em

einschaften 
verstärkt 

ins 
Interesse 

gerückt. 
D

ie 
zentrale 

Frage 
dabei 

ist, 
w

ie 
stereotype 

V
erallgem

einerungen verm
ieden, Ä

ngste abgebaut und der soziale Zusam
m

enhalt in 
unseren 

vielfältigen 
europäischen 

G
esellschaften 

gestärkt 
w

erden 
können 

und 
gleichzeitig der M

arginalisierung und D
iskrim

inierung aufgrund der ethnischen 
H

erkunft, R
eligion oder des G

laubens entgegengew
irkt w

erden kann.  
 D

ie europäischen M
uslim

e sind eine äußerst vielfältige M
ischung aus ethnischen 

G
ruppen, 

R
eligionszugehörigkeit, 

philosophischen 
A

nschauungen, 
politischen 

Ü
berzeugungen, säkularen Tendenzen, Sprachen und kulturellen Traditionen; sie 

bilden 
die 

zw
eitgrößte 

G
ruppe 

innerhalb 
der 

m
ultireligiösen 

europäischen 
G

esellschaft. M
uslim

ische G
em

einschaften unterscheiden sich in ihrer K
om

plexität 
nicht von anderen G

em
einschaften. D

ie D
iskrim

inierung von M
uslim

en kann 
islam

feindlichen A
nschauungen zugeschrieben w

erden, jedoch auch rassistischen 
und frem

denfeindlichen R
essentim

ents, sind diese Elem
ente doch häufig untrennbar 

m
iteinander verw

oben.  
 D

er erste Teil des B
erichts liefert H

intergrundinform
ationen zur Situation der 

M
uslim

e in Schlüsselbereichen des gesellschaftlichen Lebens, w
ie B

eschäftigung, 
B

ildung und W
ohnungsw

esen, und führt in grundsätzliche Them
enbereiche und 

D
ebatten ein. Im

 zw
eiten Teil w

ird ein um
fassender Ü

berblick über alle verfügbaren 
Inform

ationen und D
aten über die Erscheinungsform

en von Islam
ophobie in allen 

EU
-M

itgliedstaaten gegeben. H
ierbei w

erden auch die Q
ualität der D

aten untersucht 
sow

ie Problem
bereiche und Lücken aufgezeigt. D

er B
ericht zieht ferner B

ilanz über 
bestehende, auf M

uslim
e ausgerichtete Initiativen seitens der R

egierungen und der 
Zivilgesellschaft und schließt m

it einer R
eihe von Stellungnahm

en zu politischen 
M

aßnahm
en, 

die 
von 

den 
R

egierungen 
der 

EU
-M

itgliedstaaten 
und 

den 
europäischen Institutionen zur B

ekäm
pfung der Islam

ophobie und zur Förderung der 
Integration und des sozialen Zusam

m
enhalts getroffen w

erden. 
 D

er B
ericht w

ird ergänzt durch eine qualitative Studie zur „W
ahrnehm

ung von 
D

iskrim
inierung 

und 
Islam

ophobie”, 
die 

auf 
eingehenden 

Interview
s 

m
it 

M
itgliedern m

uslim
ischer G

em
einschaften aus zehn M

itgliedstaaten basiert. D
ie 

G
espräche 

zeigen, 
dass 

Islam
ophobie, 

D
iskrim

inierung 
und 

sozioökonom
ische 

M
arginalisierung eine prim

äre R
olle bei der Entstehung von U

nzufriedenheit und 
Entfrem

dung spielen. D
ie M

uslim
e haben das G

efühl, ihre A
kzeptanz durch die 

G
esellschaft setzt zunehm

end „A
ssim

ilation“ sow
ie die A

ufgabe ihrer m
uslim

ischen 
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Identität voraus. D
ieses G

efühl der A
usgrenzung ist von besonderer R

elevanz 
angesichts der Problem

e, die der Terrorism
us darstellt. D

ie M
uslim

e fühlen sich seit 
dem

 11. Septem
ber allgem

ein dem
 V

erdacht des Terrorism
us ausgesetzt.  

 D
er Terrorism

us stellt unsere D
em

okratie und fundam
entalen G

rundsätze auf den 
Prüfstand. D

ie M
uslim

e im
 A

llgem
einen m

öchten als Partner angesehen w
erden, 

denen 
es 

w
ichtig 

ist, 
die 

Sicherheit 
der 

G
em

einschaft 
zu 

gew
ährleisten. 

Sicherheitsm
aßnahm

en sind erforderlich; sie sollten aber gegen die Folgen für alle 
G

em
einschaften 

und 
ihre 

A
usw

irkungen 
auf 

die 
M

enschenrechte 
abgew

ogen 
w

erden. Es besteht das R
isiko, dass politische M

aßnahm
en zur Stärkung des 

sozialen Zusam
m

enhalts und der Integration nicht auf der Förderung von G
leichheit 

und G
rundrechten beruhen, sondern auf der Prävention von Terrorism

us. Es ist 
w

ichtig, dass m
uslim

ische G
em

einschaften nicht zu doppelten O
pfern w

erden – 
zuerst 

zu 
O

pfern 
von 

Terrorangriffen 
und 

dann 
zu 

O
pfern 

der 
politischen 

R
eaktionen auf solche A

ngriffe. M
ehr D

ialog sow
ie politische M

aßnahm
en zur 

gesellschaftlichen Integration und gegen die D
iskrim

inierung von M
inderheiten sind 

notw
endig, w

as letztendlich V
orteile für die gesam

te G
esellschaft bringt. 

 V
iele M

uslim
e räum

en ein, dass es auch an ihnen liege, sich m
ehr in die breitere 

G
esellschaft 

einzubringen, 
diesbezügliche 

H
indernisse 

und 
Schw

ierigkeiten 
zu 

überw
inden und m

ehr Eigenverantw
ortung für ihre Integration zu übernehm

en. 
Jedoch 

bedürfen 
Engagem

ent 
und 

B
eteiligung 

auch 
der 

Förderung 
und 

U
nterstützung durch die breite G

esellschaft, die m
ehr dafür tun m

uss, um
 der 

V
ielfalt R

echnung zu tragen und B
arrieren der Integration abzubauen.  

 Führenden 
Politikern 

und 
Institutionen 

kom
m

t 
hierbei 

eine 
besondere 

V
erantw

ortung zu, die darin besteht, allen G
em

einschaften eine klare B
otschaft der 

W
ertschätzung zu überm

itteln und überzeugende A
ntw

orten vorzubringen. M
ehr 

denn je ist es an der Zeit, einen aussagekräftigen interkulturellen D
ialog einzuleiten 

und praktische Initiativen zu fördern, um
 die G

em
einschaften einander näher 

bringen und gegen V
orurteile, Entfrem

dung und M
arginalisierung anzutreten. B

ei 
den 

politischen 
M

aßnahm
en 

ist 
zu 

berücksichtigen, 
dass 

m
uslim

ische 
G

em
einschaften 

im
 

A
llgem

einen 
schon 

lange 
direkter 

oder 
indirekter 

D
iskrim

inierung ausgesetzt sind, w
as sich auf die B

eschäftigungsm
öglichkeiten und 

das B
ildungsniveau ausgew

irkt und zu sozialer 
M

arginalisierung geführt hat. 
Politische 

M
aßnahm

en 
sollten 

der 
V

ielfalt 
der 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften 

R
echnung 

tragen 
und 

durch 
unterstützende 

M
aßnahm

en 
im

 
H

inblick 
auf 

K
om

m
unikation, 

Sensibilisierung, 
A

ufbau 
von 

Fähigkeiten 
und 

Einbeziehung 
ergänzt 

w
erden. 

Es 
ist 

unbedingt 
erforderlich, 

dass 
alle 

M
itgliedstaaten 

der 
Europäischen U

nion die A
ntidiskrim

inierungsrichtlinien anw
enden und ihr Potenzial 

und ihre B
estim

m
ungen zur B

ekäm
pfung von D

iskrim
inierung und zur Förderung 

der G
leichstellung besser ausschöpfen. 

 A
uch 

die 
M

edien 
können 

eine 
w

esentliche 
R

olle 
dahingehend 

spielen, 
das 

gegenseitige 
V

erständnis 
zw

ischen 
den 

verschiedenen 
R

eligions- 
und 

G
laubensgem

einschaften, K
ulturen und Traditionen zu verbessern. D

ie M
edien 

selbst können davon profitieren, w
enn sie enger m

it der Zivilgesellschaft und den 
glaubensorientierten 

O
rganisationen 

zusam
m

enarbeiten, 
um

 
Stereotypisierungen 

entgegenzuw
irken. 
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 D
as 

EU
M

C
 

(die 
Europäische 

Stelle 
zur 

B
eobachtung 

von 
R

assism
us 

und 
Frem

denfeindlichkeit) w
ird seinerseits die diesem

 B
ericht zugrunde liegende A

rbeit 
w

eiterführen, die verfügbaren D
aten auf dem

 neuesten Stand halten und den 
H

auptakteuren H
ilfestellung dabei bieten, w

ie sich G
leichheitsgrundsätze in der 

Praxis um
setzen lassen. Ich hoffe, der B

ericht w
ird einen offenen D

ialog in der 
Ö

ffentlichkeit darüber anregen, w
ie w

ir friedlich m
iteinander leben und dabei 

G
rundrechte und kulturelle, ethnische und religiöse V

ielfalt achten können, ohne 
gleichzeitig das V

orhandensein von Problem
en zu leugnen. Ich hoffe auch, dass 

dieser 
B

ericht 
von 

den 
EU

-Institutionen, 
den 

R
egierungen, 

G
laubensführern, 

Einrichtungen der Zivilgesellschaft und den M
edien als konstruktiver B

eitrag zu 
einem

 integrativen Europa aufgenom
m

en w
ird, das seine V

ielfalt schätzt und sich 
m

it den diesbezüglichen H
erausforderungen auseinandersetzt.  

 A
bschließend 

m
öchte 

ich 
den 

M
itarbeitern 

des 
EU

M
C

 
und 

den 
nationalen 

A
nlaufstellen für ihre gründlichen R

echerchen zu diesem
 B

ericht m
einen D

ank 
aussprechen. D

es W
eiteren bedanke ich m

ich beim
 V

erw
altungsrat des EU

M
C

 für 
seine K

om
m

entare und B
eiträge. 

  
B

eate W
inkler 

D
irektorin des EU

M
C
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Zusammenfassung
   Entstehung und Aufbau des Berichts 
 Eine zentrale Erkenntnis, zu der das EU

M
C

 im
 Zuge seiner A

rbeit über die 
D

iskrim
inierung von M

uslim
en und die M

anifestation von Islam
ophobie seit 2001 

gelangte, ist der M
angel an geeigneten, zuverlässigen und objektiven D

aten über 
religiöse G

ruppen. D
as EU

M
C

 hat deshalb die D
atenerhebung im

 R
ahm

en von 
R

A
X

EN
1 intensiviert und bei der Erstellung des vorliegenden B

erichts strengere 
Leitlinien angew

endet. D
ie von den nationalen A

nlaufstellen des EU
M

C
 im

 M
ai 

2005 gelieferten D
atenerhebungsberichte w

urden auf den neuesten Stand gebracht, 
indem

 im
 N

ovem
ber 2005 und im

 Januar 2006 zusätzliche D
aten und w

eiteres 
M

aterial einbezogen w
urden. D

iese D
aten w

urden von Professor D
r. Å

ke Sander 
von der U

niversität G
öteborg ausgew

ertet, w
orauf M

itarbeiterinnen und M
itarbeiter 

des EU
M

C
 den vorliegenden B

ericht erstellt haben, der aus den folgenden drei 
Teilen besteht: 
 

In 
T

eil 
1 

w
ird 

versucht, 
die 

D
aten 

und 
Inform

ationen 
über 

die 
Erscheinungsform

en 
von 

Islam
ophobie, 

die 
im

 
zw

eiten 
Teil 

vorgestellt 
w

erden, in einen K
ontext zu stellen. D

ieser Teil um
fasst einen Ü

berblick über 
die dem

ografische Situation der M
uslim

e in der Europäischen U
nion, den 

gesetzlichen Status des Islam
 und die A

rbeit m
uslim

ischer O
rganisationen 

sow
ie 

eine 
Einschätzung 

der 
D

iskrim
inierung 

in 
den 

B
ereichen 

B
eschäftigung, 

B
ildung 

und 
W

ohnungsw
esen. 

Zusätzlich 
w

erden 
einige 

Schlüsselthem
en und D

iskussionen angerissen (z. B
. M

uslim
innen und das 

K
opftuch, der Islam

 im
 öffentlichen D

iskurs, M
arginalisierung und die 

K
ontroverse um

 die M
oham

m
ed-K

arikaturen). 
T

eil 2 stellt die Erscheinungsform
en von Islam

ophobie in den einzelnen 
Ländern vor, w

obei D
atenquellen und D

atenverfügbarkeit auf der G
rundlage 

einer 
vorläufigen 

D
iskussion 

über 
den 

G
ebrauch 

des 
Term

inus 
„Islam

ophobie“ 
untersucht 

w
erden. 

D
ie 

verfügbaren 
D

aten 
und 

die 
D

atenerhebungsm
echanism

en w
erden im

 Schlussteil kritisch bew
ertet. 

T
eil 3, in vielerlei H

insicht das H
erzstück dieses B

erichts, stellt einige 
herausragende, insbesondere auf M

uslim
e ausgerichtete Initiativen vor, die   

von den R
egierungen und der Zivilgesellschaft zur Förderung der Integration 

und zur B
ekäm

pfung von Islam
ophobie ergriffen w

erden. D
er B

ericht schließt 
m

it Stellungnahm
en des EU

M
C

, die an die EU
-O

rgane, die M
itgliedstaaten, 

die Zivilgesellschaft und die M
edien gerichtet sind. 

                                                 
1  

G
em

äß der V
erordnung des R

ates (EG
) N

r. 1035/97 vom
 2. Juni 1997 über die Errichtung des 

EU
M

C
 hat das EU

M
C

 das N
etzw

erk R
A

X
EN

 zum
 Them

a R
assism

us und Frem
denfeindlichkeit 

eingerichtet, w
elches vom

 EU
M

C
 koordiniert w

ird und aus den 25 nationalen A
nlaufstellen 

besteht; in jedem
 EU

-M
itgliedstaat gibt es eine solche nationale A

nlaufstelle, die im
 R

ahm
en eines 

offenen  internationalen A
usschreibungsverfahrens ausgew

ählt und vom
 EU

M
C

 unter V
ertrag 

genom
m

en w
ird. D

ie H
auptaufgabe von R

A
X

EN
 besteht darin, das EU

M
C

 m
it objektiven, 

zuverlässigen 
und 

vergleichbaren 
D

aten 
(einschließlich 

B
eispiele 

und 
M

odelle 
„bew

ährter 
Praktiken“) über R

assism
us und Frem

denfeindlichkeit zu versorgen.  
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W
ichtigste Ergebnisse

 
M

uslim
e w

erden w
ie andere religiöse G

ruppen statistisch nicht in geeigneter 
W

eise erfasst und selbst dem
ografische D

aten basieren häufig auf inoffiziellen 
Schätzungen, die zum

 Teil erheblich variieren. D
aher ist es w

esentlich, m
ehr 

internationale 
B

eobachtungserhebungen 
durchzuführen, 

insbesondere 
um

 
bestim

m
te 

H
altungen 

gegenüber 
M

uslim
en 

und 
das 

A
usm

aß 
der 

V
iktim

isierung von M
uslim

en zu erfassen. 
M

uslim
e sind häufig O

pfer negativer Stereotypisierung, w
as zum

 Teil durch 
die negative oder selektive B

erichterstattung in den M
edien verstärkt w

ird. Sie 
sind außerdem

 V
orurteilen und H

ass ausgesetzt, die von verbalen D
rohungen 

bis zu tätlichen A
ngriffen auf Personen und Sachen reichen. 

V
iele M

uslim
e, insbesondere junge M

enschen, haben begrenzte C
hancen auf 

sozialen A
ufstieg, w

erden gesellschaftlich ausgegrenzt und diskrim
iniert, w

as 
zu H

offnungslosigkeit und Entfrem
dung führen kann. 

Forschungs- und statistische D
aten – zum

eist „N
äherungsdaten“, die lediglich 

die N
ationalität und ethnische H

erkunft erfassen – zeigen, dass M
uslim

e in 
G

egenden m
it schlechten W

ohnbedingungen oft überproportional vertreten 
sind, ihr B

ildungsstand unter dem
 D

urchschnitt und die A
rbeitslosenrate über 

dem
 

D
urchschnitt 

liegen. 
M

uslim
e 

arbeiten 
oft 

in 
B

ereichen, 
die 

eine 
geringere Q

ualifikation erfordern, und sind als G
ruppe in den schlechter 

bezahlten W
irtschaftssektoren überm

äßig vertreten. 
 Ihre benachteiligte Lage auf dem

 A
rbeitsm

arkt gibt besonders A
nlass zur Sorge, da 

A
rbeitslosigkeit eines der H

aupthindernisse für die Integration ist. D
ies w

urde im
 

N
ovem

ber 2004 von den EU
-R

egierungschefs beim
 R

at für Justiz und Inneres 2 
eingeräum

t, 
w

obei 
die 

B
eschäftigung 

zu 
den 

elf 
G

rundprinzipien 
für 

die 
Integrationspolitiken der EU

 und der M
itgliedstaaten gezählt w

urde. 
  Muslim

ische Gem
einschaften in Europa 

 O
bw

ohl im
 B

altikum
, in den B

alkanregionen, auf der Iberischen H
albinsel, auf 

Zypern und Sizilien seit Jahrhunderten M
uslim

e leben, kam
 der größte Teil der 

m
uslim

ischen B
evölkerung als G

astarbeiter in den 1960er Jahren in die Europäische 
G

em
einschaft, ein kleinerer A

nteil als A
sylsuchende in den 1990er Jahren. D

ie 
m

eisten der M
uslim

e sind Sunniten; es gibt jedoch auch eine schiitische M
inderheit 

sow
ie 

andere 
G

ruppen, 
w

ie 
die 

A
leviten 

oder 
die 

Sufisten. 
Ethnische 

und 
konfessionelle U

nterschiede können w
ichtig sein, w

eil sie sich beispielsw
eise auf 

die Einstellungen in B
ezug auf die Integration und das V

erhältnis zu N
icht-

M
uslim

en ausw
irken können. 

 M
uslim

e 
w

erden 
in 

dem
ografischen 

Statistiken 
nur 

unzureichend 
erfasst: 

die 
vorsichtigsten Schätzungen, die auf offiziellen, und, w

o diese nicht verfügbar sind, 

                                                 
2  

Schlussfolgerungen des R
atsvorsitzes – B

rüssel, 4./5. N
ovem

ber 2004, D
as H

aager Program
m

 zur 
Stärkung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der Europäischen U

nion, 14292/04 11 A
N

N
EX

 I, 
verfügbar 

unter 
http://ec.europa.eu/justice_hom

e/new
s/inform

ation_dossiers/2005-
2009/docs/presidency_conclusions_en.pdf (12.5.2006) 
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inoffiziellen D
aten beruhen, beziffern den m

uslim
ischen B

evölkerungsanteil auf ca. 
13 M

illionen, d. h. rund 3,5 %
 der G

esam
tbevölkerung der Europäischen U

nion, 
w

obei der A
nteil unter den M

itgliedstaaten erheblich variiert. D
as dem

ografische 
Profil der m

uslim
ischen B

evölkerung ist m
erklich jünger als das der B

evölkerung 
insgesam

t, w
as bedeutet, dass politische M

aßnahm
en, die auf junge M

enschen 
ausgerichtet sind, gute Erfolge versprechen.
  R

echtlicher Status des Islam
 – m

uslim
ische O

rganisationen 
 D

er rechtliche Status des Islam
 ist von M

itgliedstaat zu M
itgliedstaat verschieden 

und hängt von dem
 rechtlichen V

erhältnis zw
ischen Staat und R

eligion ab. In 
einigen 

M
itgliedstaaten 

w
ird 

die 
R

eligionsausübung 
vom

 
G

esetzgeber 
durch 

R
echtsinstrum

ente geregelt, die sich unter anderem
 auf den B

etrieb von M
oscheen, 

Predigt- 
und 

M
issionspraktiken, 

die 
H

alal-Schlachtung 
und 

das 
öffentliche 

Zurschaustellen religiöser Sym
bole beziehen. In einigen Ländern ist der Islam

 
offiziell nicht anerkannt, w

as sich allerdings nicht notw
endigerw

eise nachteilig auf 
die R

echte der M
uslim

e ausw
irkt.  

 In allen M
itgliedstaaten gibt es eine V

ielfalt m
uslim

ischer O
rganisationen, an denen 

jedoch viele M
uslim

e, insbesondere solche m
it eher w

eltlichen A
nschauungen, nicht 

beteiligt sind. D
ie Teilhabe der m

uslim
ischen O

rganisationen am
 gesellschaftlichen 

und politischen Leben ist w
ichtig für den sozialen Zusam

m
enhalt. D

ie nicht 
hierarchische 

O
rganisationsform

 
im

 
Islam

 
m

acht 
es 

neben 
der 

ethnischen, 
kulturellen 

und 
theologischen 

V
ielfalt 

der 
europäischen 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften besonders schw

ierig, „D
achorganisationen“ zu bilden. Es gibt 

A
nzeichen dafür, dass sich die Struktur der G

em
einschaften m

it den jüngeren 
G

enerationen ändert. Letztere sehen sich kollektiv als M
uslim

e und schaffen so 
m

ehr Interaktion unter ethnisch verschiedenen m
uslim

ischen G
em

einschaften. D
ies 

kann w
iederum

 zu D
om

inoeffekten für etablierte m
uslim

ische O
rganisationen und 

zur Errichtung von neuen Einrichtungen führen. 
  Them

en und Debatten 
 M

arginalisierung und E
ntfrem

dung 
 Eine zentrale Frage im

 europäischen K
ontext lautet, ob sich M

uslim
e gut in den 

europäischen G
esellschaften integriert fühlen, oder ob sie M

arginalisierung und 
Entfrem

dung 
em

pfinden. 
D

iskrim
inierende 

Praktiken, 
die 

auf 
Intoleranz 

und 
V

orurteilen gegenüber anderen K
ulturen beruhen, fördern soziale A

usgrenzung und 
Entfrem

dung. 
 In diesem

 B
ereich w

urde noch nicht viel Forschungsarbeit betrieben: Pilotstudien 
über die Erfahrungen von M

igranten m
it R

assism
us und Frem

denfeindlichkeit in 
verschiedenen B

ereichen des w
irtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens, die vom

 
EU

M
C

 
zw

ischen 
2002 

und 
2005 

in 
verschiedenen 

europäischen 
Ländern 

durchgeführt w
urden, haben gezeigt, dass m

uslim
ische M

igranten in einigen Ländern 
offenbar eher der D

iskrim
inierung ausgesetzt sind als N

icht-M
uslim

e, etw
a in 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

12

Spanien, Italien, den N
iederlanden und Portugal, und dass in anderen Ländern, w

ie 
Ö

sterreich, B
elgien, D

eutschland, G
riechenland, Frankreich und Irland, der G

rad der 
em

pfundenen D
iskrim

inierung nicht allein durch den religiösen G
lauben erklärt 

w
erden kann.  

 D
ie vielfältige G

eschichte der m
uslim

ischen G
em

einschaften in Europa, w
ie auch die 

verschiedenartige V
orgehensw

eise der M
itgliedstaaten im

 U
m

gang m
it religiösen 

M
inderheiten sind hierbei ebenfalls zu berücksichtigen. D

en verfügbaren D
aten 

zufolge kann w
ohl gesagt w

erden, dass M
itglieder m

uslim
ischer G

em
einschaften 

potenziell von diskrim
inierenden Praktiken betroffen sind, die w

iederum
 zu einer 

Entfrem
dung von der breiteren G

esellschaft, in der sie leben, führen kann. 
  M

einungsum
fragen

 N
ationale und internationale U

m
fragen zeigen durchgehend ein negatives B

ild der 
öffentlichen M

einung gegenüber M
uslim

en, w
obei jedoch unter den M

itgliedstaaten 
beträchtliche U

nterschiede zu verzeichnen sind. N
ach dem

 B
ericht von G

fK
 C

ustom
 

Research aus dem
 Jahre 2004 sind über 50 %

 der W
esteuropäer der A

nsicht, dass die 
in Europa lebenden M

uslim
e m

it A
rgw

ohn betrachtet w
erden. D

er Pew
-B

ericht  aus 
dem

 Jahr 2005 bot ein diversifiziertes B
ild, w

obei die m
eisten B

efragten aussagten, 
M

uslim
e w

ollten unter sich sein und hätten ein zunehm
end stärker w

erdendes G
efühl 

islam
ischer Identität. D

ie M
ehrzahl der B

efragten in Frankreich und dem
 V

ereinigten 
K

önigreich äußerte sich jedoch positiv über M
uslim

e. N
ach dem

 jüngsten Pew
-

B
erichts aus dem

 Jahr 2006, der D
eutschland, Spanien, das V

ereinigte K
önigreich 

und Frankreich erfasst, w
aren die M

einungen „eher gem
ischt als durchw

egs negativ”. 
Eine der Schlüsselaussagen w

ar, dass M
uslim

e in vielerlei H
insicht w

eniger geneigt 
sind, einen K

onflikt der K
ulturen zu sehen und m

it der w
estlichen W

elt oft positive 
Eigenschaften verbinden – einschließlich Toleranz, G

roßzügigkeit und R
espekt 

gegenüber Frauen. In dem
 B

ericht w
urde zudem

 festgestellt, dass die M
ehrheit der 

Franzosen und B
riten generell eine positive M

einung von M
uslim

en haben. H
ingegen 

sind die positiven M
einungen über M

uslim
e in Spanien im

 letzten Jahr drastisch 
zurückgegangen (von 46 %

 auf 29 %
), w

eniger stark im
 V

ereinigten K
önigreich (von 

72 %
 auf 63 %

). D
ie B

efragten in D
eutschland und Spanien äußerten sich w

esentlich 
negativer über M

uslim
e als die B

efragten aus Frankreich und dem
 V

ereinigten 
K

önigreich. 
  M

uslim
ische Frauen – die K

opftuchfrage 
 D

er soziale Status m
uslim

ischer Frauen variiert je nach G
esellschaftsschicht und 

B
ildungshintergrund und hängt neben anderen Faktoren auch davon ob, ob die Frauen 

aus ländlichen oder städtischen G
ebieten in ihrem

 H
erkunftsland kom

m
en. 

 M
uslim

ische Frauen stehen im
 Zentrum

 hitziger D
ebatten betreffend die R

olle der 
R

eligion, Tradition und M
odernität, Säkularism

us und Em
anzipation, und w

erden oft 
als O

pfer der m
it dem

 Islam
 assoziierten U

nterdrückung hervorgehoben. 
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Ein Them
a, dass in den letzten Jahren in vielen M

itgliedstaaten öffentlich diskutiert 
w

urde, betrifft das Tragen des K
opftuchs, w

as von N
icht-M

uslim
en oft als Sym

bol 
der U

nterdrückung und U
nterordnung gew

ertet w
ird. D

ie Frage des K
opftuchs ist 

kom
plex und m

uss unter verschiedenen G
esichtspunkten betrachtet w

erden. V
iele 

m
uslim

ische Frauen tragen das K
opftuch vielleicht w

irklich gegen ihren W
illen, 

aufgrund des sozialen D
rucks seitens der Fam

ilie oder seitens ihres U
m

felds; andere 
w

iederum
 tragen es aus religiöser Ü

berzeugung, zur B
ekräftigung ihrer m

uslim
ischen 

Identität oder als kulturell definiertes Sym
bol der B

escheidenheit. 
 W

eitere Them
en, die das Leben zahlreicher m

uslim
ischer Frauen vor allem

 in 
einigen europäischen Ländern betreffen, z.B

. in B
elgien, Frankreich, D

eutschland, 
Ö

sterreich und dem
 V

ereinigten K
önigreich, sind Zw

angsheiraten und Ehrenm
orde. 

D
erartige 

unannehm
bare 

Praktiken 
sind 

öffentlich 
verurteilt 

w
orden, 

und 
der 

österreichische EU
-R

atsvorsitz hat im
 Jahr 2006 die Initiative zur Errichtung des  

N
etw

ork Against H
arm

ful Traditions (N
etzw

erk gegen traditionsbedingte G
ew

alt) 
ergriffen und sow

ohl rechtliche M
aßnahm

en als auch den Schutz von O
pfern sow

ie 
Sensibilisierungskam

pagnen vorgeschlagen. 
 Zw

ar ist die Forderung, dass der soziale Status und die Lebensverhältnisse vieler 
m

uslim
ischer Frauen einer deutlichen V

erbesserung bedürfen, um
 die G

leichstellung 
von Frauen und M

ännern zu verw
irklichen, m

it Sicherheit berechtigt, doch m
uss 

auch der Tatsache R
echnung getragen w

erden, dass sich viele Frauen durchaus nicht 
als passive O

pfer sehen. M
it anderen W

orten: W
er ausschließlich die negative Seite 

m
it Zw

angsheiraten und Ehrenm
orden sieht – w

obei deren Existenz keinesw
egs zu 

leugnen ist –, bleibt dam
it lediglich an der O

berfläche der unterschiedlichen 
Lebensw

irklichkeiten m
uslim

ischer Frauen in Europa. 
  D

er „K
arikaturenstreit“ 

 D
ie R

eaktionen und G
egenreaktionen, die durch die M

oham
m

ed-K
arikaturen in 

einer dänischen Tageszeitung in G
ang gesetzt w

urden, gaben A
nlass zu B

esorgnis 
hinsichtlich 

negativer 
A

usw
irkungen 

auf 
die 

Integration 
der 

M
uslim

e 
in 

der 
Europäischen U

nion. H
ierbei haben öffentliche Ä

ußerungen von Politikern und 
M

einungsführern gezeigt, dass die W
iederherstellung eines K

lim
as interkultureller 

W
ertschätzung von grundlegender B

edeutung ist. 
 D

ie hart erkäm
pfte Freiheit der M

einungsäußerung gehört zu den G
rundsätzen und 

W
erten, auf denen die EU

 errichtet ist, und bildet dam
it einen nicht verhandelbaren 

G
rundpfeiler der europäischen G

esellschaften. D
ie Freiheit der M

einungsäußerung 
schließt jedoch den Schutz vor rassistischen und frem

denfeindlichen Ä
ußerungen 

nicht aus. D
ie Freiheit der M

einungsäußerung stellt kein absolutes R
echt dar; das 

internationale R
echt w

ie auch die R
echtsordnung der EU

-M
itgliedstaaten ziehen hier 

gew
isse G

renzen, die nach A
uffassung unserer dem

okratischen G
esellschaften 

gerechtfertigt 
sind, 

um
 

andere 
G

rundrechte 
zu 

schützen. 
D

ie 
Freiheit 

der 
M

einungsäußerung und der Schutz vor rassistischem
 und frem

denfeindlichem
 

Sprachgebrauch können – und m
üssen – H

and in H
and gehen, denn erst beides 

zusam
m

en gibt der D
em

okratie Sinn. 
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Es 
w

ären 
große 

Fortschritte 
zu 

erzielen, 
w

enn 
die 

M
edien 

enger 
m

it 
der 

Zivilgesellschaft und den glaubensorientierten O
rganisationen zusam

m
enarbeiten 

w
ürden, 

um
 

zum
 

B
eispiel 

vorsätzlicher 
oder 

unbew
usster 

Stereotypisierung 
entgegenzuw

irken und ein vollständigeres B
ild der verschiedenen G

em
einschaften 

zu präsentieren. 
  Die Situation in Beschäftigung, Bildung und W

ohnungswesen 
 In diesem

 A
bschnitt w

erden die verfügbaren D
aten und Inform

ationen über die 
B

edingungen, 
die 

M
uslim

e 
in 

den 
B

ereichen 
B

eschäftigung, 
B

ildung 
und 

W
ohnungsw

esen 
antreffen, 

untersucht. 
D

a 
keine spezifischen 

D
aten 

über 
die 

m
uslim

ische B
evölkerung vorhanden sind, w

urden N
ationalität und/oder ethnische 

H
erkunft als naheliegendste verfügbare D

atenkategorien herangezogen.  
  B

eschäftigung
 U

nterschiede 
in 

der 
Entlohnung, 

die 
A

rt 
der 

B
eschäftigung 

und 
die 

A
rbeitslosenquoten von M

igranten, von denen ein G
roßteil zu den m

uslim
ischen 

G
laubensgruppen gehört, deuten auf eine ständige A

usgrenzung, B
enachteiligung 

und D
iskrim

inierung hin.  
 In 

einigen 
M

itgliedstaaten 
sind 

die 
B

eschäftigungsquoten 
unter 

M
uslim

en 
tendenziell niedrig. M

angelnder Erfolg auf dem
 A

rbeitsm
arkt kann oft m

it dem
 

A
usbildungsstand in V

erbindung gebracht, aber nicht für die G
esam

theit der 
Ergebnisse herangezogen w

erden. Zum
 B

eispiel w
iesen M

uslim
innen und M

uslim
e 

im
 V

ereinigten K
önigreich im

 Jahr 2004 die höchsten A
rbeitlosenquoten unter 

M
ännern (13%

) und unter Frauen (18%
) auf.. U

nter M
uslim

en im
 A

lter von 16 bis 
24 Jahren w

urden die höchsten G
esam

tarbeitslosenquoten verzeichnet. In Irland 
ergab die V

olkszählung von 2002, dass 44 %
 der M

uslim
e gegenüber 53 %

 der 
G

esam
tbevölkerung beschäftigt und 11 %

 der M
uslim

e arbeitslos w
aren, w

obei die 
nationale durchschnittliche Q

uote 4 %
 betrug. 

 Es gibt zudem
 zahlreiche nichtam

tliche B
elege für eine anhaltende D

iskrim
inierung 

auf 
dem

 
A

rbeitsm
arkt; 

dies 
geht 

aus 
kontrollierten 

U
ntersuchungen 

der 
Einstellungspraxis 

von 
A

rbeitgebern 
(D

iskrim
inierungstests), 

aus 
M

einungsum
fragen über diskrim

inierende H
altungen sow

ie aus Erhebungen über 
die subjektiv em

pfundene D
iskrim

inierung von M
igranten hervor. M

uslim
e sind 

davon augenscheinlich besonders stark betroffen, w
obei m

uslim
ische Frauen zudem

 
eine „doppelte“ D

iskrim
inierung erfahren, sow

ohl hinschtlich ihres G
eschlechts als 

auch ihrer R
eligion. 

 M
an setzt sich zunehm

end dam
it auseinander, w

ie die europäische m
uslim

ische 
B

evölkerung 
in 

die 
G

esellschaft 
und 

am
 

A
rbeitsm

arkt 
ohne 

D
iskrim

inierung 
integriert 

w
erden 

kann. 
D

ie 
R

ichtlinie 
zur 

G
leichbehandlung 

im
 

B
ereich 

B
eschäftigung untersagt D

iskrim
inierung aufgrund der R

eligion, und es besteht 
zunehm

end ein B
ew

usstsein über die V
orteile kultureller/religiöser Zugeständnisse 

am
 A

rbeitsplatz. 
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B
ildung

 M
uslim

ische Schüler gibt es schon seit geraum
er Zeit in den B

ildungssystem
en 

m
ehrerer M

itgliedstaaten, w
ie in B

elgien, Frankreich, D
eutschland, Ö

sterreich, 
Schw

eden, 
den 

N
iederlanden 

und 
dem

 
V

ereinigten 
K

önigreich. 
In 

anderen 
M

itgliedstaaten w
ie G

riechenland, Italien, Spanien, Portugal, Finnland, Irland und in 
gew

issem
 

U
m

fang 
auch 

in 
D

änem
ark 

stieg 
der 

A
nteil 

der 
m

uslim
ischen 

B
evölkerung erst kürzlich, da die Zuw

anderung in diesen Ländern erst später 
eingesetzt hat. 
 A

ufgrund 
der 

fehlenden 
statistischen 

D
aten 

über 
R

eligion 
und 

ethnische 
Zugehörigkeit im

 B
ildungsw

esen kann die B
ildungssituation der m

uslim
ischen 

Schüler 
nur 

indirekt 
abgeleitet 

w
erden, 

indem
 

D
aten 

bezüglich 
der 

Staatsangehörigkeit oder des H
erkunftslandes herangezogen w

erden. D
iese D

aten 
geben jedoch keine A

uskunft über zahlreiche andere Faktoren, die sich auf die 
schulische Leistung und das B

ildungsniveau ausw
irken. 

 D
ie Ergebnisse der PISA

-Studien der O
EC

D
 von 2000 und 2003 und der O

EC
D

-
B

ericht 
aus 

dem
 

Jahr 
2006 

über 
die 

Leistungen 
von 

Schülern 
m

it 
M

igrationshintergrund belegen, dass Schüler, die nicht im
 jew

eiligen Land geboren 
sind, w

esentlich schlechtere Schreib- und Leseleistungen aufw
eisen als einheim

ische 
Schüler. B

esonders in Ländern, w
o der B

ildungs- und der sozioökonom
ische Status 

von 
M

igrantenfam
ilien 

– 
darunter 

viele 
m

it 
m

uslim
ischem

 
H

intergrund 
– 

vergleichsw
eise gering ist, sind die Leistungsunterschiede zw

ischen Schülern m
it 

und Schülern ohne M
igrationshintergrund in der R

egel größer. D
ie Studie von 2006 

deutet darauf hin, dass, obw
ohl Schüler m

it M
igrationshintergrund im

 A
llgem

einen 
eine 

starke 
Lernbereitschaft 

aufw
eisen, 

die 
Leistungsdifferenzen 

zw
ischen 

Einheim
ischen und M

igranten beträchtlich sind, insbesondere in Ö
sterreich, B

elgien, 
D

änem
ark, Frankreich, D

eutschland und den N
iederlanden. 

 D
ie B

ereitstellung von R
eligionsunterricht gestaltet sich in den verschiedenen 

M
itgliedstaaten unterschiedlich: Es w

erden vielfältige M
ethoden angew

endet – 
form

aler 
säkularer 

R
eligionsunterricht, 

lernplanübergreifender 
Islam

unterricht, 
separater Islam

unterricht innerhalb oder außerhalb der staatlichen Schulbildung. 
M

uslim
ische 

G
em

einschaften 
bieten 

außerdem
 

zusätzlichen 
islam

ischen 
R

eligionsunterricht, w
obei es allerdings B

edenken hinsichtlich der üblichen Praxis 
gibt, die darin besteht, dass Im

am
e aus D

rittländern ohne form
ale Q

ualifikation bzw
. 

m
it begrenzten bzw

. keinerlei K
enntnissen des örtlichen sozialen und kulturellen 

H
intergrunds 

eingesetzt 
w

erden. 
In 

vielen 
EU

-Staaten, 
w

ie 
in 

D
änem

ark, 
Frankreich, den N

iederlanden, Schw
eden und dem

 V
ereinigten K

önigreich, w
erden 

zunehm
end unabhängige m

uslim
ische Schulen m

it religiöser Erziehung im
 R

ahm
en 

eines breiteren Lehrplans errichtet. 
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W
ohnungsw

esen 
 A

m
tliche und auf Forschung basierende D

aten auf nationaler Ebene über die 
Situation 

im
 

W
ohnungsw

esen 
sind 

selten 
spezifisch 

auf 
religiöse 

G
ruppen 

ausgerichtet; dennoch gibt es hierbei Ü
berlappungen. Es m

uss jedoch darauf 
hingew

iesen w
erden, dass es nicht im

m
er m

öglich ist, R
eligion und ethnische 

H
erkunft als G

ründe von D
iskrim

inierung zu unterscheiden. 
 M

igranten, 
einschließlich 

jener 
aus 

vorw
iegend 

m
uslim

ischen 
Ländern, 

sind 
offenbar 

m
it 

höheren 
W

ohnungslosenquoten 
konfrontiert, 

w
ohnen 

unter 
schlechteren 

B
edingungen 

oder 
in 

ärm
eren 

 
W

ohngegenden 
und 

sind 
vergleichsw

eise größerer G
efährdung und m

ehr U
nsicherheiten bezüglich ihres 

W
ohnstatus ausgesetzt. Schw

er w
iegende Problem

e im
 W

ohnbereich betreffen unter 
anderem

 
den 

fehlenden 
Zugang 

zu 
den 

grundlegendsten 
Einrichtungen 

w
ie 

Trinkw
asser 

und 
Toiletten, 

die 
im

 
V

ergleich 
zu 

anderen 
H

aushalten 
höhere  

„Ü
berbelegung“ 

sow
ie 

die 
A

usbeutung 
in 

Form
 

überzogener 
M

ieten 
und 

K
aufpreise. 

D
ie 

W
ohnverhältnisse 

haben 
sich 

in 
ihren 

M
ustern 

zw
ar 

etw
as 

gebessert, doch es bestehen w
eiterhin große U

ngleichheiten aufgrund des M
angels 

an 
Sozialw

ohnungen 
für 

einkom
m

ensschw
ache 

G
ruppen, 

w
ie 

M
igranten 

oder 
N

achkom
m

en von M
igranten, die aufgrund ihrer geringeren Einkom

m
en oft keine 

erschw
ingliche W

ohnm
öglichkeit auf dem

 privaten W
ohnungsm

arkt finden können. 
 W

ohnsegregation w
ird oft m

it einem
 Scheitern der Integration gleichgesetzt. In der 

R
egel dreht sich die D

iskussion jedoch eher um
 die Frage der ethnischen V

erteilung, 
um

 W
ohnsegregation zu verringern. D

ie Situation w
ird verschärft durch den M

angel 
an Sozialw

ohnungen, steigende Im
m

obilienpreise oder den schlichten W
unsch der 

A
ngehörigen ethnischer M

inderheiten, zusam
m

en zu leben. 
  Erscheinungsform

en der Islam
ophobie 

 D
efinition von Islam

ophobie 
 D

er B
egriff der „Islam

ophobie“ w
ird zw

ar häufig gebraucht, doch nur selten zur 
G

änze verstanden. O
bw

ohl es zurzeit w
eder eine rechtlich gültige D

efinition von 
Islam

ophobie gibt, noch die Sozialw
issenschaften eine gem

einsam
e D

efinition 
hervorgebracht 

haben, 
w

erden 
politische 

M
aßnahm

en 
und 

Initiativen 
zur 

B
ekäm

pfung dieses Phänom
ens im

 R
ahm

en breiterer K
onzepte von R

assism
us und 

R
assendiskrim

inierung ergriffen, die von den R
egierungen und internationalen 

O
rganisationen gem

einhin anerkannt w
erden. D

as EU
M

C
 stützt sich daher bei 

seinem
 A

nsatz, das Phänom
en und die Form

en der Islam
ophobie zu identifizieren, 

auf international anerkannte Standards bezüglich R
assism

us und auf die laufende 
A

rbeit des Europarats und der V
ereinten N

ationen.  
 D

ie 
Europäische 

K
om

m
ission 

gegen 
R

assism
us 

und 
Intoleranz 

(EC
R

I) 
des 

Europarats hat hierzu zw
ei allgem

eine politische Em
pfehlungen veröffentlicht: D

ie 
allgem

eine Em
pfehlung N

r. 5 zur B
ekäm

pfung von Intoleranz und D
iskrim

inierung 
gegenüber M

uslim
en (C

R
I (2000) 21) und die Em

pfehlung N
r. 7 über nationale 

G
esetzgebung 

zur 
B

ekäm
pfung 

von 
R

assism
us 

und 
R

assendiskrim
inierung 
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(C
R

I 2003) 8), 
und 

ferner 
die 

Em
pfehlung 

N
r. 8 

zur 
V

erm
eidung 

von 
R

assendiskrim
inierung bei der B

ekäm
pfung von Terrorism

us (EC
R

I (2004) 26), in 
der es heißt: „Als Folge der Bekäm

pfung des Terrorism
us seit dem

 11. Septem
ber 

2001 sind bestim
m

te Personengruppen, hauptsächlich Araber, Juden, M
uslim

e, 
bestim

m
te Asylsuchende, Flüchtlinge und Im

m
igranten, sichtbare M

inderheiten und 
Personen, die als diesen G

ruppen angehörig em
pfunden w

erden, in vielen Bereichen 
des öffentlichen Lebens, darunter auch im

 Bildungsw
esen, auf dem

 Arbeitsm
arkt, im

 
W

ohnungsw
esen, bei dem

 Zugang zu W
aren und D

ienstleistungen, dem
 Zugang zu 

öffentlichen Plätzen und der Freizügigkeit besonders stark Rassism
us und/oder 

Rassendiskrim
inierung ausgesetzt.“ 

 D
ie 

EC
R

I-Em
pfehlung 

N
r. 5 

räum
t 

ein, 
dass 

m
uslim

ische 
G

em
einschaften 

V
orurteilen ausgesetzt sind, die „sich in unterschiedlicher Art und W

eise äußern 
können, insbesondere in einer allgem

einen negativen Einstellung, aber auch in 
diskrim

inierenden H
andlungen, G

ew
alt und Belästigung“. In der EC

R
I-Em

pfehlung 
N

r. 7 w
ird R

assism
us definiert als ”die Ü

berzeugung, dass ein Bew
eggrund w

ie 
Rasse, H

autfarbe, Sprache, Religion, Staatsangehörigkeit oder nationale oder 
ethnische H

erkunft die M
issachtung einer Person oder Personenggruppe oder das 

G
efühl 

der 
Ü

berlegenheit 
gegenüber 

einer 
Person 

oder 
Personengruppe 

rechtfertigt“. 
 Es m

uss auch klar unterschieden w
erden zw

ischen H
altungen und H

andlungen 
gegenüber M

uslim
en, die auf ungerechtfertigten Stereotypen basieren, und der 

K
ritik an m

uslim
ischen Ü

berzeugungen, die als U
ntergrabung von G

rundrechten 
angesehen w

erden können. D
ie gem

einsam
en G

rundprinzipien der Europäischen 
U

nion und ihrer M
itgliedstaaten unter dem

 G
em

einschaftsrecht, die C
harta der 

G
rundrechte der Europäischen U

nion und die Europäische K
onvention zum

 Schutz 
der M

enschenrechte und G
rundfreiheiten m

üssen respektiert w
erden. 

 D
iese W

erte beinhalten die A
chtung der Einzigartigkeit und der Freiheit des 

Einzelnen, M
einungsfreiheit, C

hancengleichheit für M
änner und Frauen (unter 

anderem
 das gleiche R

echt der Frauen, in allen Lebensbereichen eigenständige 
Entscheidungen zu treffen) sow

ie G
leichbehandlung und N

ichtdiskrim
inierung aus 

verschiedenen G
ründen, einschließlich der sexuellen A

usrichtung. D
ie B

em
ühungen 

zum
 Schutz dieser W

erte und Prinzipien können zeitw
eise m

it den V
orstellungen 

einzelner Personen oder von G
laubensgem

einschaften kollidieren. D
ennoch ist 

dieser A
nsatz von im

m
enser W

ichtigkeit, und die M
itgliedstaaten sind gem

äß den 
internationalen M

enschenrechtsbestim
m

ungen dazu verpflichtet, diese W
erte zu 

schützen und zu fördern. D
abei ist zu gew

ährleisten, dass bei einem
 potenziell 

kritischen 
Standpunkt 

gegenüber 
bestim

m
ten 

A
nschauungen 

anderer 
gesellschaftlicher G

ruppen der G
rundsatz der G

leichbehandlung respektiert w
ird. 

  D
atenquellen: 

Schw
erpunkt 

rassistisch 
m

otivierte 
Straf- 

und 
G

ew
alttaten 

 B
erichte über „rassistisch m

otivierten Straf- und G
ew

alttaten“ sind die ergiebigste 
Q

uelle von Inform
ationen über direkte Erscheinungsform

en der Islam
ophobie, w

ie 
A

ufstachelung zu H
ass, D

rohungen und islam
feindliche G

ew
alttaten. D

ennoch ist es 
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oft schw
ierig, islam

feindliche H
andlungen von anderen V

orfällen zu unterscheiden, 
da 

es 
keine 

konkreten 
strafrechtlichen 

D
aten 

über 
spezifisch 

islam
feindliche 

V
orfälle gibt.  

 D
ie 

nationalen 
A

nlaufstellen 
des 

R
A

X
EN

-N
etzw

erks 
haben 

sow
ohl 

am
tliche 

strafrechtliche D
aten – w

ie Polizeiberichte, Strafverfolgungsberichte, A
kten und 

andere D
aten – einschließlich N

R
O

-B
erichte, Forschungsberichte, O

pfererhebungen 
und 

M
edienberichte 

– 
gesam

m
elt. 

Ihre 
B

erichte 
zeigen, 

dass 
Polizei- 

und 
strafrechtliche D

aten, die im
 Speziellen m

uslim
ische O

pfer identifizieren,  in keinem
 

EU
-M

itgliedstaat vorhanden sind, außer im
 V

ereinigten K
önigreich.  

 A
ndere strafrechtliche D

aten über islam
feindliche V

orfälle sind zu vage und können 
die Lücke der unzulänglichen offiziellen D

atenerhebung nicht schließen. D
as Fehlen 

geeigneter D
aten ist ein ernstes H

indernis für die Erarbeitung fundierter politischer 
M

aßnahm
en. 

  A
m

tliche strafrechtliche D
atenquellen 

 Zurzeit w
ird in den R

echtssystem
en der m

eisten M
itgliedstaaten nicht spezifisch von 

religiös 
m

otivierten 
oder 

durch 
religiöse 

M
otive 

erschw
erten 

Straftaten 
 

– 
einschließlich der Straftaten gegen M

uslim
e – gesprochen. Stattdessen fasst die 

G
esetzgebung der m

eisten M
itgliedstaaten rassistisch m

otivierte, frem
denfeindliche 

und religiös m
otivierte G

ew
alttaten unter dem

 allgem
einen B

egriff „Straftaten aus 
H

ass“ zusam
m

en. Zudem
 w

erden bei den strafrechtlichen D
atenerhebungen nicht 

im
m

er Inform
ationen über die Identität der O

pfer von rassistisch m
otivierten 

Straftaten erfasst.   
  A

ndere D
atenquellen 

 A
nalog zur am

tlichen D
atenerhebung steckt die Erhebung nichtam

tlicher D
aten über 

antim
uslim

ische oder islam
feindliche V

orfälle EU
-w

eit noch in den K
inderschuhen. 

Es scheint jedoch, dass m
uslim

ische O
rganisationen beginnen, M

echanism
en für 

eine 
system

atischere 
Erfassung 

von 
gegen 

M
uslim

e 
gerichteten 

V
orfällen 

einzurichten.  
 A

ngesichts 
des 

Fehlens 
am

tlicher 
strafrechtlicher 

D
aten 

liefern 
N

R
O

 
zurzeit 

w
ertvolle Inform

ationen zu einer V
ielfalt von V

orfällen, von gew
altsam

en A
ngriffen 

gegen Personen bis zu V
andalism

us gegen M
oscheen. N

R
O

 liefern eher Listen aller 
relevanten, ihnen zugetragenen V

orfälle; nicht alle diese V
orfälle w

erden auch der 
Polizei gem

eldet. D
as EU

M
C

 kann die R
ichtigkeit dieser Inform

ationen jedoch nicht 
überprüfen. 
  L

änderspezifische D
aten 

 D
ie D

aten beschränken sich auf die M
itgliedstaaten, die D

aten über islam
feindliche 

V
orfälle entw

eder anhand am
tlicher oder anderer Q

uellen erheben. D
as m

eiste in 
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diesem
 B

ericht bezieht sich auf die Lage der m
uslim

ischen G
em

einschaften in den 
„alten“ EU

-15 – die den größten m
uslim

ischen B
evölkerungsanteil in der EU

 
aufw

eisen. 
M

uslim
ische 

G
em

einschaften 
gibt 

es 
auch 

in 
den 

„neuen“ 
M

itgliedstaaten. D
a ihr B

evölkerungsanteil dort jedoch verhältnism
äßig klein ist, 

sind kaum
 Inform

ationen über die w
irtschaftliche und soziale Situation dieser 

G
em

einschaften sow
ie über ihre Erfahrungen m

it Islam
ophobie vorhanden. 

 In D
änem

ark w
ird jede Straftat, die unter dem

 V
erdacht der rassistischen oder 

religiösen 
M

otivation 
steht, 

dem
 

PET 
(G

eheim
dienst 

der 
dänischen 

Polizei) 
gem

eldet. 
D

ie 
PET-A

kten 
berichten 

nur 
von 

„rassistisch/religiös 
m

otivierten“ 
V

orfällen, ohne w
eitere K

ategorisierungen vorzunehm
en. Im

 Jahr 2004 w
urden in 

der PET-D
atenbank 32 „rassistisch/religiös m

otivierte“ V
orfälle erfasst. B

eim
 

D
urchgehen dieser B

erichte hat die dänische A
nlaufstelle des EU

M
C

 einige V
orfälle 

als m
öglicherw

eise „islam
feindlich“ eingestuft. D

A
C

oR
D

 (D
ocum

entation and 
Advisory 

C
entre 

on 
Racial 

D
iscrim

ination) 
hat 

vom
 

1. Januar 
bis 

zum
 

13. O
ktober 2005 22 islam

feindliche V
orfälle erfasst.  

 In D
eutschland w

urden von Januar bis O
ktober 2005 von N

R
O

 13 gew
alttätige 

V
orfälle gegen M

enschen m
it vorw

iegend m
uslim

ischem
 H

intergrund gem
eldet. 

G
ew

alttätige Ü
bergriffe gegen von M

uslim
en betriebene Im

bissstände sind in 
bestim

m
ten Teilen D

eutschlands ebenfalls an der Tagesordnung. D
ie deutsche 

nationale A
nlaufstelle berichtete außerdem

 von vier A
ngriffen gegen M

oscheen 
sow

ie 
von 

islam
feindlichen 

Ä
ußerungen 

und 
K

am
pagnen 

durch 
A

m
tspersonen/politische Parteien. 

 In G
riechenland hat die nationale A

nlaufstelle von vier V
orfällen der Schändung 

von M
oscheen und Friedhöfen berichtet.  

 In Spanien haben die D
irección G

eneral de la Policía und die D
irección G

eneral 
de la G

uardia C
ivil der nationalen A

nlaufstelle auf A
nfrage eine Liste m

it 30 
m

öglicherw
eise islam

feindlichen V
orfällen aus dem

 Zeitraum
 von Januar 2004 bis 

M
ai 2005 zur V

erfügung gestellt: drei V
orfälle gegen Personen, fünf gegen 

Eigentum
 und 22 B

edrohungen und B
eschim

pfungen. D
ie N

R
O

 „SO
S R

acism
o“ 

und „M
ovim

iento contra la Intolerancia“ haben eine große B
andbreite gew

alttätiger 
V

orfälle gegen Personen und Sachen aufgezeichnet. V
iele dieser V

orfälle w
aren 

gegen M
uslim

e gerichtet, einige gingen von A
m

tspersonen aus. 
 In Frankreich w

erden D
aten über rassistisch m

otivierte Straf- und G
ew

alttaten von 
der Polizei erhoben und in der STIC

-D
atenbank, die von der D

C
R

G
 (D

irection 
C

entrale 
des 

Renseignem
ents 

G
eneraux) 

unterhalten 
w

ird, 
gespeichert. 

D
ie 

D
atenerhebung bei islam

feindlichen V
orfällen ist nicht zw

ingend vorgeschrieben. 
D

ie Folge davon ist, dass polizeiliche D
atenbanken nur einen Teil von B

erichten 
enthalten, bei denen eventuell die H

erkunft oder R
eligionszugehörigkeit der O

pfer – 
als M

uslim
 – registriert ist: Im

 Jahr 2004 w
urden 131 und 2005 65 solche V

orfälle 
gem

eldet.  
 In Irland gingen im

 Jahr 2004 bei der Islam
ic Foundation 14 M

eldungen von gegen 
M

uslim
e gerichteten gew

alttätigen V
orfällen und A

ngriffen ein. A
uch das  N

ational 
C

onsultative C
om

m
ittee on Racism

 und Interculturalism
 – eine staatlich finanzierte 
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unabhängige Stelle – hat eine R
eihe von V

orfällen erfasst, die als „islam
feindlich“ 

angesehen w
erden können. 

 In Italien hat die nationale A
nlaufstelle einen gew

alttätigen, gegen M
uslim

e 
gerichteten V

orfall, vier Eigentum
sdelikte und vier Fälle von verbaler B

edrohung 
und 

M
isshandlung 

erfasst 
– 

einschließlich 
H

andlungen 
vonseiten 

öffentlicher 
Stellen. 
 In den N

iederlanden w
urden nach dem

 M
ord an Theo van G

ogh von der nationalen 
A

nlaufstelle 
zw

ischen 
dem

 
2. 

und 
30. 

N
ovem

ber 
2004 

106 
gew

alttätige, 
antim

uslim
ische V

orfälle erfasst. N
ach B

erichten von N
R

O
 und den M

edien w
urden 

M
igranten 

auf 
offener 

Straße, 
in 

öffentlichen 
V

erkehrsm
itteln 

und 
bei 

Sportveranstaltungen 
beschim

pft. 
Flugblätter 

m
it 

islam
feindlichen 

Ä
ußerungen 

w
urden in R

otterdam
, D

en B
osch und im

 N
ordw

esten des Landes verteilt und auch 
in A

m
sterdam

 gesehen; an M
oscheen, Islam

schulen und von M
uslim

en betriebenen 
G

eschäften 
w

urden 
G

raffitis 
angebracht. 

D
ie 

K
LPD

 
(niederländische 

Polizei) 
erfasste vom

 23. N
ovem

ber 2004 bis zum
 13. M

ärz 2005 44 gew
alttätige V

orfälle 
gegen Eigentum

 von M
uslim

en. Im
 den Jahren 2004 und 2005 w

urden die so 
genannten 

Lonsdale-Jugendlichen 
zum

 
Synonym

 
für 

R
echtsextrem

ism
us. 

14 V
orfälle, an denen offenbar Lonsdale-Jugendliche beteiligt w

aren, w
urden von 

m
ehreren Q

uellen berichtet, darunter von der nationalen A
nlaufstelle im

 Jahr 2005. 
 In 

Ö
sterreich 

hat 
die 

nationale 
A

nlaufstelle 
ZA

R
A

, 
die 

V
orw

ürfe 
und 

Inform
ationen 

über 
D

iskrim
inierung 

und 
rassistisch 

m
otivierte 

G
ew

alttaten 
gegenüber allen gefährdeten M

inderheiten sam
m

elt, eine geringe Zahl von gegen 
M

uslim
e gerichteten V

orfällen gem
eldet. 

 In 
der 

Slow
akischen 

R
epublik 

berichtete 
die 

nationale 
A

nlaufstelle, 
dass 

körperliche A
ngriffe gegen M

uslim
e oder m

uslim
ische Ziele zurückgehen. Jedoch 

w
urden m

ehrere m
ündliche A

ngriffe gem
eldet, die gegen K

opftuch tragende Frauen 
gerichtet w

aren.  
 In Finnland beinhaltet der Jahresbericht der Polizei über rassistisch m

otivierte 
Straftaten 

eine 
große 

B
andbreite 

von 
V

orfällen 
von 

D
iskrim

inierung 
bis 

zu 
A

nstiftung zu R
assenhass und liefert um

fassende Inform
ationen über V

orfälle m
it 

einer A
ufschlüsselung der O

pfer nach Staatsangehörigkeit. Im
 Jahresbericht der 

Polizei aus 
dem

 Jahr 2005 w
ird festgestellt, dass die O

pfer von rassistisch 
m

otivierten Straftaten, die in einem
 überw

iegend m
uslim

ischen Land geboren sind, 
im

 Jahr 2004 bis zu 40 %
 der rund 400 O

pfer rassistisch m
otivierter G

ew
alttaten 

ausm
achten. 

 In 
Schw

eden 
w

erden 
beim

 
schw

edischen 
Justizkanzler 

A
kten 

geführt, 
die 

gegebenenfalls auch H
inw

eise auf islam
feindliche V

orfälle enthalten. N
ach A

nalyse 
der Liste hat die nationale A

nlaufstelle eine R
eihe von islam

feindlichen V
orfällen 

festgestellt 
und 

direkt 
Inform

ationen 
vom

 
D

achverband 
des 

Schw
edischen 

M
uslim

ischen R
ates eingeholt. Im

 Jahr 2005 w
urde von einem

 Ü
bergriff und zw

ei 
A

ngriffen 
auf 

eine 
M

oschee 
und 

gegen 
m

uslim
isches 

Eigentum
 

sow
ie 

von 
V

andalism
us gegen eine M

oschee berichtet. 
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Im
 V

ereinigten K
önigreich w

ar nach dem
 B

ericht des C
row

n Prosecution Service 
(C

PS) 
„B

eobachtung 
rassistischer 

V
orfälle 

- 
Jahresbericht 

2003/2004“ 
(1. A

pril 2003 bis 31. M
ärz 2004, England und W

ales) bei 22 der 44 V
orfälle, die 

der Staatsanw
altschaft gem

eldet w
urden, die w

irkliche oder verm
utete R

eligion der 
O

pfer m
uslim

isch. N
ach dem

 B
ericht des C

PS von 2004/2005 (1. A
pril 2004 bis 

31. M
ärz 2005, England und W

ales) w
ar bei 23 von 34 bei der Staatsanw

altschaft 
angezeigten 

V
orfällen 

die 
w

irkliche 
oder 

verm
utliche 

R
eligion 

der 
O

pfer 
m

uslim
isch. N

ach den B
om

benanschlägen in London am
 7. Juli 2005 kam

 es der 
Londoner Polizei zufolge zu einem

 starken A
nstieg von durch „G

laubenshass“ 
m

otivierten V
orfällen. D

ie A
nzahl der registrierten V

orfälle ging einige W
ochen 

nach den B
om

benanschlägen w
ieder auf das norm

ale N
iveau zurück. A

us dem
 

British C
rim

e Survey des Innenm
inisterium

s geht hervor, dass Pakistaner und 
B

angladescher 
im

 
V

ergleich 
zu 

anderen 
befragten 

ethnischen 
G

ruppen 
eher 

gefährdet sind, O
pfer rassistisch m

otivierter Ü
bergriffe zu w

erden. FA
IR

, die 
führende N

ichtregierungsorganisation im
 V

ereinigten K
önigreich, die sich m

it 
Islam

ophobie befasst, verzeichnete von 2004 bis 2005 über 50 Fälle von G
ew

alt 
gegen m

uslim
isches Eigentum

, einschließlich G
ebetshäusern, und über 100 Fälle 

von 
verbaler 

B
edrohung 

und 
M

isshandlung 
gegen 

M
itglieder 

m
uslim

ischer 
G

em
einschaften. 

  D
atenverfügbarkeit und Folgen für die Politik

 D
er M

angel an am
tlichen strafrechtlichen D

aten über religiös m
otivierte V

orfälle 
bedeutet, dass die Strafrechtsbehörden  – von der Polizei bis zur Staatsanw

altschaft 
– zurzeit ohne fundierte krim

inalpolizeiliche H
inw

eise über A
nzahl und A

rt der 
V

orfälle gegen religiöse G
ruppen, einschließlich M

uslim
en, arbeiten. 

 D
ie M

aßnahm
en zur sozialen, w

irtschaftlichen und politischen Integration sind also 
zurzeit 

nicht 
ausreichend 

durch 
spezifische 

D
aten 

über 
die 

betroffenen 
G

em
einschaften unterm

auert. A
ngesichts der B

enachteiligungen in den Städten und 
der 

sozialen 
U

nruhen, 
die 

sich 
in 

den 
letzten 

Jahren 
in 

den 
m

uslim
ischen 

G
em

einschaften abzeichneten, sollte in den M
itgliedstaaten – zum

indest in jenen m
it 

einem
 

nennensw
erten 

m
uslim

ischen 
B

evölkerungsanteil 
– 

dringend 
darüber 

nachgedacht w
erden, ob und in w

elchem
 U

m
fang die Erhebung von D

aten und 
Inform

ationen über speziell gegen M
uslim

e gerichtete „islam
feindliche“ V

orfälle 
und 

D
iskrim

inierung 
in 

Schlüsselbereichen 
w

ie 
B

eschäftigung, 
B

ildung 
und 

W
ohnungsw

esen w
ünschensw

ert und m
achbar ist. D

iese D
atenerhebungen und sie 

begleitende M
aßnahm

en sollten nach M
öglichkeit in aktiver Zusam

m
enarbeit m

it 
den m

uslim
ischen G

em
einschaften durchgeführt w

erden.  
  Förderung von Integration – B

ekäm
pfung von Islam

ophobie 
 D

er G
rundsatz der Integration als „ein dynam

ischer in beide Richtungen gehender 
Prozess des gegenseitigen Entgegenkom

m
ens aller Einw

anderer und aller in den 
M

itgliedstaaten ansässigen Personen“ w
urde vom

 Europäischen R
at auf der Tagung 

in Thessaloniki im
 Juni 2003 angenom

m
en. In ihrer M

itteilung von 2005 „Eine 
gem

einsam
e 

Integrationsagenda 
– 

Ein 
R

ahm
en 

für 
die 

Integration 
von 
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D
rittstaatsangehörigen 

in 
die 

Europäische 
U

nion“ 
schlägt 

die 
Europäische 

K
om

m
ission die Förderung des interkulturellen und interreligiösen D

ialogs auf 
europäischer Ebene sow

ie die Entw
icklung des D

ialogs der K
om

m
ission m

it den 
religiösen und hum

anistischen O
rganisationen vor. A

uf nationaler Ebene schlägt sie 
die Entw

icklung eines konstruktiven interkulturellen D
ialogs sow

ie die Förderung 
von Plattform

en für den religions- und glaubensübergreifenden D
ialog zw

ischen 
R

eligionsgem
einschaften 

und/oder 
zw

ischen 
G

em
einschaften 

und 
politischen 

Entscheidungsträgern vor. 
 Eine V

ielzahl von Initiativen der G
em

einschaft, w
ie etw

a das A
ktionsprogram

m
 

gegen D
iskrim

inierung, die Program
m

e EQ
U

A
L, SO

K
R

A
TES und JU

G
EN

D
, 

stellen M
ittel zur Finanzierung von Projekten bereit, die den interkulturellen D

ialog 
direkt oder indirekt fördern. 
 V

iele M
itgliedstaaten haben zudem

 M
aßnahm

en und Initiativen entw
ickelt, um

 
insbesondere die Integration der M

uslim
e zu fördern. Ferner haben M

itgliedstaaten 
m

it großen m
uslim

ischen B
evölkerungsanteilen Politiken und M

aßnahm
en zur 

Stärkung des sozialen Zusam
m

enhalts und zur U
nterstützung der ethnischen oder 

religiösen M
inderheiten ergriffen.  

  Schlussfolgerungen
 M

uslim
e in den M

itgliedstaaten der Europäischen U
nion haben unter verschiedenen 

Ebenen der D
iskrim

inierung und M
arginalisierung in B

eschäftigung, B
ildung und 

W
ohnungsw

esen zu leiden und sind zudem
 O

pfer negativer Stereotypisierungen 
durch die M

ehrheitsbevölkerung und die M
edien. Zusätzlich sind sie verm

ehrt 
V

orurteilen und H
ass in jeder Form

 ausgesetzt, von verbalen bis hin zu tätlichen 
A

ngriffen auf Personen und Sachen. 
 D

iskrim
inierung 

gegen 
M

uslim
e 

kann 
islam

feindlichen 
Einstellungen 

sow
ie 

rassistischen und frem
denfeindlichen R

essentim
ents zugeschrieben w

erden, da diese 
Elem

ente 
vielfach 

untrennbar 
m

iteinander 
verw

oben 
sind. 

R
assism

us, 
Frem

denfeindlichkeit 
und 

Islam
ophobie 

w
erden 

zu 
Phänom

enen, 
die 

sich 
gegenseitig verstärken; daher sollte Feindseligkeit gegenüber M

uslim
en auch im

 
K

ontext eines allgem
eineren K

lim
as der Feindseligkeit gegenüber M

igranten und 
M

inderheiten gesehen w
erden. 

 Jedoch sind die B
erichterstattung und die D

okum
entation des w

ahren A
usm

aßes und 
der w

ahren N
atur von D

iskrim
inierung und islam

feindlichen V
orfällen gegen 

m
uslim

ische G
em

einschaften in der EU
 nach w

ie vor unzureichend. Es besteht ein 
gravierender M

angel an D
aten bzw

. offiziellen Inform
ationen über die soziale Lage 

der M
uslim

e in den M
itgliedstaaten sow

ie über die A
rt und das A

usm
aß von 

islam
feindlichen V

orfällen. 
 Folglich sind die politischen Entscheidungsträger sow

ohl auf nationaler als auch auf 
EU

-Ebene w
eder über die besondere Lage der M

uslim
e auf dem

 A
rbeitsm

arkt, im
 

B
ildungs- und im

 W
ohnungsw

esen noch über das A
usm

aß und die A
rt der gegen 
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M
uslim

e 
gerichteten 

D
iskrim

inierung, 
V

orfälle 
und 

B
edrohungen 

ausreichend 
inform

iert.  
 N

ach A
nsicht des EU

M
C

 m
üssen die M

itgliedstaaten M
aßnahm

en entw
ickeln, 

ausbauen 
und 

bew
erten, 

die 
darauf 

abzielen, 
G

leichstellung 
und 

N
ichtdiskrim

inierung für m
uslim

ische G
em

einschaften, besonders in den B
ereichen 

B
eschäftigung, 

B
ildungsw

esen 
und 

Zugang 
zu 

W
aren 

und 
D

ienstleistungen 
sicherzustellen. H

ierbei sind B
eobachtung und D

atenerhebung ein unabdingbares 
M

ittel, um
 w

irksam
e M

aßnahm
en entw

ickeln zu können.  
 D

as EU
M

C
 ist der A

nsicht, dass M
aßnahm

en und Praktiken zur B
ekäm

pfung von 
D

iskrim
inierung und sozialer M

arginalisierung und zur Förderung von Integration 
zur integrierten politischen Priorität erhoben w

erden sollten. Insbesondere m
üssten 

dem
 Zugang zu B

ildung und der C
hancengleichheit auf dem

 A
rbeitsm

arkt m
ehr 

B
edeutung beigem

essen w
erden. D

er Zugang zu W
ohnungen und die Teilhabe an 

den Prozessen des öffentlichen Lebens sind w
eitere Schlüsselthem

en, die es 
anzugehen gilt, insbesondere auf lokaler und regionaler Ebene. D

as EU
M

C
 erm

utigt 
zu positiven Initiativen zur Schaffung eines geeigneten U

m
felds für die vielfältigen 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften 

in 
Europa, 

dam
it 

diese 
vollständig 

an 
der 

M
ehrheitsgesellschaft teilhaben können.  

 D
as EU

M
C

 begrüßt G
em

einschaftsinitiativen zur V
erbesserung der K

oordinierung 
und des A

ustauschs bew
ährter Praktiken im

 H
inblick auf die Integrationspolitiken 

auf 
nationaler 

und 
lokaler 

Ebene, 
w

ie 
in 

der 
M

itteilung 
der 

Europäischen 
K

om
m

ission 
„Eine 

gem
einsam

e 
Integrationsagenda 

– 
Ein 

R
ahm

en 
für 

die 
Integration von D

rittstaatsangehörigen in die Europäische U
nion“ festgehalten. D

ie 
gem

einsam
en G

rundprinzipien für die Integration, die vom
 Europäischen R

at im
 

N
ovem

ber des Jahres 2004 verabschiedet w
urden, erkennen an, dass Teilhabe und 

G
leichbehandlung für eine bessere Integration und einen stärkeren Zusam

m
enhang 

der G
esellschaft unerlässlich sind.  

 D
as EU

M
C

 begrüßt das zunehm
ende B

ew
usstsein über D

iskrim
inierung gegen 

M
uslim

e und über die Erscheinungsform
en von Islam

ophobie in den M
itgliedstaaten 

sow
ie die Entw

icklung positiver Initiativen, von denen einige in diesem
 B

ericht 
hervorgehoben w

erden. D
ie A

usw
ertung der verfügbaren D

aten und Inform
ationen 

hat jedoch einige B
ereiche aufgezeigt, in denen w

eitere M
aßnahm

en getroffen 
w

erden könnten, einschließlich G
esetzgebung, B

eschäftigung, B
ildung, R

olle der 
M

edien und U
nterstützung durch die Zivilgesellschaft. D

arüber hinaus ist das 
EU

M
C

 
der 

A
nsicht, 

dass 
die 

M
itgliedstaaten 

R
echtsvorschriften 

und/oder 
V

erw
altungsbestim

m
ungen zur Förderung positiver M

aßnahm
en einführen oder, so 

solche bereits vorhanden sind, nutzen sollten. 
 A

uf dieser G
rundlage und im

 Einklang m
it seiner in A

rtikel 2 B
uchstabe e der 

G
ründungsverordnung festgelegten A

ufgabe, Schlussfolgerungen und G
utachten für 

die G
em

einschaft und ihre M
itgliedstaaten auszuarbeiten, liefert das EU

M
C

 eine 
R

eihe von Stellungnahm
en innerhalb eines allgem

einen R
ahm

ens von M
aßnahm

en 
gegen R

assism
us, Frem

denfeindlichkeit, A
ntisem

itism
us, Islam

ophobie und dam
it 

verbundenen intoleranten V
erhaltensw

eisen. D
iese Stellungnahm

en sind am
 Ende 

dieses B
erichts aufgeführt. 
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Vorgeschichte des Berichts 
   D

ie vorrangige A
ufgabe des EU

M
C

 besteht darin, zuverlässige, objektive und 
vergleichbare D

aten und Inform
ationen über R

assism
us und Frem

denfeindlichkeit in 
den M

itgliedstaaten der Europäischen U
nion zu sam

m
eln, diese Inform

ationen 
auszuw

erten und praxisorientierte, w
irksam

e V
orschläge für die Politikgestaltung 

der EU
 und ihrer M

itgliedstaaten zu erarbeiten. N
ach den Terroranschlägen von 

N
ew

 Y
ork und W

ashington w
ies das EU

M
C

 seine nationalen A
nlaufstellen des 

R
A

X
EN

-N
etzw

erks 
an, 

gegen 
M

uslim
e 

gerichtete 
Ü

bergriffe 
in 

allen 
M

itgliedstaaten der EU
 zu beobachten und dem

 EU
M

C
 zu m

elden. B
ereits kurze 

Zeit später berichtete das EU
M

C
, dass sich die M

uslim
e in vielen M

itgliedstaaten 
zunehm

end feindseligen Ü
bergriffen ausgesetzt sahen.  

 A
ufgrund 

dieser 
Erkenntnisse 

organisierte 
das 

EU
M

C
 

gem
einsam

 
m

it 
der 

Europäischen K
om

m
ission eine R

eihe von G
esprächsrunden, in denen w

ichtige 
A

kteure die Sachlage erörterten und Lösungsvorschläge form
ulierten. A

uch die 
darauf folgenden schw

er w
iegenden Ereignisse w

ie die B
om

benanschläge auf die 
M

adrider U
-B

ahn, die Erm
ordung des niederländischen R

egisseurs V
an G

ogh und 
insbesondere die B

om
benangriffe vom

 Juli 2005 in der Londoner Innenstadt w
urden 

vom
 EU

M
C

 genau verfolgt und in seinen Publikationen berücksichtigt.  
 B

ei dieser A
rbeit gelangte das EU

M
C

 zu der w
ichtigen Erkenntnis, dass über 

islam
feindliche V

orfälle und die Lage der M
uslim

e in der EU
 bislang nur w

enige 
D

aten vorliegen. D
as EU

M
C

 entschied daher, die D
atenerhebung über das R

A
X

EN
-

N
etzw

erk zu intensivieren und gab hierfür ehrgeizigere Leitlinien vor. D
ie im

 M
ai 

2005 von den nationalen A
nlaufstellen vorgelegten D

atenerhebungsberichte w
urden 

im
 N

ovem
ber 2005 sow

ie im
 Januar 2006 um

 zusätzliche D
aten und M

aterialien 
ergänzt. 
 D

ie 
vorliegenden 

D
aten 

(Statistiken, 
Zahlenangaben 

oder 
A

ufstellungen 
zu 

V
orfällen) w

urden in folgende G
ruppen unterteilt:

 A
.

G
ew

alt gegen Personen (A
ngehörige m

uslim
ischer G

em
einschaften oder als solche 

w
ahrgenom

m
ene Personen und/oder Personen, die für m

uslim
ische G

em
einschaften 

tätig sind) – sow
eit verfügbar m

it A
ngaben über Täter und über die V

erfolgung von 
Straftaten. 

B
.

G
ew

alt gegen Sachen (Eigentum
 von M

uslim
en, M

oscheen, K
ulturzentren usw

.) – 
sow

eit verfügbar m
it A

ngaben über Täter und über die V
erfolgung von Straftaten. 

C
.

V
erbale 

D
rohungen 

und 
beleidigendes 

V
erhalten 

gegenüber 
A

ngehörigen 
m

uslim
ischer G

em
einschaften oder als solche w

ahrgenom
m

ene Personen und/oder 
Personen, die für m

uslim
ische G

em
einschaften tätig sind – sow

eit verfügbar m
it 

A
ngaben über Täter und über die V

erfolgung von Straftaten. 
D

.
Islam

feindliche Literatur. 
 D

ie 
Länderberichte 

haben 
den 

N
achteil, 

dass 
sie 

aufgrund 
unterschiedlicher 

M
eldesystem

e untereinander nur bedingt vergleichbar sind. D
as EU

M
C

 beauftragte 
daher Professor D

r. Å
ke Sander von der U

niversität G
öteborg m

it der Erarbeitung 
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einer 
vergleichenden 

A
nalyse 

der 
von 

R
A

X
EN

 
erhobenen 

D
aten, 

auf 
deren 

G
rundlage dann von den D

ienststellen des EU
M

C
 der vorliegende B

ericht erstellt 
w

urde. 
 D

er bereits bei dem
 2004 vorgelegten B

ericht des EU
M

C
 über A

ntisem
itism

us 
angew

andten Praxis folgend w
urde ergänzend eine Studie in A

uftrag gegeben, m
it 

der die quantitativen D
aten des vorliegenden B

erichts um
 subjektive qualitative 

A
ngaben 

ergänzt 
w

erden, 
so 

dass 
ein 

aussagefähiges 
B

ild 
über 

M
einungen, 

Em
pfindungen, 

Ä
ngste, 

Frustrationen, 
aber 

auch 
den 

O
ptim

ism
us 

und 
die 

Zukunftsvisionen zahlreicher M
uslim

e in Europa entsteht. 
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TEIL I – Der soziale Kontext 
   1.  

Muslimische Gemeinschaften in Europa – die 
Hintergründe

 D
er B

ezug des Islam
 zu Europa besteht schon sehr lange. Seit Jahrhunderten leben 

M
uslim

e
3 im

 B
altikum

 und in den B
alkanregionen, auf der iberischen H

albinsel, in 
Zypern und auf Sizilien. V

erschiedene europäische Länder unterhielten w
ährend der 

K
olonialzeit enge K

ontakte zur m
uslim

ischen W
elt. W

eite Teile der K
olonialreiche 

G
roßbritanniens, Frankreichs und der N

iederlande erstreckten sich über G
ebiete, die 

von M
uslim

en besiedelt w
aren. 

 D
ie m

eisten M
uslim

e, die heute in den Ländern der Europäischen U
nion leben, 

kam
en w

ährend des W
irtschaftsboom

s der 1960er Jahre zunächst als G
astarbeiter, in 

den 1970er und 1980er Jahren zogen ihre Fam
ilien nach, später folgten w

eitere 
G

ruppen, w
ie z. B

. in den 1990er Jahren A
sylbew

erber. A
uch B

indungen aus 
K

olonialzeiten spielten eine w
ichtige R

olle. In Frankreich stam
m

en die m
eisten 

Zuw
anderer aus den ehem

aligen K
olonien und Protektoraten des M

aghreb, vor 
allem

 aus A
lgerien, Tunesien und M

arokko. In den N
iederlanden siedelten sich 

M
uslim

e 
aus 

den 
ehem

aligen 
K

olonien 
im

 
heutigen 

Indonesien 
an. 

D
ie 

m
uslim

ischen M
igranten im

 V
ereinigten K

önigreich stam
m

en zum
eist aus Pakistan 

und B
angladesch. 

 W
eil in Europa vor allem

 B
edarf an billigen ungelernten oder gering qualifizierten 

A
rbeitskräften bestand, zogen überw

iegend B
ew

ohner aus ländlichen G
ebieten 

dorthin. 
D

iese 
M

igranten 
erfuhren 

dam
it 

in 
doppelter 

H
insicht 

eine 
soziale 

Entw
urzelung: Sie kam

en nicht nur in ein frem
des Land, sondern m

ussten sich vom
 

Leben in der ländlichen D
orfgem

einschaft auf die Existenz in einer Industriestadt 
oder m

odernen G
roßstadt um

stellen.  
 D

ie M
ehrzahl der M

igranten ließ sich zunächst in den H
auptstadtregionen und den 

großen Industriegebieten nieder. In D
eutschland sind M

uslim
e vor allem

 in und um
 

B
erlin, 

K
öln, 

Frankfurt, 
Stuttgart, 

D
ortm

und, 
Essen, 

M
ünchen 

und 
H

am
burg 

anzutreffen, 
in 

den 
N

iederlanden 
in 

A
m

sterdam
, 

R
otterdam

 
und 

U
trecht, 

in 
Frankreich in den R

egionen Ile-de-France, Provence-A
lpes, C

ote d’A
zur, R

hône-
A

lpes und N
ord-Pas-de-C

alais. Im
 V

ereinigten K
önigreich siedelten sich große 

m
uslim

ische B
evölkerungsgruppen in London, den W

est M
idlands, W

est Y
orkshire, 

G
reater M

anchester, Lancashire und an der schottischen W
estküste an. D

ie starke 

                                                 
3  

H
ierbei ist zu beachten, dass – w

ie bei jeder anderen R
eligion auch – Personen, die aufgrund ihrer 

Staatszugehörigkeit oder ihres ethnischen, kulturellen oder fam
iliären H

intergrunds als M
uslim

e 
bezeichnet 

w
erden, 

sich 
selbst 

m
öglicherw

eise 
gar 

nicht 
dieser 

G
ruppe 

zuordnen. 
Forschungsarbeiten haben ergeben, dass die m

eisten europäischen M
uslim

e – w
ie die A

ngehörigen 
anderer R

eligionsgem
einschaften auch – in ihrem

 A
lltagsleben w

eltlich geprägt sind und eher 
w

eltlichen W
ertvorstellungen folgen. 
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K
onzentration der m

uslim
ischen B

evölkerung in den Industrieregionen hat zur 
Folge, dass zw

ar ihr A
nteil an der G

esam
tbevölkerung in den einzelnen Ländern 

relativ gering ist, die M
uslim

e jedoch in bestim
m

ten G
roßstädten und deren näherer 

U
m

gebung einen beträchtlichen B
evölkerungsanteil ausm

achen und dort auch 
deutlich sichtbar das Straßenbild prägen. 
 M

itte 
der 

1970er 
Jahre 

w
aren 

die 
w

irtschaftliche 
R

ezession 
und 

dam
it 

einhergehende B
edenken hinsichtlich der w

achsenden Zahl der M
igranten A

uslöser 
dafür, dass der prim

äre Zuzug von A
rbeitskräften nach N

ordeuropa zunächst 
eingeschränkt und später gestoppt w

urde. B
is zu diesem

 Zeitpunkt w
aren vor allem

 
jüngere M

änner im
 Erw

erbsalter zugezogen. D
em

 schloss sich nun ein Prozess der 
längerfristigen A

nsiedelung und der Fam
ilienzusam

m
enführung an. N

achdem
 die 

überw
iegend m

ännlichen M
igranten ihre Fam

ilien nachgeholt hatten, galt die 
verm

ehrte A
ufm

erksam
keit dem

 A
ufbau einer gem

einschaftlichen Infrastruktur. M
it 

der A
nsiedelung und Zusam

m
enführung von Fam

ilien begann sich neben der 
A

ltersstruktur 
auch 

die 
soziale 

und 
politische 

D
ynam

ik 
der 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften zu verändern. 

 In den 1980er Jahren gelangten M
uslim

e auch als A
syl suchende Flüchtlinge nach 

N
ordeuropa – zunächst aus A

fghanistan, dem
 Iran, dem

 Irak und dem
 Libanon, 

später, zu B
eginn der 1990er Jahre, aus dem

 ehem
aligen Jugoslaw

ien und aus 
Som

alia. B
ei diesen N

euanköm
m

lingen handelte es sich vielfach um
 qualifizierte 

Fachkräfte, die aus städtischen B
allungsräum

en stam
m

ten. D
aneben sind an den 

H
ochschulen in ganz N

ordeuropa seit jeher zahlreiche Studenten aus m
uslim

ischen 
Ländern eingeschrieben. D

iese G
ruppe ist zw

ar im
 V

ergleich zur G
ruppe der 

W
irtschaftsm

igranten 
zahlenm

äßig 
klein, 

spielt 
jedoch 

aufgrund 
ihres 

B
ildungshintergrunds in der Interaktion zw

ischen der m
uslim

ischen B
evölkerung 

und der breiten G
esellschaft eine w

ichtige R
olle. 

 In einer ganzen R
eihe von EU

-M
itgliedstaaten w

ie G
riechenland, Spanien, Zypern 

und anderen Ländern sind m
uslim

ische G
em

einschaften seit langem
 präsent, so gibt 

es beispielsw
eise in den beiden spanischen Enklaven C

euta und M
elilla auf dem

 
nordafrikanischen Festland seit jeher eine m

arokkanisch-spanische m
uslim

ische 
G

em
einschaft. 

In 
der 

R
egion 

Thrakien 
im

 
N

ordosten 
G

riechenlands 
ist 

seit 
Jahrhunderten eine m

uslim
ische G

em
einschaft m

it griechischer Staatsbürgerschaft 
ansässig, die auf die osm

anische B
esiedelung Südosteuropas zurückgeht. D

ie 
M

ehrzahl der A
ngehörigen dieser G

em
einschaft ist türkischer A

bstam
m

ung, eine 
zw

eite G
ruppe besteht aus M

uslim
en, die sich den R

om
a zurechnen, eine dritte 

G
ruppe bilden die Pom

aken, die bulgarisch-slaw
ischer H

erkunft sind. A
uf den 

griechischen 
Inseln 

K
os 

und 
R

hodos 
leben 

zw
ei 

kleinere 
m

uslim
ische 

G
em

einschaften, denen jedoch nicht der Status einer religiösen M
inderheit m

it 
anerkannten R

echten im
 R

eligions- und B
ildungsbereich zuerkannt w

urde.  
 Seit 

den 
1990er 

Jahren 
haben 

G
riechenland, 

Italien 
und 

Spanien 
w

eitere 
m

uslim
ische M

igranten in großer Zahl aufgenom
m

en. W
ährend nach G

riechenland 
hauptsächlich albanische M

uslim
e, aber auch M

uslim
e aus Pakistan, B

angladesch 
und dem

 Irak zuw
andern, stam

m
en die m

eisten m
uslim

ischen M
igranten in Spanien 

aus M
arokko und den afrikanischen Ländern südlich der Sahara. D

ie m
eisten von 

ihnen gelangen illegal über A
ndalusien ins Land und verdingen sich entw

eder dort 
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in 
der 

Landw
irtschaft 

oder 
sie 

ziehen 
w

eiter 
nach 

N
orden, 

um
 

in 
den 

Industriegebieten von M
adrid oder B

arcelona A
rbeit zu suchen. A

uch nach Italien 
gelangen aus N

ordafrika und A
lbanien m

uslim
ische M

igranten in großer Zahl. 
 D

ie M
igration aus überw

iegend m
uslim

ischen Ländern nach Europa seit B
eginn der 

1990er Jahre lässt sich im
 W

esentlichen w
ie folgt charakterisieren:  

 (1)
In 

N
ordeuropa 

ist 
die 

m
uslim

ische 
Zuw

anderung 
hauptsächlich 

durch 
die 

überw
iegend legale Einreise von Flüchtlingen/A

sylbew
erbern und A

rbeitsuchenden 
geprägt, ihre M

otive sind K
riege und bürgerkriegsähnliche Zustände an den R

ändern 
Europas sow

ie die dam
it verbundenen Push- und Pull-Faktoren. 

(2)
In Südeuropa ist die m

uslim
ische Zuw

anderung hauptsächlich durch die überw
iegend 

illegale Einreise (auch M
enschenhandel) aufgrund der geografischen N

ähe von 
Ländern 

m
it 

m
uslim

ischer 
B

evölkerung 
zu 

Südeuropa 
geprägt; 

m
otivationsbestim

m
end sind dieselben Faktoren w

ie bei der Zuw
anderung nach 

N
ordeuropa.  

 Zusam
m

enfassend 
lässt 

sich 
feststellen, 

dass 
G

eschichte 
und 

M
uster 

der 
m

uslim
ischen Zuw

anderung nach Europa vielfältig sind und neben einem
 breiten 

Spektrum
 an K

ulturen und H
erkunftsländern auch die verschiedenen Push- und Pull-

Faktoren 
w

iderspiegeln, 
die 

die 
M

enschen 
in 

ihrer 
M

igrationsentscheidung 
beeinflussen. 
  1. 1.  

Die demografische Situation 
 D

ie m
uslim

ischen G
em

einschaften der M
itgliedstaaten zeigen eine große ethnische 

V
ielfalt. D

en größten A
nteil an der m

uslim
ischen B

evölkerung Europas m
achen 

M
igranten aus der Türkei, den M

aghreb-Ländern und dem
 ehem

aligen Jugoslaw
ien 

aus, zu denen in jüngerer Zeit eine beträchtliche A
nzahl von M

igranten und 
Flüchtlingen aus dem

 N
ahen und M

ittleren O
sten hinzugekom

m
en ist. D

ie M
ehrzahl 

der in D
änem

ark, D
eutschland, den N

iederlanden und Ö
sterreich lebenden M

uslim
e 

stam
m

t aus der Türkei. In B
elgien und Spanien stellen m

arokkanisch-stäm
m

ige 
M

uslim
e die größte, in Frankreich und den N

iederlanden die zw
eitgrößte G

ruppe. In 
Frankreich ist der größte Teil der M

uslim
e algerischer A

bstam
m

ung. R
und die 

H
älfte der m

uslim
ischen B

evölkerung im
 V

ereinigten K
önigreich ist im

 Land 
geboren, zehn Prozent in A

frika, der R
est in A

sien. D
ie größten G

ruppen der 
m

uslim
ischen 

B
evölkerung 

stam
m

en 
hier 

ursprünglich 
aus 

Pakistan 
und 

B
angladesch. In Italien und Spanien bilden die m

ännlichen M
igranten der „ersten 

G
eneration“ die M

ehrheit der m
uslim

ischen B
evölkerung. In G

riechenland gibt es 
einerseits die seit langem

 dort ansässige m
uslim

ische B
evölkerungsgruppe in der 

R
egion Thrakien und andererseits die erst in jüngerer Zeit zugew

anderten M
uslim

e, 
bei denen es sich m

ehrheitlich um
 m

ännliche M
igranten der ersten G

eneration 
handelt. 
 H

ierbei ist festzuhalten, dass sich hinter der nationalen H
erkunft dieser G

ruppen ein 
breites Spektrum

 unterschiedlicher „ethnischer“ Zugehörigkeiten verbirgt: Zu den 
M

uslim
en 

aus 
der 

Türkei 
zählen 

neben 
den 

Türken 
auch 

K
urden. 

B
ei 

den 
M

arokkanern handelt es sich um
 A

ngehörige der V
olksgruppen der A

raber oder 
auch der B

erber. U
nter den M

uslim
en aus Pakistan finden sich neben Punjabis auch 
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K
aschm

iris, Paschtunen usw
. W

ie aus den B
erichten der nationalen A

nlaufstellen 
des EU

M
C

 zu entnehm
en ist, bilden die Sunniten die M

ehrheit der in Europa 
lebenden M

uslim
e; neben einer kleine schiitischen M

inderheit gibt es darüber hinaus 
noch A

leviten und Sufisten. U
nterschiedliche ethnische G

ruppen bestehen zudem
 

innerhalb der G
laubensgem

einschaft der Sunniten, ebenso gibt es innerhalb des 
sunnitischen 

Islam
 

unterschiedliche 
R

echtsschulen 
oder 

R
echtsauffassungen. 

Sunnitische M
uslim

e aus den Ländern des südlichen A
frika sind stark durch 

verschiedene Zw
eige des Sufism

us beeinflusst. D
iese U

nterschiede in ethnischer 
H

erkunft und G
laubensrichtung spielen insofern eine w

ichtige R
olle, als sie sich auf 

die unterschiedlichen Einstellungen und H
erangehensw

eisen der 
m

uslim
ischen 

G
em

einschaften im
 H

inblick etw
a auf die Integration und ihre B

eziehungen zu 
N

icht-M
uslim

en ausw
irken.  

 In den Ländern N
ordeuropas, in denen in den 1960er Jahren die ersten M

uslim
e 

ankam
en, lebt heute bereits die „zw

eite“ und „dritte G
eneration“. Im

 V
ereinigten 

K
önigreich, Frankreich, B

elgien, D
eutschland, den N

iederlanden und Schw
eden 

haben in Europa geborene M
uslim

e die Staatsangehörigkeit ihres G
eburtslandes 

angenom
m

en. D
en Prognosen der D

em
ografen zufolge w

ird ihre Zahl w
eiter 

w
achsen – hauptsächlich infolge des für viele europäische V

olksw
irtschaften 

überlebensw
ichtigen Zuzugs w

eiterer M
igranten, aber auch aufgrund einer relativ 

hohen G
eburtenrate. 

 D
ie hohe G

eburtenrate zeigt sich auch im
 dem

ografischen Profil der m
uslim

ischen 
B

evölkerung, 
die 

deutlich 
jünger 

ist 
als 

die 
M

ehrheitsbevölkerung. 
So 

w
ar 

beispielsw
eise 

im
 

V
ereinigten 

K
önigreich 

2001 
ein 

D
rittel 

der 
m

uslim
ischen 

B
evölkerung jünger als 16 Jahre, w

ährend diese A
ltersgruppe lediglich ein Fünftel 

der 
G

esam
tbevölkerung 

ausm
achte. 

D
er 

A
ltersdurchschnitt 

der 
m

uslim
ischen 

B
evölkerung im

 V
ereinigten K

önigreich liegt m
it 28 Jahren um

 13 Jahre unter dem
 

Landesdurchschnitt. 4 A
m

 1. Januar 2004 w
aren rund 38 %

 der M
uslim

e in den 
N

iederlanden selbst keine M
igranten m

ehr, sondern N
achfahren von M

igranten. 5 
D

ieses jüngere A
ltersprofil hat zur Folge, dass politische M

aßnahm
en, die auf 

Jugendliche 
und 

den 
B

ildungsbereich 
abzielen, 

für 
m

uslim
ische 

B
evölkerungsgruppen 

eine 
unverhältnism

äßig 
hohe 

B
edeutung 

bzw
. 

W
irkung 

haben.  
 In statistischen D

arstellungen w
erden M

uslim
e nur unzureichend erfasst, w

obei hier 
allerdings 

zw
ischen 

den 
einzelnen 

M
itgliedstaaten 

erhebliche 
U

nterschiede 
bestehen. In einem

 unlängst von der Europäischen K
om

m
ission vorgelegten B

ericht 
w

ird dies bestätigt: „…
 in m

ehreren EU
-25-Ländern bestehen hinsichtlich der 

Verfügbarkeit und Q
ualität dem

ografischer D
aten gravierende M

ängel. D
erzeit 

herrschen hier innerhalb Europas erhebliche U
nterschiede, w

obei in vielen Ländern 
der Trend offenkundig in Richtung einer w

eiteren Verschlechterung geht. D
ie 

                                                 
4 

V
ereinigtes K

önigreich, O
ffice of N

ational Statistics (2004), Focus on Religion, S. 5. 
5 

Statistics 
N

etherlands 
(2004), 

W
eb 

m
agazine, 

im
 

Internet 
abrufbar 

unter 
w

w
w

.cbs.nl/en-
gb/m

enu/them
as/m

ens-m
aatschappij/bevolking/publicaties/artikelen/archief/2004/2004-1543-

w
m

.htm
 (22/11/2005) 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

30

H
auptsorgen gelten in dieser H

insicht den M
igrationsdaten und dam

it auch der 
G

röße der Bevölkerung im
 erw

erbsfähigen Alter…
“

6  
 In vielen M

itgliedstaaten bestehen rechtliche H
indernisse für die Erhebung von 

D
aten über die „ethnische H

erkunft“ einschließlich der R
eligion, die unter V

erw
eis 

auf das D
atenschutzrecht und V

erfassungshindernisse errichtet w
urden und die 

vielfach auf die m
issbräuchliche V

erw
endung der D

atenerhebung unter vorm
aligen 

diktatorischen R
egim

es zurückgehen. A
ufgrund allgem

einer B
edenken hinsichtlich 

des Schutzes der Privatsphäre und personenbezogener und vor allem
 sensibler D

aten 
ist unter anderem

 in Frankreich, B
elgien, D

änem
ark, Italien und Spanien die 

Erhebung von Inform
ationen verboten, aus denen die rassische oder ethnische 

H
erkunft oder religiöse Zugehörigkeit hervorgeht. In anderen M

itgliedstaaten w
ie 

Ö
sterreich, Estland, Finnland, D

eutschland, Irland, Slow
enien und dem

 V
ereinigten 

K
önigreich sind A

usnahm
en auf der G

rundlage der Einw
illigung der B

etroffenen 
m

öglich 
und 

im
 

R
ahm

en 
von 

V
olkszählungen 

w
erden 

D
aten 

über 
die 

R
eligionszugehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einer G

laubensgem
einschaft auf 

freiw
illiger B

asis erhoben. In einigen M
itgliedstaaten w

erden D
aten über die 

R
eligionszugehörigkeit von den R

eligionsgem
einschaften selbst erhoben, so z. B

. in 
D

eutschland und Schw
eden. 

 In der D
atenschutzrichtlinie: 7 von 1995 heißt es „D

ie M
itgliedstaaten untersagen die 

Verarbeitung personenbezogener D
aten, aus denen die rassische oder ethnische 

H
erkunft…

religiöse oder philosophische Ü
berzeugungen…

hervorgehen“. A
llerdings 

ist 
hierzu 

festzuhalten, 
dass 

sich 
die 

R
ichtlinie 

auf 
die 

V
erarbeitung 

personenbezogener D
aten bezieht, die definiert w

erden als „alle Inform
ationen über 

eine bestim
m

te oder bestim
m

bare natürliche Person“. A
ußerdem

 ist in der Präam
bel 

der D
atenschutzrichtlinie festgelegt: „D

ie Schutzprinzipien finden keine Anw
endung 

auf D
aten, die derart anonym

isiert sind, dass die betroffene Person nicht m
ehr 

identifizierbar ist.“ D
as heißt, nach der D

atenschutzrichtlinie von 1995 ist die 
D

atenerhebung über ethnische H
erkunft und R

eligionszugehörigkeit dann nicht 
untersagt, w

enn die Erhebung der B
ildung statistischer G

esam
tzahlen dient und die 

betroffene Person zu keinem
 Zeitpunkt der Erhebung m

ittelbar oder unm
ittelbar 

identifiziert w
ird. So gesehen besteht in den M

itgliedstaaten die M
öglichkeit, für 

statistische Zw
ecke anonym

e D
aten zu sam

m
eln, anhand derer die betroffene Person 

nicht identifiziert w
erden kann und die nach strikten V

orschriften erhoben w
erden. 

D
erartige D

aten könnten eine V
ielzahl von Inform

ationen über die soziale Situation 
der m

uslim
ischen B

evölkerung, unter anderem
 im

 H
inblick auf B

eschäftigung, 
W

ohnverhältnisse und B
ildung, liefern. 

 In 
ihrem

 
V

orschlag 
für 

eine 
V

erordnung 
zu 

„G
em

einschaftsstatistiken 
über 

W
anderung 

und 
internationalen 

Schutz“
8 

von 
2005 

stellte 
die 

Europäische 
                                                 
6  

A
hn, N

., A
lho, J. M

., B
rücker, H

., C
ruijsen, H

., Laakso, S., Lassila, J.(K
oordinator), M

ork
nien

, 
A

., M
äättänen, N

. und V
alkonen, T. (2005). The use of dem

ographic trends and long-term
 

population projections in public policy planning at EU
, national, regional and local level, S. 3.  

7  
R

ichtlinie 95/46/EG
 des Europäischen Parlam

ents und des R
ates zum

 Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener D

aten und zum
 freien D

atenverkehr, A
m

tsblatt L 281, 
1995.  

8  
Europäische K

om
m

ission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlam
ents und des 

Rates zu G
em

einschaftsstatistiken über W
anderung und internationalen Schutz, B

rüssel, 14.9.2005, 
K

O
M

(2005) 375 endg., 2005/0156 (C
O

D
).  
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K
om

m
ission fest: „Trotz um

fassender nichtlegislativer Versuche der K
om

m
ission, 

die K
oordination in diesem

 Bereich zu verbessern, agierten die M
itgliedstaaten 

unabhängig von einander und w
aren nicht in der Lage, der K

om
m

ission die 
harm

onisierten 
D

aten 
zur 

Verfügung 
zu 

stellen, 
die 

für 
vergleichbare 

G
em

einschaftsstatistiken über W
anderung und Asyl benötigt w

erden.“ M
it ihrem

 
V

orschlag bem
üht sich die K

om
m

ission daher darum
, gem

einsam
e R

egeln für die 
Erhebung 

und 
Erstellung 

von 
G

em
einschaftsstatistiken 

über 
W

anderung 
und 

internationalen Schutz aufzustellen und die großen U
nterschiede innerhalb Europas 

in B
ezug auf die V

erw
altungssystem

e und D
atenquellen m

it dem
 zunehm

enden 
B

edarf an vergleichbaren W
anderungsstatistiken für die Europäische U

nion und ihre 
M

itgliedstaaten in Einklang zu bringen. D
er V

orschlag stand im
 Septem

ber 2006 zur 
Lesung im

 Europäischen Parlam
ent an. 9 

 A
ngesichts der verschiedenen H

indernisse, die einer um
fassenden allgem

einen 
Erhebung 

von 
dem

ografischen 
D

aten 
entgegenstehen, 

zeigt 
die 

nachstehende 
Ü

bersicht 
die 

derzeit 
„besten 

verfügbaren“ 
Inform

ationen 
über 

die 
B

evölkerungszahlen der m
uslim

ischen B
evölkerung in Europa, untergliedert nach 

M
itgliedstaaten. W

ie aus den B
em

erkungen zu der Tabelle eindeutig hervorgeht, 
sind die Inform

ationsquellen über die m
uslim

ische B
evölkerung sehr unterschiedlich 

– w
ährend in einigen Ländern durchaus am

tliche Q
uellen existieren, liegen aus 

anderen Ländern lediglich D
aten von N

R
O

 oder Schätzw
erte vor. 

                                                  
9  

Legislative 
O

bservatory 
of 

the 
European 

Parliam
ent, 

im
 

Internet 
abrufbar 

unter 
http://w

w
w

.europarl.europa.eu/oeil/FindB
yProcnum

.do?lang=2&
procnum

=C
O

D
/2005/0156  

(12.3.2006). 
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T
abelle 1: D

ie m
uslim

ische B
evölkerung in den M

itgliedstaaten der E
U

 
LAND 

Am
tliche 

Daten
Nicht-

am
tliche 

Daten

Bem
erkungen 

TSCHECHISCHE 
REPUBLIK

3 700 
Tschechische Republik, Statistisches Amt, 
Volkszählung 2001; andere Schätzungen 
gehen von  20 000 bis 30 000 Muslimen 
aus, u. a. US Department of State - 
International Religious Freedom Report 
2005
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51548
.htm

BELGIEN
 

360 000 
Schätzung des interdisziplinären Zentrums 
für religiöse Studien der Universität Leuven, 
Belgien, weitere Informationen im Internet 
unter
http://www.kuleuven.ac.be/icrs/home/engin
dex.htm (21.2.2006) 

ZYPERN 
4 182 

Republik Zypern, Nationales Statistisches 
Amt, Volkszählung; die Zahlenangabe 
bezieht sich auf den unter der Kontrolle der 
Regierung der Republik Zypern 
befindlichen Teil der Insel und schließt den 
von der türkischen Armee besetzten und 
unter türkisch-zyprischer Verwaltung 
stehenden Teil Zyperns nicht ein 

DÄNEMARK
 

150 000 
Jensen, T. (ed.) Religionsguiden., Dansk 
Flygtningehjæ

lp. 2000; andere Quellen 
gehen von 180 000 Muslimen aus, u. a. US 
Department of State - International 
Religious Freedom Report 2005 
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51549
.htm

DEUTSCHLAND 
 

3 400 000 
Religionswissenschaftlicher Medien- und 
Informationsdienst REMID, im Internet 
unter http://www.religion-
online.info/islam/islam.html; im Ausländer-
Zentralregister (AZR) wurde unlängst die 
Zahl der in Deutschland lebenden 
Ausländer von 7,3 Millionen in 6,7 Million 
berichtigt, daher dürfte die tatsächliche Zahl 
der Muslime unter der ursprünglichen 
Schätzung von 3,4 Millionen liegen 

GRIECHENLAND 
 

360 000 
Die Schätzung der nationalen Anlaufstelle 
schließt neben den Migranten auch die 
80 000 bis 120 000 griechischen Muslime 
türkischer und pomakischer Herkunft und 
die muslimischen Roma ein 

SPANIEN
 

1 064 904 
Observatorio Andalusí (Unión de 
Comunidades Islámicas de España), EL 
ISLAM EN ESPAÑA, Cifras y datos, im 
Internet unter 
http://mx.geocities.com/hispanomuslime/cifr
as.htm (19-03-2005); zu einem ähnlichen 
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Schätzwert gelangt der Verband der 
spanischen islamischen 
Religionsgemeinschaften (FEERI) 

ESTLAND 
1 387 

Volkszählung 2000: Bildung und Religion, 
IV, Tabelle 92, Statistisches Amt Estland 

FRANKREICH
 

3 516 824 
Borrel, C., und Simon, P. (2005), Les
résultats de l'enquête Fam

ille de 1999, Les 
Cahiers de l'INED, n° 156, S. 425-442; 
andere Schätzungen gehen von rund 
4 Millionen Muslimen (u. a. Jocelyne 
Cesari, CNRS-GSRL, im Internet unter 
http://www.euro-
islam.info/pages/france.html) oder 5 bis 
6 Millionen Muslimen ( u. a. BBC, im 
Internet unter 
http://news.bbc.co.uk/2/hi/europe/4385768.
stm  und  US Department of State - 
International Religious Freedom Report 
2005, im Internet unter 
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51552
.htm) aus 

UNGARN 
5 777 

Ungarn, Ungarisches Statistisches 
Zentralamt, Volkszählung 2001 

IRLAND 
17 979 

CSO, Volkszählung 2002 - Religion, 
Tabelle 15, S. 107 

ITALIEN
 

723 188 
Dossier statistico immigrazione „Caritas 
Migrantes“, 2004, S. 216; andere 
Schätzungen gehen von 825 000 Muslimen 
(u. a. UK Foreign & Commonwealth Office, 
im Internet unter 
http://www.fco.gov.uk/servlet/Front?pagena
me=OpenMarket/Xcelerate/ShowPage&c=
Page&cid=1007029394365&a=KCountryPr
ofile&aid=1019061811914) oder 1 Million 
Muslimen (u. a. US Department of State – 
International Religious Freedom Report 
2005, im Internet unter 
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51560
.htm) aus 

LETTLAND 
355 

Schätzung des Justizministeriums, 
Dienststelle für Religionsangelegenheiten, 
Lettland; andere Schätzungen gehen von 
rund 5 000 Muslimen aus, u. a. ENAR 
Shadow Report (2005) Racism in Latvia, at 
http://www.enar-
eu.org/en/national/latvia/Latvia_2005.pdf

LITAUEN 
2 860 

Statistics Lithuania, Statistisches Jahrbuch 
für Litauen 2004, Tabelle 13.1, S. 296 

LUXEMBURG
 

8 898 
Sesopi-Centre Intercommunautaire and 
Centre Culturel Islamique (2004) 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

34

MALTA
 

~3 000 
Schätzung des US Department of State -  
International Religious Freedom Report 
2005, im Internet unter: 
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51568
.htm

NIEDER-LANDE 
945 000 

Statistics Netherlands, StatLine, Muslime 
und Hindus in den Niederlanden, 
Schätzung auf Grundlage der 
Verhältniszahlen in den Herkunftsländern 
(1.1.2004)

ÖSTERREICH 
338 988 

Republik Österreich, Statistik Austria (2002) 
Volkszählung 2001 Hauptergebnis I – 
Österreich, Tabelle 15 

POLEN 
5 123 

Statistisches Zentralamt – Statistisches 
Jahrbuch 2003 – im Internet unter 
http://www.stat.gov.pl

PORTUGAL 
12 014 

Portugal, Instituto Nacional de Estatística, 
Volkszählung 2001; weitere Schätzungen, 
die der nationalen Anlaufstelle vorlagen: 
Comunidade Islâmica de Lisboa
15 000-20 000; Moschee Lissabon 
30 000-35 000; andere Schätzungen gehen 
von ca. 35 000 Muslimen aus, u. a. US 
Department of State - International 
Religious Freedom Report 2005, im 
Internet unter 
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51574
.htm

SLOW
AKISCHE 

REPUBLIK
 

~3 000 
Schätzung der nationalen Anlaufstelle (Amt 
für die Beziehungen zwischen Staat und 
Konfessionen: rund 2 000; Gemeinschaft 
der Freunde der islamischen Literatur: rund 
3 000; Slowakische Islamische Stiftung: 
rund 5 000); andere Schätzungen gehen 
von 2 000-3 000 Muslimen aus, u. a. US 
Department of State – International 
Religious Freedom Report 2005, im 
Internet unter 
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2005/51580
.htm

SLOW
ENIEN 

47 488 
Statistisches Jahrbuch der Republik 
Slowenien 2003, Tabelle 4.6, Bevölkerung 
nach Religionszugehörigkeit 

SCHW
EDEN

 
400 000 

Schätzung, Sveriges Muslimska Råd / 
Schwedischer Muslimischer Rat 

FINNLAND 
2 833 

Statistics Finland, Bevölkerungsstruktur 
und Geburtenstatistik 2004 – Eintragungen 
nach Glaubensgemeinschaften; die 
nationale Anlaufstelle schätzt die Zahl der 
Muslime auf rund 24 000 (eigene 
Hochrechnung anhand der Angaben zur 
ethnischen Herkunft aus den amtlichen 
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Einwanderungsdaten)

VEREINIGTES
KÖNIGREICH 

1 588 890 

GESAMT 
~ 13 000 000 

Bei dieser Zahl handelt es sich um
 einen 

vorsichtigen Näherungswert auf der 
Grundlage der verfügbaren am

tlichen 
und nichtam

tlichen Daten. 
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1. 2.  
Der rechtliche Status des Islam 

 D
ie 

R
eligionsfreiheit 

ist 
in 

allen 
M

itgliedstaaten 
der 

EU
 

in 
der 

V
erfassung 

verankert, doch bestehen hinsichtlich des R
echtsverhältnisses zw

ischen Staat und 
R

eligion 
beträchtliche 

U
nterschiede. 

In 
einigen 

M
itgliedstaaten 

w
ird 

die 
R

eligionsausübung vom
 G

esetzgeber durch R
echtsinstrum

ente geregelt, die sich 
unter anderem

 auf den B
etrieb von M

oscheen, Predigt- und M
issionspraktiken, die 

H
alal-Schlachtung und das öffentliche Zurschaustellen religiöser Sym

bole beziehen. 
In der M

ehrzahl der Länder gibt es jedoch im
m

er noch keine eindeutigen rechtlichen 
V

orgaben zu w
ichtigen Them

en, die sich auf die Praxis der R
eligionsausübung und 

auch auf den sozialen Zusam
m

enhalt ausw
irken, w

ie zum
 B

eispiel: 
 -

die A
nerkennung und A

usbildung von Im
am

en; 
-

die D
urchführung und Ü

berw
achung des R

eligionsunterrichts an Schulen; 
-

die 
A

nerkennung 
von 

m
uslim

ischen 
O

rganisationen 
und 

der 
dam

it 
verbundene A

nspruch auf B
eihilfen der öffentlichen H

and. 
 In vielen Ländern besteht seit jeher eine historisch gew

achsene B
eziehung des 

Staates zu religiösen Institutionen, hauptsächlich zu den katholischen, evangelischen 
und orthodoxen K

irchen, doch äußert sich dieses V
erhältnis im

 H
inblick auf das 

öffentliche und rechtliche Leben in den einzelnen Staaten sehr unterschiedlich. In 
vielen Ländern w

erden R
eligionen zw

ar generell anerkannt, doch w
erden m

eist 
bestim

m
ten 

O
rganisationen 

besondere V
ollm

achten 
übertragen, 

w
odurch diese 

O
rganisationen da facto als V

ertretung dieser R
eligionsgem

einschaften anerkannt 
w

erden. D
ie Frage der V

ertretung rückt in den Fällen besonders in den V
ordergrund, 

in 
denen 

die 
m

uslim
ischen 

G
em

einschaften 
stark 

nach 
G

laubensrichtungen 
untergliedert sind, so dass kein gem

einsam
es V

ertretungsorgan bestim
m

t w
erden 

kann. 
M

anche 
seit 

langem
 

bestehende 
m

uslim
ische 

G
em

einschaften 
verfügen 

allerdings über eine „D
achorganisation“, die ein breites Spektrum

 an ethnischen, 
kulturellen und theologischen G

ruppen vertritt. 
 In 

einigen 
Ländern 

sind 
islam

ische 
R

eligionsgem
einschaften 

nicht 
offiziell 

anerkannt, doch hat dies nicht zw
angsläufig w

esentlichen Einfluss auf R
echte und 

Sonderrechte 
der 

M
uslim

e. 
In 

Staaten, 
in 

denen 
die 

islam
ischen 

R
eligionsgem

einschaften nicht offiziell anerkannt sind, haben sich die M
uslim

e 
durch Lobbyarbeit und den Einfluss ihrer V

ertreter trotzdem
 in erheblichem

 U
m

fang 
entsprechende Sonderrechte gesichert. A

uch in der offiziellen V
ertretung gegenüber 

dem
 Staat bestehen U

nterschiede zw
ischen den Ländern, die hauptsächlich auf die 

ethnischen, kulturellen und religiösen B
esonderheiten der jew

eiligen m
uslim

ischen 
G

em
einschaften zurückzuführen sind. In Ö

sterreich, B
elgien und Spanien w

erden 
die M

uslim
e durch einheitliche m

uslim
ische G

rem
ien vertreten, w

ährend in anderen 
Ländern untereinander konkurrierende O

rganisationen Lobbyarbeit betreiben bzw
. 

m
it dem

 Staat kooperieren. Eine B
esonderheit bildet die m

uslim
ische M

inderheit in 
G

riechenland, die nach dem
 V

ertrag von Lausanne von 1923
10 offiziell durch von 

der R
egierung ernannte M

uftis vertreten w
ird. 

                                                 
10  

K
onvention über den A

ustausch der griechischen und türkischen B
evölkerungsgruppen (A

nhang A
, 

A
rtikel 2), Lausanne, 30. Januar 1923, zw

ischen der R
egierung der großen N

ationalversam
m

lung 
der Türkei und der griechischen R

egierung.  
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1. 3.  
Muslimische Organisationen 

 D
ie gem

einschaftliche V
ertretung durch O

rganisationen der Zivilgesellschaft 11 bietet 
eine bew

ährte M
öglichkeit für M

uslim
e, sich stärker in das soziale und politische 

Leben der G
esellschaft des jew

eiligen Landes einzubringen. V
iele, vor allem

 eher 
w

eltlich geprägte M
uslim

e schließen sich nicht den m
uslim

ischen O
rganisationen 

an. D
ie Teilhabe der m

uslim
ischen G

em
einschaften am

 sozialen und politischen 
Leben 

durch 
V

ertretungsorganisationen 
ist 

insofern 
w

ichtig, 
w

eil 
sie 

darüber 
entscheidet, 

inw
iew

eit 
die 

allgem
eine 

Politik 
angem

essen 
auf 

Fragen 
zu 

R
eligionsunterschieden und R

eligionsgleichheit eingehen kann. D
erartige Fragen 

sollten 
in 

den 
K

ontext einer 
G

esam
tpolitik 

für den 
U

m
gang 

m
it 

ethnischen 
M

inderheiten 
eingebunden 

sein. 
Es 

geht 
daher 

ganz 
entscheidend 

darum
 

zu 
gew

ährleisten, dass der Politikgestaltungsprozess m
it „A

ntennen“ ausgestattet ist, 
die in der Lage sind, Signale aufzufangen, die auf die N

otw
endigkeit eines 

zielgerichteteren H
erangehens an das Them

a „R
eligionsunterschiede und religiöse 

(In-)Toleranz“ 
hinw

eisen. 
D

ie 
aktive 

und 
unm

ittelbare 
B

eteiligung 
der 

m
uslim

ischen G
em

einschaften am
 Prozess der Politikgestaltung kann hier als eine 

Strategie gesehen w
erden, dies zu erreichen. 12 

 D
ie Tatsache, dass der Islam

 nicht hierarchisch organisiert ist, ist in V
erbindung m

it 
der 

ethnischen, 
kulturellen 

und 
theologischen 

V
ielfalt 

der 
m

uslim
ischen 

G
em

einschaften in Europa U
rsache für die besonderen Schw

ierigkeiten bei der 
B

ildung von V
ertretungsorganisationen auf Länderebene, die in der Lage w

ären für 
„die M

uslim
e“ zu sprechen. Es gibt allerdings A

nzeichen dafür, dass sich die 
Einstellung zur gem

einschaftlichen V
ertretung allm

ählich zu verändern beginnt, 
nachdem

 die jüngeren M
uslim

e nach und nach davon abkom
m

en, sich hauptsächlich 
über ihre ethnische oder nationale H

erkunft bzw
. über ihr H

erkunftsland oder das 
ihrer Eltern zu definieren. Sie betrachten sich heute vielfach kollektiv als M

uslim
e, 

w
odurch die Interaktion zw

ischen den ethnisch/national definierten G
em

einschaften 
zunim

m
t, w

as sich auch auf die etablierten m
uslim

ischen O
rganisationen und das 

Potenzial für die B
ildung neuer O

rganisationen ausw
irkt. 

 D
erzeit lässt sich die große V

ielzahl der m
uslim

ischen O
rganisationen nach ihrer 

G
röße und ihrem

 geografischen Erfassungsbereich untergliedern in (1) kleinere 
lokale O

rganisationen, die sich hauptsächlich um
 religiöse A

ktivitäten und soziale 
V

eranstaltungen küm
m

ern und deren M
itglieder einen einheitlichen ethnischen 

H
intergrund haben, und (2) landesw

eite D
achorganisationen, deren M

itglieder 
unterschiedlichen Ethnien angehören, die eine form

ale G
liederung aufw

eisen und 
die gelegentlich etablierte offizielle B

eziehungen zum
 Staat pflegen. In m

anchen 
Fällen unterhalten lokale und auch landesw

eit tätige O
rganisationen K

ontakte zu 
regionalen und internationalen O

rganisationen. 
                                                    
11  

Ein V
erzeichnis der m

uslim
ischen O

rganisationen in den EU
-M

itgliedstaaten enthält A
nhang 1. 

12  
EU

M
C

 (2001), Situation der islam
ischen G

em
einden in fünf europäischen Städten, S. 32. 
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2.  
Themen und Debatten 

 Insbesondere nach dem
 11. Septem

ber 2001 sind islam
ische und m

uslim
ische W

erte 
und die dazugehörigen sozialen V

erhaltensm
uster zunehm

end in das Zentrum
 einer 

D
ebatte über ihre V

ereinbarkeit m
it „w

estlichen W
erten“ gerückt. M

uslim
e w

erden 
in der B

erichterstattung der M
edien häufig stereotyp und undifferenziert als eine tief 

religiöse, einheitliche G
ruppe dargestellt, die einem

 fundam
entalistischen Islam

 
anhängt. D

iese V
orstellung verdeckt große U

nterschiede im
 religiösen G

lauben und 
der R

eligionsausübung, w
ie sie durch den unterschiedlichen nationalen, kulturellen 

und religiösen H
intergrund der M

uslim
e gegeben sind. U

nd sie verdeckt auch die 
Tatsache, dass die m

uslim
ische Identität – insbesondere der jüngeren G

eneration – 
als 

R
eaktion 

auf 
Entw

icklungen 
sow

ohl 
innerhalb 

als 
auch 

außerhalb 
der 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften 

einen 
Prozess 

des 
tief 

greifenden 
W

andels 
durchlaufen hat, der noch nicht abgeschlossen ist.  
 V

erschiedene Ereignisse w
eltw

eit haben zu einer V
erschlechterung des K

lim
as 

gegenüber den M
uslim

en in den europäischen Ländern geführt. D
as Schlagw

ort vom
 

Islam
 als „H

erausforderung für den W
esten“ hat sich in Europa – angeheizt durch 

die R
ushdie-A

ffäre, die Terrorangriffe vom
 11. Septem

ber, die B
om

benanschläge 
von B

ali und M
adrid, die Erm

ordung des niederländischen R
egisseurs Theo van 

G
ogh und die B

om
benanschläge von Juli 2005 in London – zu einem

 D
auerthem

a 
entw

ickelt. A
uch die K

raw
alle vom

 N
ovem

ber 2005 in Frankreich trugen m
it dazu 

bei, das negative B
ild einer „gesetzlosen“ m

uslim
ischen Jugend zu verschärfen. U

nd 
durch den K

arikaturenstreit w
urde deutlich, dass offenkundig in w

eiten K
reisen die 

A
uffassung vorherrscht, dass „die M

uslim
e gegenüber den europäischen Staaten 

politisch 
abw

egige, 
kulturell 

unangem
essene 

und 
theologisch 

befrem
dliche 

Forderungen erheben“. 13 D
er G

edanke, dass die G
egenw

art des Islam
 in Europa in 

G
estalt der m

uslim
ischen B

ürger und M
igranten für Europa und europäische 

N
orm

en und W
erte eine H

erausforderung darstellt, hat im
 politischen D

iskurs 
Europas tiefe W

urzeln geschlagen und ein K
lim

a der A
ngst entstehen lassen. 

  2. 1.  
Marginalisierung und Entfremdung 

 D
ie zentrale Frage lautet, ob sich die M

uslim
e in die europäische G

esellschaft 
integriert 

fühlen, 
oder 

ob 
Einzelpersonen 

und 
Teile 

der 
m

uslim
ischen 

G
em

einschaften von sozialer A
usgrenzung, M

arginalisierung und Entfrem
dung 

betroffen sind. D
erartige Ü

berlegungen spielen für die A
ufgabenstellung des EU

M
C

 
eine zentrale R

olle, denn im
 M

ittelpunkt der A
rbeit des EU

M
C

 stehen besonders 
benachteiligte G

ruppen, die R
assism

us und D
iskrim

inierung ausgesetzt sind. D
ie 

M
arginalisierung und Entfrem

dung von Einzelpersonen und G
ruppen von der 

G
esellschaft ist für das EU

M
C

 ein zentrales Them
a seiner A

rbeit.  
 N

eben 
them

enspezifischen 
B

erichten 
über 

die 
Situation 

von 
M

igranten 
und 

M
inderheiten in der EU

 in den B
ereichen B

eschäftigung, W
ohnen und B

ildung 
w

urden vom
 EU

M
C

 auch Pilotstudien zum
 Them

a D
iskrim

inierung durchgeführt, 

                                                 
13  

M
odood, T. (2003), M

uslim
s and the Politics of D

ifference, Political Q
uarterly 74 (1), S. 100. 
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für die M
igranten über ihre Erfahrungen m

it R
assism

us und Frem
denfeindlichkeit in 

verschiedenen B
ereichen des w

irtschaftlichen und sozialen Lebens befragt w
urden. 

D
ie Pilotstudien w

urden zw
ischen 2002 und 2005 in m

ehreren europäischen 
Ländern 

unter 
ausgew

ählten 
M

igrantengruppen 
durchgeführt 

und 
beinhalteten 

verschiedene Stichprobenverfahren und M
ethodiken. W

enngleich die Ergebnisse der 
Studien 

nicht 
direkt 

vergleichbar 
sind, 

liefern 
sie 

doch 
aussagekräftige 

H
intergrundinform

ationen, 
die 

über 
die 

Erfahrungen 
der 

ausgew
ählten 

M
igrantengruppen und – in einigen Ländern – von M

uslim
gruppen A

ufschluss 
geben.  
 Insgesam

t ergaben die Studien, dass sich M
igranten in ganz Europa in erheblichem

 
U

m
fang diskrim

inierenden V
erhaltensw

eisen ausgesetzt sehen, insbesondere in den 
B

ereichen B
eschäftigung und geschäftliche Transaktionen. N

ahezu ein D
rittel der 

B
efragten gaben an, dass sie sich D

iskrim
inierungen bei der V

ergabe von Stellen, bei 
der 

B
eförderung 

im
 

B
eruf 

oder 
in 

Form
 

von 
B

elästigungen 
am

 
A

rbeitsplatz 
ausgesetzt sahen. M

ehr als ein V
iertel bestätigten, bei geschäftlichen Transaktionen 

diskrim
iniert w

orden zu sein, in Form
 von A

bw
eisung bei der W

ohnungssuche oder 
durch B

enachteiligung bei der V
ergabe von K

rediten und D
arlehen. 

 D
erart hohe D

iskrim
inierungsraten sind sow

ohl als U
rsache als auch als A

usdruck der 
U

nzufriedenheit 
der 

M
igranten 

m
it 

ihrem
 

gegenw
ärtigen 

Status 
innerhalb 

der 
G

esellschaft zu sehen. D
arüber hinaus könnte das Em

pfinden einer system
atischen 

D
iskrim

inierung 
aus 

rassistischen 
oder 

frem
denfeindlichen 

G
ründen 

zur 
M

arginalisierung und Entfrem
dung der betroffenen B

evölkerungsgruppen von der 
M

ehrheitsgesellschaft und dem
 von ihr getragenen politischen System

 beitragen. 
G

anz besonders trifft dies auf die m
uslim

ischen G
em

einschaften zu: So zeigt zum
 

B
eispiel die im

 A
uftrag des EU

M
C

 durchgeführte niederländische Studie über die 
Erfahrungen 

von 
M

igranten 
m

it 
R

assism
us 

und 
Frem

denfeindlichkeit 
einen 

Zusam
m

enhang zw
ischen dem

 G
rad der von den M

igrantengruppen erfahrenen 
D

iskrim
inierung 

und 
ihrer 

Eingliederung 
in 

die 
niederländische 

G
esellschaft 

(ausgedrückt durch das G
efühl der Zugehörigkeit zu den N

iederlanden, durch 
sozialisierende Lebensgew

ohnheiten und Sozialisierungsm
öglichkeiten). D

iejenigen 
G

ruppen, die sich am
 stärksten diskrim

iniert fühlen, vor allem
 Türken, M

arokkaner 
und Surinam

er, sind zugleich die offenbar am
 w

enigsten integrierten und/oder am
 

stärksten isolierten G
ruppen der niederländischen G

esellschaft. A
us der Studie geht 

auch 
hervor, 

dass 
genau 

diese 
G

ruppen 
auch 

w
eniger 

häufig 
K

ontakte 
zur 

einheim
ischen 

B
evölkerung 

unterhalten 
und 

dass 
bei 

ihnen 
das 

G
efühl 

der 
Zugehörigkeit zum

 H
erkunftsland der Eltern am

 stärksten ausgeprägt ist.  
 In der Studie w

ird eine interessante Frage noch U
rsache und W

irkung gestellt: Führen 
höhere 

D
iskrim

inierungsraten 
zu 

einem
 

G
efühl 

der 
Isolation 

und 
m

angelnden 
Integration 

oder 
sind 

M
igranten 

aufgrund 
m

angelnder 
Integration 

eher 
D

iskrim
inierungen ausgesetzt? U

nabhängig davon, w
as nun zutrifft steht die Politik 

vor der dringenden A
ufgabe, sich über w

irksam
e M

aßnahm
en gegen D

iskrim
inierung 

G
edanken zu m

achen und zugleich A
nreize für eine bessere Eingliederung der 

M
igranten in alle B

ereiche des gesellschaftlichen Lebens zu setzen. 
 Im

 Falle der N
iederlande geht aus der D

iskrim
inierungsstudie auch hervor, dass den 

beiden G
ruppen, die sich am

 stärksten diskrim
iniert fühlen, näm

lich Türken und 
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M
arokkaner, überw

iegend M
uslim

e angehören. D
ies w

irft die Frage auf, ob M
uslim

e 
in besonderem

 M
aße rassistischer D

iskrim
inierung ausgesetzt sind und dadurch der 

G
esellschaft entfrem

det w
erden. 

 W
ährend die Folgerung, dass M

uslim
e in besonderem

 M
aße von D

iskrim
inierung 

betroffen sind, – laut den in Spanien, Italien, den N
iederlanden und Portugal 

durchgeführten Studien – auf einige Länder durchaus zuzutreffen scheint, liefert die 
M

ehrzahl der Länderstudien zu den Erfahrungen von M
igranten m

it R
assism

us und 
Frem

denfeindlichkeit keinen B
eleg für diese A

nnahm
e.  

 So em
pfand beispielsw

eise in Ö
sterreich von den drei befragten G

ruppen die G
ruppe 

m
it dem

 höchsten A
nteil an M

uslim
en die geringste D

iskrim
inierung, w

ährend die 
höchste R

ate em
pfundener D

iskrim
inierung von überw

iegend christlichen M
igranten 

aus A
frika berichtet w

urde. A
uch den Studien in B

elgien, D
eutschland, G

riechenland, 
Frankreich und Irland zufolge reicht der G

laube allein als Erklärung für die R
ate 

em
pfundener D

iskrim
inierung nicht aus.  

 V
or 

diesem
 

H
intergrund 

m
üssen 

bei 
der 

U
ntersuchung 

des 
A

usm
aßes 

der 
tatsächlichen 

und 
der 

em
pfundenen 

D
iskrim

inierung 
auch 

die 
unterschiedliche 

V
orgeschichte der m

uslim
ischen G

em
einschaften in Europa sow

ie die verschiedenen 
K

onzepte 
der 

M
itgliedstaaten 

für 
den 

U
m

gang 
m

it 
religiösen 

M
inderheiten 

berücksichtigt w
erden. Zudem

 lassen sich allem
 A

nschein nach andere Faktoren 
zum

indest gleichfalls w
ie der G

laube als Erklärung heranziehen. 
 W

ährend m
an – ausgehend von den vorstehend geschilderten eingeschränkten 

Ergebnissen – vorsichtig sein sollte, die M
uslim

e als einzige oder auch nur am
 

stärksten von D
iskrim

inierung betroffene G
ruppe hervorzuheben, lässt sich doch der 

Schluss 
ziehen, 

dass 
M

uslim
e 

potenziell 
diskrim

inierenden 
V

erhaltensw
eisen 

ausgesetzt sind, so dass die G
efahr besteht, dass sie sich der G

esellschaft, in der sie 
leben, entfrem

den. 

M
einungsum

fragen
 M

einungsum
fragen verm

itteln einen gew
issen Einblick in Trends zum

 Them
a Islam

 
und M

uslim
e, können aber w

issenschaftliche Forschungsarbeit keinesfalls ersetzen. 
B

ei 
der 

Interpretation 
von 

M
einungsum

fragen 
ist 

V
orsicht 

geboten, 
denn 

die 
A

nsichten und M
einungen, die auf diesem

 W
ege erfasst w

erden sollen, sind häufig 
kom

plex, an bestim
m

te V
oraussetzungen gebunden und fließenden V

eränderungen 
unterw

orfen, kurz: M
einungsum

fragen liefern eine M
om

entaufnahm
e einer Situation. 

Selbst 
unter 

B
erücksichtigung 

dieser 
Einschränkungen 

ergibt 
die 

nachstehende 
A

usw
ahl 

aus 
M

einungsum
fragen 

ein 
ziem

lich 
negatives 

B
ild 

der 
öffentlichen 

M
einung gegenüber M

uslim
en und dem

 Islam
 in den M

itgliedstaaten. 
  Eine Ausw

ahl der Ergebnisse von internationalen M
einungsum

fragen 
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 D

ezem
ber 2004 – U

m
frage von G

fK
 C

ustom
 R

esearch
14: 

 Ü
ber 50 %

 der W
esteuropäer stim

m
ten der A

ussage zu, dass die in Europa lebenden 
M

uslim
e derzeit m

it M
isstrauen betrachtet w

erden. In besonderem
 M

aße traf dies auf 
Schw

eden (75 %
) und die N

iederlande (72 %
) zu. In Ö

sterreich, B
elgien, D

änem
ark 

und D
eutschland stim

m
ten zw

ei D
rittel der B

efragten entsprechenden A
ussagen zu. 

U
nter 

den 
w

esteuropäischen 
Ländern 

w
ar 

die 
Zustim

m
ung 

im
 

V
ereinigten 

K
önigreich am

 geringsten. A
uch in den m

ittel- und osteuropäischen Ländern w
aren 

nur drei von zehn B
efragten der A

uffassung, dass die in Europa lebenden M
uslim

e 
nicht w

illkom
m

en seien. 
 

 Frühjahr 2005 – Standard-Eurobarom
eter-U

m
frage

15: 
 Im

 D
urchschnitt aller 25 EU

-Länder stim
m

ten 41 %
 der B

efragten der A
ussage zu 

„D
er Beitritt der Türkei zur EU

 w
ürde das gegenseitige Verständnis für europäische 

und m
uslim

ische W
erte fördern“, w

obei die Zustim
m

ungsrate von 24 %
 in Ö

sterreich 
bis 60 %

 in Schw
eden reichte. Im

 G
egensatz hierzu w

aren 54 %
 der B

efragten m
it der 

A
ussage einverstanden „D

ie kulturellen U
nterschiede zw

ischen der Türkei und den 
M

itgliedstaaten 
der 

EU
 

sind 
zu 

groß 
für 

diesen 
Beitritt“. 

H
ier 

lag 
die 

Zustim
m

ungsrate zw
ischen 73 %

 in Ö
sterreich und 41 %

 im
 V

ereinigten K
önigreich. 

 
 M

ai 2005 – U
m

frage des U
S-am

erikanischen „Pew
 G

lobal A
ttitudes Project“

16:  
 D

ie U
m

frage ergab ein breites Spektrum
 an M

einungen über M
uslim

e und die 
B

edrohung durch den islam
ischen Extrem

ism
us in den sechs M

itgliedstaaten, in 
denen die B

efragung durchgeführt w
urde. D

ie M
ehrheit der B

efragten glaubte, dass 
„die M

uslim
e unter sich bleiben w

ollen“ und „ein zunehm
end stärker w

erdendes 
G

efühl islam
ischer Identität haben“ (Tabelle 3). D

ie M
ehrheit der B

efragten äußerte 
sich auch „besorgt über den islam

ischen Extrem
ism

us“ (Tabelle 4). Trotzdem
 hatte – 

w
ie aus Tabelle 3 hervorgeht – die M

ehrheit der B
efragten in Frankreich und 

G
roßbritannien eine eher positive „M

einung von den M
uslim

en“.  
 Tabelle 2 – W

ahrnehm
ung von M

uslim
en in sechs EU

-M
itgliedstaaten 

W
ahrnehm

ung von
Muslim

en
Die Muslim

e wollen unter 
sich bleiben (%

)
Sie haben ein zunehm

end stärker 
werdendes Gefühl islam

ischer 
Identität(%

)
Deutschland 

88  
66 

Spanien 
68  

47 
Niederlande 

65 
60 

Großbritannien 
61 

63 

                                                 
14  

U
m

frage von G
fK

 C
ustom

 R
esearch im

 A
uftrag von The W

all Street Journal Europe. W
eitere 

Inform
ationen unter  

http://w
w

w
.gfk.com

/index.php?lang=en&
contentpath=http%

3A
//w

w
w

.gfk.com
/english/presse/pres

sem
eldung/contentdetail.php%

3Fid%
3D

642%
26lang%

3D
en (14.5.2006.). 

15  
W

eitere Inform
ationen unter 

 
 http://europa.eu.int/com

m
/public_opinion/archives/eb/eb63/eb63_de.pdf (12.5.2006). 

16  
W

eitere Inform
ationen unter http://pew

global.org/reports/display.php?PageID
=809 (12.5.2006). 
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Frankreich 
59 

70 
Polen 

42 
20 

Q
uelle: Pew

 G
lobal Attitudes Project, Public O

pinion Surveys – B
ericht M

ai 2005 
  Tabelle 3 – M

einung von den M
uslim

en in sechs EU
-M

itgliedstaaten 
Meinung von den 
Muslim

en
Eher positiv 

%
 Zustimmung 

Eher negativ  

%
 Zustimmung 

Deutschland 
40 

47 
Spanien 

46 
37 

Niederlande 
45 

51 
Großbritannien 

72 
14 

Frankreich 
64 

34 
Polen 

46 
30 

Q
uelle: Pew

 G
lobal Attitudes Project, Public O

pinion Surveys – B
ericht M

ai 2005 
  Tabelle 4 – B

esorgnis w
egen des islam

ischen Extrem
ism

us in sechs 
EU

-M
itgliedstaaten 

Besorgnis wegen des 
islam

ischen Extrem
ism

us 
– im

 eigenen Land 

Sehr besorgt 

%
 Zustimmung 

Etwas besorgt 

%
 Zustimmung 

Deutschland 
35 

43 
Spanien 

43 
34 

Niederlande 
32 

44 
Großbritannien 

34 
36 

Frankreich 
32 

41 
Polen 

7 
30 

Q
uelle: Pew

 G
lobal Attitudes Project, Public O

pinion Surveys – B
ericht M

ai 2005 
 

 Juni 2006 – U
m

frage des U
S-am

erikanischen „Pew
 G

lobal A
ttitudes Project“

17:  
 D

ie 
U

m
frage 

2006 
w

urde 
in 

den 
vier 

M
itgliedstaaten 

D
eutschland, 

Spanien, 
G

roßbritannien 
und 

Frankreich 
bei 

einer 
quotierten 

Stichprobe 
m

uslim
ischer 

M
inderheiten durchgeführt. D

ie Ergebnisse w
urden beschrieben als „eher gem

ischt 
als durchw

eg negativ“. Eines der w
ichtigsten Ergebnisse w

ar, dass die M
uslim

e in 
vielerlei H

insicht w
eniger A

nzeichen für einen „K
am

pf der K
ulturen“ sehen als die 

A
llgem

einheit 
und 

dass 
M

uslim
e 

der 
w

estlichen 
B

evölkerung 
häufig 

positive 
Eigenschaften 

w
ie 

Toleranz, 
G

roßzügigkeit 
und 

R
espekt 

gegenüber 
Frauen 

zuschreiben (Tabelle 6).  

                                                 
17  

W
eitere Inform

ationen unter http://pew
global.org/reports/display.php?R

eportID
=253 (22.6.2006). 
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D
ie U

m
frage ergab auch, dass die jew

eils andere G
ruppe keinesfalls durchw

eg 
negativ gesehen w

ird. So äußerte beispielsw
eise in Frankreich und G

roßbritannien die 
M

ehrheit der B
efragten w

eiterhin eine insgesam
t positive M

einung über M
uslim

e. 
A

llerdings sind die positiven M
einungen über M

uslim
e in Spanien im

 vergangenen 
Jahr deutlich zurückgegangen (von 46 %

 auf 29 %
), w

ohingegen dieser R
ückgang in 

G
roßbritannien trotz der Londoner B

om
benanschläge von 2005 w

eniger drastisch 
ausfiel (von 72 %

 auf 63 %
). 

  Tabelle 5 – K
onflikt zw

ischen Islam
 und m

odernem
 Leben 

Besteht ein Konflikt zwischen dem Leben als gläubiger Muslim und dem Leben in eine r
modernen Gesellschaft? 
 

Mehrheitsbevölkerung 
Muslimische Bevölkerung  

NEIN 
JA 

NEIN 
JA 

Deutschland 
26 

70 
49 

47 
Spanien 

36 
58 

57 
36 

Großbritannien 
35 

54 
72 

28 
Frankreich 

74 
26 

71 
25 

Q
uelle: Pew

 G
lobal Attitudes Project, Public O

pinion Surveys – B
ericht Juni 2006 

  Tabelle 6 – D
er „w

estlichen“ B
evölkerung zugeschriebene positive Eigenschaften 

(befragte M
uslim

e) 
 

Respektvoll 
gegenüber 
Frauen 

Großzügig 
Tolerant 

Ehrlich 
Gläubig 

Deutschland 
73 

45 
62 

56 
36 

Spanien 
82 

69 
70 

66 
26 

Groß-
britannien 

49 
56 

48 
42 

37 

Frankreich 
77 

70 
65 

51 
26 

Q
uelle: Pew

 G
lobal Attitudes Project, Public O

pinion Surveys – B
ericht Juni 2006 

  Tabelle 7 – D
en „M

uslim
en“ zugeschriebene positive Eigenschaften (befragte N

icht-
M

uslim
e) 

 
Respektvoll 
gegenüber 
Frauen 

Großzügig 
Tolerant 

Ehrlich 
Gläubig 

Deutschland 
85 

40 
21 

52 
85 

Spanien 
86 

29 
20 

43 
86 

Groß-
britannien 

84 
34 

35 
56 

84 

Frankreich 
69 

63 
45 

64 
69 

Q
uelle: Pew

 G
lobal Attitudes Project, Public O

pinion Surveys – B
ericht Juni 2006 

 Insgesam
t zeigten sich die B

efragten in D
eutschland und Spanien deutlich negativer 

gegenüber M
uslim

en eingestellt als in Frankreich und G
roßbritannien. Im

 G
egensatz 
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zu Frankreich und G
roßbritannien äußerten sich in D

eutschland lediglich 36 %
 und in 

Spanien nur 29 %
 der B

efragten positiv über M
uslim

e. D
iese U

nterschiede kom
m

en 
auch in den M

einungen über negative C
haraktereigenschaften der M

uslim
e zum

 
Tragen. V

on den B
efragten brachten in Spanien 83 %

 und in D
eutschland 78 %

 
M

uslim
e m

it der Eigenschaft „fanatisch“ in V
erbindung. In Frankreich (50 %

) und 
G

roßbritannien (48 %
) w

ar diese M
einung w

eniger stark ausgeprägt. D
ie M

ehrzahl 
der M

uslim
e äußerte sich auch positiv über C

hristen; die M
einung der befragten 

M
uslim

e in den w
estlichen Ländern über Juden w

ar zw
ar w

eniger positiv als die der 
w

estlichen M
ehrheitsbevölkerung, jedoch deutlich positiver als die der M

uslim
e in 

m
uslim

ischen Ländern. In Frankreich gaben 71 %
 der befragten M

uslim
e an, eine 

positive M
einung über Juden zu haben. 

  Eine Ausw
ahl der Ergebnisse von M

einungsum
fragen in den M

itgliedstaaten 
 In D

änem
ark ergab eine 2004 von R

am
bøll M

anagem
ent im

 A
uftrag der Zeitung 

Jyllands-Posten durchgeführte M
einungsum

frage
18, dass die M

uslim
e eines Tages die 

B
evölkerungsm

ehrheit in D
änem

ark stellen w
erden.  

 In D
eutschland w

urde bei zw
ei, Ende 2004 in der Frankfurter A

llgem
eine Zeitung 

(FA
Z) veröffentlichten M

einungsum
fragen die Frage gestellt, w

as die B
efragten m

it 
dem

 „Islam
“ verbinden: A

m
 häufigsten genannt w

urden „U
nterdrückung der Frau“ 

(93 %
) 

und 
„Terror“ 

(83 %
); 

lediglich 
6 %

 
der 

B
efragten 

bezeichneten 
den 

islam
ischen G

lauben als „sym
pathisch“. 19 In einer zw

eiten M
einungsum

frage hielten 
29 %

 der B
efragten eine „friedliche K

oexistenz von christlichem
 und islam

ischem
 

G
lauben“ für m

öglich, w
ährend 55 %

 die U
nterschiede zw

ischen beiden R
eligionen 

für zu groß hielten, und im
m

er w
ieder K

onflikte erw
arten. 20 

 In Spanien ergab das im
 Juni 2004 vom

 R
eal Instituto Elcano erstellte „B

arom
eter 

der öffentlichen M
einung“ zum

 Them
a „Islam

ischer Terrorism
us und religiöser 

Fanatism
us“, dass 80 %

 der B
efragten islam

ische G
läubige durchw

eg für „autoritär“ 
und 57 %

 sie für „gew
altbereit“ hielten. 21  

 In Italien beauftragte die U
C

EI (U
nione delle C

om
unità Ebraiche Italiane) eine 

G
ruppe von W

issenschaftlern der U
niversität „La Sapienza“ in R

om
 m

it einer 
U

m
frage unter Jugendlichen zum

 Them
a „Intoleranz“. Ü

ber 50 %
 der Stichprobe 

(2 200 Jugendliche im
 A

lter zw
ischen 14 und 18 Jahren in über 100 italienischen 

Städten) gaben an, dass M
uslim

e „grausam
e und barbarische G

esetze“ haben und 
„den internationalen Terrorism

us unterstützen“. 22 
 In den N

iederlanden vertraten bei einer der ersten M
einungsum

fragen
23 nach der 

Erm
ordung von Theo van G

ogh über 80 %
 der B

efragten die A
uffassung, dass 

                                                 
18  

„Islam
: D

anskere frygter m
uslim

-dom
inans“, Jyllands-Posten 23.5.2004. 

19  
N

oelle, E. (2004) „D
er K

am
pf der K

ulturen“, in: FAZ (15.9.2004), S. 5. 
20  

K
öcher, R

. (2004) „D
ie M

ehrheit erw
artet im

m
er w

ieder K
onflikte“, in: FAZ (15.12.2004), S. 5. 

21  
Im

 Internet abrufbar unter http://w
w

w
.realinstitutoelcano.org/200405brie_eng.asp (31.5.2005). 

22  
Im

 Internet abrufbar unter: 
http://w

w
w

.ucei.it/uceinform
a/rassegnastam

pa/2005/m
arzo/unita/210305.asp  (2.5.2005). 

23  
(2004) „Enquête : sam

enleving voorgoed veranderd“, in: A
lgem

een D
agblad, ( 6.11.2004). 
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zusätzliche M
aßnahm

en zur B
ekäm

pfung islam
ischer Extrem

isten notw
endig seien. 

Stark befürw
ortet w

urden Forderungen nach härteren Strafen für terroristische 
Straftaten (bzw

. deren Planung) (62 %
) und A

usw
eisung m

ilitanter Im
am

e (60 %
), 

die Forderung, Eltern für das V
erhalten ihrer m

inderjährigen K
inder zur R

echenschaft 
zu 

ziehen 
(59 %

) 
sow

ie 
Forderungen 

nach 
besserer 

Ü
berw

achung 
von 

R
eligionsausübung und Predigten in den M

oscheen (52 %
), A

bschaffung des R
echts 

auf m
ehrere Staatsbürgerschaften (48 %

) und der Schaffung von Einrichtungen zur 
U

m
erziehung jugendlicher Straftäter (33 %

). N
ach A

uffassung nahezu der H
älfte der 

B
efragten ist die Integration der M

arokkaner in den N
iederlanden gescheitert. In einer 

B
efragung 

des 
O

nderzoeksbureau 
Labyrinth 

ging 
es 

um
 

die 
M

einung 
von 

M
arokkanern 

über 
die 

Folgen 
der 

Erm
ordung 

von 
Theo 

van 
G

ogh 
für 

ihre 
G

em
einschaft. Ein D

rittel der B
efragten gab an, sie fühlten sich derzeit in den 

N
iederlanden nicht sicher. Fast ein V

iertel fühlte sich bedroht, und fast drei V
iertel 

vertraten die A
uffassung, dass bis zu 90 %

 der gebürtigen N
iederländer gegenüber 

M
uslim

en eine m
ittel bis stark ausgeprägte negative H

altung einnehm
en. 24  

 In Ö
sterreich zeigt eine von H

. D
enz (2003) durchgeführte Erhebung

25 über die 
Entw

icklung der A
blehnung verschiedener G

ruppen als W
ohnungsnachbarn. die in 

den Jahren 1994, 1999 und 2002 in drei Erhebungsrunden durchgeführt w
urde, dass 

die A
blehnung von M

uslim
en als W

ohnungsnachbarn von 19 %
 im

 Jahr 1994 auf 
15 %

 im
 Jahr 1999 zurückging und danach auf 25 %

 im
 Jahr 2002 anstieg. 

 In 
Finnland 

ergab 
die 

2003 
vom

 
C

hurch 
R

esearch 
Institute 

(K
irchliches 

Forschungsinstitut) 
durchgeführte 

M
einungsum

frage, 
dass 

50 %
 

der 
B

efragten 
gegenüber dem

 Islam
 negativ eingestellt w

aren, 10 %
 hatten eine positive M

einung 
vom

 Islam
. 26 

 In 
Schw

eden 
zeigte 

sich 
bei 

dem
 

vom
 

Living 
H

istory 
Forum

 
(Forum

 
für 

Zeitgeschichte) in Zusam
m

enarbeit m
it dem

 N
ational C

ouncil for C
rim

e Prevention 
(N

ationaler R
at für K

rim
inalitätsprävention) auf der G

rundlage einer U
m

frage unter 
10 600 Schülern der Sekundarstufen I und II erstellten B

ericht über Intoleranz, dass 
7,7 %

 der Schüler ein gew
isses M

aß an Intoleranz gegenüber M
uslim

en hegten, 
w

ährend 14 %
 ein sehr hohes M

aß an Intoleranz an den Tag legten. 27 
 Im

 
V

ereinigten 
K

önigreich 
gelangte 

die 
Y

ork 
U

niversity 
bei 

ihren 
Forschungsarbeiten im

 A
pril 2005 zu dem

 Ergebnis, dass 43 %
 der Jugendlichen in 

den R
egionalzentren und G

roßstädten des Landes eine zunehm
ende Islam

ophobie 
zeigen. 10 %

 der 13- bis 24-Jährigen bezeichneten sich als A
nhänger der B

ritish 
N

ationalist 
Party 

(B
N

P) 
und 

fast 
ein 

V
iertel 

sprach 
sich 

dagegen 
aus, 

dass 

                                                 
24  

Im
 Internet abrufbar unter w

w
w

.stogodataservice.nl (6.6.2005). 
25  

D
enz, H

. (2003), „Solidarität in Ö
sterreich. Strukturen und Trends“, in: SW

S-Rundschau 3/2003, 
S. 321-336, im

 Internet abrufbar unter http://w
w

w
.uibk.ac.at/c/c4/c408/denz/denz_sol2002.pdf , 

(13.4.2005).  
26  

Finnland, C
hurch R

esearch C
entre (2004), „K

irkko m
uutosten keskellä. Suom

en evankelis-
luterilainen kirkko vuosina 2000-2003“, Tam

pere: K
irkon tutkim

uskeskuksen julkaisuja, S. 89; im
 

Internet 
abrufbar 

unter: 
http://w

w
w

.evl.fi/kkh/ktk/nelivuotiskertom
us2000_2003/kertom

us.pdf 
(10.5.2005).  

27  
Schw

eden, Living H
istory Forum

 and Sw
edish N

ational C
ouncil for C

rim
e Prevention (2004), 

„Intolerans. A
ntisem

itiska, hom
ofobiska, islam

ofobiska och invandrarfientliga tendenser bland 
unga“, Stockholm

.  
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m
uslim

ische Frauen das islam
ische K

opftuch tragen. 28 Laut einer am
 8. und 9. A

ugust 
2005 im

 A
uftrag der B

B
C

 durchgeführten M
ori-U

m
frage w

aren 32 %
 der B

efragten 
der A

uffassung, dass M
ultikulturalism

us „die britische Lebensw
eise bedroht“. 29 

  2. 2.  
Muslimische Frauen  

 D
ie G

leichstellung von Frauen und M
ännern zählt zu den zentralen W

erten der 
Europäischen 

U
nion. 

In 
ihrem

 
V

orschlag 
für 

eine 
R

ahm
enstrategie 

der 
G

em
einschaft 

zur 
Förderung 

der 
G

leichstellung 
von 

Frauen 
und 

M
ännern 

(2001-2005) stellte die Europäische K
om

m
ission fest: „Zw

ar hat sich die Situation 
der Frauen in der EU

 bereits erheblich verbessert, doch w
ird die G

leichstellung der 
G

eschlechter im
 täglichen Leben nach w

ie vor dadurch unterm
iniert, dass Frauen 

und M
änner in der Praxis nicht die gleichen Rechte genießen. U

nter anderem
 

zeugen die U
nterrepräsentation der Frauen w

ie auch die G
ew

alt gegen Frauen von 
nach 

w
ie 

vor 
bestehenden 

strukturellen 
U

ngleichheiten 
zw

ischen 
den 

G
eschlechtern.“

 30 
 Trotzdem

 w
erden häufig m

uslim
ische Frauen explizit als O

pfer von U
nterdrückung 

und 
B

enachteiligungen 
herausgegriffen, 

die 
generell 

„dem
 

Islam
“ 

und 
nicht 

speziellen 
ethnisch 

begründeten 
kulturellen 

Praktiken 
zur 

K
ontrolle 

und 
U

nterdrückung von Frauen zugeschrieben w
erden. D

as K
opftuch als das am

 
deutlichsten sichtbare Sym

bol der Identität als M
uslim

a w
ird häufig ausschließlich 

als ein Zeichen der U
ngleichheit von Frauen und M

ännern interpretiert und bei 
G

elegenheit auch als R
echtfertigung für soziale A

usgrenzung instrum
entalisiert – 

die vielschichtige kulturelle D
im

ension w
ird dabei völlig außer A

cht gelassen.  
 D

a sich die m
uslim

ischen K
ulturen hinsichtlich ihrer Traditionen ganz erheblich 

unterscheiden und der Islam
 – w

ie alle anderen R
eligionen auch – unterschiedlich 

ausgelegt 
w

ird, 
ist 

die 
Frage 

höchst 
um

stritten, 
inw

iew
eit 

patriarchalische 
Ü

berlieferungen 
in 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften 

B
estandteil 

des 
islam

ischen 
W

ertekanons 
sind 

oder 
aber 

im
 

W
iderspruch 

zu 
diesen 

W
erten 

stehen. 
D

ie 
D

urchsetzung 
bestim

m
ter 

V
erhaltensvorschriften 

in 
patriarchalischen 

Fam
ilienstrukturen kann extrem

e Form
en annehm

en, doch die m
uslim

ischen Frauen 
entw

ickeln 
auch 

R
eaktionen 

darauf. 
Ein 

B
eispiel 

hierfür 
ist 

die 
1989 

in 
G

roßbritannien eingerichtete M
uslim

 W
om

en’s H
elpline, ein an Frauen gerichteter 

telefonischer B
eratungsservice m

it islam
ischem

 Ethos. Ein w
eiteres B

eispiel bietet 
B

ew
egung „N

i Putes, N
i Soum

ises“
31, die 2002 in Frankreich von einer G

ruppe 
junger französischer M

uslim
innen ins Leben gerufen w

urde und die 2003 unter dem
 

M
otto „La M

arche des fem
m

es des quartiers contre les ghettos et pour l' égalité“’ 
einen Protestm

arsch durch Frankreich initiierte.  

                                                 
28  

Im
 

Internet 
abrufbar 

unter 
http://w

w
w

.blink.org.uk/bm
/m

anifesto_section.asp?catid=27 
(12.5.2006).  

29  
Im

 Internet abrufbar unter http://new
s.bbc.co.uk/1/hi/uk/4137990.stm

  (12/08/05). 
30  

B
rüssel, 7.6.2000, K

O
M

(2000) 335 endg. 2000/0143 (C
N

S), M
itteilung der K

om
m

ission an den 
R

at, das Europäische Parlam
ent, den W

irtschafts- und Sozialausschuss und den A
usschuss der 

R
egionen Für eine Rahm

enstrategie der G
em

einschaft zur Förderung der G
leichstellung von 

Frauen und M
ännern (2001-2005).  

31  
W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.niputesnisoum

ises.com
/  
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 Ein 
w

ichtiges 
Them

a, 
von 

dem
 

im
m

er 
w

ieder 
m

uslim
ische 

Frauen 
in 

den 
M

itgliedstaaten betroffen sind, ist die Zw
angsheirat. In einem

 2005 veröffentlichten 
B

ericht 
des 

Europarats 32 
w

ird 
unter 

H
inw

eis 
darauf, 

dass 
der 

B
egriff 

der 
Zw

angsheirat rechtlich nicht eindeutig definiert ist und in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich ausgelegt w

ird, aus verschiedenen Studien zitiert 33, die in den 
M

itgliedstaaten 
der 

EU
 

durchgeführt 
w

urden. 
In 

B
elgien 

ergab 
eine 

Forschungsstudie unter Schülern im
 A

lter zw
ischen 15 und 18 Jahren, dass 74 %

 der 
Schüler überzeugt w

aren, dass Zw
angsheiraten w

eiterhin praktiziert w
erden, 16 %

 
fügten hinzu, dass ihnen Fälle von Zw

angsheirat aus dem
 B

ekanntenkreis bekannt 
seien, und 7 %

 gaben an, dass es in ihrer Fam
ilie Zw

angsheiraten gebe. K
onkrete 

Fälle von Zw
angsheiraten w

aren offenbar eher unter Jugendlichen bekannt, die den 
islam

ischen R
eligionsunterricht besuchten, und hier insbesondere unter denjenigen 

Jugendlichen, die angaben, sie w
ünschten, dass ihre eigene Eheschließung vor einem

 
Im

am
 stattfinden solle. In D

eutschland gelangte eine von der R
egierung in A

uftrag 
gegebene 

Studie 
zu 

dem
 

Ergebnis, 
dass 

„ein 
besonderes 

G
ew

altproblem
 

in 
Paarbeziehungen und in der Fam

ilie für türkische Frauen ... in Verbindung m
it 

Zw
angsheiraten oder arrangierten H

eiraten besteht.“ D
arüber hinaus em

pfanden 
17 %

 der Stichprobe, sie seien zur H
eirat gezw

ungen w
orden. In Frankreich geht der 

H
aut conseil à l’intégration in seinem

 B
ericht 2003 von einem

 Schätzw
ert von über 

70 000 M
ädchen und Frauen m

it M
igrationshintergrund im

 A
lter zw

ischen 10 und 
18 Jahren aus, die unter Problem

en aufgrund einer erzw
ungenen oder arrangierten 

H
eirat litten, w

obei diese Problem
e besonders häufig unter Zuw

anderern aus M
ali, 

M
auretanien und dem

 Senegal auftraten, aber auch bei M
igranten aus den M

aghreb-
Ländern, der Türkei und Pakistan. A

us Portugal berichtet A
lexandra C

arvalho über 
Zw

angsheiraten in den H
indu- und Ism

aeliten-G
em

einschaften. In den N
iederlanden 

sind laut A
ydogan Sezai von der Stiftung „Transact“ Zw

angsheiraten vor allem
 

unter den größten M
igrantengruppen der Türken und M

arokkaner ein Them
a. Im

 
V

ereinigten K
önigreich w

urden 2002 dem
 B

ericht zufolge rund 1 000 Ehen unter 
Zw

ang geschlossen. 
 D

erartige inakzeptable Praktiken w
urden bereits m

ehrfach öffentlich verurteilt: In 
der U

niversal Islam
ic D

eclaration of H
um

an R
ights 34 (A

llgem
eine islam

ische 
Erklärung der M

enschenrechte) von 1981 heißt es im
 A

rtikel X
IX

 über das R
echt 

zur G
ründung einer Fam

ilie und dam
it zusam

m
enhängende A

ngelegenheiten unter 
B

uchstabe (i) „N
iem

and darf gegen seinen W
illen verheiratet w

erden oder durch 
H

eirat 
seine 

Rechtspersönlichkeit 
verlieren 

oder 
in 

seine 
Rechtpersönlichkeit 

eingeschränkt 
w

erden“. 
In 

seiner 
Entschließung 

1468 
(2005) 

betreffend 
Zw

angsheirat und K
inderehen verurteilt der Europarat die Zw

angsheirat und fordert 
die M

itgliedstaaten auf, konkrete M
aßnahm

en zu ergreifen, um
 diese Praxis zu 

unterbinden. Erst 2006 hob der österreichische V
orsitz des Europäischen R

ates 
hervor, dass „traditionsbedingte G

ew
alt“ gegen Frauen nicht unbedingt einer 

bestim
m

ten R
eligion, sondern vielm

ehr gew
issen K

ulturen zuzuschreiben sei und 

                                                 
32  

R
ude-A

ntoine, Edw
ige (2005), M

arriages in C
ouncil of Europe m

em
ber states: A com

parative 
study of legislation and political initiatives, Europarat, Straßburg, im

 Internet abrufbar unter 
http://w

w
w

.coe.int/T/E/H
um

an_R
ights/Equality/PD

F_C
D

EG
%

282005%
291_E.pdf  (12.5.2006). 

33  
Ebenda, S. 24. 

34  
U

niversal Islam
ic D

eclaration of H
um

an R
ights, 19. Septem

ber 1981, im
 Internet abrufbar unter 

http://w
w

w
.alhew

ar.com
/ISLA

M
D

EC
L.htm

l (12.6.2006). 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

48

ergriff m
it V

orschlägen für rechtliche M
aßnahm

en sow
ie zum

 O
pferschutz und für 

Sensibilisierungskam
pagnen die Initiative zur Errichtung eines N

etzw
erks gegen 

traditionsbedingte G
ew

alt 35. 
 Zw

ar ist die Forderung, dass der soziale Status und die Lebensverhältnisse vieler 
m

uslim
ischer Frauen einer deutlichen V

erbesserung bedürfen, um
 die G

leichstellung 
von Frauen und M

ännern zu verw
irklichen, m

it Sicherheit berechtigt, doch m
uss 

auch der Tatsache R
echnung getragen w

erden, dass sich viele Frauen durchaus nicht 
als passive O

pfer sehen. M
it anderen W

orten: W
er ausschließlich die negative Seite 

m
it Zw

angsheiraten und Ehrenm
orden sieht – w

obei deren Existenz keinesw
egs zu 

leugnen ist –, bleibt dam
it lediglich an der O

berfläche der unterschiedlichen 
Lebensw

irklichkeiten m
uslim

ischer Frauen in Europa. 
  D

ie K
opftuchfrage 

 D
as Tragen des K

opftuchs ist ein kom
plexes, vielschichtiges Them

a, das in den 
letzten Jahren in den m

eisten europäischen Ländern, insbesondere im
 B

ildungs- und 
B

eschäftigungsbereich, im
m

er w
ieder G

egenstand öffentlicher D
iskussionen w

ar. In 
genau diesen B

ereichen ist das Tragen des K
opftuchs, das als Sym

bol für die 
U

nterdrückung der Frau und die U
ngleichheit der G

eschlechter gesehen w
ird, 

m
ittlerw

eile heftig um
stritten. 

 Tatsächlich äußern die Frauen sehr unterschiedliche M
otive für das Tragen des 

K
opftuchs. M

anche m
uslim

ische Frauen w
erden von ihrer Fam

ilie oder durch D
ruck 

aus 
ihrem

 
U

m
feld 

gezw
ungen, 

das 
K

opftuch 
zu 

tragen. 
In 

anderen 
Fällen 

verschaffen sich junge Frauen in einem
 U

m
feld, in dem

 die Erw
artungen von 

Fam
ilie und G

esellschaft sie sonst zw
ingen w

ürden, zu H
ause zu bleiben, durch das 

Tragen des K
opftuchs sogar eine gew

isse B
ew

egungsfreiheit. M
anche Frauen tragen 

das 
K

opftuch 
um

 
ihre 

Identität 
als 

M
uslim

a 
zu 

unterstreichen, 
die 

sich 
in 

verschiedenen Faktoren persönlicher w
ie auch politischer N

atur äußern kann; hier 
kann das Tragen des K

opftuchs nur eine von m
ehreren A

usdrucksform
en sein. 

W
ieder andere Frauen tragen vielleicht das K

opftuch, w
eil sie es für eine religiöse 

Pflicht halten. 
 In einigen M

itgliedstaaten ist es zu rechtlichen K
ontroversen über das Tragen des 

K
opftuchs 

gekom
m

en 
– 

insbesondere 
im

 
H

inblick 
auf 

K
opftuch 

tragende 
Schülerinnen und Lehrerinnen. D

ie politische H
altung der M

itgliedstaaten reicht 
vom

 
landesw

eiten 
V

erbot 
der 

öffentlichen 
Zurschaustellung 

von 
religiösen 

Sym
bolen an öffentlichen Schulen bis hin zur R

egelungen, die es Lehrern und 
Schülern völlig freistellen religiöse Sym

bole zu tragen. Innerhalb dieses Spektrum
s 

gibt es R
egelungen, die die Entscheidung den B

undesländern oder einzelnen 
Schulen überlassen oder die lediglich bestim

m
te religiöse Sym

bole verbieten, 
w

ährend es für andere keinerlei B
estim

m
ungen gibt.  

 D
ie unterschiedliche H

altung der Politik zur K
opftuchfrage spiegelt sich offenbar 

auch in der öffentlichen M
einung w

ider. B
ei der Pew

-M
einungsum

frage 2005 gaben 

                                                 
35  

W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter http://w

w
w

.naht.info (12.5.2006). 
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als A
ntw

ort auf die Frage „Sollte m
uslim

ischen Frauen das Tragen des K
opftuchs in 

öffentlichen Einrichtungen w
ie Schulen verboten w

erden?“ 78 %
 der B

efragten in 
Frankreich und 54 %

 in D
eutschland an, dass sie dies für eine „gute Idee“ hielten, in 

G
roßbritannien hingegen nur 29 %

. 36 
 In Frankreich ist an staatlichen Schulen das Tragen von Zeichen oder B

ekleidung, 
m

it denen die Schüler religiöse Ü
berzeugungen m

anifestieren, m
it A

usnahm
e von 

„diskreten religiösen Zeichen“ verboten. Zudem
 sind die Schulen per G

esetz
37 dazu 

verpflichtet, interne R
egelungen zu erlassen, m

it denen erreicht w
erden soll, dass die 

V
orschrift 

im
 

W
ege 

der 
V

erm
ittlung 

und 
des 

D
ialogs 

und 
nicht 

durch 
D

isziplinarm
aßnahm

en 
um

gesetzt 
w

ird. 
In 

eigens 
erlassenen 

V
erw

altungsvorschriften
38 w

urden das islam
ische K

opftuch (hijab), die jüdische 
K

ippa sow
ie überdim

ensionierte christliche K
reuze als verbotene religiöse Zeichen 

definiert. N
ach A

ngaben des B
ildungsm

inisterium
s kam

en im
 Schuljahr 2003/2004 

am
 ersten Schultag 1 200 M

ädchen m
it dem

 K
opftuch zur Schule

39, verzichteten 
aber nach G

esprächen m
it der Schulleitung auf das w

eitere Tragen. Im
 Juni 2005 

gab H
anifa C

hérifi, als G
eneralinspektor für das nationale B

ildungsw
esen zuständig, 

eine erste positive B
ew

ertung der A
nw

endung des G
esetzes ab. 40 Seinem

 B
ericht 

zufolge w
ar im

 Schuljahr 2004/2005 das Tragen religiöser Sym
bole gegenüber dem

 
Jahr davor um

 50 %
 zurückgegangen, w

obei die M
ehrzahl der Schüler freiw

illig 
darauf verzichtet hatte. V

on den 143 Schülern, die sich gew
eigert hatten, die 

V
orschrift einzuhalten, w

urden 47 auf B
eschluss des D

isziplinarausschusses von der 
Schule suspendiert, 96 w

echselten an Privatschulen. A
llerdings geht aus dem

 
B

ericht auch hervor, dass m
anche Schülerinnen nach U

nterrichtsende sofort das 
K

opftuch anlegen. A
uch verschiedene N

R
O

 äußerten sich kritisch über das G
esetz.  

 In B
elgien bleibt die Entscheidung über ein V

erbot bestim
m

ter religiöser Sym
bole 

den Schulen überlassen. A
n den Schulen der Fläm

ischsprachigen G
em

einschaft 
m

üssen die religiösen und m
oralischen Ü

berzeugungen von Eltern und Schülern 
respektiert w

erden, som
it ist das K

opftuch erlaubt. W
as die Lehrkräfte anbelangt, 

gibt es w
ohl G

ründe dafür, religiösen Lehrerinnen das Tragen des K
opftuchs zu 

gestatten, 
doch 

bestehen 
auch 

hier 
von 

Schule 
zu 

Schule 
unterschiedliche 

R
egelungen. 

 In D
eutschland ist es Sache der B

undesländer, ob Lehrer oder andere B
eam

te im
 

Staatsdienst religiöse Sym
bole tragen dürfen. Im

 Septem
ber 2003 entschied das 

B
undesverfassungsgericht, dass die Länder nur dann das R

echt haben, m
uslim

ischen 
Lehrerinnen das Tragen des K

opftuchs bei der A
rbeit an staatlichen Schulen zu 

                                                 
36  

Pew
 G

lobal A
ttitudes Project: Islam

ic Extrem
ism

 – C
om

m
on C

oncern for M
uslim

 and W
estern 

Publics, 
im

 
Internet 

abrufbar 
unter 

http://pew
global.org/reports/display.php?PageID

=809 
(12.5.2006).  

37  
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ars 2004 encadrant, en application du principe de laïcité, le 
port de signes ou de tenues m

anifestant une appartenance religieuse dans les écoles, collèges et 
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R
F N

r. 65 vom
 17. M

ärz 2004, S. 5,190).  
38  

France / C
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ise en oeuvre de la loi n° 2004-228 du 15 m
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2004 encadrant, en application du principe de laïcité, le port de signes ou de tenues m

anifestant une 
appartenance religieuse dans les écoles, collèges et lycées publics (veröffentlicht in JO

R
F N

r. 118 
vom

 22. M
ai 2004, S. 9,033) w

w
w

.education.gouv.fr/bo/2004/21/M
EN

G
0401138C

.htm
 (3.5.2005). 
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Libération (3.9.2004), U

n lendem
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B
ronner, L. (2005), „U
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verbieten, 
w

enn 
für 

dieses 
V

erbot 
eine 

„hinreichend 
bestim

m
te“ 

gesetzliche 
G

rundlage besteht. 41 N
ach diesem

 U
rteil w

urden von m
ehreren B

undesländern 
entsprechende gesetzliche B

estim
m

ungen eingeführt. Im
 Juni 2004 bestätigte das 

B
undesverw

altungsgericht 
das 

R
echt, 

das 
Tragen 

des 
K

opftuchs 
und 

anderer 
religiöser Sym

bole zu verbieten, m
it H

inw
eis darauf, dass die U

ngleichbehandlung 
religiös m

otivierter K
leidung gegen A

rtikel 3 des G
rundgesetzes verstoßen w

ürde. 42 
Im

 Saarland und in N
iedersachsen w

urden R
echtsvorschriften eingeführt, die 

Lehrerinnen das Tragen des islam
ischen K

opftuchs verbieten. C
hristliche und 

jüdische Sym
bole sind jedoch von diesen V

erboten ausgenom
m

en.  
 In 

den 
N

iederlanden 
haben 

Schulen 
die 

M
öglichkeit, 

die 
Zurschaustellung 

religiöser Sym
bole zu verbieten, w

enn sich objektiv begründen lässt, w
eshalb diese 

Sym
bole Problem

e verursachen. D
as Tragen eines G

esichtsschleiers ist an Schulen 
in aller R

egel verboten, das Tragen des K
opftuchs darf aber nur untersagt w

erden, 
w

enn es den religiösen G
rundsätzen der betreffenden Schule w

iderspricht, sow
eit es 

sich um
 konfessionelle Schulen handelt. Ein besonderer Fall betraf eine islam

ische 
Schule: H

ier w
urde eine m

uslim
ische B

ew
erberin um

 eine Stelle als A
rabisch-

Lehrerin abgelehnt, w
eil sie erklärt hatte, sie sei nicht bereit, im

 U
nterricht ein 

K
opftuch zu tragen. D

ie G
leichbehandlungskom

m
ission entschied in diesem

 Fall, 
dass die Schule keine rechtliche B

egründung für die A
blehnung der B

ew
erberin 

vorbringen konnte. 43 
  2. 3.  

Der Karikaturenstreit 
 A

m
 

30. Septem
ber 

2005 
veröffentlichte 

die 
in 

Å
rhus 

erscheinende 
dänische 

Tageszeitung Jyllands-Posten eine R
eihe von K

arikaturen in denen der Prophet 
M

oham
m

ed dargestellt w
urde. Im

 B
egleittext dazu hieß es: „M

anche M
uslim

e 
lehnen die m

oderne, säkulare G
esellschaft ab. Sie verlangen eine Sonderstellung 

und bestehen darauf, dass ihre religiösen G
efühle ganz besonders geachtet w

erden. 
D

ieser Standpunkt ist unvereinbar m
it der w

eltlich orientierten D
em

okratie und der 
Freiheit der M

einungsäußerung, w
o m

an auch bereit sein m
uss, H

ohn und Spott auf 
sich zu nehm

en.“ 
 A

m
 9. O

ktober forderten religiöse Führer der M
uslim

e in D
änem

ark von der 
Jyllands-Posten 

eine 
Entschuldigung. 

A
m

 
14. O

ktober 
dem

onstrierten 
in 

K
openhagen rund 5 000 M

uslim
e. Ebenfalls M

itte O
ktober erhielten zw

ei der 
K

arikaturisten Todesdrohungen. Eine W
oche später legten D

iplom
aten von elf 

islam
ischen 

Staaten 
beim

 
dänischen 

Prem
ierm

inister 
w

egen 
der 

K
arikaturen 

B
eschw

erde ein. In einer ersten R
eaktion teilte der Prem

ierm
inister m

it, er halte es 
nicht für angebracht, dass sich die dänische R

egierung in den Fall einm
ische; dies 

sei Pressefreiheit, und w
er sich beleidigt fühle, könne vor G

ericht gehen. Im
 O

ktober 
2005 erstatteten daraufhin m

ehrere m
uslim

ische O
rganisationen A

nzeige gegen die 
Jyllands-Posten; 

diese 
A

nzeigen 
w

urden 
A

nfang 
Januar 

2006 
von 

der 
Staatsanw

altschaft 
V

iborg 
m

it 
der 

B
egründung 

abgew
iesen, 

dass 
die 
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D
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V
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D
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V
eröffentlichung der K

arikaturen nicht gegen G
esetze über D

iskrim
inierung aus 

G
ründen der R

eligion oder der ethnischen H
erkunft oder über G

otteslästerung 
verstoße. Eine G

ruppe dänischer Im
am

e stellte ein „D
ossier der V

erfechter des 
Propheten 

M
oham

m
ed, 

G
ott 

segne 
ihn“ 

zusam
m

en, 
das 

B
riefe 

m
uslim

ischer 
O

rganisationen, Zeitungsausschnitte und B
ilder aus den Zeitungen Jyllands-Posten 

und W
eekendenvisen, H

assbriefe, die angeblich an M
uslim

e in D
änem

ark verschickt 
w

orden w
aren, sow

ie Zeitungsausschnitte und drei w
eitere B

ilder, die angeblich 
anonym

 per Post an M
uslim

e geschickt w
orden w

aren, enthielt. M
it diesem

 D
ossier 

reisten die Im
am

e durch die Länder des N
ahen und M

ittleren O
stens, w

o sie es 
religiösen und politischen Führern präsentierten. A

uch auf dem
 G

ipfeltreffen der 
O

rganisation der Islam
ischen K

onferenz im
 D

ezem
ber 2005 w

urde das D
ossier 

verteilt. 
A

m
 

10. Januar 
2006 

w
urden 

die 
K

arikaturen 
in 

dem
 

in 
N

orw
egen 

erscheinenden christlichen B
latt M

agazinet erneut abgedruckt. D
araufhin w

urden 
w

eitere diplom
atische Protestnoten eingereicht. A

m
 30. Januar äußerte der dänische 

Prem
ierm

inister sein B
edauern über die den M

uslim
en zugefügte B

eleidigung. 
U

nabhängig hiervon erklärte die Jyllands-Posten ebenfalls ihr B
edauern. D

iese 
B

ekundungen des B
edauerns hatten nun allerdings zur Folge, dass verschiedene 

europäische Zeitungen entschieden, die K
arikaturen ebenfalls zu veröffentlichen. 

D
am

it 
riefen 

sie 
zornige 

und 
teilw

eise 
gew

alttätige 
Proteste 

der 
gesam

ten 
m

uslim
ischen W

elt hervor. D
ie EU

 und große internationale O
rganisationen w

ie die 
V

ereinten N
ationen und die O

SZE veröffentlichten Erklärungen, in denen sie ihre 
U

nterstützung der M
einungsfreiheit bekundeten, sich aber gleichzeitig gegen jede 

V
erletzung religiöser G

efühle aussprachen. D
ie m

uslim
ischen G

em
einschaften in 

Europa riefen zu friedlichen Protesten auf. Im
 M

ärz 2006 beantragten m
uslim

ische 
O

rganisationen aus Frankreich beim
 Europäischen G

erichtshof für M
enschenrechte 

eine 
Erklärung, 

dass 
die 

V
eröffentlichungen 

der 
K

arikaturen 
des 

Propheten 
M

oham
m

ed 
in 

französischen 
Zeitungen 

gegen 
die 

B
estim

m
ungen 

über 
N

ichtdiskrim
inierung der Europäischen M

enschenrechtskonvention verstießen. 
 D

ie durch die K
arikaturen in der Jyllands-Posten ausgelösten R

eaktionen und 
G

egenreaktionen 
gaben 

A
nlass 

zu 
B

esorgnis 
hinsichtlich 

m
öglicher 

negativer 
A

usw
irkungen auf die Integration der in der Europäischen U

nion lebenden M
uslim

e. 
In öffentlichen Erklärungen w

ird im
m

er w
ieder darauf hingew

iesen, dass es von 
entscheidender B

edeutung sei, w
ieder ein K

lim
a der gegenseitigen A

chtung der 
K

ulturen 
herzustellen. 

B
ei 

einer 
vom

 
internationalen 

Journalistenverband 
veranstalteten Tagung für M

edienfachleute am
 15. Februar 2006 einigten sich die 

Teilnehm
er unter anderem

 auf die folgende Erklärung: „A
lle M

edien auf allen 
Seiten m

üssen im
 U

m
gang m

it religiösen und kulturellen B
elangen und den R

echten 
von M

inderheiten professionell handeln und sollten alles unterlassen, w
as durch das 

H
ervorrufen von H

ass und A
nreize zu G

ew
alt unnötige Spannungen hervorrufen 

könnte.“
44 

 B
em

erkensw
ert ist in diesem

 Zusam
m

enhang ein neues G
esetz, das im

 V
ereinigten 

K
önigreich in K

raft trat: D
as G

esetz über rassisch und religiös m
otivierten H

ass 
(R

acial and R
eligious H

atred A
ct 2006

45) bezieht sich auf absichtliche H
andlungen 

in Form
 bedrohlicher W

ortäußerungen oder bedrohlichen V
erhaltens sow

ie die 
                                                 
44  

Siehe Pressem
itteilung des internationalen Journalistenverbands; im

 Internet abrufbar unter: 
http://w

w
w

.ifj.org/default.asp?index=3718&
Language=EN

 (10.4.2006). 
45  

W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.opsi.gov.uk/acts/acts2006/20060001.htm

 (22.6.2006). 
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Zurschaustellung, V
eröffentlichung, A

usstrahlung in R
undfunk und Fernsehen oder 

V
erteilung 

von 
M

aterialien, 
die 

D
rohungen 

enthalten 
und 

bei 
denen 

die 
W

ahrscheinlichkeit 
besteht, 

dass 
sie 

religiös 
oder 

rassisch 
m

otivierten 
H

ass 
hervorrufen. 
 D

ie hart erkäm
pfte Freiheit der M

einungsäußerung gehört zu den G
rundsätzen und 

W
erten, auf denen die EU

 errichtet ist, und bildet dam
it einen nicht verhandelbaren 

G
rundpfeiler der europäischen G

esellschaften. D
ie Freiheit der M

einungsäußerung 
schließt jedoch den Schutz vor rassistischen und frem

denfeindlichen Ä
ußerungen 

nicht aus. D
ie Freiheit der M

einungsäußerung stellt kein absolutes R
echt dar; das 

internationale R
echt w

ie auch die R
echtsordnung der EU

-M
itgliedstaaten ziehen hier 

gew
isse G

renzen, die nach A
uffassung unserer dem

okratischen G
esellschaften 

gerechtfertigt 
sind, 

um
 

andere 
G

rundrechte 
zu 

schützen. 
D

ie 
Freiheit 

der 
M

einungsäußerung und der Schutz vor rassistischem
 und frem

denfeindlichem
 

Sprachgebrauch können – und m
üssen – H

and in H
and gehen, denn erst beides 

zusam
m

en gibt der D
em

okratie Sinn. 
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3.  
Die Situation in Beschäftigung, Bildung und 
W

ohnungswesen
   D

ie A
usführungen in diesem

 K
apitel über die Situation der M

uslim
e in Europa in 

den B
ereichen B

eschäftigung, B
ildung und W

ohnungsw
esen basieren auf den von 

den nationalen A
nlaufstellen des R

A
X

EN
-N

etzw
erks bereitgestellten D

aten und 
Inform

ationen. W
ie bereits an anderer Stelle im

 Zusam
m

enhang m
it anderen 

Forschungsbereichen ausgeführt, beziehen sich die verfügbaren statistischen D
aten 

im
 

A
llgem

einen 
auf 

die 
w

eit 
gefasste 

K
ategorie 

der 
M

igranten 
bzw

. 
auf 

U
ntergliederungen nach Staatsangehörigkeit oder ethnischer H

erkunft. D
a es keine 

spezifischen D
atenerhebungen über religiöse G

ruppen gibt, bilden N
ationalität 

und/oder ethnische H
erkunft in der R

egel die naheliegendsten D
atenkategorien.  

 Q
ualitativ orientierte Forschungsarbeiten – w

ie z. B
. die parallele Studie zum

 
vorliegenden 

B
ericht 

über 
die 

W
ahrnehm

ung 
von 

Islam
ophobie 

in 
der 

EU
 

(zeitgleich veröffentlicht) – lassen eindeutig erkennen, dass R
eligion und ethnische 

H
erkunft häufig unauflösbar m

iteinander verbunden sind, so dass es schw
er fällt 

zw
ischen beiden als D

iskrim
inierungsgründen zu unterscheiden. A

llerdings gibt es 
auch 

B
elege 

dafür, 
dass 

gew
isse 

D
iskrim

inierungsaspekte 
in 

einem
 

direkten 
Zusam

m
enhang zu R

eligionszugehörigkeit und R
eligionsausübung stehen, w

ie z. B
. 

die W
eigerung, auf m

uslim
ische Feiertage oder G

ebetszeiten R
ücksicht zu nehm

en, 
oder das K

opftuchverbot am
 A

rbeitsplatz, w
ährend anderen religiösen G

ruppen 
vergleichbare R

echte eingeräum
t w

erden. 
  3. 1.  

Beschäftigung 46
 M

uslim
e w

erden bei der am
tlichen D

atenerhebung oder der Erhebung von D
aten für 

Forschungsarbeiten über w
ichtige B

eschäftigungsindikatoren auf nationaler Ebene 
in der R

egel nicht als gesonderte G
ruppe erfasst. U

nd w
enngleich U

nterschiede bei 
den Einkom

m
en, der A

rt der B
eschäftigung und den A

rbeitslosenquoten von 
M

igranten, unter denen die A
ngehörigen m

uslim
ischer G

laubensgem
einschaften 

einen erheblichen A
nteil ausm

achen, auf anhaltende A
usgrenzung, B

enachteiligung 
und D

iskrim
inierung dieser B

evölkerungsgruppe schließen lassen, w
äre es doch 

irreführend, 
diesen 

U
m

stand 
ausschließlich 

religiösen 
oder 

kulturellen 
U

nterschieden zuzuschreiben. B
eschäftigungschancen und B

eschäftigungsleistung 
von 

M
igrantengruppen 

w
erden 

von 
einer 

V
ielzahl 

untereinander 
zusam

m
enhängender Faktoren w

ie H
um

ankapital (B
ildungsniveau und berufliche 

Q
ualifikationen, 

Sprachkenntnisse 
usw

.), 
strukturelle 

V
eränderungen 

in 
der 

W
irtschaft sow

ie die zunehm
ende B

edeutung inform
eller sozialer N

etze beeinflusst. 
D

ennoch 
gibt 

es 
B

elege, 
die 

darauf 
hindeuten, 

dass 
die 

R
eligion 

bei 
der 

D
iskrim

inierung im
 B

eschäftigungsbereich eine R
olle spielt. 

                                                 
46  

H
intergrundinform

ationen hierzu finden sich im
 2003 veröffentlichten EU

M
C

-B
ericht „M

igrants, 
M

inorities 
and 

Em
ploym

ent: 
Exclusion, 

D
iscrim

ination 
and 

A
nti-D

iscrim
ination“ 

– 
w

w
w

.eum
c.eu.int   
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So w
urde beispielsw

eise für die Sendung „R
adio Five Live“ der britischen B

B
C

 ein 
Test durchgeführt, bei dem

 B
ew

erbungen von sechs fiktiven B
ew

erbern, deren 
N

am
en sehr stark auf einen britischen (w

eißen), afrikanischen bzw
. m

uslim
ischen 

H
intergrund schließen ließen, an 50 Firm

en verschickt w
urden. M

ehr „w
eiße“ 

B
ew

erber (25 %
) als „schw

arze“ B
ew

erber (13 %
) erhielten eine Einladung zum

 
V

orstellungsgespräch, 
den 

geringsten 
Erfolg 

verzeichneten 
die 

B
ew

erber 
m

it 
m

uslim
ischem

 N
am

en (9 %
). Im

 Jahr 2004 schickte in Frankreich die Stelle zur 
B

eobachtung 
von 

D
iskrim

inierung
47 

an 
der 

U
niversität 

Paris 
auf 

258 
Stellenangebote für V

erkaufskräfte verschiedene Standardlebensläufe ein
48. D

abei 
w

urde festgestellt, dass B
ew

erber aus den M
aghreb-Ländern fünfm

al schlechtere 
A

ussichten auf eine positive A
ntw

ort hatten. 
 In den m

eisten M
itgliedstaaten sind die B

eschäftigungsquoten der M
uslim

e eher 
niedrig, 

so 
liegt 

z. B
. 

die 
Erw

erbsquote 
der 

Türken 
in 

D
eutschland, 

der 
N

ordafrikaner in Frankreich oder der B
angladescher und Pakistaner im

 V
ereinigten 

K
önigreich um

 15 bis 40 %
 unter der der M

ehrheitsbevölkerung. D
ieser m

angelnde 
Erfolg am

 A
rbeitsm

arkt lässt sich nicht allein durch Q
ualifikationsdefizite erklären. 

 In 
B

elgien 
ist 

neuesten 
Statistiken

49 
zufolge 

die 
A

rbeitslosenquote 
der 

m
arokkanischen und türkischen Staatsangehörigen (38 %

) m
ehr als fünfm

al so hoch 
w

ie die der B
elgier (7 %

).  
 In D

eutschland betrug die A
rbeitslosenquote der „A

usländer“ 2004 (knapp 20 %
) 

fast das D
oppelte des allgem

einen D
urchschnitts (knapp 10 %

). 50  
 In Frankreich belegen Forschungsarbeiten aus dem

 Jahr 2005
51 für A

rbeitnehm
er 

ausländischer H
erkunft eine deutlich höhere A

rbeitslosenquote als für gebürtige 
Franzosen; für junge A

rbeitnehm
er nordafrikanischer A

bstam
m

ung stellt sich die 
B

eschäftigungssituation sogar noch deutlich schlechter dar.  
 In Irland, w

o – w
ie im

 V
ereinigten K

önigreich – die A
rbeitslosenzahlen nach 

ethnischer 
H

erkunft/R
eligionszugehörigkeit 

untergliedert 
w

erden, 
ergab 

die 
V

olkszählung 2002 für M
uslim

e eine Erw
erbsquote von 44 %

 gegenüber 53 %
 unter 

der G
esam

tbevölkerung; von den M
uslim

en w
aren 11 %

 arbeitslos, w
ährend der 

G
esam

tdurchschnitt bei 4 %
 lag. 52 

                                                  
47  

D
as C

entre d'étude et de recherche sur les organisations et les relations sociales (C
ER

G
O

R
S) 

veranlasste die Einrichtung dieser neuen B
eobachtungsstelle, die den A

uftrag hat, U
ntersuchungen 

und Forschungsarbeiten zu jeder Form
 von D

iskrim
inierung durchzuführen.  

48  
D

ie Studie w
urde zw

ischen dem
 13. A

pril und dem
 14. M

ai 2004 durchgeführt. 
49  

O
kkerse, L., und  Term

ote, A
. (2004), Statistische studiën nr 111: H

oe vreem
d is vreem

d op de 
arbeidsm

arkt / Etudes statistiques n° 111: Singularité des étrangers sur le m
arché de l'em

ploi, 
B

rüssel: N
ationaal Instituut voor de Statistiek / Institut N

ational de la Statistique. 
50  

D
eutschland, Statistisches B

undesam
t (2005), Strukturdaten und Integrationsindikatoren über die 

ausländische Bevölkerung in D
eutschland 2003, S. 127.  

51  
Lainé, F., O

kba, M
., und R

osbapé, S. (2005), Les difficultés des étrangers sur le m
arché du travail: 

effet nationalité, effet quartier?, in Prem
ières synthèses inform

ations, D
A

R
ES; Lainé, F., O

kba, M
. 

(A
pril 2005), L’insertion des jeunes issu de l’im

m
igration : de l’école au m

étier, C
ER

EQ
.  

52  
C

entral Statistical O
ffice (2002), U

sually resident persons aged 15 years and over classified by 
religion, 

sex 
and 

ILO
 

econom
ic 

status, 
C

SO
 

C
ensus 

2002, 
im

 
Internet 

abrufbar 
unter 

http://w
w

w
.cso.ie/census/docum

ents/vol12_entire.pdf  (12.3.2006). 
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In 
den 

N
iederlanden 

w
aren 

im
 

Jahr 
2005 

16 %
 

der 
B

evölkerung 
m

it 
M

igrationshintergrund 
(„allochtonen“) 

arbeitslos, 
unter 

der 
gesam

ten 
Erw

erbsbevölkerung nur 6,5 %
.  

 Im
 

V
ereinigten 

K
önigreich 

w
erden 

genaue 
D

aten 
zur 

A
rbeitslosigkeit 

nach 
ethnischer H

erkunft und R
eligionszugehörigkeit erhoben. D

er Statistik zufolge w
ar 

2004 unter den M
uslim

en die A
rbeitslosenquote der M

änner m
it 13 %

 und der 
Frauen m

it 18 %
 am

 höchsten. D
ie höchsten A

rbeitslosenzahlen verzeichneten 
M

uslim
e im

 A
lter zw

ischen 16 und 24 Jahren.  
 Eine V

ielzahl nichtam
tlicher D

aten lässt ebenso auf die D
iskrim

inierung von 
M

uslim
en am

 A
rbeitsm

arkt schließen. In D
änem

ark ergab eine U
m

frage
53 unter 

den befragten M
igranten einen A

nteil von einem
 D

rittel, die sich diskrim
iniert 

fühlten; ein Jahr zuvor hatte dieser A
nteil noch bei einem

 V
iertel gelegen. In 

D
eutschland gaben 2004 bei einer U

m
frage

54 unter 1 000 Türken 56,5 %
 der 

B
efragten an, dass sie bei der A

rbeit schon einm
al D

iskrim
inierungen ausgesetzt 

gew
esen seien, und 48,4 %

 fühlten sich bei der Suche nach A
rbeit diskrim

iniert. In 
Spanien 

w
urden 

für 
ein 

Projekt 
in 

K
atalonien

55 
1 860 

M
igranten 

arabisch-
m

uslim
ischer H

erkunft befragt. D
as w

ichtigste Fazit der B
efragung lautete, dass die 

M
enschen, die nach Spanien kom

m
en, zw

ar über vielfältige K
enntnisse und 

Fertigkeiten verfügen, die der spanische A
rbeitsm

arkt jedoch in aller R
egel nicht zur 

K
enntnis nim

m
t, w

eil er die form
ale und nicht form

ale A
usbildung und die 

A
rbeitserfahrung der M

igranten schlichtw
eg ignoriert. 56 Entsprechend üben viele 

M
igranten 

gering 
qualifizierte 

Tätigkeiten 
aus, 

die 
dem

 
hohen 

N
iveau 

ihrer 
interkulturellen Fähigkeiten, w

ie z. B
. ihren guten Sprachkenntnissen

57, sow
ie ihrer 

Flexibilität 
und 

M
obilität 

bei 
der 

A
nnahm

e 
von 

A
rbeitsm

öglichkeiten 
nicht 

entsprechen. 
 U

ngeachtet 
der 

A
nzeichen 

für 
eine 

zunehm
ende 

H
eterogenität 

sind 
die 

A
rbeitsm

ärkte in den einzelnen Ländern im
m

er noch sehr stark durch ethnische 
A

spekte geprägt, und M
igranten sind in unverhältnism

äßig großer Zahl in gering 
qualifizierten und schlecht bezahlten Tätigkeiten und zum

eist auch in unsichereren 
A

rbeitsverhältnissen zu finden. B
esonders hoch ist der A

nteil der M
igranten im

m
er 

noch in bestim
m

ten Industriezw
eigen (z. B

. verarbeitendes G
ew

erbe, B
augew

erbe), 
Teilen 

des 
D

ienstleistungssektors 
(z. B

. 
persönliche 

D
ienstleistungen, 

R
einigungsgew

erbe, G
astronom

ie, Pflegedienste) sow
ie in W

irtschaftszw
eigen, die 

starken 
saisonalen 

Schw
ankungen 

unterliegen 
(z. B

. 
Frem

denverkehr 
und 

Landw
irtschaft).  

                                                  
53  

C
atinét R

esearch, zitiert in C
openhagen Post, 30 N

ov - 6 O
ct 2005. 

54  
ZfT M

ulti-Topic Survey: G
oldberg, A

.; Sauer, M
. (2004), D

ie Lebenssituation von Frauen und 
M

ännern türkischer H
erkunft in N

ordrhein-W
estfalen. Ergebnisse der 6. M

ehrthem
enbefragung, 

D
uisburg-Essen: Stiftung ZfT.  

55  
Projekt A

M
A

L: M
igration and the Labour M

arket 2001-2005, im
 Internet abrufbar unter: 

http://w
w

w
.pcb.ub.es/crea/am

al/index.htm
 (14.6.2005).  

56  
43 %

 der B
efragten gaben an, dass sie Tätigkeiten unterhalb ihres Q

ualifikationsniveaus bzw
. ihrer 

A
rbeitserfahrung ausübten.  

57  
N

eben K
atalanisch und Spanisch sprachen  41 %

 der B
efragten zw

ei w
eitere Sprachen, 36 %

 
beherrschten drei Sprachen. 
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Es 
gibt 

zahlreiche 
B

elege 
für 

eine 
anhaltende 

D
iskrim

inierung 
im

 
B

eschäftigungsbereich. 
Sie 

gehen 
aus 

kontrollierten 
U

ntersuchungen 
zur 

Einstellungspraxis 
von 

A
rbeitgebern 

(D
iskrim

inierungstests), 
aus 

M
einungsum

fragen zu diskrim
inierenden H

altungen sow
ie aus Erhebungen über die 

subjektiv em
pfundene D

iskrim
inierung von M

igranten hervor. D
ie w

ichtigste Q
uelle 

für qualitative B
elege liefern w

om
öglich D

aten über K
lagen vor A

rbeitsgerichten. 
D

erartige K
lagen betreffen in der R

egel die Entlohnung, nicht bezahlte Ü
berstunden, 

(m
ündliche) V

ertragsabsprachen, B
elästigungen aufgrund der ethnischen H

erkunft 
sow

ie Stellenanzeigen. A
us den D

aten geht hervor, dass nicht alle M
igranten in 

gleichem
 M

aße von D
iskrim

inierungen im
 B

eschäftigungsbereich betroffen sind. 
B

esonders betroffen sind offenbar M
uslim

e, und m
uslim

ische Frauen sehen sich 
sogar in doppelter H

insicht D
iskrim

inierungen ausgesetzt – zum
 einen w

egen ihres 
G

eschlechts und zum
 anderen w

egen ihrer ethnischen H
erkunft bzw

. ihrer R
eligion.  

 V
or 

diesem
 

H
intergrund 

w
ird 

allerdings 
nur 

bei 
einer 

geringen 
Zahl 

von 
D

iskrim
inierungen offiziell B

eschw
erde eingelegt, und noch w

eniger Fälle führen zu 
einer K

lage vor G
ericht. D

ies dürfte sich künftig m
it dem

 schrittw
eisen Inkrafttreten 

und 
der 

A
nw

endung 
der 

R
echtsvorschriften 

der 
G

em
einschaft 

gegen 
D

iskrim
inierung, 

näm
lich 

der 
R

ichtlinie 
2000/43/EG

 
zur 

A
nw

endung 
des 

G
leichbehandlungsgrundsatzes ohne U

nterschied der R
asse oder der ethnischen 

H
erkunft 

und 
der 

R
ichtlinie 

2000/78/EG
 

für 
die 

V
erw

irklichung 
der 

G
leichbehandlung 

in 
B

eschäftigung 
und 

B
eruf, 

ändern. 
In 

denjenigen 
M

itgliedstaaten, in denen bereits verschärfte A
ntidiskrim

inierungsgesetze gelten, 
w

urden 
schon 

hohe 
G

eldstrafen 
verhängt 

und 
erhebliche 

finanzielle 
Entschädigungen an D

iskrim
inierungsopfer gezahlt. 
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R
eligiöse und kulturelle Zugeständnisse am

 A
rbeitsplatz 

 D
as Them

a kultureller und religiöser Zugeständnisse am
 A

rbeitsplatz steht aus 
m

ehreren G
ründen auf der europäischen A

genda. Zum
 einen ist die A

rbeitsw
elt 

zunehm
end 

m
ultikulturell 

geprägt, 
zum

 
anderen 

w
urde 

die 
R

ichtlinie 
zur 

G
leichbehandlung in B

eschäftigung und B
eruf eingeführt, die D

iskrim
inierung aus 

G
ründen der R

eligion unter Strafe stellt. A
uch gew

innt in Europa das Them
a 

„D
iversity M

anagem
ent“ zunehm

end an B
edeutung, so dass verm

ehrt die V
orteile in 

den 
V

ordergrund 
rücken, 

die 
kulturelle 

oder 
religiöse 

Zugeständnisse 
am

 
A

rbeitsplatz m
it sich bringen. In den m

eisten M
itgliedstaaten der EU

 unterstützen 
nun 

entw
eder 

R
egierung 

oder 
G

esetzgeber 
die 

Einführung 
derartiger 

Zugeständnisse, oder es gibt viele A
nzeichen dafür, dass dies in der Praxis in 

B
etrieben bereits geschieht. In einer M

inderheit der M
itgliedstaaten sind allerdings 

noch keinerlei A
nzeichen erkennbar.  

 In B
elgien

58 hat – über die B
edeutung, die dem

 G
rundsatz der N

eutralität bei der 
Erbringung öffentlicher D

ienstleistungen, der jede öffentliche Zurschaustellung 
religiöser oder m

oralischer Ü
berzeugungen verbietet – hinaus in jüngster Zeit eine 

größere O
ffenheit gegenüber Fragen der M

ultikulturalität Einzug gehalten, die zu 
gew

issen 
Zugeständnissen 

(im
 

H
inblick 

auf 
Feiertage, 

A
rbeitszeiten, 

Ernährungsvorschriften) 
führt, 

sofern 
dadurch 

nicht 
das 

ordnungsgem
äße 

Funktionieren 
des 

öffentlichen 
D

ienstes 
sow

ie 
die 

Einhaltung 
der 

jew
eiligen 

A
rbeitsverträge beeinträchtigt w

ird. A
nträge auf kurze G

ebetszeiten w
ährend der 

A
rbeitszeit 

w
erden 

in 
der 

R
egel 

abgelehnt. 
In 

der 
Privatw

irtschaft 
können 

Zugeständnisse ausgehandelt w
erden, sofern der A

rbeitsvertrag sow
ie Sicherheits- 

und H
ygienevorschriften eingehalten w

erden, in der Praxis bestehen hier allerdings 
von 

B
etrieb 

zu 
B

etrieb 
erhebliche 

U
nterschiede. 

W
eder 

A
rbeitgeber- 

noch 
A

rbeitnehm
erorganisationen 

fordern 
hierfür 

rechtlich 
verbindliche 

R
egelungen. 

Im
m

er 
w

ieder 
tritt 

das 
Problem

 
auf, 

dass 
sich 

Patienten 
w

eigern, 
sich 

von 
m

edizinischem
 Personal des anderen G

eschlechts behandeln zu lassen. D
ie m

eisten 
K

rankenhäuser zeigen sich dabei flexibel, m
anche Einrichtungen sind jedoch aus 

organisatorischen G
ründen nicht in der Lage oder aufgrund ihrer Philosophie nicht 

gew
illt, derartigen Forderungen nachzukom

m
en, doch auch diese Einrichtungen 

nehm
en 

zum
eist 

die 
D

ienste 
von 

interkulturellen 
M

ittlern 
und 

externen 
D

olm
etschern in A

nspruch. 59 
 A

us D
änem

ark sind – außer einigen w
enigen Firm

en, die ihren M
itarbeiterinnen 

K
opftücher 

m
it 

Firm
enlogo 

zur 
V

erfügung 
stellen 

– 
nur 

w
enige 

positive 
M

aßnahm
en bekannt, m

it denen auf die B
edürfnisse von M

inderheitengruppen bei 
der A

rbeit eingegangen w
ird. N

och 2005 entschied der O
berste G

erichtshof, dass die 
Entlassung einer Superm

arktangestellten, die – entgegen der K
leiderordnung des 

U
nternehm

ens 
– 

aus 
religiösen 

G
ründen 

ein 
K

opftuch 
getragen 

hatte, 
keine 

D
iskrim

inierung darstellte. D
as G

ericht erkannte zw
ar, dass ein K

opftuchverbot für 

                                                 
58  

C
EO

O
R

 (2005), Bevraging: Actieve publieke uiting van religieuze en levensbeschouw
elijke 

overtuigingen: Voorstellingen en analyse / C
onsultation: Expressions actives de convictions 

religieuses ou philosophiques dans la sphère publique, S.20-58.   
59  

D
er Einsatz von interkulturellen M

ittlern dient der V
erbesserung von Zugänglichkeit und Q

ualität 
der G

esundheitsversorgung. 2004 bezuschusste das belgische G
esundheitsm

inisterium
 die A

rbeit 
von 85 interkulturellen M

ittlern, die 60 000 Einsätze in 19 verschiedenen Sprachen leisteten.  
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M
itarbeiterinnen m

it direktem
 K

undenkontakt hauptsächlich m
uslim

ische Frauen 
treffe, 

befand 
die 

K
leiderordnung 

des 
U

nternehm
ens 

jedoch 
für 

„objektiv 
gerechtfertigt“. 60 
 In D

eutschland ergeben sich aus den B
edürfnissen religiöser M

inderheiten im
 Falle 

der M
uslim

e offenbar keine größeren Schw
ierigkeiten bei der A

rbeit. N
ach A

ngaben 
des 

D
eutschen 

G
ew

erkschaftsbundes 
(D

G
B

) 61 
w

erden 
Problem

e 
zw

ischen 
m

uslim
ischen A

rbeitnehm
ern und deren A

rbeitgebern in der R
egel individuell gelöst 

und gelangen nur selten vor G
ericht 62. D

ie m
eisten U

nternehm
en treffen m

it ihren 
m

uslim
ischen 

M
itarbeitern 

Einzelvereinbarungen 
über 

religiöse 
Feiertage 

und 
erlauben ihnen, an den betreffenden Tagen frei zu nehm

en oder unbezahlten U
rlaub 

zu nehm
en. 63 In einigen w

enigen U
nternehm

en, so z. B
. bei Ford in K

öln und 
Fraport in Frankfurt 64 w

urden eigene G
ebetsräum

e für M
uslim

e eingerichtet und in 
den K

antinen gibt es spezielle G
erichte für sie. In m

anchen U
nternehm

en (z. B
. 

Ford, 
O

pel) 
bleiben 

die 
K

antinen 
im

 
Fastenm

onat 
R

am
adan 

bis 
nach 

Sonnenuntergang geöffnet. 
 In 

G
riechenland 

gibt 
es 

keine 
positiven 

M
aßnahm

en, 
die 

M
inderheiten 

die 
R

eligionsausübung am
 A

rbeitsplatz erleichtern. D
ie N

R
O

 M
igrants’ Forum

 forderte 
in 

den 
letzten 

Jahren 
die 

A
nerkennung 

m
uslim

ischer 
Feiertage 

als 
rechtlich 

zulässigen G
rund für das N

ichterscheinen am
 A

rbeitsplatz. 
 In Spanien ist es den G

ew
erkschaften gelungen, viele U

nternehm
en zu größerer 

Flexibilität gegenüber der kulturellen H
eterogenität ihrer M

itarbeiter zu veranlassen. 
Ein 

B
eispiel 

hierfür 
bietet 

A
rtikel 11 

des 
Tarifvertrags 

für 
das 

H
otel- 

und 
G

aststättengew
erbe in C

euta
65, der vorsieht, dass anstelle nationaler oder lokaler 

Feiertage 
m

uslim
ische 

Feiertage 
arbeitsfrei 

gestellt 
w

erden 
können. 

Einer 
V

eröffentlichung
66 aus jüngerer Zeit zufolge berücksichtigt m

it der H
otelkette N

H
 

nur ein spanisches U
nternehm

en ausdrücklich m
uslim

ische Feiertage. N
H

 ist in 
16 Ländern vertreten und beschäftigt M

itarbeiter 99 verschiedener N
ationalitäten. 

 In Frankreich sind – bedingt durch die laizistische republikanische Tradition des 
Landes 

– 
R

eaktionen 
von 

staatlicher 
Seite 

auf 
die 

religiöse 
und 

kulturelle 
H

eterogenität von B
elegschaften selten. B

ei D
iversity-Initiativen von U

nternehm
en 

finden religiöse A
spekte nur selten B

erücksichtigung (d. h. in der D
iversity-C

harta 
von U

nternehm
en w

ird in der R
egel nicht auf religiöse A

spekte eingegangen), und 

                                                 
60  

O
berster G

erichtshof U
fR

 2005.1265H
. 

61  
D

G
B

 B
ildungsw

erk/M
igration und Q

ualifikation (2004), Islam
 und Arbeitsw

elt. M
uslim

ische 
Arbeitnehm

ende in der Arbeitsw
elt – islam

ische O
rganisationen, S. 42.  

62  
Lem

m
en, T.; M

iehl, M
. (2001), Islam

isches Alltagsleben in D
eutschland, B

onn: FES, S. 31-32. 
63  

D
G

B
 B

ildungsw
erk/M

igration und Q
ualifikation (2004), Islam

 und Arbeitsw
elt. M

uslim
ische 

Arbeitnehm
ende in der Arbeitsw

elt – islam
ische O

rganisationen, K
apitel 4.3.1.  

64  
Inform

ationen zur Fraport A
G

 aus einer U
m

frage der nationale A
nlaufstelle bei dem

 U
nternehm

en 
(30.9.2005). Inform

ationen zu FO
R

D
 aus C

özm
ez, M

. (2002), „B
etriebliche Partizipation und 

Integration am
 B

eispiel der Ford-W
erke K

öln“, in: H
unger, U

. (H
g.), Einw

anderer als Bürger. 
Initiative und Engagem

ent in M
igrantenselbstorganisationen. M

ünsteraner D
iskussionspapiere 

zum
 N

on-Profit-Sektor, S.17-21. 
65  

Tarifvertrag 
für 

das 
H

otel- 
und 

G
aststättengew

erbe 
in 

C
euta, 

im
 

Internet 
abrufbar 

unter: 
http://w

w
w

.ciceuta.es/boletin/2004/bol4343/bol4343.htm
 (1.6.2005). 

66  
Pin, J. R

. (D
ir). (2004), Libro Blanco sobre las m

ejores prácticas para la integración del 
trabajador inm

igrante en las em
presas españolas, Pam

plona: IESE; C
reade; Sagardoy A

bogados. 
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für die M
ehrheit der B

evölkerung ist R
eligion eine reine Privatangelegenheit. 67 2005 

w
urde eine R

eihe von V
orschriften erlassen, die die Freiheit des A

usdrucks 
religiöser 

Identität 
am

 
A

rbeitsplatz, 
insbesondere 

im
 

öffentlichen 
D

ienst, 
einschränken. So ist beispielsw

eise laut einer V
erw

altungsvorschrift für öffentliche 
G

esundheitseinrichtungen B
eschäftigten im

 G
esundheitsw

esen das Tragen religiöser 
Zeichen nicht erlaubt. 68 Ein R

underlass der R
egierung

69 aus dem
 Jahr 2002 sieht 

zw
ar vor, dass aus religiösen G

ründen das Fernbleiben vom
 A

rbeitsplatz beantragt 
w

erden kann, doch w
ird diese R

egelung offenbar kaum
 in A

nspruch genom
m

en. 70 
D

ie 
R

eligion 
w

ird 
in 

den 
D

iversity-Initiativen 
von 

U
nternehm

en 
selten 

berücksichtigt, und die M
ehrheit der B

evölkerung ist offenbar der A
nsicht, R

eligion 
sei Privatsache

71. D
ie D

iversity-C
hartas der U

nternehm
en w

erden auch von den 
großen 

G
ew

erkschaften 
unterzeichnet, 72 

doch 
beinhaltet 

bislang 
keine 

C
harta 

ausdrücklich den G
rundsatz der A

nerkennung kulturell oder religiös bedingter 
R

echte für A
usländer 73. 

 In Irland w
ird in der vom

 Justizm
inisterium

 herausgegebenen V
eröffentlichung 

„Prom
oting Equality in Intercultural W

orkplaces“ em
pfohlen, „auf die kulturellen 

B
esonderheiten“ 

ethnischer 
M

inderheiten 
R

ücksicht 
zu 

nehm
en 

und 
flexible 

U
rlaubsregelungen 

oder 
unbezahlten 

U
rlaub 

für 
längere 

R
eisen 

in 
die 

H
erkunftsländer 

für 
H

eiraten 
oder 

andere 
w

ichtige 
Fam

ilienereignisse 
oder 

Feiertage zu erlauben, A
rbeitszeiten flexibel zu gestalten, dam

it religiöse Pflichten 
w

ahrgenom
m

en w
erden können, und nationale, ethnische oder religiöse Feiertage 

oder Festtage anzuerkennen bzw
. in der betrieblichen Planung zu berücksichtigen. 

 In L
uxem

burg
74 w

urden in einigen Firm
en positive M

aßnahm
en eingeführt, m

it 
denen hauptsächlich m

uslim
ischen G

ebräuchen R
echnung getragen w

ird (keine 
Sitzungen im

 R
am

adan, G
ebetspausen, Einhaltung von Ernährungsvorschriften und 

U
rlaubserleichterungen w

ährend des Eid ul-Fitr. 
 In den N

iederlanden w
erden in einem

 von der G
leichbehandlungskom

m
ission

75 
vorgelegten 

R
atgeber 

für 
A

rbeitgeber 
R

egelungen 
zu 

R
eligionsfragen 

vorgeschlagen. D
arin w

ird unter anderem
 hervorgehoben, dass A

rbeitgeber keine 
                                                 
67  

B
rouard, S., und Tiberj, V

. (Juni 2005), Rapport au politique des Français issus de l’im
m

igration, 
C

EV
IPO

F Point, S., und Singh, V
. (2005), D

efining and D
im

ensionalising D
iversity: Evidence 

from
 C

orporate W
ebsites across Europe, European M

anagem
ent Journal, A

usgabe 21, N
r. 6, 

S. 750-761, S. 759.  
68  

C
irculaire D

H
O

S/G
 n

o 2005-57 du 2 février 2005 relative à la laïcité dans les établissem
ents de 

santé
http://w

w
w

.sante.gouv.fr/adm
/dagpb/bo/2005/05-02/a0020035.htm

 (14.10.2005). 
69  

C
irculaire FP/7 no 2034 du 16 octobre 2002. 

70  
K

atz, C
. (2005), Entreprise et religion : quelle disposition pour une liberté fondam

entale?, in 
H

om
m

es et Libertés, no 129/jan-fev-m
ars 2005. 

71  
B

rouard, S. und Tiberj, V
. (Juni 2005) Rapport au politique des Français issus de l’im

m
igration, 

C
EV

IPO
F - Point, S. und Singh, V

. (2005) D
efining and D

im
ensionalising D

iversity : Evidence 
from

 C
orporate W

ebsites across Europe, European M
anagem

ent Journal, A
usgabe 21, N

r. 6, 
S. 750-761, S.759  

72  
L’entreprise prend des couleurs, Libération, dossier em

ploi, 26.9.2005. 
73  

La lutte contre les discrim
inations : initiatives publiques et pratiques d’entreprises, C

olloque du 9 
décem

bre 2004, D
A

R
ES. 

74  
B

esch, S., B
odson, L., H

artm
ann-H

irsch, C
., Legrand, M

. (2005, noch nicht veröffentlicht), 
D

iscrim
ination à l’em

ploi, Luxem
burg, M

inistère de la Fam
ille. 

75  
C

om
m

issie gelijke behandeling (G
leichbehandlungskom

m
ission) (2004). Advies inzake Arbeid, 

religie en gelijke behandeling, U
trecht: C

om
m

issie gelijke behandeling. 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

60

A
usw

ahl auf G
rundlage der R

eligion oder aufgrund des Tragens religiöser Sym
bole 

treffen dürfen. 
 In Ö

sterreich w
urden vom

 B
undesm

inisterium
 für Landesverteidigung Leitlinien

76 
für die B

ehandlung religiöser M
inderheiten im

 W
ehrdienst erlassen, die u. a. 

B
estim

m
ungen 

für 
Speisen, 

G
ebetszeiten 

und 
G

ebetsräum
e 

sow
ie 

besondere 
R

egelungen hinsichtlich obligatorischer G
ebetszeiten und der Einhaltung religiöser 

Feiertage enthalten. D
arüber hinaus ist das Tragen religiöser K

opfbedeckungen und 
eines 

B
artes 

gestattet. 
Eine 

im
 

M
ärz 

2005 
erlassene 

V
erordnung 

über 
die 

A
rbeitszeiten von B

ediensteten beim
 B

undesm
inisterium

 für Landesverteidigung 
enthält 

B
estim

m
ungen, 

die 
die 

Freistellung 
an 

religiösen 
Feiertagen 

unterschiedlicher R
eligionsgruppen regeln. 77 

 In 
Schw

eden 
w

urden 
im

 
D

ezem
ber 

2004 
vom

 
O

m
budsm

ann 
für 

ethnische 
D

iskrim
inierung auf R

echtsvorschriften basierende Em
pfehlungen zu ethnischen 

oder religiös bedingten K
leidungsvorschriften und dem

 R
echt auf U

rlaub oder 
Freistellung von der A

rbeit an religiösen Feiertagen herausgegeben. 78 Eine U
m

frage 
des O

m
budsm

anns unter staatlichen B
ehörden ergab, dass 28 von 30 befragten 

B
ehörden die R

echtsvorschriften nicht einhielten. 
 Im

 V
ereinigten K

önigreich ist die V
erordnung von 2003 über die G

leichstellung 
(R

eligion oder G
laube) in B

eschäftigung und B
eruf auf D

iskrim
inierungen aus 

G
ründen der R

eligion in B
eschäftigung und B

erufs sow
ie in der B

erufsausbildung 
anw

endbar. 
W

ährend 
die 

V
erordnung 

nicht 
zw

ingend 
vorschreibt, 

dass 
der 

A
rbeitgeber A

rbeitszeit und R
äum

lichkeiten für die Einhaltung religiöser Pflichten 
am

 A
rbeitsplatz zur V

erfügung stellen m
uss, em

pfiehlt der A
dvisory C

onciliation 
and A

rbitration Service (A
C

A
S) A

rbeitgebern zu prüfen, ob ihre betrieblichen 
Leitlinien, 

V
orschriften 

und 
V

erfahren 
eine 

indirekte 
D

iskrim
inierung 

von 
M

itarbeitern bestim
m

ter K
onfessionen beinhalten, und gibt auch H

inw
eise auf 

Ä
nderungen, die sinnvollerw

eise vorgenom
m

en w
erden können. 79 M

anche Firm
en 

bem
ühen sich darum

, auf die religiösen B
edürfnisse ihrer M

itarbeiter einzugehen, so 
hat z. B

. die IK
EA

-N
iederlassung in Edm

onton ein K
opftuch m

it Firm
enlogo 

eingeführt, das m
uslim

ische M
itarbeiterinnen zu ihrer Firm

enkleidung tragen. 80  
                                                   
76  

Ö
sterreich, B

undesm
inisterium

 für Landesverteidigung, 65. D
ienstbetrieb; B

ehandlung religiöser 
M

inderheiten – Einberufung und V
erw

endung; zusam
m

enfassende R
ichtlinien – N

eufassung, G
Z 

S93109/7-FG
G

1/2004, V
B

l I 65/2004.  
77  

Ö
sterreich, B

undeskanzleram
t (2005), Rückm

eldung zum
 Inform

ationsersuchen Focal Point 2005, 
W

ien, 
unveröffentlichtes 

M
anuskript, 

S. 
9, 

und 
Telefongespräch 

m
it 

einem
 

V
ertreter 

des 
B

undesm
inisterium

s für Landesverteidigung (5.10.2005). 
78  

Schw
edischer O

m
budsm

ann für ethnische D
iskrim

inierung (2004), Etnisk/religiös klädsel. Im
 

Internet abrufbar unter http://w
w

w
.do.se/upload/do/policy/etnisk_religios_kladsel.pdf   (17.9.2005). 

Schw
edischer O

m
budsm

ann für ethnische D
iskrim

inierung (2004), R
ätten till ledighet från arbete 

vid 
religiösa 

helgdagar. 
Im

 
Internet 

abrufbar 
unter 

http://w
w

w
.do.se/upload/do/policy/ledighet_religiosa_helgdagar.pdf  (17.9.2005). 

79  
A

C
A

S (2004), Religion or belief and the w
orkplace: A guide for em

ployers and em
ployees. Im

 
Internet abrufbar unter http://w

w
w

.acas.org.uk/publications/pdf/religion.pdf (14.1.2005). 
80  

W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter 

 
 http://new

s.bbc.co.uk/2/hi/uk_new
s/england/london/4179930.stm

 (4.5.2006). 
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3. 2.  
Bildung

81

 In 
einigen 

M
itgliedstaaten 

w
ie 

B
elgien, 

Frankreich, 
D

eutschland, 
Ö

sterreich, 
Schw

eden, den N
iederlanden und dem

 V
ereinigten K

önigreich nehm
en schon seit 

vielen Jahren m
uslim

ische Schüler am
 Schulunterricht teil. In anderen Ländern w

ie 
G

riechenland, Italien, Spanien, Portugal, Finnland, Irland und zum
 Teil auch 

D
änem

ark besuchen erst seit jüngerer Zeit verm
ehrt m

uslim
ische Schüler die 

Schulen, da die Zuw
anderung in diesen Ländern erst später eingesetzt hat.  

 D
ass es für den B

ildungsbereich keine nach R
eligion oder ethnischer H

erkunft 
untergliederten Statistiken gibt, w

urde bereits in m
ehreren B

erichten des EU
M

C
 

hervorgehoben. N
aturgem

äß gibt es dem
nach auch keine speziellen Statistiken über 

die schulischen Leistungen m
uslim

ischer Schüler, w
enngleich in einigen Ländern 

Statistiken über die schulischen Leistungen von M
igranten allgem

ein geführt 
w

erden. D
as Fehlen einschlägiger D

aten oder U
ntersuchungen m

acht es praktisch 
unm

öglich, 
zw

ischen 
R

eligion 
und 

ethnischer 
H

erkunft 
als 

U
rsachen 

von 
D

iskrim
inierung zu unterscheiden bzw

. diese exakt zu m
essen. 

 D
ie Ergebnisse der PISA

-Studie der O
EC

D
 (Program

m
e for International Student 

A
ssessm

ent) 82 aus dem
 Jahr 2000 erm

öglichen einen V
ergleich der schulischen 

Leistungen von einheim
ischen Schülern, Schülern, die im

 A
usland geboren 

w
urden, und im

 A
ufnahm

eland geborenen Schülern, deren Eltern aus dem
 

A
usland 

stam
m

en. 
Insgesam

t 
ergab 

die 
Studie, 

dass 
die 

Lese- 
und 

Schreibleistungen 
von 

Schülern 
m

it 
M

igrationshintergrund 
deutlich 

schlechter 
w

aren als die der einheim
ischen Schüler. B

ei der PISA
-Studie 2003

83, bei der die 
Leistungen 

im
 

Fach 
M

athem
atik 

im
 

V
ordergrund 

standen, 
w

urde 
in 

einigen 
M

itgliedstaaten, darunter Frankreich, D
eutschland, Luxem

burg und die N
iederlande, 

im
 direkten V

ergleich der Leistungen von Schülern der „ersten G
eneration“ (die im

 
A

ufnahm
eland geboren sind, deren Eltern aber aus dem

 A
usland stam

m
en) und 

einheim
ischen Schülern große und statistisch signifikante U

nterschiede zugunsten 
der einheim

ischen Schüler festgestellt. In der Studie w
ird betont, dass diese 

U
nterschiede 

B
esorgnis 

erregend 
sind, 

denn 
trotz 

offenkundig 
vergleichbaren 

B
ildungsverlaufs entsteht in diesen Ländern für Schüler der „ersten G

eneration“ ein 
relativer N

achteil. N
icht im

 A
ufnahm

eland geborene Schüler fallen gegenüber den 
einheim

ischen Schülern sogar m
eist noch w

eiter zurück. A
m

 größten ist dies K
luft 

in 
der 

fläm
ischsprachigen 

G
em

einschaft 
B

elgiens, 
w

ährend 
sie 

in 
der 

französischsprachigen 
und 

der 
deutschsprachigen 

G
em

einschaft 
w

eniger 
stark 

ausgeprägt ist. D
ie Ergebnisse der PISA

-Studie 2000 w
urden durch die PISA

-Studie 
2003 bestätigt. 
 W

ährend es schw
ierig ist zu beurteilen, ob unterschiedliche schulischer Leistungen 

verschiedener ethnischer G
ruppen auf D

iskrim
inierung zurückzuführen sind oder ob 

die U
rsachen in anderen Faktoren w

ie z. B
. dem

 sozialen 
H

intergrund oder 
                                                 
81  

H
intergrundm

iaterial hierzu enthalten der EU
M

C
-B

ericht „M
igrants, M

inorities and Education: 
Exclusion, D

iscrim
ination and A

nti-D
iscrim

ination'“ aus dem
 Jahr 2004 und der EU

M
C

-B
ericht 

„N
ational Strategies for M

inority Schooling: A
 C

om
parative A

nalysis“ aus dem
 Jahr 2005 - 

w
w

w
.eum

c.eu.int  
82  

Im
 Internet abrufbar unter http://w

w
w

.pisa.oecd.org (2.6.2005). 
83  

O
EC

D
 (2004), Learning for Tom

orrow
’s W

orld: First Results from
 PISA 2003, Paris. 
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sprachlichen, 
religiösen 

oder 
kulturellen 

U
nterschieden 

liegen, 
verw

eisen 
verschiedene Indikatoren eindeutig auf diskrim

inierende Praktiken als m
ögliche 

U
rsache. Zu den w

ichtigsten Indikatoren in diesem
 B

ereich zählen Segregation und 
ein überdurchschnittlich hoher A

nteil von Schülern m
it M

igrationshintergrund in 
Sonderschulen. 84 
 Im

 
O

EC
D

-B
ericht 

2006
85 

heißt 
es 

über 
die 

Leistungen 
von 

Schülern 
m

it 
M

igrationshintergrund im
 Fach M

athem
atik, dass Schüler der ersten und zw

eiten 
G

eneration 
häufig 

sehr 
interessiert 

und 
lernm

otiviert 
sind 

und 
eine 

positive 
Einstellung zur Schule haben. D

ie Ergebnisse lassen den Schluss zu, dass Schüler 
m

it M
igrationshintergrund generell eine starke Lernbereitschaft besitzen, die von 

den Schulen genutzt w
erden kann, um

 den Erfolg der Schüler im
 B

ildungssystem
 zu 

fördern. A
us dem

 B
ericht geht aber auch hervor, dass die Leistungsunterschiede 

zw
ischen einheim

ischen Schülern und M
igrantenkindern in Ö

sterreich, B
elgien, 

D
änem

ark, Frankreich, D
eutschland und den N

iederlanden am
 größten sind. D

es 
W

eiteren 
w

ird 
in 

dem
 

B
ericht 

festgestellt, 
dass 

in 
B

elgien, 
Frankreich 

und 
Schw

eden 
über 

40 %
 

der 
Schüler 

der 
ersten 

G
eneration 

und 
in 

Ö
sterreich, 

D
änem

ark, D
eutschland, Luxem

burg und den N
iederlanden über 25 %

 der Schüler 
der ersten G

eneration das B
asisniveau an M

athem
atikkom

petenz auf der PISA
-Skala 

(Stufe 2) nicht erreichen, w
ährend dies nur bei einem

 geringen Prozentsatz der 
einheim

ischen Schüler der Fall ist.  
 In 

der 
fläm

ischsprachigen 
G

em
einschaft 

in 
B

elgien 
ist 

der 
A

nteil 
der 

ausländischen Schüler, die die Schule ohne Schulabschluss verlassen, doppelt so 
hoch w

ie der A
nteil der belgischen Schüler. 86 

 In D
änem

ark sind die A
bschlussquoten von Schülern m

it M
igrationshintergrund 

der ersten und zw
eiten G

eneration in allen Schularten niedriger als die der 
G

esam
tbevölkerung, 

gleichzeitig 
liegt 

die 
Schulabbrecherquote 

dieser 
G

ruppe 
deutlich über dem

 Landesdurchschnitt. 87 D
er A

nteil der frühzeitigen Schulabgänger, 
die das B

ildungssystem
 ohne A

bschluss verlassen, liegt bei m
ännlichen Schülern aus 

ethnischen M
inderheiten bei 38 %

 bis 48 %
 gegenüber 20 %

 im
 D

urchschnitt der 
M

ehrheitsbevölkerung; 
über 

60 %
 

der 
m

ännlichen 
Schüler 

aus 
ethnischen 

M
inderheiten verlassen die berufsbildende Sekundarstufe II ohne entsprechenden 

B
ildungsabschluss. 88 

 In D
eutschland erw

erben M
igranten im

 D
urchschnitt geringere Q

ualifikationen und 
verlassen das B

ildungssystem
 m

eist früher als die einheim
ischen Schüler. Eine vor 

kurzem
 von der B

ehörde für B
ildung und Sport der Stadt H

am
burg in A

uftrag 
gegebene 

Studie 
kam

 
zu 

dem
 

Schluss, 
dass 

deutsche 
Schüler 

m
it 

M
igrationshintergrund und ausländische Schüler geringere A

ussichten auf einen 
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m
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discrim
ination S.44.  

87  
EU

M
C

 
(2004), 

M
igrants, 

M
inorities 

and 
Education: 

Exclusion, 
discrim

ination 
and 

anti-
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A
usbildungsplatz 

haben. 89 
Im

 
B

erufsbildungsbericht 
2004

90 
w

ird 
ebenfalls 

festgestellt, dass Jugendliche m
it M

igrationshintergrund bei den besonders stark 
nachgefragten A

usbildungsplätzen im
 Inform

ations- und K
om

m
unikationsbereich 

unterrepräsentiert sind. 
 U

ntersuchungen
91 

in 
Frankreich 

belegen, 
dass 

durch 
indirekte 

Form
en 

der 
Schulsegregation U

ngleichheiten verstärkt w
erden. A

n den berufsbildenden Schulen 
der Sekundarstufe liegt der A

nteil der Schüler m
it ausländischer Staatsangehörigkeit 

deutlich über dem
 allgem

einen D
urchschnitt. B

ei der PISA
-Studie 2000 erreichten 

einheim
ische Schüler, bei denen zum

indest ein Elternteil in Frankreich geboren 
w

urde, in der kom
binierten B

ew
ertung von Lesekom

petenz, m
athem

atischer und 
naturw

issenschaftlicher 
K

om
petenz 

bessere 
W

erte 
als 

in 
Frankreich 

geborene 
Schüler, deren beide Elternteile im

 A
usland geboren w

urden. B
ei einer im

 Jahr 2005 
durchgeführten U

m
frage

92 zum
 Them

a ethnische Segregation zeigte sich, dass sich 
40 %

 
der 

Schüler 
ausländischer 

A
bstam

m
ung 

auf 
10 %

 
der 

M
ittelschulen 

konzentrierten. D
ie Folgen der ethnischen Segregation w

aren G
egenstand einer 

Studie
93, bei der es um

 die A
usw

irkungen der Zones d’Éducation Prioritaire (ZEP) 
(G

ebiete m
it vorrangigem

 B
ildungsbedarf) ging. U

nter H
inw

eis darauf, dass die 
Eltern oftm

als versuchen, die betreffenden Schulen zu m
eiden, stellt die Studie die 

W
irksam

keit der ZEP in Frage. Im
 Januar 2004 w

urde im
 R

ahm
en des Projekts 

SIG
N

A
94 dam

it begonnen, G
ew

altvorfälle an Schulen zu registrieren und dabei 
„rassistische M

otive“ gesondert zu erfassen. Im
 Schuljahr 2004/2005 w

urden an 
Sekundarschulen rund 1 700 rassistische V

orfälle notiert. 95 
 In den N

iederlanden ist die ethnische Segregation an Schulen häufig stärker 
ausgeprägt als die Segregation im

 W
ohnungssektor. D

ie Zahl der Prim
arschulen, an 

denen der A
nteil der Schüler aus ethnischen M

inderheiten 70 %
 überschreitet, stieg 

von 129 im
 Jahr 1986 (von insgesam

t 8 300) bis zum
 Jahr 2003 auf 343. 96 Zw

ar sind 
nach 

dem
 

niederländischen 
G

leichbehandlungsgesetz 
M

aßnahm
en, 

m
it 

denen 
zw

ischen Schülern, die einer ethnischen M
inderheit angehören, und einheim

ischen 
Schülern unterschieden w

ird, nicht zulässig, doch ist bekannt, dass im
m

er w
ieder 

Schulen 
auf 

derartige 
M

aßnahm
en 

zurückgreifen, 
indem

 
sie 

W
arteleisten 

für 
ethnische 

M
inderheiten 

einführen, 
um

 
ein 

etw
aiges 

„M
issverhältnis“ 

bei 
den 

Schülerzahlen einzelner Schulen auszugleichen. 
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eginn der beruflichen A
usbildung, S. 105-114.  

90  
B

undesm
inisterium

 für B
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Payet, J.-P. (2002a), The Paradox of Ethnicity in French Secondary Schools in Stack, C

., R
oulleau-

B
erger, L. (H
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M
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N
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In Ö
sterreich sind Schüler m

it M
igrationshintergrund im

 unteren B
ildungsbereich 

und 
an 

den 
Sonderschulen 

im
m

er 
noch 

überrepräsentiert. 97 
D

aten 
über 

das 
Q

ualifikationsniveau der ausländischen B
evölkerung über 14 Jahre lassen erkennen, 

dass M
igranten aus den Ländern des ehem

aligen Jugoslaw
ien und der Türkei (ohne 

H
inw

eis auf die R
eligionszugehörigkeit) ein niedrigeres B

ildungsniveau erreichten 
als die M

ehrheit. D
ieser Erhebung zufolge haben 80 %

 der Türken in Ö
sterreich nur 

die Pflichtschule abgeschlossen und keine w
eiterführende Schule besucht. D

ie 
PISA

-Ergebnisse zeigten ein vergleichsw
eise großes und statistisch signifikantes 

G
efälle zugunsten der einheim

ischen Schüler: B
ei der Lesekom

petenz zählen 
frem

dsprachige Schüler aus M
inderheitengruppen im

 V
ergleich m

it deutschen 
M

uttersprachlern 2,3-m
al häufiger zu den 25 %

 der schlechtesten Schüler. 
 In Schw

eden findet die zunehm
ende Segregation im

 W
ohnungssektor auch im

 
Schulsystem

 ihren N
iederschlag. 2003 erteilte die schw

edische R
egierung der 

nationalen B
ehörde für die V

erbesserung der Schulsituation den A
uftrag, für eine 

V
erbesserung 

der 
schulischen 

Situation 
an 

V
orschulen 

und 
Pflichtschulen 

in 
segregierten W

ohngebieten zu sorgen. In vielen G
em

einschaften ist eine soziale und 
ethnische Segregation festzustellen, schlechte Schüler finden sich konzentriert an 
einzelnen Schulen w

ieder. B
ei den Schülern m

it schlechten schulischen Leistungen 
handelt es sich in der M

ehrzahl um
 Schüler m

it M
igrationshintergrund. 98 

 In Finnland erreichte die M
ehrzahl der M

igranten als höchsten B
ildungsabschluss 

eine dreijährige B
erufsausbildung im

 Sekundarbereich. 99 
 D

as V
ereinigte K

önigreich erhebt als eines der w
enigen Länder B

ildungsdaten, in 
denen Schüler m

uslim
ischen G

laubens gesondert ausgew
iesen sind. Im

 Jahr 2001 
lebten in England 371 000 m

uslim
ische K

inder und Jugendliche im
 schulpflichtigen 

A
lter (5 bis 16 Jahre). Im

 Jahr 2004 w
urden die vier staatlichen m

uslim
ischen 

Schulen von rund 1 100 Schülern besucht. Ein D
rittel (33 %

) der M
uslim

e im
 

erw
erbsfähigen A

lter – und dam
it der höchste A

nteil unter allen R
eligionsgruppen – 

hatten 2004 in G
roßbritannien keinen B

erufs- oder B
ildungsabschluss. Zugleich w

ar 
in dieser G

ruppe auch der A
nteil derjenigen m

it einem
 akadem

ischen A
bschluss 

oder gleichw
ertiger Q

ualifikation am
 geringsten (12 %

)  . 
  Islam

unterricht
 D

as B
ildungsangebot im

 B
ereich des islam

ischen R
eligionsunterrichts unterscheidet 

sich in Europa von Land zu Land; es reicht von säkular ausgerichtetem
 form

alem
 

R
eligionsunterricht, 

der 
verschiedene 

G
laubensrichtungen 

einschließt, 
über 

lehrplanübergreifenden 
Islam

unterricht 
bis 

hin 
zu 

einem
 

eigenständigen 
Islam

unterricht, der an staatlichen Schulen oder auch außerhalb des Schulsystem
s 
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Ö
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stattfindet. A
spekte des Islam

 finden sich im
 Lehrplan für den G

eschichtsunterricht, 
in geringerem

 U
m

fang w
erden islam

ische Them
en auch im

 Lehrplan verschiedener 
Frem

dsprachen und im
 Fach Literatur berücksichtigt. 100 Ein religionsübergreifender 

U
nterricht 

w
ird 

von 
den 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaften 

gem
einhin 

nicht 
als 

„Islam
unterricht“ 

anerkannt, 
w

eil 
die 

Lehrkräfte 
nicht 

über 
entsprechende 

Fachkenntnisse verfügen und das U
nterrichtsthem

a vielfach rein objektiv dargestellt 
w

ird. A
ngebote für separaten Islam

unterricht (der zum
eist auf lokaler Ebene 

vereinbart w
ird) bestehen jedoch unter anderem

 in B
elgien, einigen deutschen 

B
undesländern, Spanien, Finnland, Schw

eden und Ö
sterreich.  

 A
uf der lokalen Ebene bieten viele m

uslim
ische G

em
einschaften islam

ischen 
R

eligionsunterricht außerhalb des allgem
einen Schulsystem

s an. D
er U

nterricht 
findet in der R

egel entw
eder w

ährend der W
oche abends oder aber an den 

W
ochenenden 

statt, 
der 

Schw
erpunkt 

liegt 
auf 

den 
R

eligionsgrundlagen, 
G

ebetsunterw
eisung und der R

ezitation des K
oran. D

arüber hinaus w
ird oft noch 

m
uttersprachlicher U

nterricht erteilt. D
ie Lehrkräfte verfügen über unterschiedliche 

Q
ualifikations- und Erfahrungshorizonte, vereinzelt fehlt ihnen aber auch jede 

form
elle Q

ualifikation. D
adurch, dass die U

nterrichtsangebote auf lokaler Ebene m
it 

den B
ehörden ausgehandelt w

erden, ist sichergestellt, dass die U
nterrichtsinhalte auf 

die spezifische G
laubensrichtung der Eltern der teilnehm

enden Schüler ausgerichtet 
sind. D

ie Praxis, für den U
nterricht Im

am
e aus D

rittländern zu holen, die über keine 
offizielle Q

ualifikation verfügen und w
enn überhaupt, dann nur geringe K

enntnisse 
des lokalen sozialen und kulturellen K

ontexts haben, erscheint indes bedenklich. 
Finanziert w

ird der U
nterricht zum

eist aus den B
eiträgen der Eltern oder von den 

M
oscheen. 

 In 
einigen 

EU
-Ländern 

w
erden 

verm
ehrt 

unabhängige 
m

uslim
ische 

Schulen 
eingerichtet, die neben dem

 R
eligionsunterricht ein breiteres C

urriculum
 anbieten; 

zu diesen Ländern zählen D
änem

ark, Frankreich, die N
iederlande, Schw

eden und 
das V

ereinigte K
önigreich. D

ie m
eisten dieser Schulen finanzieren sich selbst, 

einige Schulen w
erden aber auch ganz oder teilw

eise vom
 Staat getragen und 

unterliegen som
it auch der staatlichen Schulaufsicht, w

ie z. B
. im

 V
ereinigten 

K
önigreich. 

D
am

it 
ist 

sichergestellt, 
dass 

die 
allgem

einen 
B

ildungsstandards 
eingehalten 

und 
die 

m
uslim

ischen 
Schüler 

nach 
einem

 
vollständigen 

und 
um

fassenden Lehrplan unterrichtet w
erden.  

  3. 3.  
W

ohnungswesen
101

 In 
den 

auf 
nationaler 

Ebene 
vorliegenden 

am
tlichen 

D
aten 

und 
D

aten 
aus 

Forschungsarbeiten zum
 W

ohnungssektor w
erden M

uslim
e zw

ar nicht gesondert 
ausgew

iesen, doch w
erden bei D

urchsicht der vorhandenen nationalen A
ngaben zu 

den H
erkunftsländern gem

einsam
e Problem

stellungen deutlich. H
ierbei ist jedoch – 

w
ie bei den vorhergehenden K

apiteln – festzuhalten, dass es nicht im
m

er m
öglich 
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ist, 
zw

ischen 
Islam

ophobie 
und 

Frem
denfeindlichkeit 

oder 
R

assism
us 

als 
D

iskrim
inierungsursachen zu unterscheiden.  

 D
ie M

igranten, einschließlich jener aus m
uslim

ischen Ländern, sind offensichtlich 
allgem

ein 
stärker 

von 
W

ohnungslosigkeit 
und 

schlechteren 
W

ohnbedingungen 
betroffen, sie leben in ärm

eren W
ohngegenden und sind m

it B
lick auf ihre 

W
ohnsituation vergleichsw

eise größerer U
nsicherheit ausgesetzt. Zu den schw

er 
w

iegenden 
Problem

en 
im

 
W

ohnungsbereich 
zählen 

der 
fehlende 

Zugang 
zu 

grundlegenden 
Einrichtungen 

w
ie 

Trinkw
asser 

und 
Toiletten, 

deutlich 
höhere 

Ü
berbelegungsquoten als bei anderen H

aushalten sow
ie A

usbeutung in Form
 

überzogener M
ieten und K

aufpreise. D
ie W

ohnverhältnisse haben sich in ihren 
M

ustern zw
ar etw

as gebessert, doch es bestehen w
eiterhin große U

ngleichheiten 
aufgrund des M

angels an Sozialw
ohnungen für einkom

m
ensschw

ache G
ruppen, w

ie 
M

igranten 
oder 

N
achkom

m
en 

von 
M

igranten, 
die 

aufgrund 
ihrer 

geringeren 
Einkom

m
en 

oft 
keine 

erschw
ingliche 

W
ohnm

öglichkeit 
auf 

dem
 

privaten 
W

ohnungsm
arkt 

finden 
können. 

M
it 

zunehm
ender 

M
arktorientierung 

des 
W

ohnungsangebots sehen sich diese G
ruppen verstärkt indirekter w

irtschaftlicher 
D

iskrim
inierung in unterschiedlichen A

usprägungen ausgesetzt. 
 In den m

eisten Ländern liegen über die Situation von M
igranten und A

ngehörigen 
ethnischer 

oder 
religiöser 

M
inderheiten 

im
 

W
ohnungssektor 

– 
sow

ohl 
über 

D
iskrim

inierung als auch über strukturelle U
ngleichheiten – nur sehr lückenhafte 

D
aten vor. A

uch über D
iskrim

inierung im
 privaten W

ohnungsm
arkt existieren kaum

 
D

aten. 
Im

 
öffentlichen 

W
ohnungssektor, 

der 
einer 

genaueren 
B

eobachtung 
unterliegt, sind die vorliegenden D

aten unsystem
atisch und gelegentlich auch 

uneinheitlich. In Frankreich und Italien w
urden allerdings D

iskrim
inierungstests 

durchgeführt, in denen D
iskrim

inierung im
 W

ohnungsbereich nachgew
iesen w

urde; 
in Schw

eden w
ird derzeit von den zuständigen B

ehörden über entsprechende Tests 
nachgedacht.  
 M

it 
der 

Einführung 
von 

G
leichstellungsstellen 

nach 
der 

R
ichtlinie 

zur 
G

leichbehandlung ohne U
nterschied der R

asse
102 dürfte sich bei der D

atenerhebung 
und der B

eobachtung auf diesem
 G

ebiet künftig einiges zum
 B

esseren w
enden, 

sofern 
diese 

Stellen 
m

it 
entsprechenden 

B
efugnissen 

und 
M

itteln 
für 

die 
Entgegennahm

e, R
egistrierung und W

eiterverfolgung von B
eschw

erden ausgestattet 
w

erden. H
ierbei m

uss auch ganz besonders auf das Problem
 der D

unkelziffern 
geachtet w

erden, das bei der M
essung der D

iskrim
inierung aus G

ründen der 
ethnischen H

erkunft oder R
eligion erhebliche Schw

ierigkeiten bereiten kann. 
 In verschiedenen M

itgliedstaaten
103 kann durch die staatliche W

ohnungspolitik 
sow

ie politische V
orgaben zu A

spekten der W
ohnungsfinanzierung und dam

it 
verbundenen 

Einkom
m

ensteuer- 
und 

Sozialleistungsfragen 
ein 

kom
plexes 

K
onglom

erat an strukturellen H
indernissen entstehen, durch das M

inderheiten von 
angem

essenem
 

W
ohnraum

 
ausgeschlossen 

bleiben. 
D

ie 
m

angelnde 
D

eckung 
zw

ischen 
dem

 
B

estand 
an 

Sozialw
ohnungen 

und 
dem

 
B

edarf 
größerer 

M
inderheitenfam

ilien bildet bei der Suche nach geeignetem
 W

ohnraum
 ein großes 

                                                 
102  In einigen M

itgliedstaaten w
urden bereits G

leichstellungsstellen eingerichtet. 
103  EU

M
C

 
(2005), 

M
igrants, 

M
inorities 

and 
H

ousing: 
Exclusion, 

discrim
ination 

and 
anti-

discrim
ination, S. 72. 
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H
indernis. 

W
ohnsegregation 

w
ird 

oft 
m

it 
einem

 
Scheitern 

der 
Integration 

gleichgesetzt. In der R
egel dreht sich die D

iskussion eher um
 die Frage der 

ethnischen V
erteilung, um

 W
ohnsegregation zu verringern, oder auch nur um

 den 
W

unsch 
von 

A
ngehörigen 

ethnischer 
M

inderheiten, 
zusam

m
en 

zu 
leben. 

Im
 

V
ereinigten 

K
önigreich 

stützen 
sich 

seit 
den 

U
nruhen 

des 
Jahres 

2001 
in 

nordw
estenglischen G

roßstädten m
it hohem

 m
uslim

ischem
 B

evölkerungsanteil die 
Strategien 

für 
einen 

besseren 
Zusam

m
enhalt 

der 
B

evölkerung 
zum

 
Teil 

auf 
A

nnahm
en 

über 
die 

G
efährlichkeit 

einer 
verm

uteten 
„selbst 

gew
ollten 

A
bsonderung“ von M

inderheitengruppen. In Frankreich bem
üht m

an sich m
it neuen 

R
echtsvorschriften 

um
 

eine 
bessere 

Integration 
der 

M
igranten, 

indem
 

ihnen 
A

nspruch auf Sozialw
ohnungen gew

ährt w
ird, statt sie – w

ie bisher – separat 
unterzubringen, auch w

enn dies teilw
eise auf W

iderstand der lokalen B
ehörden 

stößt. 104 
 In B

elgien leben M
igranten und A

ngehörige ethnischer M
inderheiten m

eist in 
überteuerten privat verm

ieteten W
ohnungen m

it schlechter W
ohnqualität. W

ährend 
für bestim

m
te M

inderheitengruppen V
erbesserungen erreicht w

erden konnten, sind 
die W

ohnkosten w
eiter gestiegen und die W

ohnqualität hat sich gegenüber den 
belgischen 

D
urchschnittshaushalten 

w
eiter 

verschlechtert. 105 
D

ie 
offizielle 

G
leichstellungsstelle, C

EO
O

R
, berichtet, dass 2004 die m

eisten B
eschw

erden über 
D

iskrim
inierung im

 W
ohnungsm

arkt in B
rüssel und A

ntw
erpen von m

arokkanisch- 
und türkischstäm

m
igen Einw

ohnern eingereicht w
urden, w

obei jedoch nicht alle 
B

eschw
erden D

iskrim
inierungen aus G

ründen der R
eligion betrafen. B

ei einem
 von 

C
EO

O
R

 in Zusam
m

enarbeit m
it A

LA
R

M
106 durchgeführten D

iskrim
inierungstest 

erhielten 
58 %

 
der 

A
nrufer 

m
it 

„ausländisch 
klingendem

 
N

am
en“ 

oder 
ausländischem

 A
kzent die A

uskunft, dass die W
ohnung bereits vergeben sei. 

 In D
änem

ark kann es vorkom
m

en, dass W
ohnungssuchende aufgrund „ethnischer 

M
erkm

ale“ w
ie A

kzent, B
ekleidung oder nichtdänischer N

am
en im

 W
ohnungsm

arkt 
diskrim

iniert w
erden. 107 Ein B

ericht aus dem
 Jahr 2002

108 gelangt zu dem
 Schluss, 

dass M
igranten aus nicht-w

estlichen Ländern und deren N
achkom

m
en diskrim

iniert 
w

erden. D
aten belegen einen deutlichen U

nterschied bei den B
esitzverhältnissen – 

w
ährend rund 60 %

 der M
igranten und von deren N

achkom
m

en in M
ietw

ohnungen 
öffentlicher Träger w

ohnten, w
aren es im

 allgem
einen D

urchschnitt nur 17 %
 der 

B
evölkerung. 109 D

er B
ericht des B

auforschungsinstituts für das Jahr 2005 über die 
soziale 

und 
ethnische 

Entw
icklung 

im
 

Sozialw
ohnungsbereich

110 
ergab 

eine 
ethnische und soziale Segregation am

 dänischen W
ohnungsm

arkt: die A
ngehörigen 

                                                 
104  EU

M
C

 
(2005), 

M
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M
inorities 

and 
H

ousing: 
Exclusion, 

discrim
ination 

and 
anti-

discrim
ination, S. 91. 

105  EU
M

C
 

(2005), 
M
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M
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and 

H
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Exclusion, 
discrim

ination 
and 

anti-
discrim

ination, S. 60. 
106  A

ction pour le logem
ent accessible aux réfugiés à M

olenbeek (A
ktion zugunsten von W

ohnungen 
für Flüchtlinge in M

olenbeek). 
107  EU

M
C

 
(2005), 

M
igrants, 

M
inorities 

and 
H

ousing: 
Exclusion, 

discrim
ination 

and 
anti-

discrim
ination, S. 18. 

108  A
kadem

ie für M
igrationsstudien in D

änem
ark, A

M
ID

 (2002), Integrationsforskningen i D
anm

ark 
1980-2002. 

109 M
inisterium

 für Flüchtlingsfragen, Zuw
anderung und Integration, U

dlæ
ndinge I danske kom

m
uner 

og am
tskom

m
uner pr. 1. januar 2001.  

110  D
K

/Statens B
yggeforskningsinstitut, A

ndersen, H
ans Skifter (2005), D

en sociale og etniske 
udvikling i den alm

ene boligsektor, K
openhagen, A

K
F Forlaget. 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

68

ethnischer M
inderheiten und sozial schw

acher B
evölkerungsgruppen finden sich 

verstärkt in Sozialw
ohnungen. A

llerdings gelangte eine w
eitere U

ntersuchung
111 zu 

dem
 Ergebnis, dass die B

efragten m
it M

igrationshintergrund w
eder Problem

e hatten, 
eine W

ohnung zu finden, noch bei der A
nm

ietung oder dem
 K

auf von W
ohnungen 

diskrim
iniert w

urden. 
 In 

D
eutschland 

ist 
die 

D
esegregation 

von 
M

igranten 
ein 

w
ichtiges 

Them
a. 

M
igranten leben häufig in überbelegten W

ohnungen
112 m

it geringem
 W

ohnkom
fort 

und zahlen vergleichsw
eise hohe M

ieten. 113 Sie haben unsicherere M
ietverträge, 

leben in schlechteren W
ohngegenden und erw

erben seltener W
ohneigentum

. 114 
Zudem

 w
urde festgestellt, dass M

igranten im
m

er noch w
eniger W

ohnfläche zur 
V

erfügung steht als D
eutschen ohne M

igrationshintergrund. A
us dem

 B
ericht des 

V
ereins Planerladen aus dem

 Jahr 2005
115 geht hervor, dass kulturelle U

nterschiede 
und Sprachproblem

e häufig U
rsache für Streitigkeiten zw

ischen H
ausverw

altungen 
und M

igranten sind.  
 In G

riechenland ist die W
ohnsituation der griechisch-m

uslim
ischen M

inderheit in 
der R

egion Thrakien, insbesondere in den abgelegenen D
örfern, schlecht. Ü

ber die 
W

ohnverhältnisse 
griechischer 

M
uslim

e 
in 

anderen 
G

ebieten 
oder 

die 
W

ohnsituation von M
igranten in G

riechenland liegen kaum
 Inform

ationen vor, da 
der B

ereich W
ohnen von den B

ehörden offenbar als Privatangelegenheit betrachtet 
w

ird, 
um

 
die 

sich 
der 

Staat 
nicht 

küm
m

ert. 
W

enngleich 
Segregation 

im
 

W
ohnungsm

arkt 
nach 

offiziellen 
A

ngaben
116 

kein 
Them

a 
ist, 

w
urden 

unter 
M

igranten 
und 

A
sylbew

erbern 
hohe 

O
bdachlosenzahlen 

registriert 
– 

viele 
W

ohnungslose besetzen leer stehende W
ohnungen oder behelfen sich auf andere 

W
eise. 117 D

urch die A
nspruchsberechtigungskriterien für Sozialw

ohnungen des 
A

rbeiterw
ohnungsverbands w

erden die m
eisten M

igranten indirekt von diesem
 

M
arkt ausgeschlossen. 

 In Spanien haben M
igranten sow

ohl in den ländlichen G
ebieten als auch in den 

Städten 
große 

Problem
e, 

eine 
W

ohnung 
zu 

finden, 
viele 

kom
m

en 
in 

O
bdachlosenheim

en, notdürftigen B
ehelfsunterkünften, illegalen W

ohnheim
en und 

ohnehin überbelegten W
ohnungen unter. D

ie D
atenlage ist nach A

uskunft der 
nationalen 

A
nlaufstelle 

sehr 
schlecht. 

Eine 
U

m
frage

118 
unter 

m
arokkanischen 

                                                 
111  Togeby, Lise and B

irgit M
øller (1999), O

plevet discrim
ination, N

æ
vnet for Etnisk Ligestilling, 

K
openhagen. 

112  Frick, J.R
. (2004), G

utachten zur „Integration von M
igranten in D

eutschland“ auf der Basis 
nationaler und international vergleichbarer repräsentativer M

ikrodaten, B
erlin, D

IW
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113  B
rem

er, Peter (2000), Ausgrenzungsprozesse und die Spaltung der Städte – Zur Lebenssituation 
von M

igranten, O
pladen. 

114  EU
M

C
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M
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M
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and 

H
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discrim
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and 

anti-
discrim

ination, S. 60.  
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e.V
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(H
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M

igranten 
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W
ohnungsm

arkt: 
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W

ohnungsunternehm
en zu „M

igranten als M
ieter, K

äufer, K
unden“. Ergebnisbericht, D

ortm
und.  
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M
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H
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discrim
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and 
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discrim

ination, S. 20.  
117  EU

M
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(2005), 

M
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M
inorities 

and 
H

ousing: 
Exclusion, 

discrim
ination 

and 
anti-

discrim
ination, S. 62, 71.  
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rjona, A

., und C
heca, J. C

. (2002), Exclusión residencial de los inm
igrantes m

arroquíes en 
Andalucía, in G

arcia, F. J., und M
uriel, C

. (H
g.), La inm

igración en España. C
ontextos y 

alternativas, G
ranada: U

niversidad de G
ranada, Laboratorio de Estudios Interculturales.  
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M
igranten in A

lm
ería (A

ndalusien) ergab, dass von deren W
ohnungen 75 %

 keinen 
W

arm
w

asseranschluss hatten, 57 %
 feucht w

aren, 49 %
 nicht über eine Toilette 

verfügten, 45 %
 keine K

üche aufw
eisen und 40 %

 noch nicht einm
al fließend 

W
asser hatten. Laut einer Studie aus dem

 Jahr 2005
119 haben M

igranten aus 
N

ordafrika vor allem
 in ländlichen G

ebieten große Problem
e, eine W

ohnung zu 
finden. 

D
as 

N
ationale 

Statistische 
A

m
t 

stellt 
in 

seiner 
Erhebung 

über 
die 

Lebensbedingungen 
2004

120 
fest, 

dass 
16,8 %

 
der 

Fam
ilien 

aus 
D

rittländern 
W

ohneigentum
 besitzen, w

ährend im
 Landesdurchschnitt 83,8 %

 der B
ürger eine 

eigene 
W

ohnung 
haben, 

und 
dass 

23,3 %
 

der 
W

ohnungen 
von 

M
igranten 

(gegenüber 9,1 %
 im

 nationalen D
urchschnitt) nicht angem

essen beheizbar sind. 
 Für Frankreich heißt es in einem

 IN
SEE-B

ericht von 2005
121, dass M

igranten, 
insbesondere Zuw

anderer aus dem
 M

aghreb, häufig in überbelegten W
ohnungen 

leben 
und 

dass 
ihre 

W
ohnraum

m
obilität 

eng 
begrenzt 

ist. 
D

ie 
nationale 

B
eobachtungsstelle für strukturschw

ache W
ohngebiete

122 stellte in ihrem
 ersten 

B
ericht 123 

fest, 
dass 

doppelt 
so 

viele 
ausländische 

Fam
ilien 

in 
derartigen 

Problem
gebieten 

leben 
und 

dass 
51,5 %

 
der 

ausländischen 
H

aushalte 
Sozialw

ohnungen bew
ohnen (gegenüber 31,7 %

 der französischen H
aushalte). Im

 
Januar 2005 registrierten B

eam
te bei der Inspektion

124 von 24 H
otels, die m

it 
M

igranten belegt w
aren, bedenkliche und unsichere Lebensverhältnisse. Im

 M
ärz 

2005 stellte der H
aut conseil à l’intégration (Integrationsrat) fest 125, dass 537 000 

M
igranten im

 R
entenalter in prekären W

ohnverhältnissen leben und nicht im
m

er die 
ihnen 

zustehenden 
Sozialleistungen 

beziehen; 
die 

Lebenserw
artung 

dieser 
B

evölkerungsgruppe liegt um
 20 Jahre unter dem

 Landesdurchschnitt. 
 In Italien m

achte die O
rganisation Ärzte ohne G

renzen 2005 in einem
 B

ericht 126 
publik, dass 40 %

 der Saisonarbeiter in der Landw
irtschaft (überw

iegend M
igranten, 

darunter viele M
uslim

e) in verlassenen H
äusern w

ohnten, 35 %
 in M

ietw
ohnungen 

und 5 %
 sogar w

ohnungslos w
aren. D

ie Q
ualität der M

ietw
ohnungen w

ar schlecht: 
50 %

 hatten keinen W
asseranschluss, 30 %

 keinen Strom
anschluss und 43,2 %

 
verfügten über kein eigenes B

ad. Ü
berbelegung w

ar häufig: 70 %
 der für die 

Stichprobe B
efragten teilten das Zim

m
er, in dem

 sie lebten, m
it m

indestens vier 
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B
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und Entw
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ew
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M
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Internet 
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w

w
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m
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G

/doc/A
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C
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126  M
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w
eiteren B

ew
ohnern, 30 %

 m
ussten sogar das B

ett m
it einem

 M
itbew

ohner teilen. 
O

bw
ohl 

nach 
den 

italienischen 
R

echtsvorschriften 
A

rbeitgeber 
ihren 

Saisonarbeitskräften eine angem
essene U

nterkunft zur V
erfügung stellen m

üssen, 
hatten nur 3,4 %

 der B
efragten vom

 A
rbeitgeber eine U

nterkunft erhalten.  
 In 

den 
N

iederlanden 
sind 

die 
von 

A
ngehörigen 

ethnischer 
M

inderheiten
127 

(M
igranten aus Surinam

, M
arokko, der Türkei, von den A

ntillen oder A
ruba) 

bew
ohnte W

ohnungen im
 D

urchschnitt schlechter und m
it m

ehr M
ietern belegt als 

die W
ohnungen der niederländischen M

ehrheitsbevölkerung, außerdem
 handelt es 

sich bei diesen W
ohnungen zum

eist um
 stark subventionierte M

ietw
ohnungen. 128 

D
er W

ohnungsm
arkt ist in den N

iederlanden streng reglem
entiert, so dass hier 

unm
ittelbare 

rassische 
oder 

ethnische D
iskrim

inierung 
kaum

 
vorkom

m
t, 

doch 
könnte die A

nw
endung von K

riterien w
ie der „W

ohnungsvorgeschichte“ indirekte 
D

iskrim
inierung zur Folge haben. 129 D

ie K
onzentration ethnischer M

inderheiten in 
bestim

m
ten W

ohngebieten bietet A
nlass zu B

esorgnis, daher bem
ühen sich die 

B
ehörden in A

m
sterdam

 und vor allem
 in R

otterdam
 aktiv um

 eine stärkere 
ethnische V

erteilung in den betroffenen W
ohngebieten. 

 In 
Ö

sterreich 
berichtete 

die 
Initiative 

W
ohndrehscheibe 

über 
ausgeprägte 

islam
feindliche 

D
iskrim

inierung 
im

 
privaten 

W
ohnungsm

arkt, 
die 

sich 
insbesondere gegen tschetschenische Flüchtlinge richteten. 130 Ebenfalls aus diesem

 
B

ericht geht hervor, dass die von der Stadt W
ien 2004 eingeführten neuen K

riterien 
für die V

ergabe von Sozialw
ohnungen

131 dazu führen, dass eingebürgerte M
igranten, 

deren Fam
ilien im

 R
ahm

en der Fam
ilienzusam

m
enführung nachgezogen sind, große 

Schw
ierigkeiten haben, eine Sozialw

ohnung zu bekom
m

en. Im
 B

erechtigungsantrag 
m

üssen Fam
ilien einen gem

einsam
en W

ohnsitz an derselben A
dresse über zw

ei 
Jahre nachw

eisen, so dass die betroffenen Fam
ilien gezw

ungen sind, über einen 
längeren Zeitraum

 hinw
eg in überbelegten W

ohnungen, die über den privaten 
W

ohnungsm
arkt verm

ietet w
erden, auszuharren, bevor ihnen eine angem

essene 
Sozialw

ohnung zugew
iesen w

ird. 
 In Schw

eden w
ohnen sehr viele „W

estasiaten“ (vor allem
 Iraner) in schlecht 

ausgestatteten 
M

ietw
ohnungen 

bzw
. 

M
ietskasernen 

in 
sozial 

schw
achen 

W
ohngebieten. 132 Im

 B
ericht 2004

133 des Integrationsrates heißt es hierzu, dass die 
Segregation im

 W
ohnungsbereich in den großen Städten zugenom

m
en hat und jetzt 

                                                 
127  D

ie in den N
iederlanden verw

endete B
ezeichnung allochtonen um

fasst A
usländer, M

igranten und 
Zuw

anderer, die entw
eder selbst im

 A
usland geboren sind oder deren Eltern aus dem

 A
usland 

stam
m

en.  
128  C

entraal B
ureau voor de Statistiek (2004), Allochtonen in N

ederland 2004, V
oorburg/H

eerlen: 
C

entraal B
ureau voor de Statistiek, S. 23 – 29. 

129  Lindner, L. (2002), Ruim
telijke segregatie van afkom

stgroepen in D
en H

aag. W
iens K

euze?, The 
H

ague: B
ureau D

iscrim
inatiezaken H

aaglanden,  S. 13.  
130  V

olkshilfe 
Ö

sterreich, 
W

ohndrehscheibe, 
Jahresbericht 

2004, 
W

ien: 
V

olkshilfe, 
im

 
Internet 

abrufbar unter: http://w
w

w
.volkshilfe.at/contentthem

a/dow
nload/w

ds_jahresbericht_2004_w
eb.pdf , 

(6.10.2005), S.41.  
131  V

olkshilfe 
Ö

sterreich, 
W

ohndrehscheibe, 
Jahresbericht 

2004, 
W

ien: 
V

olkshilfe, 
im

 
Internet 

abrufbar unter: http://w
w

w
.volkshilfe.at/contentthem

a/dow
nload/w

ds_jahresbericht_2004_w
eb.pdf, 

(6.10.2005), S.45.  
132  EU

M
C

 
(2005), 

M
igrants, 

M
inorities 

and 
H

ousing: 
Exclusion, 

discrim
ination 

and 
anti-

discrim
ination, S. 61.  

133  Integrationsverket (2005), Statistikrapport 2004, S. 47-51. 
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auch auf kleinere Städten übergreift. Einer U
m

frage aus dem
 Jahr 2004

134 zufolge 
gaben allerdings nur 15 %

 der befragten M
igranten an, dass sie sich auf dem

 
W

ohnungsm
arkt 

diskrim
iniert 

fühlten. 
Jetzt 

plant 
der 

Integrationsrat 
D

iskrim
inierungstests, um

 sich ein genaueres B
ild vom

 A
usm

aß der unm
ittelbaren 

D
iskrim

inierung zu verschaffen.  
 Im

 V
ereinigten K

önigreich w
ohnen vor allem

 m
uslim

ische B
ürger in schlecht 

ausgestatteten und überbelegten W
ohnungen. Ein 2005 vom

 Innenm
inisterium

 
vorgelegter B

ericht 135 verw
eist darauf, dass A

ngehörige von M
inderheiten größere 

Problem
e haben, „angem

essene“ W
ohnungen zu finden, und ergänzt, dass ein 

Fünftel der B
angladescher über m

assive Problem
e aufgrund rassisch m

otivierter 
Schikanen in ihrem

 W
ohngebiet klagen. D

er Sozialw
ohnungsbereich w

ird von den 
B

ehörden intensiv überw
acht, so dass offen rassistische Praktiken dort heute kaum

 
noch anzutreffen sind. V

or O
rt sehen sich M

igranten jedoch häufig rassistisch 
m

otivierten 
Feindseligkeiten 

ausgesetzt, 
w

odurch 
die 

A
usw

ahl 
an 

W
ohnm

öglichkeiten 
für 

einkom
m

ensschw
ache 

H
aushalte, 

die 
ethnischen 

M
inderheiten 

angehören, 
stark 

eingeschränkt 
w

ird. 
N

ach 
U

ntersuchungen 
der 

Joseph R
ow

ntree Foundation sind britische Pakistaner anhaltender B
enachteiligung 

am
 W

ohnungsm
arkt ausgesetzt, sie m

üssen m
it schlechten W

ohnverhältnissen 
vorlieb 

nehm
en 

und 
sehen 

sich 
auch 

beim
 

Zugang 
zu 

Sozialw
ohnungen 

benachteiligt. 
                                                  
134  A

ntidiskrim
ineringsbyrån i Stockholm

 (2004), O
m

 diskrim
ineringens om

fattning och karaktär – En 
undersökning om

 diskrim
inering i Stockholm

s stad D
el 1-2. 

135  R
ace Equality in Public Services (2005)  

 
w

w
w

.hom
eoffice.gov.uk/docs4/race_equalitypublicservices.pdf  S.38, 39 (10.1.1006). 
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TEIL II – Erscheinungsformen der 
Islamophobie
   1. 

„Islamophobie“ – eine Begriffsbestimmung 
 D

er B
egriff der „Islam

ophobie“ w
ird zw

ar häufig gebraucht, doch nur selten zur 
G

änze verstanden. D
och w

enngleich es derzeit keine rechtlich festgelegte D
efinition 

für den B
egriff „Islam

ophobie“ gibt und auch im
 B

ereich der Sozialw
issenschaft 

keine einheitliche Festlegung besteht, w
erden zur B

ekäm
pfung der Islam

ophobie 
politische M

aßnahm
en und A

ktionen unter den O
berbegriffen „R

assism
us“ und 

„D
iskrim

inierung aus G
ründen der R

asse“ unternom
m

en, die unter R
egierungen und 

internationalen O
rganisationen allgem

ein anerkannt sind. D
as EU

M
C

136 stützt sich 
daher 

bei 
seinem

 
A

nsatz 
zur 

Eingrenzung 
des 

Phänom
ens 

und 
seiner 

Erscheinungsform
en auf international anerkannten Standards zum

 Them
a R

assism
us 

und die laufende A
rbeit des Europarats 137 und der V

ereinten N
ationen

138.  
 D

ie 
Europäische 

K
om

m
ission 

gegen 
R

assism
us 

und 
Intoleranz 

(EC
R

I) 
des 

Europarats hat hierzu zw
ei allgem

eine politische Em
pfehlungen veröffentlicht: die 

Em
pfehlung N

r. 5 zur B
ekäm

pfung von Intoleranz und D
iskrim

inierung gegenüber 
M

uslim
en (C

R
I (2000) 21) und die Em

pfehlung N
r. 7 über nationale G

esetzgebung 
zur 

B
ekäm

pfung 
von 

R
assism

us 
und 

R
assendiskrim

inierung 
(C

R
I 

(2003) 
8). 

D
arüber hinaus heißt es in der allgem

einen politischen Em
pfehlung N

r. 8 der EC
R

I 
zur V

erm
eidung von R

assendiskrim
inierung bei der B

ekäm
pfung von Terrorism

us 
(C

R
I (2004) 26): „Als Folge der Bekäm

pfung des Terrorism
us seit dem

 11. 
Septem

ber 2001 sind bestim
m

te Personengruppen, hauptsächlich Araber, Juden, 
M

uslim
e, 

bestim
m

te 
Asylsuchende, 

Flüchtlinge 
und 

Im
m

igranten, 
sichtbare 

M
inderheiten und Personen, die als diesen G

ruppen angehörig em
pfunden w

erden, 
in vielen Bereichen des öffentlichen Lebens, darunter auch im

 Bildungsw
esen, auf 

                                                 
136  W

eitere Inform
ationen über die vom

 EU
M

C
 verw

endeten B
egriffe und B

egriffsbestim
m

ungen 
finden 

sich 
(in 

englischer 
Sprache) 

im
 

Internet 
unter 

http://eum
c.europa.eu/eum

c/index.php?fuseaction=content.dsp_cat_content&
catid=43a80527705e6   

137  In der am
 13. D

ezem
ber 2002 angenom

m
enen allgem

einen politischen Em
pfehlung N

r. 7 über 
nationale G

esetzgebung zur B
ekäm

pfung von R
assism

us und R
assendiskrim

inierung heißt es: 
„…

’R
assism

us’[1] bedeutet, die Ü
berzeugung, dass ein B

ew
eggrund w

ie R
asse[2], H

autfarbe, 
Sprache, R

eligion, Staatsangehörigkeit oder nationale oder ethnische H
erkunft die M

issachtung 
einer Person oder Personengruppe oder das G

efühl der Ü
berlegenheit gegenüber einer Person oder 

Personengruppe rechtfertigt.“  
138  International 

C
onvention 

on 
the 

Elim
ination 

of 
A

ll 
Form

s 
of 

R
acial 

D
iscrim

ination 
(Ü

bereinkom
m

en zur B
eseitigung jeder Form

 von rassischer D
iskrim

inierung), angenom
m

en und 
zur U

nterzeichnung, zur R
atifizierung und zum

 B
eitritt eröffnet durch Entschließung 2106 (X

X
) 

der G
eneralversam

m
lung vom

 21. D
ezem

ber 1965, in K
raft getreten am

 4. Januar 1969, gem
äß 

A
rtikel 19: „In diesem

 Ü
bereinkom

m
en bezeichnet der B

etriff „rassische D
iskrim

inierung“ jede 
U

nterscheidung, A
usgrenzung, Einschränkung oder B

evorzugung aufgrund der R
asse, H

autfarbe, 
A

bstam
m

ung oder nationalen oder ethnischen H
erkunft zu dem

 Zw
eck oder m

it der W
irkung, die 

gleichberechtigte 
A

nerkennung, 
A

usübung 
oder 

Inanspruchnahm
e 

der 
M

enschenrechte 
und 

G
rundfreiheiten im

 politischen, w
irtschaftlichen, sozialen oder kulturellen Leben oder sonstigen 

B
ereichen des öffentlichen Lebens aufzuheben oder zu beeinträchtigen.“  



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

73

dem
 

Arbeitsm
arkt, 

im
 

W
ohnungsw

esen, 
bei 

dem
 

Zugang 
zu 

W
aren 

und 
D

ienstleistungen, 
dem

 
Zugang 

zu 
öffentlichen 

Plätzen 
und 

der 
Freizügigkeit 

besonders stark Rassism
us und/oder Rassendiskrim

inierung ausgesetzt.“
139  

 In ihrer allgem
einen politischen Em

pfehlung N
r. 5 räum

t die EC
R

I ein, dass 
m

uslim
ische 

G
em

einschaften 
V

orurteilen 
ausgesetzt 

sind, 
die 

„sich 
in 

unterschiedlicher Art und W
eise äußern können, insbesondere in einer allgem

einen 
negativen Einstellung, aber auch in diskrim

inierenden H
andlungen, G

ew
alt und 

Belästigung“. In der allgem
einen politischen Em

pfehlung N
r. 5 der EC

R
I w

ird 
R

assism
us definiert als „die Ü

berzeugung, dass ein Bew
eggrund w

ie Rasse, 
H

autfarbe, Sprache, Religion, Staatsangehörigkeit oder nationale oder ethnische 
H

erkunft die M
issachtung einer Person oder Personengruppe oder das G

efühl der 
Ü

berlegenheit gegenüber einer Person oder Personengruppe rechtfertigt.“ In den 
A

bsätzen 1 b) und c) w
erden direkte und indirekte R

assendiskrim
inierung definiert. 

In ihren K
lauseln zum

 Them
a Strafrecht (Ziffern 18 bis 23) nennt die Em

pfehlung 
darüber hinaus eine R

eihe von H
andlungen die als Leitlinie für die B

estim
m

ung von 
Erscheinungsform

en der Islam
ophobie dienen sollten. 

 Einen w
eiteren w

ichtigen B
ezugspunkt bilden die acht M

erkm
ale, die dem

 B
egriff 

„Islam
ophobie“ in der V

eröffentlichung „Islam
ophobia: A

 C
hallenge for U

s A
ll“

140 
des britischen R

unnym
ede Trust aus dem

 Jahr 1997 zugeschrieben w
erden. In dem

 
B

ericht w
ird „Islam

ophobie“ w
ie folgt charakterisiert:  

 1.
D

er Islam
 w

ird als ein m
onolithischer, statischer und für V

eränderungen 
unem

pfänglicher B
lock angesehen. 

2.
D

er Islam
 w

ird als „gesondert“ und „frem
d“ angesehen, er habe keine 

gem
einsam

en Ziele und W
erte m

it anderen K
ulturen, w

eder w
erde er von 

ihnen beeinflusst, noch beeinflusse er sie.  
3.

D
er Islam

 w
ird als dem

 W
esten unterlegen angesehen. Er gilt als barbarisch, 

irrational, prim
itiv und sexistisch.  

4.
D

er Islam
 w

ird als gew
alttätig, aggressiv und bedrohlich angesehen und als 

U
nterstützer 

des 
Terrorism

us 
und 

in 
einen 

K
ulturkam

pf 
verstrickt 

w
ahrgenom

m
en.  

5.
D

er Islam
 w

ird als eine politische Ideologie angesehen, die um
 politischer und 

m
ilitärischer V

orteile w
illen genutzt w

ird.  
6.

K
ritik des Islam

 gegenüber „dem
 W

esten“ w
ird pauschal zurückgew

iesen.  
7.

Feindseligkeit dem
 Islam

 gegenüber w
ird benutzt, um

 diskrim
inierende 

Praktiken gegen M
uslim

e und ihre A
usgrenzung von der gesellschaftlichen 

M
itte zur rechtfertigen  

8.
Feindseligkeit 

gegenüber 
M

uslim
en 

w
ird 

als 
natürlich 

und 
„norm

al“ 
angesehen. 

 Seit der V
eröffentlichung des R

unnym
ede Trust hat sich die D

iskussion über 
Islam

ophobie nach dem
 11. Septem

ber 2001 und angesichts der nachfolgenden 
Terroranschläge in Europa und der D

iskussionen über Islam
 und M

einungsfreiheit 

                                                 
139  Im

 Internet abrufbar unter http://w
w

w
.coe.int/t/e/hum

an_rights/ecri/1-EC
R

I/3-G
eneral_them

es/1-
Policy_R

ecom
m

endations/R
ecom

m
endation_N

8/2-R
ecom

m
endation_8.asp  

140  W
eitere 

Inform
ationen 

unter 
http://w

w
w

.runnym
edetrust.org/publications/pdfs/islam

ophobia.pdf 
(12.6.2006). 
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verschärft. In einer w
eiteren V

eröffentlichung („Islam
ophobia and its consequences 

on 
Y

oung 
People“) 

des 
Europarats 

aus 
dem

 
Jahr 

2005 
w

ird 
Islam

ophobie 
beschrieben als „die Furcht vor oder ein voreingenom

m
ener Standpunkt gegenüber 

dem
 Islam

, M
uslim

en und allem
, w

as m
it beiden zu tun hat. U

nabhängig davon, ob 
sie sich nun in G

estalt alltäglicher Form
en von Rassism

us und D
iskrim

inierung oder 
in eher gew

alttätigen Form
en äußert, stellt die Islam

ophobie eine Verletzung der 
M

enschenrechte und eine G
efahr für den sozialen Zusam

m
enhalt dar.“  

 D
er B

egriff der „Islam
ophobie“ w

urde von K
om

m
entatoren w

iederholt w
egen seiner 

vagen D
efinition und breiten A

nw
endbarkeit kritisiert, die V

erw
endung des B

egriffs 
bleibt dam

it um
stritten. In ihren Entgegnungen auf diese K

ritik argum
entieren 

M
uslim

e und M
enschenrechtsorganisationen, dass die Existenz islam

feindlicher 
G

efühle und H
andlungen ein reales Problem

 darstelle, gegen das vorgegangen 
w

erden m
üsse. 141 V

or dem
 H

intergrund dieser D
iskussionen über D

efinition und 
A

nw
endung des B

egriffs „Islam
ophobie“ w

erden im
 vorliegenden EU

M
C

-B
ericht 

„Erscheinungsform
en der Islam

ophobie“ m
it aller V

orsicht und im
 W

esentlichen auf 
der 

G
rundlage 

der 
oben 

dargestellten 
D

efinitionen 
für 

R
assism

us 
und 

R
assendiskrim

inierung untersucht. H
ierfür w

erden die verfügbaren D
aten und 

Inform
ationen zu dem

 Them
a einer kritischen W

ertung unterzogen. 
 D

ie 
Europäische 

U
nion 

und 
ihre 

M
itgliedstaaten 

unternehm
en 

beträchtliche 
A

nstrengungen, um
 eine offene, laizistische G

esellschaft m
it gleichen R

echten und 
C

hancen für alle B
ürger zu fördern, zu schützen und zu bew

ahren. Es m
uss daher 

unterschieden w
erden zw

ischen Einstellungen und H
andlungen gegen Personen oder 

Personengruppen m
uslim

ischen G
laubens, die auf ungerechtfertigte Stereotypen und 

V
erallgem

einerungen zurückgehen, und einer kritischen H
altung gegenüber religiös 

m
otivierten Ä

ußerungen in unserer G
esellschaft, die im

 W
iderspruch zu unseren 

G
rundrechten 

stehen. 
D

ie 
im

 
G

em
einschaftsrecht 

verankerten 
gem

einsam
en 

G
rundw

erte der Europäischen U
nion und ihrer M

itgliedstaaten, darunter die C
harta 

der G
rundrechte der Europäischen U

nion und die Europäische K
onvention zum

 
Schutz der M

enschenrechte und G
rundfreiheiten, m

üssen respektiert w
erden. D

iese 
G

rundw
erte beinhalten die A

chtung der Einzigartigkeit und Freiheit des Einzelnen, 
C

hancengleichheit für Frauen und M
änner (unter anderem

 das gleiche R
echt der 

Frauen in allen Lebensbereichen, eigenständige Entscheidungen zu treffen) sow
ie 

G
leichbehandlung 

und 
N

ichtdiskrim
inierung 

aus 
verschiedenen 

G
ründen, 

einschließlich der sexuellen A
usrichtung. D

ie B
em

ühungen zum
 Schutz dieser 

G
rundw

erte können gelegentlich m
it den V

orstellungen einzelner Personen oder von 
G

laubensgem
einschaften kollidieren. D

ennoch stehen die M
itgliedstaaten eindeutig 

in der Pflicht zu gew
ährleisten, dass auch bei einer potenziell kritischen H

altung 
gegenüber 

bestim
m

ten 
religiös 

m
otivierten 

Ä
ußerungen 

der 
G

rundsatz 
der 

G
leichbehandlung respektiert w

ird. 
                                                    
141  Siehe den B

ericht der U
S-am

erikanischen M
enschenrechtsorganisation „H

um
an R

ights W
atch“ 

unter dem
 Titel „A

 H
istory of B

acklash A
ttacks against A

rabs and M
uslim

s in A
m

erica“: 
http://w

w
w

.hrw
.org/reports/2002/usahate/usa1102-03.htm

#P287_44212.  
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2. 
Schwerpunkt rassistisch motivierte Straf- und 
Gewalttaten

 Zu den ergiebigsten Q
uellen für Inform

ationen über direkte Erscheinungsform
en 

von 
„Islam

ophobie“ 
zählen 

B
erichte 

über 
„rassistisch 

m
otivierte 

Straf- 
und 

G
ew

alttaten“, aus denen sich im
 Einzelfall auch Einzelheiten über gegen M

uslim
e 

gerichtete V
orfälle entnehm

en lassen, darunter A
ufstachelung zum

 H
ass, D

rohungen 
und 

G
ew

alttaten. 
D

as 
nachfolgende 

K
apitel 

befasst 
sich 

speziell 
m

it 
Erscheinungsform

en 
der 

„Islam
ophobie“ 

im
 

Zusam
m

enhang 
m

it 
Straf- 

und 
G

ew
alttaten m

it rassistischem
 H

intergrund. 
  B

ew
ertung eines V

orfalls als „islam
feindlich“  

 Es fällt oftm
als schw

er, zw
ischen „islam

feindlichen“ V
orfällen und andersgearteten 

V
orfällen zu unterscheiden. V

iele der in den nachfolgenden A
bschnitten erw

ähnten 
V

orfälle lassen sich nicht eindeutig als „islam
feindlich“ charakterisieren – w

eder vor 
G

ericht noch nach Laienm
aßstäben. 

 
B

ei B
erichten über V

orfälle, die gegen M
uslim

e oder w
egen ihres A

ussehens 
oder ihres H

erkunftslandes als M
uslim

e beschriebene Personen gerichtet sind, 
fällt es schw

er, einen V
orfall als „islam

feindlich“ zu bezeichnen, w
enn keine 

unm
ittelbaren diesbezüglichen B

eschim
pfungen geäußert w

urden. Ein A
ngriff 

auf 
eine 

M
oschee 

oder 
G

raffitis 
m

it 
antim

uslim
ischen 

A
ussagen 

oder 
Zeichnungen sind hingegen eindeutig als islam

feindlich zu bew
erten. 

H
inter V

orfällen oder Straftaten gegen M
uslim

e können auch andere M
otive 

als Islam
ophobie stehen. H

ier kom
m

t ein breites Spektrum
 an M

otiven in 
Frage, 

w
ie 

z. B
. 

ausländer-/frem
denfeindliche 

oder 
gegen 

Flüchtlinge/A
sylbew

erber 
gerichtete 

G
rundstim

m
ungen, 

die 
unter 

der 
B

ezeichnung „H
assverbrechen“ zusam

m
engefasst w

erden können und die auf 
den W

unsch zurückgehen, eine Straftat gegen irgendein Ziel zu begehen. 
 Für die B

estim
m

ung spezifischer Erscheinungsform
en der Islam

ophobie im
 B

ereich 
der Straftaten lassen sich unter anderem

 folgende A
spekte heranziehen: 

 
W

enn das O
pfer die Straftat als „islam

feindlich“ em
pfindet, ist dies ein erster 

H
inw

eis darauf, dass dem
 V

orfall islam
feindliche M

otive zugrunde liegen 
könnten. 
Ein V

orfall kann auch als islam
feindlich bezeichnet w

erden, w
enn der Täter 

das Ziel seines Ü
bergriffs für einen M

uslim
 hält, und zw

ar auch dann, w
enn 

das O
pfer gar kein M

uslim
 ist. N

ach den B
om

benangriffen von London gab 
es 

H
inw

eise 
– 

das 
EU

M
C

 
berichtete 

darüber 
(2005) 

–, 
dass 

auch 
N

ichtm
uslim

e O
pfer gegen M

uslim
e gerichteter Ü

bergriffe w
urden. 

 A
ngesichts 

der 
Tatsache, 

dass 
polizeiliche 

und 
strafrechtliche 

D
aten 

über 
m

uslim
ische O

pfer nur aus einem
 EU

-M
itgliedstaat vorliegen, bezieht sich die 

M
ehrzahl der in diesem

 K
apitel dargestellten Fälle auf V

orkom
m

nisse, die gegen 
M

enschen aus überw
iegend m

uslim
ischen H

erkunftsländern gerichtet w
aren (d. h. 
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das 
H

erkunftsland 
oder 

die 
Staatsangehörigkeit 

w
urde 

stellvertretend 
als 

N
äherungsw

ert 
für 

die 
Zugehörigkeit 

zur 
m

uslim
ischen 

R
eligion/zum

 
Islam

 
gew

ertet). 
   3. 

Erhebung von Daten  
 A

us den vorgenannten G
ründen stam

m
en die Inform

ationen über Straftaten gegen 
M

uslim
e und m

uslim
ische Einrichtungen vor allem

 aus zw
ei Q

uellen:  
 (1)

am
tlichen D

aten über Straftaten – unter anderem
 aus Polizeiberichten, 

B
erichten der Staatsanw

altschaft und A
kten der Justizbehörden; 

(2)
sonstigen sachdienlichen D

aten – darunter B
erichte von N

R
O

, B
efragungen 

der O
pfer von Straftaten

142 und B
erichte in den M

edien. 
 W

ie 
aus 

dem
 

B
ericht 

des 
EU

M
C

 
über 

„R
assistisch 

m
otivierte 

G
ew

alt 
in 

15 EU
-M

itgliedstaaten“ und dem
 K

apitel über rassistisch m
otivierte G

ew
alt in 

Teil II 
des 

EU
M

C
-Jahresberichts 

2005 
hervorgeht, 

liegen 
über 

„rassistisch 
m

otivierte Straftaten“ in der M
ehrzahl der EU

-M
itgliedstaaten nach w

ie vor nur 
unzureichende D

aten vor. D
urch das Fehlen aussagekräftiger D

aten w
ird die 

Entw
icklung 

von 
geeigneten 

politischen 
G

egenm
aßnahm

en 
gravierend 

beeinträchtigt. 
  3.1. 

Amtliche Daten über Straftaten 
 Ü

ber D
atenerhebungsinstrum

ente, m
it denen verschiedene rassistisch oder religiös 

m
otivierte 

Straftaten 
erfasst 

w
erden 

könnten, 
verfügen 

nur 
einige 

w
enige 

M
itgliedstaaten. In vielen M

itgliedstaaten existiert bestenfalls ein unzureichendes 
Instrum

entarium
, m

it dem
 lediglich die w

enigen Fälle erfasst w
erden, in denen es zu 

einer K
lageerhebung kom

m
t. In einigen M

itgliedstaaten liegen überhaupt keine 
öffentlich zugänglichen am

tlichen D
aten über rassistisch m

otivierte Straf- und 
G

ew
alttaten vor. 

 In denjenigen M
itgliedstaaten, in denen D

aten über rassistisch m
otivierte Straf- und 

G
ew

alttaten erhoben w
erden, w

erden diese A
ngaben m

eist unter der entsprechenden 
K

ategorie von R
echtsvorschriften eingeordnet. D

ie betreffenden M
itgliedstaaten 

können dann A
ngaben über die Zahl der B

eklagten vorlegen, gegen die nach einem
 

bestim
m

ten G
esetz K

lage erhoben w
urde, oder sie können über Straftaten nach 

K
ategorien w

ie „H
andlungen“ oder „B

edrohungen“ A
uskunft geben. M

it anderen 
W

orten: D
erzeit beschränkt sich die K

ategorisierung von rassistisch m
otivierten 

Straftaten in der R
egel darauf, die betreffenden V

orfälle unter einem
 bestim

m
ten – 

per G
esetz definierten – Straftatbestand einzuordnen.  

                                                  
142  O

berbefragungen gelten nicht als „am
tliche“ D

atenquellen, denn sie w
erden zw

ar gelegentlich 
offiziell von staatlicher Seite geleitet und veröffentlicht (w

ie z. B
. die B

ritish C
rim

e Survey), 
basieren jedoch nicht auf Inform

ation aus D
atenquellen der Strafgerichtsbarkeit.  
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In den G
esetzen der m

eisten M
itgliedstaaten w

ird auch nicht speziell auf Straftaten 
aus 

religiösen 
M

otiven 
(oder 

durch 
religiöse 

M
otive 

erschw
erte 

Straftaten) 
eingegangen. R

eligiös m
otivierte Straftaten – und som

it auch gegen M
uslim

e 
gerichtete Straftaten – w

erden dem
nach von den D

atenerhebungsinstrum
enten nicht 

gesondert ausgew
iesen. In der G

esetzgebung der m
eisten M

itgliedstaaten w
erden 

Straftaten aus rassistischen, frem
denfeindlichen und religiösen M

otiven pauschal 
unter 

den 
G

esetzen 
gegen 

„H
assverbrechen“ 

zusam
m

engefasst. 
In 

einigen 
M

itgliedstaaten w
erden am

tliche D
aten der Strafjustiz über antisem

itische V
orfälle 

nach V
erstößen in verschiedenen G

ruppen von Straftatbeständen erhoben (w
ie z. B

. 
Leugnung des H

olocaust). 
 Im

 A
llgem

einen w
erden m

it dem
 Instrum

entarium
 zur Erhebung von am

tlichen 
D

aten über Straftaten keine A
ngaben zur Identität der O

pfer rassistisch m
otivierter 

Straftaten erfasst. D
ies hat vor allem

 zw
ei G

ründe: 
 

D
as w

eit verbreitete V
ersäum

nis der Strafjustizsystem
e, rassistisch m

otivierte 
Straftaten zu untersuchen und einschlägige D

aten über deren Folgen für die 
O

pfer und bestim
m

te O
pfergruppen zu erfassen. 

D
en lange aufrechterhaltenen W

iderstand gegen die Erhebung von D
aten über 

die „ethnische H
erkunft“, die auch die R

eligionszugehörigkeit um
fassen kann, 

sow
ie 

D
atenschutzgründe 

und/oder 
verfassungsrechtliche 

G
ründe, 

die 
verm

eintlich jede A
rt der V

erarbeitung derartiger sensibler D
aten verbieten. 

 In 
der 

D
atenschutzrichtlinie

143 
der 

Europäischen 
U

nion 
von 

1995 
sind 

die 
B

estim
m

ungen und V
oraussetzungen für die V

erarbeitung personenbezogener D
aten 

festgelegt, w
obei unter personenbezogene D

aten „alle Inform
ationen über eine 

bestim
m

te 
oder 

bestim
m

bare 
natürliche 

Person“ 
verstanden 

w
erden. 

D
ie 

V
erarbeitung anonym

isierter D
aten, bei denen die betroffene Person w

eder m
ittelbar 

noch unm
ittelbar bestim

m
t w

erden kann, fällt nicht unter die R
ichtlinie. W

enn sich 
die erhobenen D

aten auf bestim
m

te oder bestim
m

bare Personen beziehen, w
ird die 

V
erarbeitung personenbezogener D

aten, aus denen die rassische oder ethnische 
H

erkunft 
oder 

die 
religiöse 

Ü
berzeugung 

hervorgeht, 
von 

der 
R

ichtlinie 
grundsätzlich untersagt.  
 Selbst 

in 
diesen 

Fällen 
sind 

jedoch 
A

usnahm
en 

m
öglich. 

So 
können 

die 
M

itgliedstaaten – vorbehaltlich angem
essener G

arantien – aus G
ründen eines 

w
ichtigen 

öffentlichen 
Interesses 

A
usnahm

en 
vorsehen. 

D
ie 

D
iskrim

inierungsbekäm
pfung stellt zw

eifellos ein w
ichtiges öffentliches Interesse 

dar. G
leichzeitig heißt es in der G

leichbehandlungsrichtlinie
144, dass A

ngaben über 
m

ittelbare D
iskrim

inierung zu statistischen Zw
ecken festgestellt w

erden können. 
 Zusam

m
enfassend ist festzuhalten, dass die Erhebung von D

aten über die ethnische 
H

erkunft w
ünschensw

ert ist, sofern die betroffenen Personen zu keinem
 Zeitpunkt 

                                                 
143  R

ichtlinie 95/46/EG
 des Europäischen Parlam

ents und des R
ates vom

 24. O
ktober 1995 zum

 Schutz 
natürlicher 

Personen 
bei 

der 
Verarbeitung 

personenbezogener 
D

aten 
und 

zum
 

freien 
D

atenverkehr, A
m

tsblatt L 281, 1995.  
144  R

ichtlinie 
2000/43/EG

 
des 

R
ates 

vom
 

29. Juni 
2000 

zur 
Anw

endung 
des 

G
leichbehandlungsgrundsatzes 

ohne 
U

nterschied 
der 

Rasse 
oder 

der 
ethnischen 

H
erkunft, 

A
m

tsblatt L180/22, 2000.  
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(auch nicht bei der D
atenerhebung) – sei es m

ittelbar oder unm
ittelbar – bestim

m
t 

w
erden 

können. 
K

önnen 
die 

betroffenen 
Personen 

zu 
irgendeinem

 
Zeitpunkt 

bestim
m

t w
erden, m

üssen die B
etroffenen ausdrücklich in die B

estim
m

ung ihrer 
Person eingew

illigt haben, außerdem
 m

üssen angem
essene G

arantien festgelegt 
sein, die die B

etroffenen vor D
iskrim

inierung schützen. 
 U

nm
ittelbar nach Inkrafttreten der G

leichbehandlungsrichtlinie legte der R
at ein 

A
ktionsprogram

m
 der G

em
einschaft zur B

ekäm
pfung von D

iskrim
inierungen vor. 

Zu den grundlegenden Zielen des Program
m

s gehört es, durch die Erhebung von 
D

aten, unter anderem
 über D

iskrim
inierungen aus G

ründen der ethnischen H
erkunft, 

genauere K
enntnisse über die D

iskrim
inierungsproblem

atik zu gew
innen und die 

W
irksam

keit von Politik und Praxis der B
ekäm

pfung von D
iskrim

inierungen zu 
bew

erten. 145 
B

etrachtet 
m

an 
das 

Strafjustizsystem
 

als 
eine 

D
ienstleistung 

der 
öffentlichen H

and, dann erscheint die Erhebung anonym
isierter D

aten, die über die 
B

ehandlung 
von 

Personen 
im

 
G

ew
ahrsam

 
der 

Polizei 
oder 

der 
Strafverfolgungsbehörden A

ufschluss geben, nach ihrer ethnischen H
erkunft – 

einschließlich 
der 

R
eligionszugehörigkeit 

– 
als 

ein 
erstrebensw

ertes 
Ziel. 

U
ngeachtet dieser H

indernisse, die der Erhebung von D
aten über die ethnische 

H
erkunft entgegenstehen, w

erden in einer ganzen A
nzahl von M

itgliedstaaten D
aten 

über die Staatsangehörigkeit, das G
eburtsland oder das G

eburtsland der Eltern von 
betroffenen Personen erhoben. 
 V

or dem
 H

intergrund der B
arrieren, die gegen die Erhebung von D

aten über die 
„ethnische Identität“ errichtet w

urden, folgt an dieser Stelle eine kurze Einführung 
zu den verschiedenen M

öglichkeiten, die W
issenschaft und Politik in einigen 

M
itgliedstaaten haben, um

 Inform
ationen über A

rt und A
usm

aß von Straftaten 
gegen m

uslim
ische O

pfer bzw
. Ziele zu sam

m
eln.

 D
erzeit bestehen vier verschiedene M

öglichkeiten, m
it denen am

tliche D
aten über 

A
rt und A

usm
aß von Straftaten gegen m

uslim
ische O

pfer bzw
. Ziele erhoben 

w
erden oder erhoben w

erden könnten. Es sind dies im
 Einzelnen: 

 1.
A

m
tliche D

aten, in denen m
uslim

ische O
pfer ausdrücklich bestim

m
t sind. 

2.
A

m
tliche D

aten über Straftaten m
it dem

 M
otiv „G

laubenshass“ 
3.

Stellvertretende 
H

eranziehung 
von 

Staatsangehörigkeit 
und 

ethnischer 
H

erkunft anstelle der m
uslim

ischen R
eligionszugehörigkeit 

4.
A

llgem
eine D

aten über rassistisch/religiös m
otivierte V

orfälle – A
ngaben 

über potenziell islam
feindliche V

orfälle w
erden herausgefiltert 

  Bestehende Einschränkungen bei am
tlichen D

atenquellen  
 In den M

itgliedstaaten, die D
aten über rassistisch m

otivierte Straf- und G
ew

alttaten 
erheben, w

erden speziell gegen M
uslim

e gerichtete V
orfälle unter allgem

einen 
B

ezeichnungen 
w

ie 
„A

ufstachelung 
zum

 
R

assenhass“ 
geführt. 

D
a 

in 
den 

Polizeiberichten 
keine 

eigene 
R

ubrik 
für 

m
uslim

ische 
O

pfer 
oder 

Ziele 
entsprechender V

orfälle vorgesehen ist, sind entsprechende A
ngaben den m

eisten 

                                                 
145  B

eschluss des R
ates vom

 27.11.2000 (2000/750/EG
). 
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am
tlichen polizeilichen R

egistern auch nicht zu entnehm
en. W

enn w
iederum

 bei der 
Polizei V

orfälle nicht als potenziell „islam
feindlich“ oder „antim

uslim
isch“ erfasst 

w
erden, kom

m
en A

ngaben über die O
pfer im

 nachfolgenden Strafverfahren im
 

A
llgem

einen nicht zu Tage. 
 B

ei genauen R
echerchen in einzelnen Polizeiberichten oder G

erichtsakten können 
V

orfälle erm
ittelt w

erden, bei denen die O
pfer als M

uslim
e bezeichnet w

urden. 
B

eim
 D

urchsuchen einzelner Polizeiberichte oder A
kten handelt es sich allerdings 

um
 ein sehr arbeitsaufw

ändiges und potenziell ungenaues M
ittel zur B

ew
ertung des 

A
usm

aßes rassistisch m
otivierter Straftaten gegen M

uslim
e. Es ist deshalb derzeit 

nicht m
öglich, das genaue A

usm
aß rassistisch oder religiös m

otivierter Straftaten 
gegen M

uslim
e in der EU

 zu m
essen, die unter der allgem

einen Ü
berschrift 

„Islam
ophobie“ eingeordnete w

erden könnten. 
 W

ir gelangen daher abschließend zu der Feststellung, dass die strafrechtlichen 
Erkenntnisse über islam

feindliche V
orfälle nicht ausreichen. D

as Fehlen fundierter 
Erkenntnisse auf der G

rundlage einer zielgerichteten D
atenerhebung erscheint 

insbesondere 
in 

den 
M

itgliedstaaten 
m

it 
einem

 
nennensw

erten 
m

uslim
ischen 

B
evölkerungsanteil problem

atisch. 
  3.2. 

Andere Datenquellen 
 D

a über (1) Straftaten gegen M
uslim

e und (2) speziell islam
feindliche Straftaten 

keine 
um

fassenden 
am

tlichen 
D

aten 
vorliegen, 

stam
m

t 
der 

G
roßteil 

der 
Inform

ationen über die Erscheinungsform
en rassistisch m

otivierter Straftaten gegen 
M

uslim
e in der EU

 derzeit aus anderen D
atenquellen. 

 D
ie Erhebung nichtam

tlicher D
aten über „islam

feindliche“ V
orfälle steckt allem

 
A

nschein nach – ebenso w
ie die am

tliche D
atenerhebung – in der gesam

ten EU
 noch 

in den K
inderschuhen. A

llerdings haben m
uslim

ische O
rganisationen offenbar 

zw
ischenzeitlich dam

it begonnen, ein Instrum
entarium

 zu entw
ickeln, m

it dem
 

gegen M
uslim

e und m
uslim

ische Einrichtungen gerichtete V
orfälle system

atischer 
als bisher erfasst w

erden können.  
 N

R
O

, 
die 

gezielt 
Inform

ationen 
über 

gegen 
M

uslim
e 

und 
m

uslim
ische 

Einrichtungen 
gerichtete 

V
orfälle 

sam
m

eln, 
gibt 

es 
nur 

in 
einigen 

w
enigen 

M
itgliedstaaten. D

ie m
eisten N

R
O

 erfassen derartige V
orfälle im

 R
ahm

en ihrer 
allgem

einen 
B

eobachtungs- 
und 

Lobbyarbeit. 
D

as 
EU

M
C

 
erfährt 

von 
diesen 

V
orfällen über die nationalen A

nlaufstellen des R
A

X
EN

-N
etzw

erks, die dem
 

EU
M

C
 in ihren jährlichen D

atenerhebungsm
eldungen sow

ie alle zw
ei M

onate in 
ihren „B

ulletins“ separate A
ufstellungen der ihnen aus am

tlichen und nichtam
tlichen 

Q
uellen 

vorliegenden 
Inform

ationen 
über 

antisem
itische 

und 
islam

feindliche 
V

orfälle überm
itteln. 

 D
ie B

andbreite der von den N
R

O
 registrierten V

orfälle ist groß und reicht von 
gew

alttätigen Ü
bergriffen gegen Personen bis hin zu gegen M

oscheen gerichtetem
 

V
andalism

us. Jede N
R

O
 hat ihre eigene M

ethode für die Erhebung und Erfassung 
von V

orfällen. G
enerell nehm

en die N
R

O
 jedoch aufgrund ihrer begrenzten M

ittel 
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keine 
detaillierte 

Einordnung 
der 

V
orfälle 

vor, 
sondern 

legen 
zum

eist 
eine 

A
ufstellung aller V

orfälle vor, von denen sie K
enntnis haben und die zum

 Teil auch 
bei der Polizei zur A

nzeige gebracht w
urden.  

 D
a am

tliche D
aten über gegen M

uslim
e gerichtete V

orfälle nicht zu beschaffen sind, 
stellen die N

R
O

 derzeit eine w
ertvolle Q

uelle für Inform
ationen über derartige 

V
orfälle dar. A

llerdings ist es dem
 EU

M
C

 nicht m
öglich, die R

ichtigkeit dieser 
Inform

ationen zu überprüfen. 
   4.  

Erscheinungsformen der Islamophobie – 
Schwerpunkt Straf- und Gewalttaten 

  Im
 vorliegenden K

apitel w
erden in einer – nach Ländern untergliederten – A

usw
ahl 

V
orfälle vorgestellt, die gegen M

uslim
e und m

uslim
ische Einrichtungen bzw

. gegen 
Staatsangehörige aus überw

iegend m
uslim

ischen Ländern (hier verw
endet als der 

am
 „besten verfügbare N

äherungsw
ert“ für die K

ategorie „M
uslim

e“) gerichtet 
w

aren und über die Inform
ationen aus am

tlichen und nichtam
tlichen Q

uellen 
vorliegen. W

enn keine am
tliche Q

uelle angegeben ist, liegen keine D
aten aus 

am
tlichen Q

uellen vor. 
 D

ie D
aten, auf die im

 vorliegenden K
apitel B

ezug genom
m

en w
ird, betreffen 

hauptsächlich die Jahre 2004 und 2005 und dam
it die jüngsten von den nationalen 

A
nlaufstellen des R

A
X

EN
-N

etzw
erks gem

eldeten D
aten. D

ie D
atenverfügbarkeit ist 

von Land zu Land unterschiedlich. H
inzu kom

m
t, dass m

anche Länder ihre 
statistischen D

aten früher überm
itteln als andere. D

a aus der gesam
ten EU

 nur in 
sehr begrenztem

 U
m

fang D
aten vorliegen, w

ird – sow
eit vorhanden – auch auf 

w
ichtige Forschungsarbeiten aus früheren Zeiträum

en zurückgegriffen. N
icht zuletzt 

w
erden nur D

aten aus denjenigen M
itgliedstaaten vorgestellt, die über am

tliche oder 
nichtam

tliche Q
uellen D

aten über „islam
feindliche“ V

orfälle erfassen oder m
elden. 

  Dänemark
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus am
tlichen 

Q
uellen

 D
ie dänische Polizei hat A

nw
eisung, alle Straftaten, bei denen der V

erdacht eines 
rassistischen 

oder 
religiösen 

H
intergrundes 

besteht, 
dem

 
G

eheim
dienst 

der 
dänischen Polizei, PET, zu m

elden. 
 D

er PET registriert lediglich „rassistisch/religiös m
otivierte“ V

orfälle, w
obei keine 

Einstufung nach antim
uslim

ischen oder antisem
itischen V

orfällen oder sonstigen 
K

ategorien vorgenom
m

en w
ird. In den M

eldungen w
ird nur selten die ethnische 

H
erkunft oder R

eligionszugehörigkeit der O
pfer von V

orfällen verm
erkt. B

ei einer 
Sichtung der PET-D

atenbank können jedoch Inform
ationen zu einzelnen Fällen 
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herausgefiltert w
erden, bei denen entw

eder direkt angegeben ist, dass die O
pfer 

M
uslim

e sind oder bei denen dies aufgrund entsprechender Indizien anzunehm
en ist. 

 Für 
das 

Jahr 
2004 

verzeichnet 
die 

PET-D
atenbank 

32 V
orfälle 

m
it 

„rassistischem
/religiösem

 
H

intergrund“. 
R

echerchen 
der 

dänischen 
nationalen 

A
nlaufstelle 

des 
EU

M
C

 
ergaben 

bei 
folgenden 

V
orfällen 

einen 
m

öglichen 
islam

feindlichen H
intergrund: 

 
16.1.2004: Eine Person dänischer H

erkunft erhielt einen anonym
en B

rief m
it 

den W
orten „Verräter. D

ein Verrat ist uns nicht entgangen.“ D
as O

pfer hatte 
sich am

 3.11.2003 in einem
 Leserbrief an die Tageszeitung „Jyllands-Posten“ 

gegen ein K
opftuchverbot ausgesprochen.  

21.5.2004: Eine Person nicht-dänischer ethnischer H
erkunft m

eldete, dass 
U

nbekannte seit längerer Zeit rassistisches M
aterial in ihren B

riefkasten 
steckten, 

darunter 
Zettel 

m
it 

Totenschädeln 
und 

dem
 

Text 
„Lies 

das 
H

auptw
erk des Islam

, den K
oran. D

ort steht, dass U
ngläubige enthauptet 

w
erden“ und „D

änem
ark ist ein G

eschenk Allahs“. 
28.6.2004: 

Eine 
Person 

nicht-dänischer 
ethnischer 

H
erkunft 

erstattete 
A

nzeige, 
w

eil 
U

nbekannte 
den 

H
aupteingang 

eines 
V

ereinsgebäudes 
m

utw
illig beschädigt und durch die Tür ein Schreiben rassistischen Inhalts 

gew
orfen hatten, in dem

 es unter anderem
 hieß „Ihr schw

arzen Schw
eine, w

ir 
m

achen euren Scheiß-Islam
 fertig und ficken O

sam
a Bin Laden und Allah 

auch, D
anke U

SA für den Einm
arsch im

 Irak“ usw
. U

nterzeichnet w
ar das 

G
anze m

it „Sig H
eil Eisenhand“. 

29.6.2004: Ein Polizeibeam
ter nicht-dänischer H

erkunft w
urde von einem

 
Einheim

ischen w
ährend eines Polizeieinsatzes in C

hristiania (alternative 
W

ohnsiedlung 
in 

K
openhagen) 

verbal 
angegriffen, 

unter 
anderem

 
m

it 
A

usdrücken 
w

ie 
„Perkere 

[abschätzige 
Bezeichnung 

für 
Türken 

oder 
Pakistaner] 

essen 
keinen 

Schinken“ 
und 

„In 
diesem

 
Land 

w
ird 

Schw
einebraten und Schinken gegessen“. D

er Täter w
arf dem

 Polizeibeam
ten 

ein Stück Schinkenspeck vor die Füße m
it den W

orten „D
a, für den H

und“.  
5.8.2004: 

Eine 
Person 

dänischer 
H

erkunft 
m

eldete, 
dass 

sie 
in 

ihrem
 

B
riefkasten w

iederholt Propagandam
aterial der V

ereinigung „H
olger D

anske 
2004“ vorgefunden hatte. D

arin hatte es unter anderem
 geheißen, w

er dem
 

B
au von M

oscheen in D
änem

ark zustim
m

e, gebe dänisches Territorium
 auf, 

und w
er Fleisch aus H

alal-Schlachtung kaufe, unterstütze Tierquälerei. 
10.11.2004: 

Eine 
M

inderheitenvereinigung 
erstattete 

A
nzeige 

w
egen 

m
utw

illiger Sachbeschädigung. A
n den R

äum
lichkeiten der V

ereinigung 
w

aren Eingangstür und Türklingel m
it Schw

einefett beschm
iert w

orden. 
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen  

 D
as D

A
C

oR
D

 (D
ocum

entation and A
dvisory C

entre on R
acial D

iscrim
ination) 

sam
m

elt Inform
ationen über rassistische und frem

denfeindliche V
orfälle, u. a. auch 

über 
V

orfälle 
m

it 
islam

feindlichem
 

und 
antisem

itischem
 

H
intergrund. 

Seine 
Inform

ationen bezieht das D
A

C
oR

D
 vom

 G
eheim

dienst der dänischen Polizei, PET, 
direkt von den O

pfern, aus Zeitungsartikeln, Internetrecherchen und m
ündlichen 

B
erichten. 
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Im
 Zeitraum

 zw
ischen dem

 1. Januar und dem
 13. O

ktober 2005 w
urden beim

 
D

A
C

oR
D

 22 islam
feindliche V

orfälle registriert. Zw
ei dieser V

orfälle w
erden einer 

von der dänischen Polizei bisher nicht identifizierten G
ruppe zugeschrieben, die sich 

„G
ruppe des 29. A

ugust gegen K
oranfaschism

us“ nennt. In beiden Fällen handelte 
es sich um

 D
rohbriefe, die gegen eine arabische G

ruppe in H
olstebro und eine 

m
uslim

ische O
rganisation in O

dense gerichtet w
aren. B

ereits 2004 w
aren zw

ei 
ähnliche Schreiben dieser G

ruppe an eine Islam
schule und eine M

oschee verschickt 
w

orden. 
 D

ie nachfolgende A
ufstellung bezieht sich auf vom

 D
A

C
oR

D
 registrierte V

orfälle, 
die jedoch nicht vom

 PET (dem
 G

eheim
dienst der dänischen Polizei) gem

eldet 
w

urden.  146 
 

Juni 2004: Eine irakische Fam
ilie w

urde von einer G
ruppe D

änen bedroht und 
belästigt. D

ie Fam
ilie hatte zuvor Problem

e m
it einem

 N
achbarn gehabt, der 

unter anderem
 vor dem

 H
aus der B

etroffenen ein Schild m
it der A

ufschrift 
„K

ein Zutritt für Schw
arze“ aufgestellt hatte. D

er Fall eskalierte schließlich in 
einem

 V
orfall, bei dem

 der dänische N
achbar gem

einsam
 m

it Freunden 
gew

altsam
 in die W

ohnung der Fam
ilie eindrang, w

obei M
öbel beschädigt 

und Fenster zerschlagen w
urden. D

ie Täter w
urden zw

ar verurteilt, auf 
rassistische B

ew
eggründe w

urde jedoch in dem
 U

rteil nicht erkannt. 
21.12.2004: M

eldungen zufolge 
w

aren 
in 

der 
K

openhagener 
Innenstadt 

A
ufkleber m

it K
oranzitaten zum

 Them
a Ehrenm

ord und ein B
egleittext dazu 

verteilt w
orden, in dem

 es hieß, dass 99,8 %
 der türkischen B

evölkerung 
M

uslim
e seien. 

4.1.2005: Ein Politiker gebrauchte in einem
 schriftlichen D

iskussionsbeitrag 
in einer Lokalzeitung diskrim

inierende und abschätzige Ä
ußerungen über 

M
uslim

e. In dem
 B

eitrag hieß es unter anderem
, die M

uslim
e gehörten einer 

„kriegerischen K
ultur“ an und verhielten sich w

ie w
ilde Tiere. D

as D
A

C
oR

D
 

erstattete w
egen dieses Textes A

nfang Februar 2005 A
nzeige bei der örtlichen 

Polizei. 
4.1.2005: B

eim
 D

A
C

oR
D

 ging eine E-M
ail über eine vorgebliche „R

eform
“ 

der Prim
arschule ein. D

arin hieß es, das B
ildungsm

inisterium
 habe den 

Lehrplan geändert, dam
it sich Schüler m

it M
igrationshintergrund besser dam

it 
identifizieren könnten. A

ls D
ateianhang enthielt die E-M

ail eine angebliche 
neue R

echenaufgabe: „Jam
al hat eine AK

47 m
it 30-Schuss-M

agazin. W
enn er 

6 von 10 M
al daneben schießt und jede Tasse 13 M

al treffen w
ill, w

ie viele 
Tassen trifft er dann, bevor er nachladen m

uss?“ U
nterzeichnet w

ar die 
E-M

ail von einer G
ruppe nam

ens „Frit D
anm

ark“ (Freies D
änem

ark). 
8./9.1.2005: Ein m

uslim
ischer Friedhof w

urde von V
andalen verw

üstet. 
Fünfzig G

rabsteine w
urden zerschlagen, fünfzig w

eitere um
gestoßen. 

Januar 2005: W
ährend einer W

ahlkam
pagne erhielt ein Parlam

entskandidat 
palästinensischer H

erkunft m
ehrfach B

riefe m
it rassistischem

 Inhalt. 
13.4.2005: Sieben junge M

änner w
urden w

egen eines A
ngriffs auf eine 

som
alische Fam

ilie festgenom
m

en, die von der G
ruppe schon länger verfolgt 

w
orden w

ar. Im
 B

esitz der jungen M
änner fanden sich m

it H
akenkreuzen und 

rassistischen Parolen „verzierte“ B
aseballschläger. 

                                                 
146  W

eitere Inform
ation im

 Internet unter w
w

w
.drcenter.dk (12.5.2006). 
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3.5.2005: D
as D

A
C

oR
D

 w
urde über eine W

ebsite m
it islam

feindlichem
 Inhalt 

inform
iert (w

w
w

.glistrup.com
). 

  Deutschland
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 Im
 Zeitraum

 von Januar bis O
ktober 2005 w

urden von den folgenden N
R

O
 

gew
alttätige 

V
orfälle 

gem
eldet, 

deren 
O

pfer 
aus 

überw
iegend 

m
uslim

ischen 
Ländern stam

m
ten: 

 
O

pferperspektive (B
randenburg) – 9 V

orfälle 
A

M
A

L (Sachsen) – 1 V
orfall 

M
obile O

pferberatung (Sachsen-A
nhalt) – 3 V

orfälle 
 G

ew
alttätige Ü

bergriffe gegen Im
bissstände m

uslim
ischer B

etreiber kom
m

en in 
bestim

m
ten G

egenden D
eutschlands ebenfalls im

m
er w

ieder vor; 2005 stießen die 
folgenden Fälle auf besonderes Interesse der Ö

ffentlichkeit:  
 

30.3.2005: 
D

er 
Schnellim

biss 
eines 

türkisch-kurdischen 
B

etreibers 
in 

R
heinsberg (B

randenburg) w
urde bei einem

 B
randanschlag völlig zerstört – 

M
eldung in einer Pressem

itteilung der N
R

O
 O

pferperspektive. 147 
M

itte 
M

ärz 
2005: 

In 
der 

N
ähe 

von 
B

ernau 
(B

randenburg) 
w

urde 
der 

Im
bissw

agen eines Türken m
it 20 H

akenkreuzen und rechtsextrem
istischen 

Parolen beschm
iert. D

er V
ersuch der Täter, den Im

bissw
agen in B

rand zu 
setzen, scheiterte jedoch. N

ach A
ussagen des B

etreibers w
aren dem

 A
nschlag 

bereits m
ehrere A

ngriffe von N
eonazis vorangegangen. 148 

 2004 
w

aren 
ebenfalls 

A
ngriffe 

gegen 
M

oscheen 
und 

andere 
m

uslim
ische 

Einrichtungen zu verzeichnen, w
obei die deutsche nationale A

nlaufstelle auf die 
folgenden V

orfälle ganz besonders hinw
ies: 

 
Im

 N
ovem

ber und D
ezem

ber 2004 w
urden vier A

ngriffe auf M
oscheen 

gem
eldet: 

in 
Sinsheim

 
(B

randanschlag), 
U

singen 
(B

randanschlag) 
und 

Schw
äbisch-H

all 
(Schussw

affenangriff) 
gem

eldet. 
In 

B
erlin 

w
urde 

ein 
H

akenkreuz 
an 

den 
Eingang 

der 
Sehitlik-M

oschee 
gem

alt. 
D

ie 
Staatsanw

altschaft nahm
 Erm

ittlungen auf. 149 
Im

 N
ovem

ber 2004 w
urde ein B

randanschlag gegen einen m
uslim

ischen 
Schlachtbetrieb 

in 
A

sslar 
verübt. 

K
urz 

zuvor 
hatte 

der 
Inhaber 

beim
 

V
erw

altungsgericht in K
assel eine Sondergenehm

igung für die Schlachtung 
nach m

uslim
ischen V

orschriften beantragt. 150 
                                                  
147  Pressem

itteilung O
pferperspektive e.V

. 1.4.2005, B
erliner Zeitung 6.4.2005. 

148  FR (22.3.2005), S.4. 
149  B

erliner Zeitung (2.10.2004), S.19. 
150  Pressem

itteilungen 
des 

R
egierungspräsidium

s 
G

ießen, 
im

 
Internet 

abrufbar 
unter 

w
w

w
.rp-

giessen.de/m
e_in/info/pm

/2004/b_pm
_2004_093.htm

 (4.5.2005). 
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A
uch islam

feindliche A
ussagen und K

am
pagnen von B

ehördenvertretern/politischen 
Parteien w

urden registriert: 
 

9.4.2005: D
ie Polizei in K

öln leitete gegen den V
izepräsidenten der B

ehörde 
w

egen islam
feindlicher Ä

ußerungen bei einer R
ede in Em

den ein internes 
D

isziplinarverfahren ein. V
izepräsident K

linger hatte unter V
erw

eis auf 
H

untingtons B
uch über den „K

am
pf der K

ulturen“
151 das Szenario entw

orfen, 
dass der Islam

 die politische M
acht in D

eutschland übernehm
e. Später 

bekundete er öffentlich sein B
edauern darüber, dass seine Ä

ußerungen als 
frem

denfeindlich interpretiert w
orden seien. 152 

  Griechenland
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 D
ie griechische nationale A

nlaufstelle verzeichnete folgende V
orfälle

153: 
 

M
ärz 2004: Im

 D
orf Toxotes (Präfektur X

anthi) w
urden Teile einer M

oschee 
in B

rand gesetzt. Zw
ar w

urden Tatverdächtige festgenom
m

en, jedoch blieben 
die Erm

ittlungen ergebnislos, so dass keine Strafen verhängt w
urden. 

3.2.2005: In K
om

otini w
urde eine m

uslim
ische G

rabstätte aus der Zeit des 
osm

anischen R
eiches zerstört. Zu Festnahm

en kam
 es bislang nicht. D

as 
M

inisterium
 für öffentliche O

rdnung vertrat allerdings die A
uffassung, dass es 

sich bei den Tätern um
 G

rabräuber handelte, die auf der Suche nach G
old 

w
aren, so dass kein islam

feindliches M
otiv bestand.  

9.2.2005: 
In 

V
enna, 

einem
 

D
orf 

in 
der 

Präfektur 
R

odopi, 
w

urde 
ein 

m
uslim

isches B
audenkm

al aus der Zeit des osm
anischen R

eiches durch 
B

randstiftung kom
plett zerstört. D

ie Täter konnten nicht erm
ittelt w

erden.  
Februar 2005: Teile der ältesten M

oschee Europas im
 D

orf Poliskio in der 
Präfektur X

anthi w
urden durch G

ew
ehrschüsse beschädigt. D

ie Täter konnten 
nicht erm

ittelt w
erden.  

  Spanien
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus am
tlichen 

Q
uellen

 A
us am

tlichen Q
uellen sind in Spanien keine eigens aufbereiteten statistischen 

D
aten 

über 
rassistisch 

m
otivierte 

Straftaten 
gegen 

M
uslim

e 
zugänglich. 

A
uf 

Ersuchen der spanischen nationalen A
nlaufstelle legten allerdings die D

irección 

                                                 
151  K

linger bezog sich auf die deutsche Ü
bersetzung von H

untingtons B
uchtitel „The C

lash of 
C

ivilizations“ („K
am

pf der K
ulturen“).  

152  taz K
öln (28.4.2005), S.1. 

153  D
okum

entation und Schriftw
echsel zw

ischen dem
 m

uslim
ischen Parlam

entsabgeordneten Ilhan 
und dem

 M
inisterium

 für öffentliche O
rdnung. 
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G
eneral de la Policía und die D

irección G
eneral de la G

uardia C
ivil eine Liste 

„islam
feindlicher“ V

orfälle für den Zeitraum
 von Januar 2004 bis M

ai 2005 vor. 
 B

ei der D
irección G

eneral de la Policía w
urden Inform

ationen über 21 V
orfälle 

erfasst, die als „antim
uslim

isch“ bezeichnet w
erden könnten, darunter ein gegen 

Personen gerichteter V
orfall, zw

ei gegen Sachen sow
ie 18 Fälle von B

edrohungen 
und verbalen B

eschim
pfungen. H

ier einige B
eispiele: 

 
15.1.2005: D

ie Policía A
utonóm

ica de C
ataluña nahm

 sechs M
itglieder einer 

N
eonazigruppe (drei davon m

inderjährig) fest, denen vorgew
orfen w

urde, 
A

nschläge auf M
oscheen verübt zu haben. D

ie unter dem
 N

am
en „Frente 

N
egro“ bekannte G

ruppe w
ar hierarchisch in vier U

ntergruppen und m
ehrere 

Sturm
gruppen untergliedert, die für die Ü

bergriffe und frem
denfeindliche 

Schm
ierereien an G

ebäuden verantw
ortlich w

aren. 
Februar 2005: In El Ejido (A

lm
ería) w

urde der m
arokkanische Landarbeiter 

A
zzouz H

ousni getötet. M
utm

aßlich w
ar er von einer G

ruppe junger M
änner 

angegriffen, geprügelt und schließlich getötet w
orden. V

ier junge M
änner, 

darunter 
zw

ei 
M

inderjährige, 
w

urden 
festgenom

m
en. 

N
ach 

A
ngaben 

verschiedener N
R

O
, die sich für den Schutz von M

igranten einsetzen, hatte 
die Tat – ähnlich vorangegangenen R

acheangriffen gegen M
igranten in El 

Ejido – eindeutig rassistische und frem
denfeindliche B

ezüge. 
 B

ei der D
irección G

eneral de la G
uardia C

ivil liegen Inform
ationen über neun 

V
orfälle vor, die als „antim

uslim
isch“ bezeichnet w

erden könnten, davon w
aren 

zw
ei gegen Personen und drei gegen Sachen gerichtet. A

ußerdem
 w

urden vier Fälle 
von B

edrohungen und verbalen B
eschim

pfungen erfasst. Einige B
eispiele: 

 
A

ugust 2004: Eine M
oschee in R

eus (Tarragona) w
urde von einer G

ruppe 
N

eonazis geschändet; Fassade und Innenräum
e w

urden m
it H

akenkreuzen 
und Parolen w

ie „W
acht auf und käm

pft“, „Skins Tarraco“, „Verfickte 
M

oros“ (M
oro, span. für M

aure, A
raber), „Jugendrevolte“ und „Skins N

S 
88“ beschm

iert. 
26.4.2005: D

ie G
uardia C

ivil nahm
 fünf m

inderjährige Jugendliche fest, die 
w

egen R
assism

us, schw
erer K

örperverletzung, V
erstößen gegen die guten 

Sitten sow
ie der B

edrohung und B
eleidigung von drei M

arokkanern in 
C

artaza (H
uelva) angeklagt w

urden.  
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 V
on den N

R
O

 „SO
S R

acism
o“ und „M

ovim
iento contra la Intolerancia“ w

urde 
eine V

ielzahl gegen M
igranten und A

usländer gerichteter V
orfälle registriert. Ziel 

dieser V
orfälle sind häufig M

igranten aus m
uslim

ischen Ländern. Zum
 Teil gingen 

diese V
orfälle von A

m
tspersonen aus. 

 G
ew

alt gegen Personen: 
 

M
ärz 2004: In Zaragoza (A

ragón) zog ein M
ann einer m

uslim
ischen Frau das 

K
opftuch vom

 K
opf, dabei w

urden der Frau auch H
aare ausgerissen.  
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A
pril 2004: M

ehrfach w
urden von M

arokkanern Ü
bergriffe der Polizei 

gem
eldet, die sich auf die Terrorangriffe von M

adrid im
 M

ärz 2004 und die 
m

arokkanische Staatsangehörigkeit der B
etroffenen berief.  

Juni 2004: In A
lgeciras w

urde ein M
ädchen m

arokkanischer H
erkunft von 

zehn Schulkindern angegriffen. 
Juni 2004: N

ach dem
 G

ebet in einer M
adrider M

oschee w
urde ein A

lgerier 
von sechs N

eonazis niedergeprügelt und bew
usstlos geschlagen. Er w

urde in 
kritischem

 Zustand in ein K
rankenhaus eingeliefert. 

A
ugust 2004: Ein m

arokkanischer Fußgänger w
urde nach einem

 W
ortgefecht 

von einem
 A

utofahrer niedergeschossen und dabei tödlich verletzt. B
ei der 

Streiterei hatte der M
ann angeblich die W

orte „H
au ab, verdam

m
ter M

oro!“ 
(M

oro, span. für M
aure, A

raber) gebraucht. D
er V

orfall ereignete sich in 
Tortosa 

(C
ataluña) 

in 
einer 

W
ohngegend 

m
it 

hohem
 

m
uslim

ischem
 

B
evölkerungsanteil. 

D
ezem

ber 
2004: 

D
ie 

Staatsanw
altschaft 

von 
B

arcelona 
beantragte 

eine 
achtjährige Freiheitsstrafe gegen einen jugendlichen Skinhead, der im

 M
ärz 

2003 in der U
-B

ahn von B
arcelona einen M

arokkaner als „verdam
m

ten 
M

oro“ beleidigt und niedergestochen hatte. Im
 Februar 2005 w

urde der 
B

eklagte von einem
 G

ericht in B
arcelona zu fünf Jahren G

efängnis w
egen 

versuchten M
ordes in Tateinheit m

it R
assism

us verurteilt. D
a er zur Tatzeit 

noch nicht volljährig und nicht vorbestraft w
ar, verhängte das G

ericht das 
geringstm

ögliche Strafm
aß. 154  

Februar 2005: D
er Schulrat des G

ym
nasium

s Pozo Estrecho in C
artagena 

leitete ein V
erfahren gegen m

ehrere nicht-m
uslim

ische spanische Schüler ein, 
die angeblich ein 17-jähriges m

arokkanisches M
ädchen zusam

m
engeschlagen 

hatten. D
ie Tat ereignete sich nach Schulschluss; Zeugen erklärten, sie hätten 

die m
utm

aßlichen Täter m
it Stöcken und B

aseballschlägern bew
affnet auf der 

Suche nach M
igranten herum

laufen sehen. 155 
Februar 2005: D

er V
erband m

arokkanischer A
rbeitnehm

er in Spanien (A
tim

e) 
verurteilte die örtlichen Polizeikräfte in B

eniajan (M
urcia) w

egen ihres 
aggressiven „rassistischen und frem

denfeindlichen“ V
erhaltens gegen einen 

m
arokkanischen B

ürger. D
er V

erband kündigte an, gegen die beteiligten 
Polizeibeam

ten A
nzeige erstatten zu w

ollen. D
em

 V
ernehm

en gingen zw
ei 

B
eam

te auf den W
agen von M

oham
m

ed Y
aquti zu. A

ls dieser die Tür seines 
Fahrzeugs öffnete, schlugen sie sofort auf ihn ein, ohne ihn anzusprechen; 
dabei hätten sie ihr O

pfer beleidigt. 
 G

ew
alt gegen Sachen: 156 

 
M

ärz 2004: B
eam

te der G
uardia C

ivil von C
artagena (M

urcia) nahm
en drei 

M
inderjährige fest, die im

 V
erdacht standen, die W

ohnung einer Fam
ilie aus 

dem
 M

aghreb verw
üstet zu haben. D

enselben Jugendlichen w
urde auch 

vorgew
orfen, den Pkw

 einer Person aus einem
 „arabischen“ Land m

it dem
 

W
ort „M

oro“ und einem
 N

azisym
bol beschm

iert zu haben. 

                                                 
154  N

ach A
ngaben der N

R
O

 „M
ovim

iento contra la Intolerancia“. 
155  „V

erfahren gegen m
ehrere Schüler des G

ym
nasium

s Pozo Estrecho, die eine M
arokkanerin 

geschlagen hatten“, in: La Verdad de M
urcia, (4.2.2005).  

156  N
ach A

ngaben der N
R

O
 „M

ovim
iento contra la Intolerancia“. 
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Septem
ber 2004: In die M

oschee von R
eus (C

ataluña) w
urden zw

ei Einbrüche 
verübt, 

dabei 
gingen 

G
lasscheiben 

zu 
B

ruch, 
die 

W
ände 

w
urden 

m
it 

N
azisym

bolen beschm
iert, außerdem

 w
urde versucht, Teppiche in B

rand zu 
setzen.  
D

ezem
ber 2004: D

ie katalanische Polizei ging gegen eine N
eonazibande vor, 

die unter anderem
 A

ngriffe gegen M
oscheen in G

irona verübt hatte. D
ie aus 

sieben 
jungen 

Leuten 
bestehende 

B
ande 

operierte 
unter 

N
am

en 
w

ie 
„Schw

arze 
Front“ 

und 
„K

atalanisches 
Revolutionsbündnis“. 

B
ei 

den 
B

andenm
itgliedern w

urden unter anderem
 B

aseballschläger m
it der A

ufschrift 
„M

oro-K
iller“ sichergestellt.  

M
ärz 

2005: 
V

om
 

islam
ischen 

K
ulturzentrum

 
in 

V
alencia 

erw
orbene 

R
äum

lichkeiten w
urden von unbekannten Tätern m

it G
raffiti m

it V
erw

eisen 
auf die B

om
benattentate vom

 M
ärz 2004 in M

adrid beschm
iert, unter 

anderem
 auch m

it H
akenkreuzen. 

 D
ie B

om
benanschläge vom

 M
ärz 2004 in M

adrid 
 B

etrachtet m
an Zeitpunkt und Schilderung der gegen M

uslim
e und m

uslim
ische 

Einrichtungen gerichteten V
orfälle, die von den spanischen N

R
O

 registriert w
urden, 

w
ird ein gew

isser B
ezug zu den B

om
benanschlägen vom

 M
ärz 2004 in M

adrid 
erkennbar, bei denen fast 200 M

enschen um
s Leben kam

en. Es liegen allerdings 
keine system

atischen D
atenausw

ertungen dieser N
R

O
 oder offizieller Stellen vor, 

die einen V
ergleich der gegen m

uslim
ische Ziele gerichteten V

orfälle unm
ittelbar 

nach den B
om

benanschlägen und am
 Jahrestag der A

nschläge ein Jahr später m
it 

anderen Zeiträum
en erm

öglichen. 
  Frankreich
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus am
tlichen 

Q
uellen

 D
aten über rassistisch m

otivierte Straf- und G
ew

alttaten w
erden von der Polizei 

erfasst und in die D
atenbank STIC

 eingegeben, die 2005 eingerichtet w
urde und in 

der ab 2006 landesw
eit D

aten erfasst w
erden sollen. Für die Erfassung der D

aten 
und 

die 
D

atenbank 
selbst 

zeichnet 
die 

D
C

R
G

 
(D

irection 
C

entrale 
des 

R
enseignem

ents G
énéraux) verantw

ortlich. W
enn jem

and bei der Polizei A
nzeige 

erstattet, w
ird dies norm

alerw
eise in der Polizeidatenbank m

it A
ngaben zu D

atum
, 

O
rt und A

rt des V
orfalls usw

. erfasst. D
ie Polizei hat auch die M

öglichkeit, 
„H

erkunft“ und R
eligion des O

pfers in der D
atenbank zu erfassen, doch w

erden 
allem

 
A

nschein 
nach 

D
aten 

speziell 
über 

antim
uslim

ische 
V

orfälle 
nicht 

obligatorisch erfasst. D
ie D

atenbank enthält daher nur teilw
eise A

ngaben zur – 
m

uslim
ischen – H

erkunft oder R
eligionszugehörigkeit von O

pfern. 2004 w
urden 

131 derartige V
orfälle registriert, 2005 w

aren es 65. 
 D

ie 
D

C
R

G
 

gibt 
die 

in 
der 

D
atenbank 

gespeicherten 
Inform

ationen 
an 

das 
Innenm

inisterium
 

w
eiter, 

das 
sie 

an 
die 

C
N

C
D

H
 

(C
om

m
ission 

N
ationale 

C
onsultative des D

roits de l’H
om

m
e) überm

ittelt. D
ie Polizei gibt selbst keine 

einschlägigen Inform
ationen an die Ö

ffentlichkeit, vielm
ehr w

erden diese im
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Jahresbericht 
der 

C
N

C
D

H
 

veröffentlicht. 
Som

it 
enthält 

die 
D

atenbank 
zw

ar 
durchaus Fallberichte, aus denen die m

uslim
ische Identität von O

pfern hervorgeht, 
doch w

erden diese A
ngaben nicht system

atisch gem
eldet.  

 Laut dem
 Jahresbericht 2005 der C

N
C

D
H

 über die B
ekäm

pfung von R
assism

us, 
A

ntisem
itism

us 
und 

Frem
denfeindlichkeit 

kam
 

es 
2004 

insgesam
t 

zu 
352 G

ew
alttaten gegen und B

edrohungen von N
ordafrikanern oder M

uslim
en bzw

. 
nordafrikanischer oder m

uslim
ischer Einrichtungen; hierbei handelte es sich um

 
266 Fälle von B

edrohung und 64 G
ew

alttaten. Tabelle 8 ist eine A
usw

ahl von gegen 
M

uslim
e gerichteten V

orfällen aus dem
 Jahresbericht für 2004 der C

N
C

D
H

. 
 T

abelle 8: Frankreich: A
usw

ahl offenkundig antim
uslim

ischer V
orfälle aus dem

 
Jahresbericht der C

N
C

D
H

 (2004) 
Datum

Ort
Fakten 

12.1.2004 
Manosque 

Sachbeschädigung an einem Halal-Schlachtbetrieb 
19.1.2004 

Angers 
Sachbeschädigung an einer Moschee 

15.2.2004 
Pertuis 

Sachbeschädigung an einem Gottesdienstraum 
16.2.2004 

Porto-Vecchio 
Versuchter Anschlag gegen einen Halal-Schlachtbetrieb 

22.2.2004 
Vierzon 

Strafrazzia von Schülern einer weiterführenden Schule 
gegen nordafrikanische Einwohner nach einer 
Auseinandersetzung mit einem Schüler 
nordafrikanischer Herkunft 

5.3.2004 
Annecy 

Brandanschlag auf zwei Moscheen, Schmierereien mit 
Keltenkreuz

11.3.2004 
Comines 

Sachbeschädigung an einer Moschee 
16.3.2004 

Bastia 
Strafrazzia von 15 Schülern einer weiterführenden 
Schule gegen nordafrikanische Schüler einer anderen 
Schule

16.3.2004 
Clichy 

Schändung von sechs muslimischen Gräbern 
24.3.2004 

Clichy 
Schändung von drei muslimischen Gräbern 

29.3.2004 
Bussy-Vecqueville 

Versuchter Brandanschlag gegen einen 
Gottesdienstraum

29.3.2004 
Oberhaus Bergen 

Sachbeschädigung in einem muslimischem 
Bestattungsinstitut 

31.3.2004 
Creil 

Versuchter Brandanschlag gegen eine Moschee 
3.4.2005 

Oberhaus Bergen 
Sachbeschädigung in einem muslimischem 
Bestattungsinstitut  

5.4.2004 
Strasbourg 

Beschädigung von fünf Grabsteinen (vier muslimische, 
ein jüdischer) im Soldatenfriedhof Cronenbourg 

14.4.2004 
Haguenau 

Rassistische Parolen an der marokkanischen Moschee 
20.4.2004 

Strasbourg 
Eingangsbereich der türkischen Moschee Eyyub Sultan 
in Strasbourg-La Meinau mit Graffiti „Tod den Arabern!“ 
und Hakenkreuzen beschmiert 

24.4.2004 
Alençon 

Sachbeschädigung an drei Gottesdiensträumen, einer 
nordafrikanischen und einer türkischen Moschee 

23.5.2004 
Porto-Vecchio 

Sachbeschädigung an einem Halal-Schlachtbetrieb 
26.5.2004 

Ile-Rousse 
Tätlicher Angriff auf einen Mann nach dem 
Moscheebesuch 

31.5.2004 
Strasbourg 

W
ohnhaus eines Mitglieds des Regionalrats der 

muslimischen Glaubensgemeinschaft im Elsass mit 
rassistischen Parolen beschmiert 

9.6.2004 
Marseille 

Beschädigung von drei muslimischen Gräbern auf dem 
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Friedhof Cannet  
14.6.2004 

Strasbourg 
Schändung von drei Gräbern im muslimischen Teil des 
Friedhofs La Meinau. Hakenkreuze und Neonazi-Tags 
auf rund fünfzig Gräbern und der Friedhofsmauer, 
Drohungen gegen den Vorsitzenden des islamischen 
Regionalrats und den Vorsitzenden des elsässischen 
Regionalrats

17.6.2004 
Escaudain 

Drei Schüsse auf die Moschee, rassistische Parolen an 
den W

änden der Moschee 
24.6.2004 

Haguenau 
Schändung von rund 50 Gräbern muslimischer 
Soldaten, vorwiegend Marokkaner, die 1944/45 ihr 
Leben für die Befreiung des Elsass ließen. 
17 Grabsteine umgestoßen, 48 weitere Grabsteine mit 
Hakenkreuzen, keltischen Kreuzen und SS-Runen in 
roter Farbe beschmiert. Die Inschrift „HVE junior“ weist 
auf eine 1988 gegründete Neonazigruppe hin 

26.6.2004 
Nanterre 

Fremdenfeindliche Schmierereien an den W
änden der 

Moschee
18.7.2004 

Lyon 
Sachbeschädigung am Büro eines muslimischen 
Vereins

6.8.2004 
Strasbourg 

Schändung von 15 muslimischen Gräbern auf dem 
Soldatenfriedhof Cronenbourg 

30.8.2004 
Evry 

Tätlicher Angriff gegen einen Imam 
4.9.2004 

Strasbourg 
Sachbeschädigung an der Moschee in Cronenbourg 

3.4.2004 
Villeurbanne 

Sachbeschädigung an der Moschee in der Straße des 
8. Mai 1945 

6.10.2004 
Schiltigheim 

Versuchter Brandanschlag auf die Moschee, Hinweis 
auf die amerikanische Bewegung „W

orld Church of the 
Creator“

9.10.2004 
W

attwiller 
Schändung eines muslimischen Grabs auf dem 
Soldatenfriedhof W

attwiller 
16.10.2004 

Chambéry 
Sachbeschädigung an der Moschee in der Rue Italienne 

24.10.2004 
Ile-Rousse 

Sachbeschädigung an der Moschee der „Union des 
Marocains de Balagne“ 

18.11.2004 
Vescovato 

Sachbeschädigung an einem Halal-Schlachtbetrieb 
26.11.2004 

Vecqueville 
Sachbeschädigung in Gottesdiensträumen 

27.11.2004 
Sartene 

Mordanschlag auf einen Imam 
2.12.2004 

Ajaccio 
Verwüstung des Zimmers von drei muslimischen 
Schülern

16.12.2004 
Mulhouse 

Angriff auf eine Frau mit Kopftuch 
28.12.2004 

Denain 
Angriff auf eine Frau mit Kopftuch  
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Irland
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 B
ei der Islam

ic Foundation of Irland gingen im
 Jahr 2004 vierzehn M

eldungen über 
G

ew
alttaten und Ü

bergriffe gegen M
uslim

e ein. Ein Teil dieser V
orfälle betraf 

Frauen, die beschim
pft w

urden und/oder denen das K
opftuch vom

 K
opf gerissen 

w
urde.  

 G
egen M

uslim
e gerichtete G

ew
alttaten: 

 
Ein 23-jähriger in Irland geborener M

ann nordafrikanischer A
bstam

m
ung 

w
urde von einer G

ruppe Jugendlicher, die ihn w
iederholt als „N

igger“ und 
„bin Laden“ beschim

pften und ihn aufforderten „zurück nach H
ause“ zu 

gehen, schw
er zusam

m
engeschlagen. B

ei seiner Einlieferung ins K
rankenhaus 

w
ies der M

ann Schnittw
unden und B

lutergüsse im
 G

esicht sow
ie an H

als, 
K

opf, B
auch und der rechten Schulter auf. D

er untersuchende A
rzt sprach von 

schw
eren V

erletzungen.   
Ein 

arabischer 
M

uslim
 

m
ittleren 

A
lters 

w
urde 

von 
N

achbarn 
tätlich 

angegriffen und sah sich gezw
ungen, aus seiner Sozialw

ohnung in W
est-

D
ublin zu fliehen. 

Einer 38 Jahre alten (w
eißen) M

uslim
in, die beim

 Einkauf ein K
opftuch und 

den jilbab (langer M
antel, der den gesam

ten K
örper bedeckt) trug, w

urde von 
einigen Jugendlichen das K

opftuch vom
 K

opf gezogen.   
 G

egen M
uslim

e gerichtete D
rohungen und B

eschim
pfungen: 

 
Ein 15-jähriges irisches M

ädchen m
it irischer M

utter und jam
aikanischem

 
V

ater w
urde beim

 Einkauf von einer G
ruppe junger M

änner als „O
sam

a bin 
Laden“ beschim

pft – ihrer M
einung nach, w

eil sie ein K
opftuch trug. B

ei 
anderer G

elegenheit w
urde sie von einem

 Jugendlichen als „N
iggerin“ und 

„Atom
bom

be“ beschim
pft. D

as M
ädchen erstattete keine A

nzeige, w
eil dies 

seiner M
einung nach alltägliche V

orfälle w
aren.   

Eine 40-jährige Irin w
urde m

it ihren K
indern O

pfer eines Zw
ischenfalls. Ein 

M
ann, der eine B

ulldogge an der Leine führte, kam
 auf sie zu und ließ den 

H
und von der Leine, um

 die K
inder zu erschrecken, die er als „Scheißaraber“ 

bezeichnete. 
N

ach 
A

uffassung 
der 

Frau 
w

ar 
der 

V
orfall 

darauf 
zurückzuführen, dass sie hijab und jilbab trug und daher „arabisch“ aussah. 
Eine 23-jährige irische M

uslim
in m

usste sich bei einem
 B

ew
erbungsgespräch 

antim
uslim

ische B
em

erkungen gefallen lassen. Im
 V

erlauf des G
esprächs 

w
urde sie m

it B
lick auf ihr K

opftuch spöttisch gefragt, ob sie denn dam
it 

überhaupt 
arbeiten 

dürfe. 
Im

 
w

eiteren 
G

esprächsverlauf 
teilte 

ihr 
der 

G
esprächspartner m

it, „m
it dem

 D
ing auf dem

 K
opf“ w

erde sie die Stelle nie 
bekom

m
en. 

In einem
 Stadtbus in D

ublin stand plötzlich ein Ire m
ittleren A

lters auf, zeigte 
auf ein m

uslim
isches irisches M

ädchen und beschim
pfte sie unverm

ittelt als 
„Terroristin“. 
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Im
 N

ovem
ber 2004 w

urde eine pakistanische M
uslim

in, die m
it ihren K

indern 
im

 A
uto unterw

egs w
ar, von einer G

ruppe Jugendlicher in einem
 neben ihr 

fahrenden Pkw
 beschim

pft, die sich über ihr K
opftuch lustig m

achten. 157 
 In einem

 B
ericht der Islam

ic Foundation of Ireland (S. 2-3) (aus dem
 im

 B
ericht 

über Islam
ophobie der irischen nationalen A

nlaufstelle vom
 M

ai 2005 zitiert w
ird) 

heißt 
es: 

„Für 
viele 

M
uslim

e 
ist 

die 
Erfahrung 

von 
D

iskrim
inierungen 

und 
feindseligem

 Verhalten inzw
ischen bereits so alltäglich gew

orden, dass sie die 
Vorfälle ignorieren und gar nicht erst bei den zuständigen staatlichen Stellen zur 
Anzeige 

bringen, 
um

 
rechtliche 

W
iedergutm

achung 
zu 

erhalten, 
oder 

bei 
Beobachtungsstellen oder O

pferhilfeorganisationen m
elden.“ 

 N
eben der Islam

ic Foundation of Ireland w
erden rassistisch m

otivierte Straf- und 
G

ew
alttaten m

it islam
feindlichem

 H
intergrund auch vom

 N
ational C

onsultative 
C

om
m

ittee on R
acism

 and Interculturalism
 (N

C
C

R
I), einer unabhängigen, vom

 
Staat finanzierten O

rganisation erfasst; hier ein B
eispiel: 

 
Eine irakische M

uslim
in m

eldete eine Sachbeschädigung m
it ihrer M

einung 
nach islam

feindlichem
 H

intergrund – der Täter hatte m
it einem

 spitzen 
G

egenstand „Scheiß-Pakistaner“ in den Lack ihres A
utos gekratzt. 158 

  Italien
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 D
ie nationale A

nlaufstelle C
O

SPE
 registrierte die folgenden V

orfälle: 
 G

ew
alt gegen Personen oder Sachen  

 
1. M

ärz 2004, Turin: B
ei einer D

em
onstration gegen den Irakkrieg w

urde eine 
G

ruppe M
uslim

e, in der sich unter anderem
 rund 50 Frauen und K

inder 
befanden, von den C

arabinieri m
it Schlagstöcken und Tränengas attackiert.  

24. A
pril 

2004, 
R

im
ini: 

U
nbekannte 

beschm
ierten 

das 
H

auptportal 
der 

örtlichen 
M

oschee 
m

it 
Schw

einefett 
und 

dem
 

Schriftzug 
„C

hristus 
ist 

K
önig“. 

31. Juli 
2004, 

M
ontefano 

(M
acerata): 

Eingangstür 
und 

W
ände 

des 
islam

ischen K
ulturzentrum

s w
urden m

it N
azi-Parolen beschm

iert. 
25. N

ovem
ber 

2004, 
M

olinella 
(B

ologna): 
D

ie 
Front 

eines 
von 

der 
islam

ischen G
em

einde genutzten G
ebäudes w

urde m
it G

raffiti-Schm
ierereien 

m
it D

rohungen und beleidigenden Inhalten, u. a. „Tod dem
 Islam

, w
ir w

erden 
euch um

bringen…
“ verunstaltet. 

27. Februar 2005, Sovilla (Treviso): D
er Eingangsbereich des islam

ischen 
K

ulturzentrum
s w

urde durch eine Explosion beschädigt. 159 
                                                 
157  D

em
 N

C
C

R
I gem

eldeter V
orfall, der bisher nicht veröffentlicht w

urde. 
158  N

C
C

R
I (2004), R

eport on incidents relating to racism
 in Ireland, im

 Internet abrufbar unter: 
w

w
w

.nccri.ie  (5.5.2005). 
159  La Tribuna di Treviso, (28.2.2005). 
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V
erbale 

D
rohungen 

und 
beleidigendes 

V
erhalten 

– 
auch 

ausgehend 
von 

A
m

tspersonen  
 

3. A
pril 2004: D

er Innenm
inister ordnet w

ährend einer A
ntiterroroperation 

aus 
V

erdachtsgründen 
W

ohnungsdurchsuchungen 
und 

Ü
berw

achungsm
aßnahm

en gegen 161 m
uslim

ische M
igranten an. Es kom

m
t 

zu drei Festnahm
en w

egen V
erstoßes gegen Zuw

anderungsgesetze und 15 
A

usw
eisungen w

egen fehlender A
ufenthaltserlaubnis. Terrorvorw

ürfe w
erden 

gegen keinen der Festgenom
m

enen erhoben. 
18. A

pril 2004, R
om

: D
er der Lega N

ord angehörende R
eform

m
inister w

ird 
m

it den W
orten zitiert: „Für jeden Tag, den die G

eiseln im
 Irak gefangen 

gehalten w
erden, sollte jedes EU

-Land die Aufenthaltserlaubnis von 1000 
m

uslim
ischen M

igranten aus den so genannten Schurkenstaaten aufheben und 
sie ausw

eisen. D
as G

esetz der Vergeltung m
ag grausam

 sein, doch das ist das 
einzige, w

as diese krim
inellen G

ew
alttäter verstehen.“ 

  Niederlande
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 A
m

 2. N
ovem

ber 2004 w
urde der niederländische Film

em
acher Theo van G

ogh in 
A

m
sterdam

 erm
ordet. V

an G
ogh w

ar offen islam
kritisch und für seine um

strittenen 
Ä

ußerungen über den G
lauben bekannt. U

nter anderem
 drehte er einen Film

 m
it der 

niederländischen Parlam
entsabgeordneten H

irsi A
li über häusliche G

ew
alt gegen 

m
uslim

ische Frauen. D
er M

örder w
ar ein 26-jähriger M

ann m
it niederländischer und 

m
arokkanischer Staatsbürgerschaft. 

 N
ach der Erm

ordung van G
oghs verzeichnete die nationale A

nlaufstelle, die 
niederländische Stelle zur B

eobachtung von R
assism

us und Frem
denfeindlichkeit 

(D
U

M
C

), einen deutlichen A
nstieg der Zahl rassistischer V

orfälle, die m
ehrheitlich 

gegen M
uslim

e gerichtet w
aren. Eine A

nzahl von V
orfällen richtete sich auch gegen 

„niederländische“ Ziele. 
 

2.-30. N
ovem

ber 2004 – insgesam
t 174 gew

alttätige V
orfälle m

it rassistischen 
M

otiven, 
hiervon 106 bzw

. 61 %
 gegen M

uslim
e gerichtete G

ew
alttaten, 

in 47 Fällen w
aren M

oscheen das Ziel gew
alttätiger Ü

bergriffe.
 N

eben gew
alttätigen V

orfällen und B
randanschlägen m

it rassistischem
 H

intergrund 
rief der M

ord auch „gem
äßigtere“ rassistische Ä

ußerungen hervor. N
ach B

erichten 
von N

R
O

 und in den M
edien sahen sich M

igranten auf der Straße, in öffentlichen 
V

erkehrsm
itteln 

und 
bei 

Sportveranstaltungen 
B

eschim
pfungen 

ausgesetzt. 
In 

R
otterdam

, D
en B

osch und im
 N

ordw
esten des Landes, aber auch in A

m
sterdam

 
w

urden Flugblätter m
it m

uslim
feindlichen Inhalten verteilt. M

oscheen, Islam
schulen 

und von M
uslim

en betriebene Läden w
urde m

it G
raffiti besprüht. 
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In den fünf Tagen nach dem
 M

ord, vom
 2. bis zum

 7. N
ovem

ber, gingen bei der 
niederländischen 

B
eschw

erdestelle 
für 

D
iskrim

inierung 
im

 
Internet 

(M
D

I) 
unverhältnism

äßig viele B
eschw

erden über Internetseiten ein, auf denen der M
ord 

gelobt 
und 

Todesdrohungen 
gegen 

w
eitere 

Personen 
ausgesprochen 

w
urden. 

G
leichzeitig stellte das D

U
M

C
 Tausende gegen M

uslim
e allgem

ein und speziell 
gegen 

M
arokkaner 

gerichteter 
M

einungsäußerungen 
in 

nicht-extrem
istischen 

niederländischen D
iskussionsforen im

 Internet fest. So m
usste beispielsw

eise der 
B

etreiber einer W
ebsite, auf der K

ondolenzbekundungen für den Erm
ordeten 

gepostet 
w

erden 
konnten, 

in 
den 

ersten 
Tagen 

nach 
dem

 
M

ord 
über 

5000 
antim

uslim
ische und anti-m

arokkanische Ä
ußerungen von der W

ebsite entfernen.
 D

ie 
nachstehenden 

A
ngaben 

w
urden 

von 
der 

niederländischen 
B

undespolizei 
(K

LPD
) erfasst, die sie der niederländischen nationalen A

nlaufstelle (D
U

M
C

); 
zugänglich 

m
achte. 

D
iese 

A
ngaben 

w
urden 

von 
der 

K
LPD

 
nicht 

selbst 
veröffentlicht, sondern von der nationalen A

nlaufstelle gem
eldet: 

 
Im

 Zeitraum
 vom

 23. N
ovem

ber 2004 bis zum
 13. M

ärz 2005 kam
 es zu 44 

gew
alttätigen Ü

bergriffen gegen m
uslim

isches Eigentum
. 

M
oscheen und Islam

schulen w
aren in 31 Fällen das Ziel von G

ew
alttaten. 

 In den Jahren 2004 und 2005 w
urde der B

egriff L
onsdale-Jugendliche zum

 
Synonym

 für R
echtsextrem

ism
us. N

achfolgend eine Liste von V
orfällen, an denen 

offenkundig Lonsdale-Jugendliche als Täter beteiligt w
aren und über die 2005 von 

verschiedenen Q
uellen, darunter das D

U
M

C
, berichtet w

urde
160: 

 
Februar, V

enray: G
ew

alttätige A
useinandersetzung zw

ischen jungen Türken 
und Lonsdale-Jugendlichen 
Februar, V

eenendaal: G
ew

alttätige A
useinandersetzung zw

ischen Lonsdale-
Jugendlichen und jungen M

arokkanern 
M

ärz, V
enray: A

ngriff auf m
arokkanische K

inder 
M

ärz, G
eldrop: G

ew
alttätige A

useinandersetzung zw
ischen jungen M

uslim
en 

und Lonsdale-Jugendlichen  
A

pril, V
enray: G

ew
alttätige A

useinandersetzung zw
ischen jungen M

uslim
en 

und Lonsdale-Jugendlichen  
A

pril, 
B

erlikum
: 

R
assistisch 

m
otivierte 

Zerstörungen 
durch 

Lonsdale-
Jugendliche 
Januar, V

enray: V
andalistische Zerstörungen an einer türkischen M

oschee  
Februar, V

enray: V
andalistische Zerstörungen an einer türkischen M

oschee  
Februar, H

aarlem
: V

ersuchter B
randanschlag auf eine Islam

schule 
Februar, 

R
oelofarendsveen: 

W
iederholter 

V
andalism

us 
(drei 

M
al) 

am
 

Privathaus einer m
uslim

ischen Fam
ilie 

M
ärz, O

ldenzaal: B
randanschlag auf eine M

oschee 
M

ärz, U
den: B

randanschlag auf eine Islam
schule 

                                                 
160  W

eitere Inform
ation über die Problem

e m
it „Lonsdale-Jugendlichen“ in den N

iederlanden: V
an 

D
onselaar, J., und R

odrigues, P. (2004), M
onitor Racism

e &
 Extreem

 Rechts, zesde Rapportage, 
A

m
sterdam

/Leiden: A
nne Frank Stichting/U

niversiteit Leiden; V
an D

onselaar, J., und R
odrigues, 

P. (2004), Annex. M
onitoring racism

 and the extrem
e right, sixth report: D

evelopm
ents follow

ing 
the m

urder of Theo van G
ogh, A

m
sterdam

/Leiden: A
nne Frank Stichting/U

niversiteit Leiden. 
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A
pril, H

arderw
ijk: R

assistische G
raffiti-Schm

ierereien an einer M
oschee 

Februar, H
ilvarenbeek: D

rohbrief an eine m
uslim

ische Fam
ilie 

  Österreich
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 D
ie N

R
O

 Z
A

R
A

 sam
m

elt V
orw

ürfe und Inform
ationen über D

iskrim
inierungen und 

rassistische G
ew

alt gegenüber allen gefährdeten M
inderheiten. In den R

assism
us 

R
eports 2004 und 2005 berichtet ZA

R
A

 unter anderem
 über folgende V

orfälle: 
 

Ein Jordanier sah sich bei der A
rbeit D

iskrim
inierungen und B

eschim
pfungen 

ausgesetzt. W
ährend andere M

itarbeiter V
ollzeitverträge erhielten, erhielt er 

nur eine Teilzeitstelle. V
on K

ollegen w
urde er regelm

äßig als „K
am

eltreiber“  
und „arabischer Arsch“ bezeichnet und ausgelacht, w

eil er keinen A
lkohol 

trank. D
ie Situation eskalierte, als er w

ährend der M
ittagspause von zw

ei 
K

ollegen zusam
m

engeschlagen und danach sechs W
ochen krankgeschrieben 

w
urde. Er einigte sich m

it dem
 A

rbeitgeber über eine V
ertragsauflösung. Im

 
Januar 

2005 
w

urde 
bei 

der 
G

leichbehandlungskom
m

ission 
B

eschw
erde 

w
egen D

iskrim
inierung aus ethnischen und religiösen G

ründen eingelegt. 161 
Eine 

K
opftuch 

tragende 
Frau 

berichtete 
über 

w
iederholte 

R
assism

userfahrungen. A
n einer B

ushaltestelle erklärte ein betrunkener M
ann 

einem
 N

ebenstehenden, sie sei eine Schande für Ö
sterreich, w

eil sie ein 
K

opftuch trage, sie solle sich w
oanders hin verpissen. A

uf der Straße w
urde 

sie als „D
recksau“ und „Türkenschw

ein“ beschim
pft, Passanten w

arfen ihr 
G

eld vor die Füße, von anderen w
urde sie bespuckt. 162 

2004 w
aren 2 %

 der G
raffiti, die ZA

R
A

 zur K
enntnis gebracht w

urden, 
islam

feindlich, w
eitere 3 %

 w
aren speziell gegen Türken gerichtet. 2003 

w
aren es 2 %

 gew
esen, 2002 3 %

. 163 
In 

einem
 

Laden 
w

urde 
eine 

K
opftuch 

tragende 
M

uslim
in 

von 
einer 

V
erkäuferin attackiert, die nach ihr trat und sie ins G

esicht schlug. D
er V

orfall 
w

urde angezeigt und ein G
erichtsverfahren eingeleitet. 164 

Septem
ber 2005: W

ährend des M
orgengebets w

urde von U
nbekannten ein 

Stein durch das Fenster der M
oschee in Linz gew

orfen. D
er V

orfall w
urde der 

Polizei gem
eldet. 165 

D
ezem

ber 2005: In Innsbruck w
urde eine K

opftuch tragende M
uslim

in von 
einer anderen Frau m

it den W
orten beleidigt „K

ulturlose Barbarin, geh 
zurück nach H

ause!“ und „D
u hast dein Visum

 doch sicher gekauft, du 
Terroristin!“

166  

                                                 
161  ZA

R
A

 R
assism

us R
eport 2004, Fall N

r. 121, S. 26. 
162  ZA

R
A

 R
assism

us R
eport 2004, Fall N

r. 19, S. 7 (ohne D
atum

sangabe). 
163  ZA

R
A

 (2005), Rassism
us Report 2004. Einzelfall-Bericht über rassistische Ü

bergriffe und 
Strukturen in Ö

sterreich, Schw
erpunkt-Them

a: Rassism
us &

 W
irtschaft, W

ien, S.17. 
164  ZA

R
A

 R
assism

us R
eport 2005, Fall N

r. 22, S. 14 (ohne D
atum

gsangabe). 
165  Initiative m

uslim
ischer Ö

sterreicherInnen (25.9.2005), „Steinw
urf auf Linzer M

oschee“, im
 

Internet abrufbar unter: http://m
und.at/archiv/septem

ber5/aussendung270905.htm
#04 , (6.10.2005). 

166  ZA
R

A
 R

assism
us R

eport 2005, Fall N
r. 9, S. 8. 
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Polen
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 D
ie nachstehenden V

orfälle w
urden der polnischen nationalen A

nlaufstelle - der 
H

elsinki-Stiftung für M
enschenrechte – direkt gem

eldet: 
 

D
er 

M
uslim

ische 
Studentenbund 

unterrichtete 
die 

polnische 
nationale 

A
nlaufstelle über drei B

riefe, die er 2005 erhalten hatte und in denen sich in 
U

ntersuchungshaft 
einsitzende 

M
uslim

e 
über 

schlechte 
B

ehandlung 
beklagten. 

Im
 

ersten 
Fall 

ging 
es 

um
 

einen 
M

uslim
, 

der 
unschuldig 

festgehalten w
orden w

ar. D
er zw

eite Fall betraf zw
ei M

uslim
e, die unter 

Strafandrohung gezw
ungen w

orden w
aren, Schw

einefleisch zu essen. Im
 

dritten 
Fall 

w
urden 

die 
H

aftum
stände 

eines 
U

ntersuchungshäftlings 
geschildert, der von V

ollzugsbeam
ten und M

itinsassen m
isshandelt w

orden 
w

ar. 
V

ertreter 
des 

M
uslim

ischen 
Studentenbundes 

erhielten 
auf 

ihre 
diesbezüglichen 

A
nfragen 

bei 
der 

G
efängnisleitung 

keine 
A

ntw
ort 

und 
entschieden daher, die A

ngelegenheit nicht w
eiter zu verfolgen. 

A
uf der W

ebsite des V
erbands der Polnischen M

uslim
e gibt es einen eigenen 

B
ereich für M

edienberichte über den Islam
. Ein Teil der A

rtikel w
ird vom

 
V

erband als beleidigend eingestuft, so z. B
. ein A

rtikel, in dem
 über enge 

V
erbindungen des V

erbands zu Terrororganisationen spekuliert w
urde, bis hin 

zu der B
ehauptung über Zusam

m
enhänge zw

ischen dem
 O

nline-W
ebservice 

des 
V

erbands 
und 

den 
R

ekrutierungsm
ethoden 

fundam
entalistischer 

Sekten. 167 
  Slowakische Republik 
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus am
tlichen 

Q
uellen

 A
ufgrund von G

esprächen m
it V

ertretern der m
uslim

ischen G
em

einschaft in der 
Slow

akischen R
epublik

168 gelangte die slow
akische nationale A

nlaufstelle zu dem
 

Schluss, dass durch das verstärkte V
orgehen der Polizei gegen extrem

istische 
G

ruppen die Zahl der Ü
bergriffe gegen M

uslim
e und m

uslim
ische Einrichtungen 

zurückgegangen ist. V
on der nationalen A

nlaufstelle w
urden m

ehrere verbale 
A

ngriffe, 
unter 

anderem
 

gegen 
K

opftuch 
tragende 

Frauen, 
registriert, 

die 
überw

iegend in öffentlichen V
erkehrsm

itteln stattfanden, keiner dieser V
orfälle 

w
urde jedoch bei der Polizei zur A

nzeige gebracht.  
  Finnland
                                                 
167  Zusatz zu einem

 A
rtikel von Paulska, A

. (2005), „Polskie dzieci A
llaha“ [„A

llahs polnische 
K

inder“], in: N
ow

e Pa
stw

o, 03.2005. 
168  N

ationale A
nlaufstelle der Slow

akischen R
epublik, persönaliches G

espräch m
it H

errn H
asna und 

H
errn Sbenaty am

 4.5.2005.  
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Inform
ationen über m

öglicherw
eise islam

feindliche V
orfälle aus am

tlichen 
Q

uellen
 A

usgehend von der Tatsache, dass bestim
m

te Länder – w
ie z. B

. M
arokko, Pakistan 

und die Türkei – eine überw
iegend m

uslim
ische B

evölkerung haben, können aus 
den A

kten der Polizei oder der Staatsanw
altschaft/der G

erichte gegen M
enschen aus 

diesen Ländern gerichtete V
orfälle herausgefiltert w

erden. D
iese A

ngaben dienen 
als grober Indikator oder N

äherungsw
ert für gegen M

uslim
e gerichtete V

orfälle. 
 D

ie Jahresberichte der finnischen Polizei über rassistisch m
otivierte Straftaten, die 

ein 
breites 

Spektrum
 

von 
V

orfällen 
von 

D
iskrim

inierungen 
bis 

hin 
zur 

A
ufstachelung zum

 R
assenhass verzeichnen, enthalten um

fangreiche Inform
ationen 

über die V
orfälle sow

ie A
ngaben zur N

ationalität der O
pfer. D

arüber hinaus sind die 
D

aten in Finnland auch ohne förm
lichen A

ntrag beim
 zuständigen M

inisterium
 

problem
los zugänglich. 

 Im
 Jahresbericht 2004 der finnischen Polizei sind als größte O

pfergruppen nach 
Staatsangehörigkeit in absteigender R

eihenfolge genannt 169: 
 

Finnland: 253 V
orfälle (46,5 %

 aller Fälle) – etw
as w

eniger als 50 %
 der 

betroffenen finnischen Staatsbürger w
aren ausländischer H

erkunft, bei knapp 
33 %

 handelte es sich um
 finnische R

om
a 

Som
alia: 57 V

orfälle (10,5 %
 aller Fälle) 

R
ussland: 34 V

orfälle (6,3 %
 aller Fälle) 

Türkei: 28 V
orfälle (5,1 %

 aller Fälle) 
Irak: 26 V

orfälle (4,8 %
 aller Fälle) 

Iran: 16 V
orfälle (2,9 %

 aller Fälle) 
 Laut dem

 Jahresbericht 2004 der finnischen Polizei stam
m

ten die O
pfer m

it 
überw

iegend m
uslim

ischen H
erkunftsländern aus 170: Som

alia (81), dem
 Irak (31), 

der Türkei (31), dem
 Iran (18), A

fghanistan (9), Ä
thiopien (9), dem

 Sudan (8), 
M

arokko (7), Ä
gypten (4), Saudi-A

rabien (4), Syrien (3), A
lgerien (2), den 

V
ereinigten A

rabischen Em
iraten (2), K

uw
ait (2), Pakistan (2), Tunesien (2), 

Jordanien (1), dem
 Libanon (1), Turkm

enistan (1), U
sbekistan (1). 

 Zusam
m

enfassend gelangt der Jahresbericht 2005 der finnischen Polizei zu dem
  

Schluss, dass im
 Jahr 2004 40 %

 aller O
pfer rassistischer Straftaten aus überw

iegend 
m

uslim
ischen Ländern stam

m
ten.

 H
ierzu allerdings nochm

als die folgenden w
ichtigen H

inw
eise: 

 (1) W
ird die Staatsangehörigkeit als N

äherungsw
ert für „m

uslim
isch“ verw

endet, 
dann bedeutet dies nicht zw

angsläufig, dass es sich um
 einen islam

feindlichen 
V

orfall 
handelte. 

Es 
ist 

nicht 
nachgew

iesen, 
dass 

das 
O

pfer 
tatsächlich 

m
uslim

ischen G
laubens w

ar. A
llerdings kann die Staatsangehörigkeit, sofern keine 

                                                 
169  K

eränen, T. (2005), Poliisin tietoon tullut rasistinen rikollisuus Suom
essa 2004, S. 25-26. Espoo: 

Poliisiam
m

atikorkeakoulun tiedotteita 40:2005. 
170  K

eränen, T. (2005), Poliisin tietoon tullut rasistinen rikollisuus Suom
essa 2004, S. 58-59. Espoo: 

Poliisiam
m

atikorkeakoulun tiedotteita 40:2005. 
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w
eiteren A

ngaben vorliegen, als allgem
einer H

inw
eis darauf dienen, dass die 

betreffenden V
orfälle gegen M

uslim
e gerichtet w

aren. 
 (2) 

B
ei 

der 
Interpretation 

von 
D

aten, 
die 

auf 
der 

„N
ationalität“ 

oder 
„Staatsangehörigkeit“ 

nach 
G

eburtsland 
basieren, 

ist 
aus 

folgenden 
G

ründen 
V

orsicht geboten: 
 

In den EU
-M

itgliedstaaten geborene M
uslim

e w
erden nicht berücksichtigt. 

D
erartige 

D
aten dürfen nicht m

it 
D

aten über 
„nationale 

M
inderheiten“ 

verw
echselt w

erden, da diese B
ezeichnung in einigen M

itgliedstaaten speziell 
den anerkannten nationalen M

inderheiten vorbehalten ist. 
Es 

gibt 
keine 

G
ew

ähr 
dafür, 

dass 
M

enschen 
einer 

bestim
m

ten 
Staatsangehörigkeit sich selbst als „M

uslim
e“ bezeichnen w

ürden.  
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 In 
Finnland 

w
erden 

– 
w

ie 
im

 
V

ereinigten 
K

önigreich 
– 

seit 
langem

 
Forschungsarbeiten 

über 
Straftaten 

und 
V

iktim
isierung 

durchgeführt, 
und w

ie 
bereits erw

ähnt, w
erden die Statistiken der finnischen Polizei über Straftaten so 

aufgegliedert, dass sich daran zahlreiche Einzelheiten über Straftäter und O
pfer 

ablesen lassen – ein in den EU
-25-Ländern eher seltenes U

nterfangen. 
 D

ieser Tradition folgend w
urde 2001 eine unabhängige O

pferbefragung unter sechs 
M

igrantengruppen 
(A

lbaner, 
A

raber 
[diese 

G
ruppe 

um
fasste 

M
igranten 

aus 
A

lgerien, Libyen, M
arokko, Tunesien, Ä

gypten, dem
 Irak, Jordanien, dem

 Libanon 
und Syrien], Som

alier, V
ietnam

esen, R
ussen und Esten) durchgeführt. 171 

 D
ie B

efragung ergab, dass 55 %
 der B

efragten, die m
indestens einm

al w
ährend der 

zurückliegenden 12 M
onate O

pfer eines A
ngriffs oder einer Tätlichkeit gew

orden 
w

aren, als M
uslim

e betrachtet w
erden konnten, d. h. es handelte sich entw

eder um
 

Som
alier oder „A

raber“. 38 %
 der B

efragten, die w
ährend der zurückliegenden 

12 M
onate m

indestens einm
al O

pfer einer bösw
illigen Sachbeschädigung gew

orden 
w

aren, konnten als M
uslim

e betrachtet w
erden. 

  Schweden
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus am
tlichen 

Q
uellen

 D
er Justizkanzler der schw

edischen R
egierung führt ein V

erzeichnis von Fällen, die 
u. a. auch H

inw
eise auf gegen M

uslim
e gerichtete V

orfälle enthalten können. N
ach 

D
urchsicht dieser Fälle w

urde von der schw
edischen nationalen A

nlaufstelle eine 
unvollständige Liste der gegen M

uslim
e gerichteten V

orfälle aufgestellt, die unter 
anderem

 die folgenden Fälle enthält: 

                                                 
171  Jasinskaja-Lahti, 

I., 
Liebkind, 

K
., 

und 
V

esala, 
T. 

(2002), 
Rasism

i 
ja 

syrjintä 
Suom

essa: 
M

aahanm
uuttajien kokem

uksia, H
elsinki: G

audeam
us.  
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2004: Einer Justizvollzugsanstalt ging ein Flugblatt m
it islam

feindlichen 
Parolen zu. D

as B
üro des Justizkanzlers verw

ies den Fall zur w
eiteren 

B
earbeitung an die zuständige Polizeibehörde. 

2004: B
ei der örtlichen Polizei w

urde w
egen eines Flugblattes einer lokalen 

politischen Partei, der in Südschw
eden aktiven Skånepartiet, zum

 Them
a 

Islam
 

A
nzeige 

w
egen 

„Aufstachelung 
zum

 
Rassenhass“ 

erstattet. 
D

er 
Justizkanzler verw

ies den Fall zur w
eiteren B

earbeitung zurück an die 
zuständige Polizeibehörde.

 Inform
ationen über m

öglicherw
eise islam

feindliche V
orfälle aus 

nichtam
tlichen Q

uellen 
 D

ie schw
edische nationale A

nlaufstelle sam
m

elt Inform
ationen über gegen M

uslim
e 

gerichtete V
orfälle, die ihr direkt von den vier großen, im

 D
achverband des 

Schw
edischen 

M
uslim

ischen 
R

ates 
zusam

m
engeschlossenen 

M
uslim

organisationen des Landes zur K
enntnis gebracht w

erden. A
uch zw

ei 
M

ediendatenbanken (Presstext und M
edieakivet) w

urden von der A
nlaufstelle auf 

antim
uslim

ische V
orfälle durchsucht. N

achfolgend ein Teil der antim
uslim

ischen 
V

orfälle aus den genannten Q
uellen.  

 
Schw

ere K
örperverletzung (2005): M

uslim
e w

urden auf der Straße brutal 
zusam

m
engeschlagen. Zw

ei 21 und 22 Jahre alte M
änner m

it V
erbindungen 

zur 
N

aziorganisation 
Schw

edische 
W

iderstandsbew
egung 

w
urden 

zu 
eineinhalb Jahren G

efängnis verurteilt. 172 
B

ösw
illige Sachbeschädigung (2004): D

ie Fenster der Stockholm
er M

oschee 
w

urden eingeschlagen. D
er V

orfall w
urde der Polizei gem

eldet. 173 
B

ösw
illige Sachbeschädigung und A

ufstachelung zum
 R

assenhass (2005): an 
den A

ußenw
änden einer M

oschee w
urden A

ufkleber m
it antim

uslim
ischen 

Parolen 
angebracht. 

Einige 
der 

A
ufkleber 

w
urden 

von 
der 

N
ationalsozialistischen Front hergestellt. D

ie A
ufkleber trugen A

ufschriften 
w

ie „Schw
eden den Schw

eden“ und „M
oscheen in Schw

eden – nein D
anke“. 

D
er V

orfall w
urde der Polizei gem

eldet. 174 
B

ösw
illige 

Sachbeschädigung 
(2005): 

A
m

 
V

ereinslokal 
des 

Islam
ischen 

K
ulturvereins Söderham

n w
urden die Fenster eingeschlagen. 175 

 Vereinigtes Königreich  
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus am
tlichen 

Q
uellen

 D
er C

row
n Prosecution Service (C

PS) (Staatsanw
altschaft) veröffentlicht auf seiner 

W
ebsite für England und W

ales A
ngaben über die Zahl der Fälle, m

it denen der C
PS 

                                                 
172  Sundsvalls Tidning (lokale Tageszeitung). 
173  D

er V
orfall w

urde der schw
edischen nationalen A

nlaufstelle von der Stockholm
er M

oschee 
gem

eldet.  
174  D

er V
orfall w

urde der schw
edischen nationalen A

nlaufstelle von der Stockholm
er M

oschee 
gem

eldet.  
175  H

älsingekuriren (lokale Tageszeitung). 
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befasst 
w

ar 
und 

bei 
denen 

die 
tatsächliche 

oder 
verm

eintliche 
R

eligionszugehörigkeit der O
pfer erfasst w

urde. 
 D

iese D
aten beziehen sich allerdings nur auf Fälle, die der Staatsanw

altschaft zur 
K

enntnis gelangt sind, daher handelt es sich bei den nachstehenden Zahlen, w
as die 

tatsächliche Zahl gegen M
uslim

e und andere R
eligionsgruppen gerichteter V

orfälle 
m

it religiösen M
otiven anbelangt, nur um

 die „Spitze des Eisbergs“.  
 W

ie aus dem
 „R

acist Incident M
onitoring A

nnual R
eport 2003-2004“ des C

row
n 

Prosecution Service (für den Zeitraum
 vom

 1. A
pril 2003 bis zum

 31. M
ärz 2004) 

hervorgeht, w
urden unter der R

ubrik „Straftaten aus religiösen M
otiven“ die 

folgenden Fälle erfasst, bei denen die O
pfer tatsächlich oder verm

eintlich einer 
m

uslim
ischen G

laubensgem
einschaft angehörten. 

 T
abelle 9: C

row
n Prosecution Service – Fälle unter der R

ubrik „Straftaten aus 
religiösen M

otiven“, bei denen die R
eligionszugehörigkeit der O

pfer festgestellt 
w

urde (2003-2004) 176 
Opfer folgender 
Straftaten

Muslim
e

Hindus 
Sikhs 

Christen 
Juden 

Zeugen 
Jehovas

Verstoß gegen 
die öffentliche 
Ordnung

6
 

1 
3 

2 
 

Körperverletzung
8

1 
1 

1 
 

1 

Schwere Sach-
beschädigung

1
1 

 
1 

2 
 

Belästigung
6

1 
 

2 
1 

 

Sonstige
1

 
 

1 
 

 

INSGESAMT
22

3 
2 

8 
5 

1 
 In 22 der 44 dem

 C
PS gem

eldeten Fälle (50 %
) w

aren die O
pfer tatsächlich oder 

verm
utlich M

uslim
e (in 40 Fällen w

urde die R
eligionszugehörigkeit festgestellt, in 

vier Fällen w
ar sie nicht bekannt). 

 N
ach dem

 „R
acist Incident M

onitoring A
nnual R

eport 2004-2005“ des C
row

n 
Prosecution Service (für den Zeitraum

 vom
 1. A

pril 2004 bis zum
 31. M

ärz 2005) 
w

aren unter der R
ubrik „Straftaten aus religiösen M

otiven“ die folgenden Fälle zu 
verzeichnen, bei denen die O

pfer tatsächlich oder verm
utlich M

uslim
e w

aren. 
  T

abelle 10: C
row

n Prosecution Service – Fälle unter der R
ubrik „Straftaten aus 

religiösen M
otiven“, bei denen die R

eligionszugehörigkeit der O
pfer festgestellt 

w
urde (2004-2005) 177 

                                                 
176  Im

 
Internet 

abrufbar 
unter 

http://w
w

w
.cps.gov.uk/publications/reports/rim

s03-04.htm
l#41 

(15.11.2005). 
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Opfer folgender 
Straftaten

178
Muslim

e
Christen 

Hindus 
Mormonen 

Religion 
unbekannt

Verstoß gegen 
die öffentliche 
Ordnung

9
 

 
 

2 

Körperverletzung
7

1 
 

1 
2 

Schwere Sach-
beschädigung

6
1 

1 
 

 

Belästigung
1

2 
1 

 
 

Sonstige
 

 
 

 

INSGESAMT
23

4 
2 

1 
4 

 In 23 der 34 dem
 C

PS gem
eldeten Fälle (67 %

) handelte es sich bei den O
pfern 

tatsächlich oder verm
utlich um

 M
uslim

e. 
 Ein 

w
ichtiger 

H
inw

eis: 
D

ie 
vorstehenden 

A
ngaben 

beziehen 
sich 

zw
ar 

auf 
m

uslim
ische O

pfer bestim
m

ter Straftaten, die unter der R
ubrik „Straftaten aus 

religiösen M
otiven“ erfasst w

erden, doch bedeutet dies nicht zw
angsläufig, dass es 

sich hierbei um
 islam

feindliche Straftaten handelte. 
 Straftaten aus G

laubenshass – die B
om

benanschläge von L
ondon 

 A
us den vom

 London M
etropolitan Police Service gesam

m
elten D

aten über durch 
V

orfälle aus „G
laubenshass“ lassen sich eine R

eihe interessanter Erkenntnisse 
ablesen, die sich m

it einer gew
issen V

orsicht als Indikator für eine Zunahm
e gegen 

M
uslim

e gerichteter V
orfälle unm

ittelbar nach den B
om

benanschlägen von London 
interpretieren lassen. 
 D

ie D
aten betreffen V

orfälle, die zunächst von der Polizei als potenzielle Straftaten 
aus „G

laubenshass“ registriert w
urden. M

it anderen W
orten, bei diesen Straftaten 

w
urde von den G

erichten nicht abschließend auf G
laubenshass als M

otiv erkannt. 
Som

it ist die Zahl der von der Polizei erfassten V
orfälle aus „G

laubenshass“ höher 
als die Zahl der vom

 C
PS registrierten Fälle. 

 Leider um
fassen die öffentlich zugänglichen polizeilichen D

aten über Fälle von 
G

laubenshass neben den gegen M
uslim

e gerichteten V
orfällen auch andere V

orfälle 
m

it 
G

laubensbezug. 
Entsprechend 

beinhalten 
die 

öffentlich 
zugänglichen 

Polizeidaten über „H
assverbrechen“ säm

tliche V
orfälle, die unter dieser allgem

einen 
R

ubrik erfasst w
erden können, darunter Straftaten aus R

assenhass, G
laubenshass 

und H
ass gegen H

om
osexuelle. 

                                                                                                                               
177  Im

 Internet abrufbar unter: http://w
w

w
.cps.gov.uk/publications/docs/rim

s04-05.pdf (30/10/06). 
178  Pro Fall kann es ein oder m

ehrere O
pfer geben (und auch einen oder m

ehrere B
eklagte). 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

101

N
ach den B

om
benanschlägen vom

 7. Juli 2005
179 stieg die Zahl der vom

 London 
M

etropolitan Police Service erfassten Straftaten aus G
laubenshass drastisch an – 

siehe unten. B
ei den nachstehenden Zahlen w

ird nicht zw
ischen verschiedenen 

A
rten von V

orfällen m
it dem

 M
otiv „G

laubenshass“ unterschieden, also etw
a 

zw
ischen antisem

itischen und antim
uslim

ischen V
orfällen. 

 T
abelle 11: Stichprobe der V

orfälle aus „G
laubenshass“, w

ochenw
eise erfasst, nach 

den Londoner B
om

benanschlägen von Juli 2005
180 

Motiv „Glaubenshass“ 
2004

2005

20.-26. Juni 
14 

16 
27. Juni-3. Juli 

8 
15 

4.-10. Juli 
11 

68 
11.-17. Juli 

22 
92 

18.-24. Juli 
20 

67 
25.-31. Juli 

19 
79 

1.- 7. August 
7 

60 
8.-14. August 

9 
35 

15.-21. August 
10 

28 
22.-28. August 

6 
21 

29. August-4.September 
8 

19 
5.-11. September 

23 
17 

 D
ie vorstehenden Zahlen lassen einen deutlichen A

nstieg der Zahl der V
orfälle aus 

„G
laubenshass“ in der Zeit unm

ittelbar nach den B
om

benanschlägen gegenüber dem
 

gleichen 
Zeitraum

 
im

 
Jahr 

2004 
erkennen. 

H
ierbei 

w
ird 

nicht 
zw

ischen 
verschiedenen A

rten von V
orfällen m

it dem
 M

otiv „G
laubenshass“ unterschieden, 

z. B
. zw

ischen antisem
itischen und antim

uslim
ischen V

orfällen. In A
nbetracht der 

ebenfalls in diese R
ichtung deutenden N

achw
eise von N

R
O

 über einen A
nstieg 

gegen M
uslim

e gerichteter V
orfälle nach den B

om
benanschlägen kann m

it einiger 
Sicherheit davon ausgegangen w

erden, dass dieser deutliche A
nstieg zum

 G
roßteil 

auf 
gegen 

M
uslim

e 
und 

verm
utete 

m
uslim

ische 
Ziele 

gerichtete 
V

orfälle 
zurückzuführen ist. B

ei der M
ehrzahl der gem

eldeten V
orfälle handelte es sich nach 

A
ngaben von A

ssistant C
om

m
issioner Tarique G

haffur von der Londoner Polizei 
um

 
verbale 

B
eschim

pfungen 
oder 

kleinere 
tätliche 

Ü
bergriffe 

sow
ie 

Sachbeschädigungen und A
ngriffe auf M

oscheen. 181 
 Positiv ist zu verm

erken, dass die Zahl der gem
eldeten V

orfälle einige W
ochen nach 

den B
om

benanschlägen w
ieder auf ein „norm

ales“ N
iveau zurückging, in der 

W
oche vom

 5. bis zum
 11. Septem

ber 2005 sank die Zahl der V
orfälle aus 

„G
laubenshass“ sogar unter den V

orjahresw
ert für den gleichen Zeitraum

. 
                                                 
179  A

m
 7. Juli 2005 starben bei einer Serie von koordinierten B

om
benanschlägen auf die Londoner 

U
-B

ahn und einen D
oppeldeckerbus m

ehr als 50 M
enschen, H

underte w
urden verletzt. B

ei den 
A

ttentätern handelte es sich um
 junge britische M

uslim
e, ihre O

pfer kam
en aus allen in London 

vertretenen K
ulturkreisen, darunter M

uslim
e und A

ngehörige anderer G
laubensgem

einschaften. 
A

m
 

21. Juli 
2005 

gab 
es 

vier 
w

eitere 
versuchte 

B
om

benanschläge 
auf 

das 
öffentlliche 

Personenverkehrssystem
 in London, Tote und V

erletzte w
aren dabei nicht zu beklagen.  

180  EU
M

C
 (2005), A

usw
irkungen der B

om
benanschläge vom

 7. Juli 2005 in London auf m
uslim

ische 
G

em
einschaften in der EU

, W
ien: EU

M
C

, S. 14.  
181  http://new

s.bbc.co.uk/2/hi/uk_new
s/england/london/4740015.stm

 (4.8.05). 
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Im
 N

ovem
ber 2005 konnte das EU

M
C

 daher verm
elden

182, dass die schnelle 
R

eaktion der m
uslim

ischen V
ertreter, die die Tat der B

om
benleger einhellig aufs 

Schärfste verurteilten, und die um
gehend signalisierte U

nterstützung der R
egierung 

für die berechtigten A
nsprüche der m

uslim
ischen G

em
einschaft für einen raschen 

R
ückgang dieser rassistisch m

otivierten V
orfälle sorgten

183. D
iese B

otschaft w
urde 

von britischen und ausländischen M
edien aufgegriffen und trug dazu bei, eine 

D
äm

onisierung der m
uslim

ischen B
evölkerung in G

roßbritannien zu verhindern. 
 Im

 
G

egensatz 
hierzu 

w
ird 

in 
anderen 

M
itgliedstaaten, 

in 
denen 

D
aten 

über 
„H

assverbrechen“ erhoben w
erden, in der R

egel bei den veröffentlichten Zahlen 
nicht 

nach 
religiös 

m
otivierten 

bzw
. 

glaubensbedingten 
H

assverbrechen 
unterschieden – eine A

usnahm
e bildet hier lediglich die Erhebung von D

aten über 
antisem

itische V
orfälle in einigen M

itgliedstaaten (aufgrund der Erfahrungen m
it 

dem
 H

olocaust).  
 D

as Innenm
inisterium

 des V
ereinigten K

önigreichs führt derzeit m
it der B

ritish 
C

rim
e Survey (B

C
S) die w

eltw
eit um

fangreichste O
pferbefragung dieser A

rt durch, 
für die eine nach dem

 Zufallsprinzip ausgew
ählte B

evölkerungsstichprobe über ihre 
Erfahrungen m

it der V
iktim

isierung bei Straftaten befragt w
ird. D

ie Erhebung, bei 
der Jahr für Jahr über 50 000 Einw

ohner befragt w
erden, w

ird seit 2001/2002 im
 

Jahresrhythm
us durchgeführt. Innerhalb des regulären Stichprobenrahm

ens der 
Erhebung w

erden nach dem
 Zufallsprinzip nur w

enige ethnischen M
inderheiten 

angehörende Staatsbürger erfasst, die zu ihren Erfahrungen als O
pfer von Straftaten 

A
uskunft geben. D

eshalb w
ird seit 1988 die Erhebung im

m
er w

ieder durch eine 
quotierte 

Stichprobe 
ethnischer 

M
inderheiten 

ergänzt. 
D

ies 
führt 

zu 
einer 

Ü
berrepräsentation ethnischer M

inderheiten in der Stichprobe, um
 auf genügend 

große Zahlen für eine aussagekräftige A
nalyse der Ergebnisse nach verschiedenen 

V
ariablen für die ethnische H

erkunft auf der G
rundlage der V

olkszählung für das 
V

ereinigte K
önigreich zu kom

m
en. 

 Entsprechend der am
tlichen V

olkszählung für das V
ereinigte K

önigreich w
erden für 

die Erfassung der ethnischen H
erkunft einer A

uskunftsperson folgende K
ategorien 

verw
endet: 

schw
arz, 

w
eiß, 

indisch, 
pakistanisch, 

bangladeschisch, 
chinesisch, 

gem
ischtrassisch, sonstige. D

ie K
ategorien „pakistanisch“ und „bangladeschisch“ 

können als N
äherungsw

erte für „m
uslim

isch“ herangezogen w
erden. 

 D
ie nach dem

 Zufallsprinzip ausgew
ählte K

ernstichprobe der B
C

S 2000 um
fasste 

nur 92 B
efragte, die ihre ethnische H

erkunft m
it „pakistanisch“, und nur 70 

B
efragte, die sie m

it „bangladeschisch“ angaben. D
ie quotierte Stichprobe enthielt 

w
eitere 

676 
B

efragte 
pakistanischer 

H
erkunft 

und 
w

eitere 
220 

B
efragte 

bangladeschischer H
erkunft. Som

it ergibt sich für diese beiden ethnischen G
ruppen 

eine G
esam

tzahl von 768 pakistanischen und 290 bangladeschischen B
efragten. 184 

                                                 
182  EU

M
C

 (2005), A
usw

irkungen der B
om

benanschläge vom
 7. Juli 2005 in London auf m

uslim
ische 

G
em

einschaften in der EU
, W

ien.  
183  EU

M
C

 (2005), A
usw

irkungen der B
om

benanschläge vom
 7. Juli 2005 in London auf m

uslim
ische 

G
em

einschaften in der EU
, W

ien: EU
M

C
, S. 3.  

184  H
om

e O
ffice R

esearch Study 223, „C
rim

e, Policing and Justice: the experience of ethnic 
m

inorities. Findings from
 the 2000 B

ritish C
rim

e Survey“; 
 

w
w

w
.hom

eoffice.gov.uk/rds/pdfs/hors223.pdf  - S. 2. 
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In der O
nline-Ergebnisanzeige der B

C
S 2000 w

erden drei D
urchgänge der B

C
S – 

1994, 1996 und 2000 – gegenübergestellt, in denen die Erfahrungen der B
efragten in 

den Jahren 1993, 1995 bzw
. 1999 erfasst w

urden. A
us der Ergebnisanzeige lässt sich 

ablesen, w
ie hoch für die einzelnen ethnischen G

ruppen die G
efahr ist, O

pfer einer 
rassistisch m

otivierten Straftat zu w
erden – siehe Tabelle 12 unten. 

  T
abelle 

12: 
Prozentsatz 

der 
B

efragten, 
die 

angaben, 
O

pfer 
eines 

rassistisch 
m

otivierten V
orfalls (einschließlich B

edrohungen) gew
orden zu sein – D

aten aus der 
B

C
S 1994, 1996 und 2000

185 
Prozentsatz der Befragten, die angaben, dass sie Opfer 

eines rassistisch motivierten Vorfalls (einschließlich 
Bedrohungen) waren 

Von den Befragten angegebene 
ethnische Herkunft 

1993
(BCS 1994) 

1995
(BCS 1996) 

1999
(BCS 2000) 

W
eiß 

0,4 
0,5 

0,3 
Indisch 

2,6 
4,9 

3,6 
Pakistanisch/bangladeschisch 

7,6
8,1

4,2
Schwarz 

3,7 
3,9 

2,2 
 A

us der vorstehenden Tabelle ist ersichtlich, dass Pakistaner und B
angladescher in 

einer 
K

ategorie 
zusam

m
engenom

m
en 

(die 
hier 

m
it 

allem
 

V
orbehalt 

als 
N

äherungsw
ert 

für 
die 

potenzielle 
m

uslim
ische 

Identität 
der 

B
efragten 

herangezogen w
ird) durchgehend einer höheren G

efahr ausgesetzt w
aren, O

pfer 
einer rassistisch m

otivierten Straftat zu w
erden als die übrigen bei der Erhebung 

erfassten G
ruppen (indisch, schw

arz (afrokaribisch und schw
arzafrikanisch) und 

w
eiß).  

 B
ei vielen rassistisch m

otivierten V
orfällen handelt es sich nicht um

 Einzelvorfälle, 
sondern 

häufig 
um

 
im

m
er 

w
iederkehrende 

B
elästigungen, 

B
edrohungen 

und 
V

iktim
isierung von Einzelpersonen oder ganzen Fam

ilien. V
or diesem

 H
intergrund 

w
urden für den B

ericht auf G
rundlage der B

efragungsergebnisse auch Inzidenzraten 
für rassistisch m

otivierte V
iktim

isierung (d. h. die Zahl der rassistisch m
otivierten 

V
orfälle je 10 000 Erw

achsene) berechnet. Inzidenzraten w
urden für die B

C
S 1994, 

1996 und 2000 erm
ittelt, die sich jew

eils auf die D
aten für die V

orjahre beziehen – 
siehe Tabelle 13. 
                                                  
185  H

om
e O

ffice R
esearch Study 223, „C

rim
e, Policing and Justice: the experience of ethnic 

m
inorities. 

Findings 
from

 
the 

2000 
B

ritish 
C

rim
e 

Survey“; 
w

w
w

.hom
eoffice.gov.uk/rds/pdfs/hors223.pdf  - S. 23. 
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T
abelle 

13: 
Trends 

bei 
den 

R
aten 

rassistisch 
m

otivierter 
V

iktim
isierung 

je  
10 000 Erw

achsene
186 

Schwarz
Pakistanisch/Bangladeschisch 

Angaben der Befragten 
zur Viktimisierung

1993 
1995 

1999 
1993

1995
1999

Vandalismus 187 
230 

132 
113 

550
620

358
Bedrohungen

188 
127 

324 
112 

274
764

280
Gewalttaten

189 
237 

197 
174 

311
364

129
 V

ergleicht 
m

an 
die 

kom
binierten 

Zahlen 
für 

B
efragte 

pakistanischer 
und 

bangladeschischer H
erkunft m

it den Zahlen für schw
arze B

efragte, so ergibt sich – 
m

it der einzigen A
usnahm

e der Zahlen in der R
ubrik „G

ew
alt“ für 1999 –, dass die 

erstere G
ruppe eher O

pfer rassistisch m
otivierter Straftaten w

urde. D
as gleiche 

generelle M
uster trifft für den V

ergleich pakistanischer/bangladeschischer befragter 
Personen m

it indischen oder w
eißen B

efragten zu. 
 D

ie neuere V
eröffentlichung des Innenm

inisterium
s aus dem

 Jahr 2006 über die 
Erfahrungen 

und 
W

ahrnehm
ungen 

von 
schw

arzen 
B

ürgern 
und 

A
ngehörigen 

ethnischer M
inderheiten von K

rim
inalität, rassistisch m

otivierten Straftaten und der 
Polizei aus der B

ritish C
rim

e Survey 2004/2005 („B
lack and m

inority ethnic groups’ 
experiences and perceptions of crim

e, racially m
otivated crim

e and the police: 
findings from

 the 2004/05 B
ritish C

rim
e Survey“) verm

ittelt einen Ü
berblick über 

Forschungsergebnisse 
auf 

der 
G

rundlage 
der 

bei 
der 

V
olkszählung 

2001 
verw

endeten w
eit gefassten K

ategorien zur ethnischen K
lassifizierung, w

ie z. B
. – 

für den Interessenbereich des B
erichts – „asiatisch“ und „asiatisch-britisch“. D

er 
B

ericht enthält zw
ar keine detaillierte U

ntergliederung nach den Erfahrungen 
pakistanischer oder bangladeschischer befragter Personen zur V

iktim
isierung bei 

Straftaten, 
verm

ittelt 
aber 

im
m

erhin 
einen 

gew
issen 

A
ufschluss 

über 
die 

spezifischeren K
ategorien „asiatisch-bangladeschisch“, „asiatisch-pakistanisch“ und 

„asiatisch-indisch“. 
So 

heißt 
es 

beispielsw
eise 

in 
dem

 
B

ericht: 
„Asiatisch-

pakistanische Bürger w
aren von allen in der BC

D
 erfassten Straftaten in höherem

 
M

aße 
betroffen 

als 
asiatisch-bangladeschische 

und 
asiatisch-indische 

Bürger. 
Asiatisch-pakistanische Bürger w

aren von allen in der BC
S erfassten Straftaten 

auch häufiger betroffen als die w
eißen Bürger.“

190  
                                                  
186  H

om
e O

ffice R
esearch Study 223, „C

rim
e, Policing and Justice: the experience of ethnic 

m
inorities. 

Findings 
from

 
the 

2000 
B

ritish 
C

rim
e 

Survey“; 
w

w
w

.hom
eoffice.gov.uk/rds/pdfs/hors223.pdf S. 25. 

187  V
andalism

us – R
isiko pro H

aushalt; H
om

e O
ffice R

esearch Study 223, „C
rim

e, Policing and 
Justice: the experience of ethnic m

inorities. Findings from
 the 2000 B

ritish C
rim

e Survey“; 
w

w
w

.hom
eoffice.gov.uk/rds/pdfs/hors223.pdf  S. 25. 

188  B
edrohungen – alle B

edrohungen von B
efragten oder gegenüber D

ritten geäußerte B
edrohungen 

von B
efragten; H

om
e O

ffice R
esearch Study 223, „C

rim
e, Policing and Justice: the experience of 

ethnic 
m

inorities. 
Findings 

from
 

the 
2000 

B
ritish 

C
rim

e 
Survey'“ 

w
w

w
.hom

eoffice.gov.uk/rds/pdfs/hors223.pdf  S. 25. 
189  G

ew
alttaten – V

erletzung, tätlicher A
ngriff, R

aub, Taschendiebstahl, die an den B
etroffenen verübt 

w
urden; H

om
e O

ffice R
esearch Study 223, „C

rim
e, Policing and Justice: the experience of ethnic 

m
inorities. 

Findings 
from

 
the 

2000 
B

ritish 
C

rim
e 

Survey“; 
w

w
w

.hom
eoffice.gov.uk/rds/pdfs/hors223.pdf S. 25. 

190  Jansson, K
. (2006), „B

lack and m
inority ethnic groups’ experiences and perceptions of crim

e, 
racially m

otivated crim
e and the police: findings from

 the 2004/05 B
ritish C

rim
e Survey“, London: 

H
om

e 
O

ffice, 
S. 9; 

w
eitere 

Inform
ationen 

im
 

Internet 
unter 

http://w
w

w
.hom

eoffice.gov.uk/rds/pdfs06/rdsolr2506.pdf  
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Zusam
m

enfassend lässt sich feststellen, dass die B
ritish C

rim
e Survey derzeit in 

ganz Europa die genauesten Inform
ationen über die von den B

efragten selbst 
angegebenen Erfahrungen als O

pfer rassistisch m
otivierter Straftaten nach ebenfalls 

selbst angegebenen ethnischen G
ruppen liefert. Zw

ar w
erden bei der Erhebung nicht 

speziell A
ngaben zu antim

uslim
ischen oder islam

feindlichen Straftaten erfragt, doch 
bietet sie w

ertvollen A
ufschluss über Straftaten, die gegen B

efragte pakistanischer 
oder bangladeschischer H

erkunft gerichtet w
aren, w

obei diese G
ruppen – nachdem

 
w

eitere D
aten und A

nalysen nicht vorliegen – als bestm
öglicher N

äherungsindikator 
für „M

uslim
e“ herangezogen w

erden können. 
 Inform

ationen über m
öglicherw

eise islam
feindliche V

orfälle aus 
nichtam

tlichen Q
uellen 

 Im
 

V
ereinigten 

K
önigreich 

gibt 
es 

zahlreiche 
N

R
O

, 
die 

M
eldungen 

über 
antim

uslim
ische 

V
orfälle 

sam
m

eln, 
darunter 

die 
Islam

ic 
H

um
an 

R
ights 

C
om

m
ission, die M

uslim
 Y

outh H
elpline und das Forum

 A
gainst Islam

ophobia and 
R

acism
 (FA

IR
). 

 D
ie O

rganisation FA
IR

, die sich zum
 Ziel gesetzt hat, die Ö

ffentlichkeit verstärkt 
für 

das 
Them

a 
Islam

ophobie 
zu 

sensibilisieren, 
und 

die 
sich 

aktiv 
gegen 

Islam
ophobie engagiert, ist im

 V
ereinigten K

önigreich die führende N
R

O
 auf 

diesem
 G

ebiet. FA
IR

 führt ein V
erzeichnis islam

feindlicher V
orfälle, über die in den 

M
edien berichtet w

urde bzw
. über die FA

IR
 im

 R
ahm

en seiner eigenen Tätigkeit 
K

enntnis erhält.  
 Im

 Zeitraum
 2004-2005 w

urden von FA
IR

 erfasst 191:  
über 50 Fälle von G

ew
alttaten gegen m

uslim
isches Eigentum

, unter anderem
 

gegen G
ottesdiensträum

e;  
über 100 Fälle verbaler B

edrohungen und beleidigenden V
erhaltens gegen 

m
uslim

ische B
ürger. 

                                                 
191  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.fairuk.org/research/FA

IR
uk-R

esearchD
ata-

Islam
ophobicIncidentLog.pdf 
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5.  
Datenverfügbarkeit und Folgen für die Politik 

   W
ie bereits m

ehrfach erw
ähnt, fehlt es generell in der gesam

ten EU
 an D

aten aus 
am

tlichen Erhebungen über A
usm

aß und A
rt der V

iktim
isierung bei Straftaten, auch 

über rassistisch bzw
. religiös m

otivierte Straftaten ganz allgem
ein. D

ie B
arrieren, 

die im
m

er noch in vielen M
itgliedstaaten der Erhebung von D

aten über die 
ethnische 

H
erkunft 

oder 
R

eligionszugehörigkeit 
entgegenstehen, 

erschw
eren 

genauere 
Erkenntnisse 

über 
das 

A
usm

aß 
„islam

feindlicher“ 
V

orfälle. 
D

ie 
Strafrechtsbehörden, von der Polizei bis hin zur Staatsanw

altschaft, verrichten daher 
ihre A

rbeit bislang ohne genaue K
enntnisse über Zahl und A

rt der gegen M
uslim

e 
gerichteten V

orfälle.  
 D

arüber 
hinaus 

w
erden 

auch 
für 

politische 
M

aßnahm
en 

zur 
sozialen, 

w
irtschaftlichen 

und 
politischen 

Eingliederung 
von 

M
uslim

en 
um

fassende, 
zuverlässige 

D
aten 

benötigt. 
D

ie 
derzeitigen 

politischen 
R

eaktionen 
auf 

das 
Entstehen sozialer B

rennpunkte und sozialer U
nruhen in den G

roßstädten, w
ie sie 

seit einigen Jahren in hauptsächlich von M
uslim

en bew
ohnten Stadtvierteln zu 

beobachten sind, sind nicht ausreichend durch konkrete D
aten über die betroffenen 

B
evölkerungsgruppen unterm

auert.  
 D

aher 
sollte 

– 
zum

indest 
in 

den 
M

itgliedstaaten 
m

it 
einem

 
nennensw

erten 
m

uslim
ischen B

evölkerungsanteil – dringend darüber nachgedacht w
erden, ob und 

in w
elchem

 U
m

fang die Erhebung von Inform
ationen über „islam

feindliche“ 
V

orfälle w
ünschensw

ert und m
achbar ist. 

 In 
dem

 
B

em
ühen, 

auf 
„bew

ährten 
V

erfahrensw
eisen“ 

aufbauende 
politische 

Initiativen 
zugunsten 

der 
m

uslim
ischen B

evölkerung 
einzuführen, 

sollte 
unter 

aktiver M
itw

irkung der m
uslim

ischen G
em

einschaften auf die Erhebung von D
aten 

und 
entsprechende 

B
egleitm

aßnahm
en 

hingearbeitet 
w

erden. 
W

ährend 
das 

H
auptaugenm

erk von R
egierungen und Sicherheitsdiensten derzeit der B

edrohung 
der Sicherheit durch den radikalen Islam

 gilt, fehlt es an D
aten über die m

uslim
ische 

B
evölkerung ganz allgem

ein und über deren Erfahrungen m
it Islam

ophobie im
 

B
esonderen.  
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TEIL III – Förderung von Integration zur 
Bekämpfung von Islamophobie 
   „D

ie Eingliederung ist ein dynam
ischer, in beide Richtungen gehender Prozess des 

gegenseitigen Entgegenkom
m

ens aller Einw
anderer und aller in den M

itgliedstaaten 
ansässigen Personen.“

192 D
ieser G

rundsatz w
urde vom

 Europäischen R
at in seinen 

Schlussfolgerungen zur Tagung in Thessaloniki im
 Juni 2003 festgelegt und 

angenom
m

en. M
aßnahm

en der M
itgliedstaaten, m

it denen N
ichtdiskrim

inierung in 
allen w

ichtigen B
ereichen des sozialen Lebens und insbesondere in B

eschäftigung 
und B

ildung gew
ährleistet w

ird, sind daher eine entscheidende V
oraussetzung für 

die erfolgreiche Eingliederung aller ethnischen M
inderheitengem

einschaften.  
 Zw

ar fällt das Them
a R

eligion an sich nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
Europäischen U

nion, doch w
urde die B

edeutung des interkulturellen D
ialogs für den 

sozialen Zusam
m

enhalt sow
ohl von der Europäischen K

om
m

ission als auch vom
 

Europäischen Parlam
ent hervorgehoben, w

ährend der R
at für Justiz und Inneres bei 

seiner Tagung im
 D

ezem
ber 2005 ausdrücklich auf die N

otw
endigkeit eines D

ialogs 
m

it den m
uslim

ischen G
em

einschaften hinw
ies 193. Im

 O
ktober 2005 genehm

igte die 
Europäische K

om
m

ission den V
orschlag, das Jahr 2008 zum

 „Europäischen Jahr des 
interkulturellen D

ialogs“ zu erklären. 194 
 In 

der 
M

itteilung 
der 

Europäischen 
K

om
m

ission 
„Eine 

gem
einsam

e 
Integrationsagenda – Ein R

ahm
en für die Integration von D

rittstaatsangehörigen in 
die 

Europäische 
U

nion“
195 

heißt 
es 

unter 
Punkt 

8: 
„D

ie 
Europäische 

G
rundrechtecharta garantiert die Achtung der Vielfalt der K

ulturen und das Recht 
auf freie Religionsausübung, sofern dem

 nicht andere unverletzliche europäische 
Rechte oder einzelstaatliches Recht entgegenstehen“. In diesem

 Zusam
m

enhang 
schlägt die K

om
m

ission vor, den interkulturellen D
ialog auf europäischer Ebene zu 

fördern, 
und 

dabei 
verschiedene 

Interessengruppen 
w

ie 
z. B

. 
religiöse 

und 
hum

anistische 
O

rganisationen 
einzubeziehen. 

A
uf 

nationaler 
Ebene 

w
ird 

die 
Entw

icklung eines konstruktiven interkulturellen D
ialogs und einer von R

espekt 
geprägten öffentlichen D

ebatte sow
ie die Förderung von Plattform

en für den 
religions- und glaubensübergreifenden D

ialog zw
ischen R

eligionsgem
einschaften 

                                                 
192  M

itteilung der K
om

m
ission an den R

at, das Europäische Parlam
ent, den Europäischen W

irtschafts- 
und Sozialausschuss und den A

usschuss der R
egionen, Eine gem

einsam
e  Integrationsagenda  - 

Ein Rahm
en für die Integration von D

rittstaatsangehörigen in die Europäische U
nion, B

rüssel, 
1.9.2005 K

O
M

(2005) 389 endg.  
193  R

at der Europäischen U
nion, 14390/05 (Presse 296), Pressem

itteilung, 2696. Tagung des R
ates der 

Europäischen U
nion (Justiz und Inneres), B

rüssel, 1. und 2. D
ezem

ber 2005, S. 9, im
 Internet 

abrufbar unter http://ue.eu.int/uedocs/cm
s_D

ata/docs/pressdata/en/jha/87292.pdf  (12.5.2006). 
194  V

orschlag 
der 

K
om

m
ission 

IP/05/1226 
vom

 
5.10.2005, 

im
 

Internet 
abrufbar 

unter 
http://w

w
w

.europa.eu/rapid/pressR
eleasesA

ction.do?reference=IP/05/1226&
form

at=H
TM

L&
aged

=1&
language=EN

&
guiLanguage=de  

195  Im
 Internet abrufbar unter 

 
http://europa.eu.int/eur-lex/lex/LexU

riServ/site/de/com
/2005/com

2005_0389de01.doc (12.5.2006). 
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und/oder 
zw

ischen 
G

em
einschaften 

und 
politischen 

Entscheidungsträgern 
vorgeschlagen. 
 Eine V

ielzahl w
eiterer Initiativen w

ie das A
ktionsprogram

m
 der G

em
einschaft zur 

B
ekäm

pfung 
von 

D
iskrim

inierungen, 
m

it 
dem

 
M

aßnahm
en 

zur 
B

ekäm
pfung 

jedw
eder Form

 der D
iskrim

inierung aus G
ründen des G

eschlechts, der ethnischen 
H

erkunft, der R
eligion oder der W

eltanschauung, einer B
ehinderung, des A

lters oder 
der sexuellen A

usrichtung unterstützt w
erden, die Initiative EQ

U
A

L sow
ie die 

Program
m

e SO
K

R
A

TES und JU
G

EN
D

 bieten M
öglichkeiten zur Finanzierung von 

Projekten, die m
ittelbar oder unm

ittelbar dazu dienen, den interkulturellen D
ialog zu 

fördern. 
 B

islang w
ird über soziale Integration und gesellschaftlichen Zusam

m
enhalt prim

är 
im

 K
ontext der Zuw

anderung gesprochen, und zahlreiche M
itgliedstaaten haben 

hierfür auch bereits einschlägige Initiativen und politische M
aßnahm

en auf den W
eg 

gebracht. In vielen M
itgliedstaaten w

ie z. B
. Frankreich, B

elgien, den N
iederlanden, 

D
eutschland, dem

 V
ereinigten K

önigreich, Schw
eden, D

änem
ark, Ö

sterreich und 
G

riechenland sind allerdings unter der m
uslim

ischen B
evölkerung auch zahlreiche 

B
ürger zu finden, die bereits Staatsbürger des betreffenden Landes sind. In einigen 

M
itgliedstaaten w

urden daher auch Politiken und M
aßnahm

en zur Förderung des 
sozialen Zusam

m
enhalts eingeführt, m

it denen gezielt ethnische und religiöse 
M

inderheiten unterstützt w
erden. V

iele dieser Initiativen setzen in G
roßstädten und 

städtischen B
allungsräum

en an, in denen besonders viele M
igranten zu finden sind, 

und 
in 

denen 
die 

Problem
e 

im
 

H
inblick 

auf 
soziale 

M
arginalisierung, 

A
rbeitslosigkeit und D

iskrim
inierung besonders groß sind. D

iese Initiativen sind 
jedoch zum

eist eher allgem
ein gehalten, so dass M

uslim
e zw

ar durchaus auch 
angesprochen w

erden, jedoch nicht unbedingt die Zielgruppe bilden. 
 N

achfolgend w
erden einige ausgew

ählte beispielhafte Initiativen zu verschiedenen 
B

ereichen vorgestellt, die speziell auf die m
uslim

ische B
evölkerung ausgerichtet 

sind und m
it denen die Integration und der soziale Zusam

m
enhalt gefördert w

erden 
sollen; darunter sind auch Initiativen, die sich entw

eder direkt oder indirekt der 
B

ekäm
pfung der Islam

ophobie w
idm

en. D
iese Ü

bersicht ist zw
ar keinesw

egs 
vollständig, 

doch 
verm

ittelt 
sie 

einen 
Einblick 

in 
das 

breite 
Spektrum

 
von 

Initiativen, die von den nationalen A
nlaufstellen des R

A
X

EN
-N

etzw
erks gem

eldet 
w

urden. D
ie Ü

bersicht ist unterteilt in „offizielle“ Initiativen von staatlicher Seite 
und andere, „nicht-offizielle“ Initiativen. 
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1. 
Eine Auswahl offizieller Initiativen zur Integration 
der Muslime und gegen Islamophobie 

 Belgien
 Interkultureller D

ialog 
 

D
urch die Zuw

anderung hat sich die Zusam
m

ensetzung der B
evölkerung in 

B
elgien nachhaltig verändert; so besteht heute ein vielfältiges Spektrum

 an 
ideologischen, philosophischen und religiösen R

ichtungen. D
och diese neue 

Entw
icklung 

ruft 
auch 

eine 
V

ielzahl 
von 

Fragen, 
Schw

ierigkeiten 
und 

B
edenken in verschiedenen G

ruppen der G
esellschaft hervor. B

ei einigen 
G

ruppen hat dies zu einer R
adikalisierung ihrer W

ertvorstellungen, religiösen 
Ü

berzeugungen 
und 

auch 
H

andlungen 
geführt, 

im
 

Einzelfall 
sogar 

zu 
politischem

 und religiösem
 Extrem

ism
us. D

ie belgische R
egierung brachte 

daher 
einen 

D
ialog 

auf 
den 

W
eg, 

der 
sich 

m
it 

den 
K

ernfragen 
der 

Interkulturalität auseinander setzt. Im
 M

ittelpunkt dieses interkulturellen 
D

ialogs 196, der offiziell am
 23. Februar 2004 aufgenom

m
en w

urde, stehen vier 
Them

enbereiche: 
die 

G
rundprinzipien, 

die 
der 

Erbringung 
öffentlicher 

D
ienstleistungen 

zugrunde 
liegen 

(G
leichheit, 

N
ichtdiskrim

inierung 
und 

N
eutralität) 

und 
deren 

A
nw

endung 
im

 
interkulturellen 

K
ontext; 

bürgerschaftliches 
Engagem

ent 
als 

M
ittel 

gegen 
die 

Furcht 
vor 

dem
 

A
ndersartigen; 

die 
G

leichberechtigung 
von 

M
ann 

und 
Frau 

als 
em

anzipatorischer W
ert sow

ie Stellenw
ert und A

nerkennung des A
usdrucks 

der 
religiösen 

Zugehörigkeit 
in 

einer 
pluralistischen 

dem
okratischen 

G
esellschaft. 

  Dänemark
 Integration 
 

A
m

 18. A
pril 2005 traf die dänische Integrationsm

inisterin, R
ikke H

vilshøj, 
m

it sieben Im
am

en zu einem
 G

espräch über Fragen der Eingliederung 
zusam

m
en. D

ieses Treffen w
ar insofern bem

erkensw
ert, als es das erste 

offizielle M
inistergespräch zu dem

 Them
a w

ar, das m
it Im

am
en geführt 

w
urde. 

D
ie 

christlichen 
K

irchen 
engagieren 

sich 
m

it 
der 

O
rganisation 

von 
K

onferenzen, 
G

esprächsrunden 
und 

in 
der 

glaubensübergreifenden 
Zusam

m
enarbeit, in die auch M

itglieder der m
uslim

ischen G
em

einschaften 
einbezogen 

w
erden. 

V
erschiedene 

der 
so 

entstandenen 
N

etze 
und 

K
onferenzen w

erden vom
 M

inisterium
 für K

irchenangelegenheiten finanziell 
unterstützt. 197 

                                                  
196  D

er B
ericht über den interkulturellen D

ialog ist im
 Internet abrufbar unter http://w

w
w

.diversite.be, 
(5.5.2006).  

197  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter http://religionsm

oede.dk (12.5.2006). 
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Deutschland
 Integration 
 

D
ie 

B
eauftragte 

der 
B

undesregierung 
für 

M
igration, 

Flüchtlinge 
und 

Integration setzt sich aktiv für die Förderung der Integration der M
uslim

e in 
D

eutschland ein. Sie fordert unter anderem
 w

eitere A
nstrengungen zur 

Einbeziehung der M
uslim

e und des islam
ischen G

laubens in die G
esellschaft, 

eine 
offene 

D
iskussion 

über 
die 

U
ngleichbehandlung 

von 
Frauen 

und 
M

ännern in Teilen der m
uslim

ischen B
evölkerung und einen entschlosseneren 

K
am

pf gegen radikal-islam
ische Tendenzen. 198 D

arüber hinaus nahm
 die 

M
igrationsbeauftragte an verschiedenen Fachkonferenzen teil, m

it denen die 
Ö

ffentlichkeit verstärkt auf die Them
atik aufm

erksam
 gem

acht und ein 
B

eitrag zu einer objektiveren D
iskussion über die Integration der M

uslim
e 

geleistet w
erden soll. 2004 initiierte die M

igrationsbeauftragte gem
einsam

 m
it 

dem
 R

eligionsw
issenschaftlichen M

edien- und Inform
ationsdienst (R

EM
ID

) 
das N

etzw
erk M

igration and R
eligion, das unter anderem

 Fachkonferenzen 
über Fragen des islam

ischen G
laubens organisiert und eine W

ebsite unterhält, 
die ein breites Spektrum

 an Inform
ationen, unter anderem

 über den Islam
 und 

M
uslim

e in D
eutschland, bereithält. 199 

  Griechenland
 Politische Teilhabe 
 

D
ie größte griechischen O

ppositionspartei, die PA
SO

K
, stellte im

 M
ai 2006 

m
it der 28-jährigen R

echtsanw
ältin G

ulbeyaz K
arahasan eine griechische 

M
uslim

in als Parlam
entskandidatin für die Präfektur D

ram
a-K

avala-X
anthi 

im
 N

ordosten G
riechenlands auf. D

erzeit gehört dem
 griechischen Parlam

ent 
ein 

m
uslim

ischer 
A

bgeordneter 
an, 

rund 
250 

M
uslim

e 
sitzen 

im
 

R
egionalparlam

ent für die R
egion Thrakien. 

  Frankreich
 O

ffizielle U
nterstützung der Islam

stiftung 
 

A
m

 20. M
ärz 2005 schlug der französische Innenm

inister dem
 „C

onseil 
français du culte m

usulm
an“ die G

ründung einer Islam
stiftung (Fondation 

pour 
les 

oeuvres 
de 

l’Islam
 

en 
France) 

vor, 200 
nach 

A
uffassung 

von 
                                                 
198  D

as w
ichtigste D

okum
ent der M

igrationsbeauftragten zu diesem
 Them

a trägt den Titel „20 
H

andlungsvorschläge: 
Islam

ism
us 

bekäm
pfen 

– 
Islam

 
einbürgern“. 

W
eitere 

einschlägige 
D

okum
ente der M

igrationsbeauftragten zum
 Them

a „Integration und Islam
/R

eligion“ finden sich 
im

 Internet unter w
w

w
.integrationsbeauftragte.de/gra/them

en/826.php (21.3.2006) 
199  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter w
w

w
.m

igration-religion.net/netzw
erk.htm

l (5.5.2006). 
200  O

ffizielle Erklärung des Innenm
inisterium

s (21.3.2005) 
 

http://w
w

w
.interieur.gouv.fr/rubriques/c/c2_le_m

inistere/c21_actualite/2005_03_21_C
FC

M
 

(4.5.2005). 
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Prem
ierm

inister D
om

inique de V
illepin das „beste rechtliche M

ittel für die 
Errichtung eines w

irklichen französischen Islam
“. A

m
 folgenden Tag traf der 

M
inister m

it den V
orsitzenden der vier größten m

uslim
ischen V

erbände in 
Frankreich zusam

m
en, die als G

ründungsm
itglieder die G

ründungsurkunde 
der Stiftung unterzeichneten. D

ie Stiftung operiert als private Einrichtung und 
w

ird aus privaten Spenden finanziert, deren V
erw

altung die „C
aisse des 

D
épôts“ (ein führendes Finanzinstitut der öffentlichen H

and) übernim
m

t. A
us 

den M
itteln der Stiftung w

erden unter anderem
 der B

au von M
oscheen und 

die A
usbildung französischer Im

am
e finanziert. 

 Interreligiöse und interkulturelle Initiativen 
 

D
er 

R
egionalrat 

des 
Elsass 

gew
ährt 

finanzielle 
U

nterstützung 
für 

interkulturelle und/oder interreligiöse Initiativen von V
ereinen, K

om
m

unen 
und 

R
eligionsgem

einschaften 
im

 
Elsass. 

D
am

it 
sollen 

der 
D

ialog 
und 

B
egegnungen 

zw
ischen 

K
ultur- 

und 
R

eligionsgem
einschaften 

gefördert 
w

erden, 
um

 
auf 

diesem
 

W
eg 

zu 
einem

 
besseren 

Zusam
m

enhalt 
der 

G
esellschaft, 

gegenseitiger 
A

chtung, 
Toleranz 

und 
w

echselseitigem
 

V
erständnis 

beizutragen. 
Förderfähig 

sind 
unter 

anderem
 

K
ultur- 

und 
Festveranstaltungen, 

B
egegnungen 

zu 
verschiedenen 

Them
en, 

W
ohltätigkeitsveranstaltungen 

und 
hum

anitäre 
A

ktionen 
sow

ie 
W

eiterbildungsangebote. A
n den Projekten m

üssen jew
eils m

indestens drei 
der im

 Elsass vertretenen großen R
eligionsgem

einschaften der K
atholiken, 

Protestanten, 
Juden 

und 
M

uslim
e 

beteiligt 
sein. 

D
ie 

vom
 

R
egionalrat 

ausgew
ählten Initiativen erhalten jew

eils einen Zuschuss von 1 500 EU
R

. 201 
  Luxemburg
 Bildungsinitiative 
 

D
as luxem

burgische M
inistère de l’Education N

ationale et de la Form
ation 

Professionelle hat beschlossen, für Schüler der A
bschlussklassen einen K

urs 
„R

eligions- und Ethikunterricht“ anzubieten, dessen Schw
erpunkt auf dem

 
interreligiösen D

ialog liegt und in dem
 die G

rundw
erte nicht-christlicher 

R
eligionen dargestellt w

erden.  
  Italien
 Interreligiöse und interkulturelle Initiativen 
 

D
as italienische Innenm

inisterium
 führt m

it V
ertretern der m

uslim
ischen 

G
laubensgem

einschaft 
G

espräche 
zur 

V
erbesserung 

des 
gegenseitigen 

V
erständnisses. 

                                                  
201  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.region-alsace.fr/V

2001/alsace/cdr_flash.htm
 

(9.5.2005). 
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Niederlande
 Integration – Initiative der Stadt Am

sterdam  
 

In A
m

sterdam
 gab die Erm

ordung des R
egisseurs Theo van G

ogh (N
ovem

ber 
2004) den A

nstoß für die V
erabschiedung eines A

ktionsplans, m
it dem

 die 
V

erbreiterung 
der 

K
luft 

zw
ischen 

M
uslim

en 
und 

nicht-m
uslim

ischen 
N

iederländern verhindert w
erden soll. Ziel des A

ktionsplans m
it dem

 Titel 
„W

ij, A
m

sterdam
m

ers“
202 („W

ir A
m

sterdam
m

er“) ist es, Terroranschläge und 
R

adikalisierung 
zu 

verhindern, 
indem

 
unter 

anderem
 

D
iskrim

inierungen 
bekäm

pft und positive K
räfte in der B

evölkerung m
obilisiert w

erden. D
er 

Stadtrat von A
m

sterdam
 hat für den A

ktionsplan 2,5 M
io. EU

R
 bereitgestellt. 

A
n A

ktivitäten sind neben interreligiösen G
edenkveranstaltungen zum

 Ende 
des Zw

eiten W
eltkriegs Tage der offenen Tür in m

ehreren M
oscheen und 

B
egegnungen unter dem

 M
otto „M

ittagessen m
it N

achbarn“ vorgesehen. 
 Integration – Initiativen der Stadt Rotterdam

   
 

In R
otterdam

 w
ird die Initiative SPIO

R
 (Stichting Platform

 Islam
itische 

O
rganisaties R

ijnm
ond (Plattform

 Islam
ischer O

rganisationen R
ijnm

ond)) 
von 

der 
Stadt 

bezuschusst. 
D

ie 
1990 

gegründete 
SPIO

R
, 

die 
42 

O
rganisationen, darunter acht ethnische G

em
einschaften sow

ie Frauen- und 
Jugendorganisationen vertritt, setzt sich für die B

elange der m
uslim

ischen 
Einw

ohner 
R

otterdam
s 

ein. 
In 

jüngster 
Zeit 

w
idm

ete 
sich 

SPIO
R

 
hauptsächlich 

der 
Förderung 

eines 
besseren 

V
erständnisses 

zw
ischen 

M
uslim

en und N
icht-M

uslim
en. 

A
us 

Sorge 
über 

die 
zunehm

ende 
R

adikalisierung 
des 

Islam
 

und 
das 

m
angelnde gegenseitige V

erständnis von M
uslim

en und N
icht-M

uslim
en 

organisierte der R
at der Stadt R

otterdam
 von Februar bis A

pril 2005 neun 
„D

iskussionsrunden zum
 Islam

“. B
ei diesen V

eranstaltungen w
urde über 

unterschiedliche A
spekte des Islam

 innerhalb des G
em

einw
esens diskutiert, 

von der H
öhe der M

inarette einer neuen M
oschee über B

ildungsfragen bis hin 
zur w

irtschaftlichen Situation. In der A
bschlussveranstaltung, an der auch der 

niederländische 
M

inisterpräsident 
teilnahm

, 
w

urde 
ein 

V
erhaltenskodex 

erarbeitet.  
 Integration – w

eitere Initiativen auf kom
m

unaler Ebene 
 

U
nm

ittelbar nach der Erm
ordung von Theo van G

ogh w
urden von vielen 

G
em

einderäten Zusam
m

enkünfte m
it M

uslim
organisationen organisiert und 

B
egegnungen 

zw
ischen 

m
uslim

ischen 
und 

nicht-m
uslim

ischen 
B

ürgern 
initiiert, 

in 
deren 

M
ittelpunkt 

das 
G

espräch 
stand. 203 

Ziel 
dieser 

V
eranstaltungen 

w
ar 

es, 
die 

B
eziehungen 

zw
ischen 

den 
B

eteiligten 
zu 

intensivieren und V
orurteile zu bekäm

pfen.  
                                                 
202  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter  
 

http://w
w

w
.am

sterdam
.nl/gem

eente/volg_het_beleid/w
ij_am

sterdam
m

ers  (6.6.2005). 
203  Einige B

eispiele: (2004), „A
lm

elo gaat in gesprek m
et m

oslim
s“ [A

lm
elo sucht das G

espräch m
it 

M
uslim

en], in: Tubantia (5.11.2004) und (2005), „B
oxm

eer praat m
et m

oslim
s“ [B

oxm
eer spricht 

m
it den M

uslim
en], in: D

e G
elderlander, (11.11.2005).  
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Österreich
 Initiative von Polizei und islam

ischer G
em

einschaft 
 

Im
 R

ahm
en eines freiw

illigen dienstbegleitenden W
eiterbildungslehrgangs für 

Strafverfolgungsbeam
te 

w
urden 

2004 
von 

der 
Islam

ischen 
G

laubensgem
einschaft in Ö

sterreich sechs halbtägige Sem
inare veranstaltet. 

B
ei den Sem

inaren in einer W
iener M

oschee inform
ierten sich jew

eils 30 bis 
40 B

eam
te aus verschiedenen B

undesländern über den Islam
. D

arüber hinaus 
boten die V

eranstaltungen R
aum

 für Fragen und eingehende G
espräche. D

ie 
positiven R

ückm
eldungen der Teilnehm

er veranlassten das Innenm
inisterium

, 
künftig ähnliche Sem

inare anzubieten. 204 
 Integrationsleitlinien 
 

W
ie die nationale A

nlaufstelle m
eldet, w

urden von vier Städten in Ö
sterreich 

Leitbilder 
für 

die 
Integration 

erarbeitet: 
K

rem
s 205, 

G
untram

sdorf 206 
und 

Traism
auer 207 (N

iederösterreich) und D
ornbirn

208 (V
orarlberg). D

rei dieser 
Leitbilder 

(K
rem

s, 
G

untram
sdorf, 

Traism
auer) 

enthalten 
konkrete 

Zielvorgaben und M
aßnahm

en für die Integration von M
uslim

en. 
  Portugal 
 Interreligiöse Aktivitäten 
 

D
as H

ochkom
m

issariat für Einw
anderung und ethnische M

inderheiten und 
der 

Präsident 
der 

R
epublik 

unterstützen 
eine 

V
ielzahl 

interreligiöser 
A

ktivitäten in Portugal. 
  Schweden
 U

ntersuchung zum
 Them

a Islam
ophobie 

 
D

em
 Integrationsrat w

urde von der R
egierung die A

ufgabe übertragen, 
Sachlage 

und 
Entw

icklung 
im

 
H

inblick 
auf 

R
assism

us 
(einschließlich 

Islam
ophobie) in Schw

eden eingehend zu untersuchen. 2003 beschloss die 
R

egierung, dass vom
 Integrationsrat Projekte unterstützt w

erden, m
it denen 

                                                 
204  Interview

 
der 

nationalen 
R

A
X

EN
-A

nlaufstelle 
m

it 
dem

 
Pressesprecher 

der 
islam

ischen 
G

laubensgem
einschaft (2.5.2005) und E-M

ail (5.5.2005).  
205  W

eitere Inform
ationen unter http://w

w
w

.krem
s.at (3.5.2005). Integrationsleitbild der Stadt K

rem
s 

m
it M

aßnahm
enplan, im

 Internet abrufbar unter: 
 

http://root.riskom
m

unal.net/gem
einde/krem

s/gem
eindeam

t/dow
nload/LeitbildV

ersion211103.pdf, 
(3.5.2005). 

206  W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.guntram

sdorf.at, (3.5.2005). 
207  W

eitere Inform
ationen unter http://w

w
w

.traism
auer.at, (3.5.2005). 

208  W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.dornbirn.at, (3.5.2005), Integrationsleitbild im

 Internet 
abrufbar unter: http://dornbirn.at/cup/Z100/dow

nloads/67.pdf, (3.5.2005). 
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die B
evölkerung über die G

efahren von Islam
ophobie und A

ntisem
itism

us in 
Schw

eden 
aufgeklärt 

w
ird. 

H
ierfür 

w
urden 

insgesam
t 

500 000 
SEK

 
bereitgestellt. 209 

  Finnland
 Interreligiöse Aktivitäten 
 

V
om

 finnischen A
ußenm

inisterium
 und dem

 A
rbeitsm

inisterium
 w

urden zum
 

Ende des R
am

adan Feste veranstaltet. D
ie O

berhäupter der christlichen 
K

irchen 
sow

ie 
die 

Führer 
der 

jüdischen 
und 

m
uslim

ischen 
G

laubensgem
einschaften w

urden von Staatspräsidentin Tarja H
aolonen zu 

gem
einsam

en G
esprächen eingeladen.  

  Vereinigtes Königreich 
 Integration – allgem

ein 
 

D
ie britische R

egierung verfolgt m
it ihrer A

genda für den Zusam
m

enhalt der 
G

esellschaft 210 das Ziel, durch ein offensives V
orgehen die Islam

ophobie auf 
den Straßen, in den W

ohngebieten und in den Städten des Landes zu abzubauen. 
Lokale B

ehörden und der ehrenam
tliche Sektor w

erden dabei in ein breites 
Spektrum

 von A
ktivitäten und Program

m
en zur Zusam

m
enarbeit eingebunden. 

U
nter anderem

 w
urden in jüngster Zeit folgende Program

m
e und Initiativen für 

eine 
bessere 

Eingliederung 
der 

m
uslim

ischen 
B

evölkerung 
auf 

den 
W

eg 
gebracht: 
 

Ü
berprüfung 

der 
Schnittstellen 

zw
ischen 

R
egierung 

und 
G

laubensgem
einschaften, 

29. M
ärz 

2004: 
D

en 
Startschuss 

für 
dieses 

Program
m

 gaben am
 29. M

ärz Prem
ierm

inister B
lair, der Innenm

inister und 
die M

inisterin im
 H

om
e O

ffice Fiona M
actaggart. 211  

Foreign and C
om

m
onw

ealth O
ffice: B

ei der K
onzeption außenpolitischer 

M
aßnahm

en, die die m
uslim

ische W
elt betreffen, arbeitet das FC

O
 m

it 
V

ertretern der m
uslim

ischen G
em

einschaft zusam
m

en. 212  
Local G

overnm
ent A

ssociation (LG
A

): V
on der LG

A
 w

urden verschiedene 
Initiativen für die aktive Zusam

m
enarbeit und K

onsultation m
it den M

uslim
en 

eingeleitet. 213 
                                                  
209  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter  
 

http://sam
hallsguiden.riksdagen.se/debatt/fragor/svar.asp?rm

=0203&
nr=855  (5.5.2006). 

210  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter w

w
w

.com
m

unitycohesion.gov.uk (5.5.2006). 
211  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.hom

eoffice.gov.uk/com
race/faith/dialogue 

(5.5.2006).  
212  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter w
w

w
.fco.gov.uk (5.5.2006). 

213  W
eitere 

Inform
ationen 

im
 

Internet 
unter 

w
w

w
.lga.gov.uk/D

ocum
ents/Publication/Faith.pdf  

(5.5.2006). 
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Integration und G
leichstellung 

 D
ie K

om
m

ission für R
assengleichheit (C

om
m

ission for R
acial Equality, 

C
R

E) w
urde nach dem

 G
esetz über die R

assenbeziehungen (R
ace R

elations 
A

ct) 
von 

1976 
als 

eine 
aus 

öffentlichen 
M

itteln 
finanzierte 

N
ichtregierungsorganisation eingesetzt, um

 D
iskrim

inierung aus G
ründen der 

ethnischen H
erkunft zu bekäm

pfen und die G
leichstellung zu fördern. D

ie 
C

R
E arbeitet in allen Fragen der Islam

ophobie und der D
iskrim

inierung von 
M

uslim
en im

 V
ereinigten K

önigreich eng m
it anderen N

R
O

 w
ie FA

IR
 

(Forum
 against Islam

ophobia and R
acism

) und dem
 M

uslim
ischen R

at 
G

roßbritanniens (M
uslim

 C
ouncil of B

ritain) zusam
m

en. 214 
 Politische Teilhabe 
 

Im
 H

ouse of Lords sitzen vier m
uslim

ische Peers. Sie nehm
en für die 

m
uslim

ische 
B

evölkerung 
des 

V
ereinigten 

K
önigreichs 

eine 
w

ichtige 
K

om
m

unikationsfunktion 
im

 
H

inblick 
auf 

M
einungsäußerung 

und 
Lobbyarbeit w

ahr. B
esonders w

ichtig ist ihre Funktion als R
epräsentanten der 

m
uslim

ischen B
evölkerung auf der politischen Ebene. 215 

Es sind auch B
estrebungen im

 G
ange, die Zahl der m

uslim
ischen B

ew
erber 

um
 ein A

bgeordnetenm
andat bei den nächsten Parlam

entsw
ahlen zu erhöhen. 

D
erzeit sind die M

uslim
e m

it zw
ei A

bgeordneten im
 U

nterhaus vertreten, die 
beide der Labour Party angehören. 216 

 Initiative für Beschw
erden über die Arbeit der Polizei 

 
U

nabhängige K
om

m
ission für B

eschw
erden über die A

rbeit der Polizei 
(Independent Police C

om
plaints C

om
m

ission, IPC
C

): A
m

 1. A
pril 2004 traten 

w
ichtige Ä

nderungen des System
s für die B

earbeitung von B
eschw

erden über 
die A

rbeit der Polizei in England und W
ales in K

raft. D
urch das neue System

 
ist jetzt gew

ährleistet, dass B
eschw

erden über die A
rbeit der Polizei offen, 

effizient und fair bearbeitet w
erden. D

er IPC
C

 w
urden erw

eiterte B
efugnisse 

für 
die 

Ü
berw

achung 
und 

– 
sow

eit 
notw

endig 
– 

D
urchführung 

von 
Erm

ittlungen übertragen. B
ei A

spekten, die Islam
ophobie und gegen M

uslim
e 

gerichtete rassistische V
orfälle betreffen, arbeitet die IPC

C
 eng m

it FA
IR

 
(Forum

 against Islam
ophobia and R

acism
) und dem

 M
uslim

 C
ouncil of 

B
ritain zusam

m
en. 217 

 Polizeiinitiative 
 

D
ie Londoner Polizei (London M

etropolitan Police Service, M
ET) unterhielt 

bei ihrer K
am

pagne „Islam
ophobia – D

on’t Suffer in Silence“ („Islam
ophobie 

                                                 
214  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.cre.gov.uk/ (5.5.2006). 

215  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter http://w

w
w

.parliam
ent.uk/about_lords/about_lords.cfm

 
(5.5.2006). 

216  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter  

 
http://icbirm

ingham
.icnetw

ork.co.uk/0100new
s/0100localnew

s/page.cfm
?objectid=12616780&

m
et

hod=full&
siteid=50002 (5.5.2006). 

217  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter http://w

w
w

.ipcc.gov.uk/ (5.5.2006). 
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– darüber reden“) eine intensive Zusam
m

enarbeit m
it FA

IR
 (Forum

 against 
Islam

ophobia and R
acism

) und anderen w
ichtigen O

rganisationen. Ziel dieser 
groß angelegten landesw

eiten K
am

pagne, die von der M
ET initiiert w

urde, 
w

ar es, gegen M
uslim

e gerichtete Straftaten zu bekäm
pfen und den O

pfern 
von 

Islam
ophobie 

B
eratung 

und 
H

ilfestellung 
anzubieten, 

Islam
ophobie 

verstärkt zu beobachten und die B
eziehungen zur m

uslim
ischen B

evölkerung 
zu verbessern. 218  

 M
uslim

ische Polizeibeam
te 

 
D

er V
erband der m

uslim
ischen Polizeibeam

ten (A
ssociation of M

uslim
 Police 

O
fficers) ist Teil der M

etropolitan Police (London). D
er V

erband bietet 
M

uslim
en 

im
 

Polizeidienst 
H

ilfestellung 
bei 

der 
Einhaltung 

der 
G

laubensregeln des Islam
, fördert das V

erständnis für den Islam
 innerhalb der 

Polizei und in der G
esellschaft, bietet U

nterstützung bei der Einstellung 
m

uslim
ischer M

itarbeiter und der M
itarbeiterbindung und bei der Schaffung 

eines 
fairen 

und 
gerechten 

A
rbeitsum

felds 
für 

alle 
kulturellen 

M
inderheiten. 219 

 Initiative der Staatsanw
altschaft 

 
D

ie 
Staatsanw

altschaft 
(C

row
n 

Prosecution 
Service, 

C
PS) 

beobachtet 
Straftaten m

it religiösem
 H

intergrund ganz besonders und unterhält K
ontakte 

m
it den Führern der m

uslim
ischen G

em
einschaften, um

 M
aßnahm

en und 
V

erfahren der C
PS zur U

nterstützung der m
uslim

ischen G
em

einschaften 
w

eiter zu verbessern. 220 
 Bildungsw

esen 
 

V
on 

m
ehreren 

lokalen 
G

ebietskörperschaften 
w

urden 
Leitlinienpapiere 

erarbeitet, 
die 

den 
Lehrkräften 

A
nleitung 

dabei 
bieten, 

besser 
auf 

die 
seelsorgerischen, religiösen und kulturellen B

edürfnisse m
uslim

ischer Schüler 
einzugehen. Eines der detailliertesten und hilfreichsten Leitlinienpapiere 
w

urde von der Stadt B
irm

ingham
 in Zusam

m
enarbeit m

it der dortigen 
Zentralm

oschee konzipiert. 221 
V

on 
verschiedenen 

lokalen 
G

ebietskörperschaften 
w

urden 
B

eispiele 
für 

bew
ährte 

V
erfahrensw

eisen 
zur 

B
ekäm

pfung 
von 

Islam
ophobie 

zusam
m

engestellt; 
in 

ihren 
V

eröffentlichungen 
gehen 

sie 
auf 

den 
Them

enbereich religiöse A
nfeindungen und Islam

ophobie ein; ein  B
eispiel 

hierfür bietet die Ealing Education A
uthority. 222 

                                                  
218  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.fairuk.org/pressreleases/2004/pr20041116.pdf 

(5.5.2006).  
219  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter  
 

http://w
w

w
.m

etcareers.co.uk/default.asp?action=article&
ID

=104 (5.5.2006). 
220  W

eitere Inform
ationen unter http://w

w
w

.cps.gov.uk/new
s/pressreleases/107_05.htm

l (5.5.2006). 
221  W

eitere 
Inform

ationen 
unter 

http://salaam
.co.uk/them

eofthem
onth/septem

ber03_index.php?l=9 
(5.5.2006).  

222  W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.dfes.gov.uk/rsgatew

ay/LEA
S/307.pdf (5.5.2006). 
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2. 
Eine Auswahl von Initiativen der Zivilgesellschaft 
zur Förderung des interreligiösen Dialogs und 
des sozialen Zusammenhalts 

 Belgien
 Interreligiöser D

ialog 
 

D
ie M

uslim
e w

urden eingeladen, an einer A
rbeitsgruppe m

itzuw
irken, die 

Ideen für die W
eiterentw

icklung der B
eziehungen zw

ischen C
hristen und 

M
uslim

en erarbeitet. D
ie G

em
einschaft K

erkw
erk M

ulticultureel Sam
enleven 

(K
irchliche A

rbeit für m
ultikulturelles Zusam

m
enleben) und die V

ereniging 
voor ontw

ikeling en em
ancipatie van M

oslem
s (O

rganisation zur Förderung 
und Em

anzipation der M
uslim

e) organisierten V
ortragsveranstaltungen über 

den Islam
 und den K

oran. Ä
hnliche Initiativen w

urden in B
rüssel und Lüttich 

ins Leben gerufen. Für die H
auptstadtregion B

rüssel ist hier insbesondere die 
O

rganisation El K
alim

a zu nennen, die sich zusam
m

en m
it ihren Partnern für 

die Förderung des interkulturellen D
ialogs engagiert. 223 

Dänemark
 Interreligiöser D

ialog 
 

D
as 

Islam
kom

itee 
der 

dänischen 
B

ischöfe 
legte 

2000 
unter 

dem
 

Titel 
„Sam

tale frem
m

er forståelsen“ (G
espräche fördern das V

erständnis) einen 
B

ericht über den interkulturellen D
ialog, unter anderem

 zw
ischen C

hristen 
und M

uslim
en, vor. 224 

D
as Islam

isk-K
ristent Studiecenter 225 (Islam

isch-christliches Studienzentrum
) 

setzt sich für die Förderung des interreligiösen D
ialogs ein. D

as Zentrum
 hat 

sich zum
 Ziel gesetzt, die B

eziehungen zw
ischen M

enschen islam
ischen und 

christlichen G
laubens und das friedliche Zusam

m
enleben der K

onfessionen zu 
fördern. D

as Zentrum
 genießt einen guten R

uf und w
ird von der B

evölkerung 
angenom

m
en. 

 Eingliederungsinitiative 
 

D
ie N

R
O

 „M
uslim

er i D
ialog“

 
226 (M

uslim
e im

 G
espräch) hat sich die 

Förderung der Integration ethnischer M
inderheiten und M

uslim
e in die 

dänische G
esellschaft durch deren Einbindung in die Sozial- und K

ulturarbeit 
zur 

A
ufgabe 

gem
acht. 

D
er 

V
erein 

setzt 
sich 

für 
die 

A
chtung 

der 
M

enschenrechte, und die V
erbesserung des interkulturellen V

erständnisses 

                                                 
223  W

eitere Inform
ationen unter http://w

w
w

.elkalim
a.be, (5.5.2006). 

224  http://religionsm
oede.dk/bund.php?m

ainid=7&
subid=83 (4.5.2005). 

225  http://w
w

w
.ikstudiecenter.dk/ (6.5.2005). 

226  w
w

w
.M

-I-D
.dk (5.5.2005). 
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und 
der 

interreligiösen 
Zusam

m
enarbeit 

ein 
und 

engagiert 
sich 

im
 

hum
anitären 

B
ereich 

sow
ie 

in 
der 

Prävention 
von 

Straftaten. 
D

er 
aus 

140 M
itgliedern bestehende V

erein bietet ein breites Spektrum
 an A

ktivitäten 
von Sport bis hin zu Islam

kursen an.  
 Interreligiöse D

iskussionsrunde im
 Fernsehen 

 
D

er öffentlich-rechtliche Fernsehsender D
R

2 strahlte 2004 unter dem
 Titel 

„Tal m
ed G

ud“
 227 („Sprich m

it G
ott“) eine D

iskussionsreihe m
it V

ertretern 
von vier R

eligionen – ein Pfarrer der evangelisch-lutherischen K
irche, ein 

Im
am

, 
ein 

R
abbi 

und 
eine 

V
ertreter 

der 
Sikh-G

em
einde 

– 
aus. 

D
ie 

D
iskussionsrunden zur H

auptsendezeit verzeichneten hohe Zuschauerquoten.  
  Deutschland
 Interreligiöser D

ialog  
 

In 
D

eutschland 
w

urden 
m

ehrere 
„Islam

foren“ 
m

it 
der 

ausdrücklichen 
Zielsetzung 

eingerichtet, 
V

orurteile 
und 

Ä
ngste 

gegenüber 
M

uslim
en 

abzubauen 
und 

das 
kritische 

G
espräch 

zw
ischen 

V
ertretern 

von 
M

uslim
verbänden und der M

ehrheitsgesellschaft zu fördern. D
ie Islam

foren, 
die keinen offiziellen Status haben, w

urden von der N
R

O
 „Interkultureller 

R
at“ eingerichtet. 228 

 Integration 
 

D
er 1997 vom

 Zentralrat der M
uslim

e initiierte „Tag der offenen M
oschee“ 

findet jedes Jahr am
 3. O

ktober statt. H
auptziel der V

eranstaltung ist, es 
Inform

ationen zu verm
itteln und die B

evölkerung m
it den m

uslim
ischen 

G
em

einschaften vertraut zu m
achen. So w

erden K
ontakte auf lokaler Ebene 

gefördert, um
 das gegenseitige V

erständnis zu verbessern und V
orurteile 

abzubauen. 2004 stand der „Tag der offenen M
oschee“ unter dem

 M
otto 

„M
uslim

e: 
Partner 

für 
Sicherheit“. 

D
er 

Einladung 
des 

Zentralrats, 
des 

Islam
rats, und des V

erbands der Islam
ischen K

ulturzentren folgten in den fast 
1 000 teilnehm

enden M
oscheen rund 100 000 B

esucher. 229 
 Integration und Beschäftigung 
 

D
ie 

G
ew

erkschaften, 
allen 

voran 
das 

D
G

B
 

B
ildungsw

erk 
m

it 
seinem

 
K

om
petenzzentrum

 
„M

igration 
und 

Q
ualifikation“, 

übernehm
en 

bei 
M

aßnahm
en zum

 A
bbau von V

orurteilen in der A
rbeitsw

elt eine sehr aktive 
R

olle. A
uf der B

asis m
ehrerer vom

 D
G

B
 B

ildungsw
erk herausgegebener 

H
andbücher zum

 Them
a „Islam

 in der A
rbeitsw

elt“ w
erden W

orkshops für 

                                                 
227  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.foreningen-nydansker.dk/index.htm

l 
(6.5.2005). 

228  M
icksch, J. (2005), Islam

foren in D
eutschland. D

ialog m
it M

uslim
en, Frankfurt/M

ain: Lem
beck. 

229  M
uslim

-Zeitung, N
ov. 2004, S. 1. 
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B
etriebsräte, 

V
ertrauensleute 

und 
V

ertreter 
der 

W
ohlfahrtsverbände 

angeboten. In den W
orkshops w

erden grundlegende Inform
ationen über den 

Islam
 verm

ittelt und auch Einzelthem
en aufgegriffen, w

ie z. B
. das Them

a 
„Einhaltung religiöser Pflichten (G

ebetszeiten) am
 A

rbeitsplatz“. In den 
W

orkshops setzen sich die Teilnehm
er m

it typischen K
onflikten auseinander, 

m
it denen sich m

uslim
ische A

rbeitnehm
er konfrontiert sehen, und erarbeiten 

konkrete Lösungsw
ege. 230 

 Integration und Bildung 
 

Eine 
beispielhafte 

Initiative 
im

 
Schulbereich 

unter 
der 

B
ezeichnung 

„V
oneinander lernen: Praxisforum

 Schule und Islam
“ geht auf die K

örber-
Stiftung zurück. Im

 R
ahm

en dieser Initiative, die von der Stiftung gem
einsam

 
m

it der K
ultusm

inisterkonferenz (K
M

K
) ins Leben gerufen w

urde, w
urden 

Schulen aufgerufen, ihre erfolgreichen K
onzepte für den U

m
gang m

it dem
 

Islam
 im

 Schulalltag vorzustellen. A
us dem

 gesam
ten Land gingen 75 

B
eiträge ein, die die K

örber-Stiftung in der V
eröffentlichung „Islam

 im
 

K
lassenzim

m
er 

– 
Im

pulse 
für 

die 
B

ildungsarbeit“ 
der 

Ö
ffentlichkeit 

vorstellen w
ill. 231 

D
as „A

braham
ische Forum

“ w
urde 2001 vom

 Interkulturellen R
at gegründet. 

Sein Ziel ist es, V
orurteile gegenüber Judentum

 und Islam
 abzubauen. Ein 

zentrales Projekt des Forum
s sind die „A

braham
ischen Team

s“, die in die 
Schulen gehen, um

 dort Inform
ationen zu verm

itteln und einen offenen 
D

ialog über theologische und praktische A
spekte der drei abraham

ischen 
R

eligionen – Judentum
, C

hristentum
 und Islam

 – anzuregen. 232  
 Integration und soziale D

ienste 
 

D
ie O

rganisation A
ktionC

ourage führte von 1999 bis Januar 2004 ein 
M

odellprojekt „Integration von M
uslim

en und m
uslim

ischen O
rganisationen 

in D
eutschland“ durch. Zielsetzung des Projekts w

ar es, die Zusam
m

enarbeit 
zw

ischen 
den 

allgem
einen 

W
ohlfahrtsdiensten 

und 
speziellen 

sozialen 
D

iensten, 
die 

von 
m

uslim
ischen 

O
rganisationen 

angeboten 
w

erden, 
zu 

stärken, um
 auf diesem

 W
ege einen besseren Zugang der M

uslim
e zur 

Sozialfürsorge 
zu 

erreichen 
und 

eine 
dauerhafte 

V
ernetzung 

zw
ischen 

m
uslim

ischen O
rganisationen und Einrichtungen der M

ehrheitsgesellschaft 
herbeizuführen. 233 

 Integration und G
esundheit 

 
Seit 

ihrer 
G

ründung 
im

 
Jahr 

1988 
befasst 

sich 
die 

Türkisch-D
eutsche 

G
esundheitsstiftung 

e.V
. 

m
it 

den 
spezifischen 

G
esundheitsproblem

en 

                                                 
230  D

G
B

 B
ildungsw

erk (2004), Islam
 in der A

rbeitsw
elt, Stand 5.10.2004. 

231  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter w

w
w

.stiftung.koerber.de/praxisforum
-schule-islam

/presse 
(12.5.2006). 

232  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter w

w
w

.interkultureller-
rat.de/Them

en/A
br_Forum

/A
br_Forum

_allgem
ein.shtm

l (12.5.2006). 
233  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter w
w

w
.aktioncourage.org/ac/projekte/integrm

usldeut.htm
 

(30.4.2005). 
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türkischer 
M

uslim
e 

in 
D

eutschland 
und 

m
it 

der 
Einführung 

geeigneter 
m

edizinischer Präventionsm
aßnahm

en. D
ie Stiftung legt den Schw

erpunkt 
ihrer A

rbeit auf die A
ufklärung der türkischen B

evölkerung über K
rankheiten, 

ihre U
rsachen und B

ehandlungsm
ethoden sow

ie auf die Förderung der 
A

usbildung türkischer Ä
rzte und die B

ereitstellung von Inform
ationen für 

nicht-m
uslim

ische Ä
rzte über die spezifischen B

edürfnisse m
uslim

ischer 
Patienten. 234 

  Irland
 Bildungsinitiativen zum

 Islam
 

 
Im

 D
ezem

ber 2004 veranstaltete die C
hester B

eatty Library in D
ublin eine 

zw
eitägige K

onferenz, an der renom
m

ierte Experten der Islam
w

issenschaften 
aus Irland, dem

 V
ereinigten K

önigreich, N
ordam

erika und D
eutschland 

teilnahm
en. Im

 Januar 2005 w
ar die C

hester B
eatty Library gem

einsam
 m

it 
dem

 
islam

ischen 
K

ulturzentrum
 

zudem
 

G
astgeber 

einer 
R

eihe 
von 

„M
ittagsvorlesungen“ 

über 
die 

persönlichen 
Erfahrungen 

von 
in 

Irland 
lebenden M

uslim
en. Im

 Januar 2005 fand am
 U

niversity C
ollege C

ork eine 
„W

oche der Sensibilisierung für den Islam
“ statt. D

ie N
ational U

niversity of 
Ireland G

alw
ay führte im

 Januar 2005 ebenfalls eine solche V
eranstaltung 

durch, das Trinity C
ollege D

ublin im
 Februar 2005. Im

 M
ärz 2005 fand im

 
Islam

ic C
ultural C

entre of Ireland eine K
onferenz zum

 Them
a „Islam

 und 
M

uslim
e im

 Irland von heute“ statt. 
                                                   
234  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter w
w

w
.tdg-stiftung.de (12.5.2006). 
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Italien
 Interreligiöser D

ialog 
 

Im
 M

ärz 2004 führte eine große interreligiöse D
ialogveranstaltung unter dem

 
Titel 

„A
rchitekten 

einer 
pluralistischen 

G
esellschaft“ 

G
ruppen 

w
ie 

die 
Italienische 

M
uslim

ische 
Jugend, 

die 
U

nion 
Junger 

Italienischer 
Juden 

(FU
C

I) und die Jugendorganisation der C
hristlichen V

ereine italienischer 
A

rbeitnehm
er (A

C
LI) zum

 Erfahrungsaustausch über politische und religiöse 
Fragen zusam

m
en. D

iese V
eranstaltung der Jugendorganisationen bildete die 

Fortführung einer 2002 eingeleiteten Initiative, aus der ein gem
einsam

es 
Papier über B

ürgerrechte hervorging. 235  
M

uslim
e, 

C
hristen 

und 
Juden 

führten 
gem

einsam
e 

D
iskussionsveranstaltungen zum

 Them
a interreligiöser D

ialog und friedliches 
Zusam

m
enleben durch. W

ie aus dem
 B

ericht der nationalen A
nlaufstelle für 

Italien zu entnehm
en, richteten sich die m

eisten dieser V
eranstaltungen an 

Jugendliche. 236  
  Luxemburg
 Bildungsinitiative 
 

1999, zu einem
 Zeitpunkt als viele A

sylbew
erber aus dem

 ehem
aligen 

Jugoslaw
ien 

in 
Luxem

burg 
A

ufnahm
e 

suchten, 
w

urde 
an 

den 
luxem

burgischen 
Schulen 

die 
Initiative 

M
édiateurs 

interculturels 
(interkulturelle M

ittler) gestartet. D
ie Initiative richtet sich an die K

inder der 
A

sylbew
erber an den Prim

ar- und Sekundarschulen des Landes. D
ie „M

ittler“ 
kom

m
en aus den B

alkanländern und sind entw
eder selbst M

uslim
e oder 

kennen 
sich 

sehr 
gut 

m
it 

deren 
K

ulturkreis 
aus. 

Sie 
fördern 

die 
K

om
m

unikation 
und 

das 
gegenseitige 

V
erständnis 

an 
den 

Schulen 
(Lehrkräfte) und zw

ischen den Eltern (Schüler und Lehrer). D
ie Initiative 

w
urde als „hervorragend“ bew

ertet. 237 
  Ungarn
                                                  
235  „Identità diverse, uguali diritti“. O

ffener B
rief von A

bdallah K
abakebbji (V

orsitzender der 
Italienischen M

uslim
ischen Jugend), A

ndrea C
ausin (Jugendkoordinator der A

C
LI – C

hristliche 
V

ereine 
italienischer 

A
rbeitnehm

er) 
und 

D
iletta 

C
esana 

(V
orsitzende 

der 
U

nion 
Junger 

Italienischer Juden), in: A
llievi, S., D

al C
orso M

., (H
g.) (2005) Verso i cantieri del dialogo, 

Padova: Edizioni C
entrooffset.  

236  B
ei 

einer 
dieser 

V
eranstaltungen 

w
urde 

ein 
von 

A
dballah 

K
abakebbji 

(V
orsitzender 

der 
Italienischen M

uslim
ischen Jugend), A

ndrea C
ausin (nationaler Jugendkoordinator der A

C
LI – 

C
hristliche V

ereine italienischer A
rbeitnehm

er) und D
iletta C

esana (V
orsitzende der U

nion Junger 
Italienischer Juden) gem

einsam
 unterzeichneter offener B

rief – Identità diverse, uguali diritti – 
verfasst. 

237  R
apport d’évaluation FER

 (Fond Européen pour R
éfugiés), exercice 2000 et 2001, C

laudia 
H

artm
ann, M

ai 2002. 
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W
eiterbildungsveranstaltung zum

 Them
a Islam

ophobie 
 

Im
 Juni 2004 fand in B

udapest eine vom
 Europäischen Jugendzentrum

 (EJZ) 
des Europarats organisierte sechstägige W

eiterbildungsveranstaltung zum
 

Them
a „Islam

ophobie und ihre Folgen für junge M
enschen“ statt. 238 

  
Österreich
 Interreligiöser D

ialog 
 

Im
 Januar 2005 w

urde in einer interreligiösen G
edenkstunde der Tsunam

i-
O

pfer gedacht. 239 D
ie christlichen K

irchen w
urden 2004 zur M

itw
irkung an 

der A
usarbeitung des Sozialw

ortes eingeladen, einer Initiative in der die 
christlichen 

K
irchen 

zu 
gesellschaftlichen 

H
erausforderungen 

Stellung 
nehm

en. 240 
 Literaturveranstaltung 
 

Im
 M

ärz 2004 fand in W
ien die jährliche V

eranstaltung „Literatur im
 M

ärz“ 
statt, die in diesem

 Jahr dem
 Them

a „Islam
 und A

bendland“ gew
idm

et w
ar. 241 

  Polen
 Interreligiöser D

ialog 
 

D
er im

 Juni 1997 gegründete G
em

einsam
e R

at der K
atholiken und M

uslim
e 

ist die w
ichtigste O

rganisation für den interreligiösen D
ialog zw

ischen 
C

hristen und M
uslim

en in Polen. M
it der G

ründung des R
ates w

ird das Ziel 
verfolgt, 

den 
Frieden 

zu 
fördern, 

für 
ein 

gew
altfreies 

Zusam
m

enleben 
einzutreten und durch gegenseitige A

chtung und V
erständnis K

onflikten 
vorzubeugen. D

er G
em

einsam
e R

at der K
atholiken und M

uslim
e w

urde von 
der polnischen B

ischofskonferenz, vom
 V

orsitzenden des Päpstlichen R
ates 

für den interreligiösen D
ialog und von Papst Johannes Paul II. anerkannt. 

M
uslim

e Litauens, der U
kraine und der R

epublik B
elarus schlossen sich dem

 
R

at an. 2001 verkündete die polnische B
ischofskonferenz auf Initiative des 

R
ates einen offiziellen „islam

ischen Tag“ der katholischen K
irche. Jährlich 

w
erden 

an 
diesem

 
Tag 

gem
einsam

e 
G

ottesdienste 
von 

K
atholiken 

und 
M

uslim
en abgehalten, in denen aus der B

ibel und dem
 K

oran gelesen w
ird. 

                                                 
238  W

eitere 
Inform

ationen 
im

 
Internet 

unter 
http://eycb.coe.int/eycbw

w
w

root/hre/open1.htm
l?url=/eycbw

w
w

root/hre/eng/socialcoh_act.asp  
(27.4.2005).  

239  Siehe O
RF O

N
 (19.1.2005), „500 G

äste bei interreligiöser G
edenkstunde für Flutopfer“, im

 Internet 
abrufbar unter: http://religion.orf.at/projekt02/new

s/0501/ne050119_flutgedenken2.htm
, (3.5.2005). 

240  Sozialw
ort des Ö

kum
enischen R

ates der K
irchen in Ö

sterreich, w
eitere Inform

ationen unter 
http://w

w
w

.sozialw
ort.at/, (3.5.2005). 

241  Literatur 
im

 
M

ärz: 
Islam

 
und 

A
bendland 

– 
der 

U
rsprung 

des 
W

estens, 
siehe  

http://w
w

w
.alte-schm

iede.at/lim
2005.htm

, (21.3.2005). 
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B
egleitend 

finden 
w

issenschaftliche 
V

orträge 
und 

verschiedene 
K

ulturveranstaltungen statt. 
 M

edieninitiative 
 

D
as Projekt „K

eine Furcht vor dem
 Islam

“
242 des V

ereins „B
ond“ w

ill 
Journalisten 

vertrauensw
ürdige 

Inform
ationen 

über 
den 

Islam
 

und 
die 

M
uslim

e verm
itteln. Im

 R
ahm

en des Projekts fanden in m
ehreren polnischen 

Städten Sem
inare für Journalisten und M

edienvertreter statt, an denen neben 
Islam

experten auch V
ertreter der polnischen M

uslim
e teilnahm

en. 
  Slowakische Republik 
 Inform

ationsveranstaltung  
 

A
m

 
8. M

ärz 
2005 

eröffnete 
die 

Islam
ische 

Stiftung 
der 

Slow
akei 

im
 

Einkaufskom
plex „A

upark“ in B
ratislava unter dem

 Titel „Entdecke den 
Islam

“ eine A
usstellung m

it Plakaten und O
bjekten zum

 Them
a Islam

. M
it 

der A
usstellung sollten der Ö

ffentlichkeit ein authentisches, glaubw
ürdiges 

B
ild der M

uslim
e und des Islam

 verm
ittelt und die M

ythen und Stereotypen, 
die in der slow

akischen G
esellschaft über die M

uslim
e und ihren G

lauben 
gepflegt w

erden, in Frage gestellt w
erden. D

ie A
usstellung sollte deutlich 

m
achen, dass die M

uslim
e m

it ihrem
 G

lauben eine B
ereicherung für Europa 

sein können. 243 
  Schweden
 Interreligiöser D

ialog 
 

In 
Schw

eden 
besteht 

eine 
vielfältige 

Zusam
m

enarbeit 
zw

ischen 
unterschiedlichen religiösen G

laubensgem
einschaften; ein B

eispiel hierfür 
bietet das Projekt „Tools for Peace“' 244. D

as Projekt – Folgevorhaben einer 
internationalen K

onferenz, die 2004 unter dem
 M

otto „Tools for Peace – The 
role of religion in conflicts“ (W

erkzeuge für den Frieden – die R
olle der 

R
eligion in K

onflikten) in Schw
eden stattfand – geht auf eine Initiative von 

V
ertretern der drei R

eligionen C
hristentum

, Islam
 und Judentum

 in Schw
eden 

zurück. 
                                                   
242  D

as Projekt w
urde im

 R
ahm

en des PH
A

R
E-Program

m
s 2002 zur Stärkung von politischen 

M
aßnahm

en gegen D
iskrim

inierung (Strengthening Anti-D
iscrim

ination Policies) durchgeführt. 
243  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.islam

w
eb.sk (10.5.2005). 

244  W
eitere Inform

ationen im
 Internet unter http://w

w
w

.tools-for-peace.net/ (5.4.2006). 
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Finnland
 Interreligiöser D

ialog 
 

Seit 2001 treffen die Führer der evangelisch-lutherischen, der katholischen 
und 

der 
orthodoxen 

K
irche 

regelm
äßig 

m
it 

V
ertretern 

der 
jüdischen 

G
em

einde in Finnland, dem
 Im

am
 der islam

ischen G
esellschaft Finnlands und 

dem
 V

orsitzenden der finnischen islam
ischen K

ongregation zusam
m

en. 245. In 
der 

Pressem
itteilung 

zu 
ihrem

 
Treffen 

vom
 

7.2.2005 
betonten 

die 
R

eligionsführer, dass es w
ichtig ist, den interreligiösen D

ialog in  Finnland 
fortzuführen und w

eiter zu vertiefen. Sie form
ulierten eine gem

einsam
e 

V
ision von Finnland als einer toleranten m

ultikulturellen G
esellschaft, in der 

zw
ischen den verschiedenen R

eligionen und K
ulturen V

erständnis herrscht, 
und sie äußerten den W

unsch nach einer interkonfessionellen V
eranstaltung 

bei den Leichtathletik-W
eltm

eisterschaften vom
 6. bis 14. A

ugust 2005 in 
H

elsinki. 246 
  Vereinigtes Königreich 
 Interreligiöse Initiativen 
 

Inter-faith N
etw

ork for the U
K

: D
as interreligiöse N

etzw
erk, an dem

 sich 
landesw

eite und lokale interreligiöse Initiativen im
 V

ereinigten K
önigreich 

beteiligen, unterhält einen Inform
ationsdienst über R

eligionsgem
einschaften 

und interreligiöse Fragen und sorgt im
 R

ahm
en von Zusam

m
enkünften und in 

V
eröffentlichungen für die W

eitergabe bew
ährter Praktiken. D

ie Publikation 
„B

uilding G
ood R

elations w
ith People of D

ifferent Faiths and B
eliefs“ 

(H
andreichung für gute B

eziehungen zw
ischen A

ngehörigen verschiedener 
R

eligionen und G
laubensrichtungen) bietet Leitlinien für den positiven D

ialog 
zw

ischen den R
eligionen. 247 

Führer 
von 

m
uslim

ischen, 
jüdischen 

und 
christlichen 

G
laubensgem

einschaften gründeten gem
einsam

 das „Three Faiths Forum
“ 

(Forum
 

der 
drei 

R
eligionen), 

das 
auf 

nationaler 
und 

lokaler 
Ebene 

K
onferenzen, Sem

inare und Zusam
m

enkünfte m
it Politikern organisiert. 248 

M
aim

onides Foundation: Eine interreligiöse O
rganisation von Juden und 

M
uslim

en 
zur 

Förderung 
des 

V
erständnisses, 

des 
D

ialogs 
und 

der 
Zusam

m
enarbeit zw

ischen Juden und M
uslim

en in K
ultur, W

issenschaft und 
B

ildung. D
ie interreligiösen Program

m
e beinhalten unter anderem

 B
esuche an 

Schulen und V
orträge über den Islam

 und die M
uslim

e. 249 

                                                 
245  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.ekum

enia.fi/index.htm
 (10.5.2005). 

246  D
ie Pressem

itteilung ist in finnischer Sprache abrufbar unter http://w
w

w
.ekum

enia.fi/index.htm
 

(10.5.2005).  
247  W

eitere Inform
ationen im

 Internet unter http://w
w

w
.interfaith.co.uk/code.htm

 (13.5.2006). 
248  W

eitere Inform
ationen unter w

w
w

.threefaithsforum
.org.uk (13.5.2006). 

249  FA
IR

 arbeitet bei der jährlichen V
ortragsserie und interreligiösen Them

en m
it der M

aim
onides 

Foundation zusam
m

en. W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.fairuk.org/aw

areness.htm
. D

as 
vollständige Program

m
e der M

aim
onides Foundation kann im

 Internet unter folgender U
R

L 
abgerufen w

erden http://w
w

w
.m

aim
onides-foundation.org/program

m
es.htm

l  (13.5.2006). 
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Bildungsinitiativen 
 

N
ationale W

oche des sozialen Zusam
m

enhalts, M
ontag 2. Februar 2004: Eine 

nationale K
onferenz des V

erbands der m
uslim

ischen Schulen im
 V

ereinigten 
K

önigreich (A
ssociation of M

uslim
 Schools U

K
), m

it der das Program
m

 für 
den 

sozialen 
Zusam

m
enhalt 

innerhalb 
der 

m
uslim

ischen 
G

em
einschaft 

bekannt gem
acht w

erden sollte. 250 
V

erschiedene 
O

rganisationen 
– 

das 
Islam

ic 
H

om
e 

Schooling 
A

dvisory 
N

etw
ork (IH

SA
N

) 251, die A
ssociation of M

uslim
 Schools 252, der M

uslim
 

Educational Trust (U
K

) 253 – engagieren sich in der B
eratungsarbeit zur 

W
eitergabe 

beispielhafter 
Praktiken 

für 
m

uslim
ische 

Schüler 
im

 
B

ildungsbereich. 
D

er Lehrerverband „Teachers U
nion“ unterstützt bew

ährte Praktiken gegen 
Islam

ophobie an Schulen. 254  
 G

esundheitsw
esen 

 
D

as 
M

uslim
 

H
ealth 

N
etw

ork 
(M

H
N

) 
w

urde 
eigens 

eingerichtet, 
um

 
G

esundheit und G
esundheitsbew

usstsein unter der m
uslim

ischen B
evölkerung 

im
 V

ereinigten K
önigreich zur fördern und zu erhalten. 255   

                                                 
250  W

eitere 
Inform

ationen 
unter 

http://w
w

w
.m

cb.org.uk/m
cbdirect/features.php?ann_id=215  

(12.5.2006).  
251  W

eitere Inform
ationen unter http://w

w
w

.islam
ichom

eeducation.co.uk/ (12.5.2006). 
252  W

eitere Inform
ationen unter http://w

w
w

.am
s.uk.net/ (12.5.2006). 

253  W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.m

uslim
-ed-trust.org.uk/ (12.5.2006). 

254  W
eitere Inform

ationen unter http://w
w

w
.teachersunion.org.uk/shared_asp_files/uploadedfiles/ per 

cent7B
C

8B
C

39B
7-8C

F8-4431-B
FA

E-168D
5C

FE2F3C
 

per 
cent7D

_Islam
ophobia.PD

F 
(12.5.2006).  

255  M
uslim

 H
ealth N

etw
ork http://w

w
w

.m
uslim

healthnetw
ork.org/ (12.5.2006). 
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 3. 
Der Beitrag des EUMC zur Entwicklung von 
Maßnahmen zur gesellschaftlichen Integration 

   A
usschlaggebend für den Erfolg jedw

eder integrationspolitischer M
aßnahm

en ist die 
U

nterstützung seitens der G
esellschaft. Sie setzt die Zusam

m
enarbeit m

it V
ertretern 

von O
rganisationen der einzelnen B

evölkerungsgruppen und auch m
it denjenigen 

Teilen der B
evölkerung voraus, die nicht von den offiziellen V

ertretern oder 
Sprechern repräsentiert w

erden. Insbesondere dürfen bei der Entw
icklung von 

Integrationsm
aßnahm

en auch die Erfahrungen, B
edürfnisse und Erw

artungen der 
Jugendlichen nicht außer A

cht gelassen w
erden. 

 H
ierbei lässt sich einiges von erfolgreichen, von der jew

eiligen B
evölkerungsgruppe 

m
itgetragenen 

Eingliederungsinitiativen 
lernen, 

die 
bereits 

m
it 

verschiedenen 
M

igrantengruppen und ethnischen M
inderheiten in Europa durchgeführt w

urden. Im
 

H
inblick auf die besonderen B

edürfnisse junger M
uslim

e – m
it ihrem

 geringen 
B

ildungsniveau und den hohen A
rbeitslosenquoten die vielleicht am

 stärksten 
m

arginalisierte G
ruppe in vielen m

uslim
ischen G

em
einschaften in ganz Europa – 

lassen sich auch Erfahrungen aus erfolgreichen M
aßnahm

en übernehm
en, m

it denen 
versucht w

ird, dem
 von den Jugendlichen der M

ehrheitsbevölkerung em
pfundenen 

G
efühl der M

arginalisierung zu begegnen. 
 Eine erfolgreiche Integrationspolitik bedarf der Zusam

m
enarbeit vieler B

eteiligter – 
sow

ohl m
uslim

ischer als auch nicht-m
uslim

ischer G
ruppen –, die in der Lage sind, 

gezielt 
auf 

die 
unterschiedlichen 

B
edürfnisse 

der 
m

uslim
ischen 

B
evölkerung 

einzugehen. 
B

ehörden, 
N

R
O

 
und 

R
eligionsgem

einschaften 
sollten 

gem
einsam

 
darauf hinarbeiten, integrationspolitische M

aßnahm
en und Initiativen zu entw

ickeln, 
zu fördern, um

zusetzen und w
eiterzuverfolgen.  

 Zu diesem
 Zw

eck hat das EU
M

C
 m

it U
nterstützung des A

usschusses der R
egionen 

unter dem
 M

otto „M
uslim

ische G
em

einschaften auf der lokalen Ebene integrieren“ 
eine R

eihe von Zusam
m

enkünften zw
ischen V

ertretern der M
uslim

e und den 
B

ehörden m
ehrerer europäischer G

roßstädte w
ie B

radford (V
ereinigtes K

önigreich), 
R

otterdam
 (N

iederlande), A
ntw

erpen und G
enk (B

elgien), M
annheim

 (D
eutschland) 

und Å
rhus (D

änem
ark) organisiert.  

 D
iese Zusam

m
enkünfte bilden eine Folgem

aßnahm
e zu einem

 früheren EU
M

C
-

Projekt, aus dem
 die V

eröffentlichung des vom
 EU

M
C

 vorgelegten B
erichts 

„Situation der islam
ischen G

em
einden in fünf europäischen Städten“ hervorging. 

A
uch im

 EU
M

C
-M

agazin „Equal V
oices“ w

ird der Them
enkom

plex m
uslim

ische 
G

em
einschaften, interreligiöse Initiativen und Integration regelm

äßig aufgegriffen. 
So befasste sich A

usgabe 17 von „Equal V
oices“ unter dem

 Titel „R
eligious 

C
om

m
unities in the European U

nion – M
anaging diversity, facilitating inter-

religious dialogue and com
bating discrim

ination“ m
it den Them

en religiöse V
ielfalt, 

interreligiöser D
ialog und B

ekäm
pfung von D

iskrim
inierung in der Europäischen 

U
nion. In A

usgabe 18 w
urden M

einungen von N
R

O
, den V

ertretern verschiedener 
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R
eligionsgem

einschaften und M
edienexperten vorgestellt, die sich dazu äußerten, 

w
ie gegen H

assreden vorgegangen w
erden kann. 
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Schlussfolgerungen
   Für den vorliegenden B

ericht w
urden Inform

ationen aus allen M
itgliedstaaten der 

EU
 gesam

m
elt, die auf sehr unterschiedliche Erfahrungen m

it dem
 Them

a religiöse 
V

ielfalt zurückblicken und für unterschiedliche Problem
e differenzierte A

ntw
orten 

entw
ickelt 

haben, 
und 

die 
auch 

im
 

H
inblick 

auf 
R

assism
usbekäm

pfung, 
Sensibilisierung 

für 
D

iskrim
inierung 

und 
A

ktivitäten 
gegen 

D
iskrim

inierung 
durchaus unterschiedliche A

nsätze verfolgen. U
ngeachtet der V

ielfalt der A
rt der 

gesam
m

elten D
aten und Inform

ationen w
ird doch deutlich, dass sich M

uslim
e 

häufig D
iskrim

inierungen und M
arginalisierung unterschiedlicher A

usprägung im
 

A
rbeitsm

arkt, B
ildungs- und W

ohnungsbereich ausgesetzt sehen und zudem
 O

pfer 
negativer 

Stereotypen 
und 

V
orurteile 

w
erden. 

Es 
fällt 

schw
er, 

derartige 
Erscheinungsform

en der D
iskrim

inierung ausschließlich der R
eligion zuzuschreiben, 

da M
uslim

e aufgrund ihrer R
eligion, nationalen oder ethnischen H

erkunft, Sprache, 
H

autfarbe, Staatsangehörigkeit, ihres G
eschlechts und sogar ihres R

echtsstatus 
unterschiedlichen Form

en der D
iskrim

inierung ausgesetzt sein können.  
 Politische 

A
ntw

orten, 
m

it 
denen 

die 
Phänom

ene 
der 

Islam
ophobie 

und 
der 

Intoleranz gegenüber und D
iskrim

inierung von M
uslim

en oder verm
eintlichen 

M
uslim

en benannt, erm
ittelt und bekäm

pft w
erden sollen, m

üssen daher auf den 
G

rundsätzen der G
leichheit und N

ichtdiskrim
inierung aufbauen und den politischen 

Em
pfehlungen 

des 
Europarats 

und 
der 

V
ereinten 

N
ationen 

folgen. 
D

ies 
gilt 

insbesondere für den G
esam

tkontext der Europäischen U
nion, denn sow

ohl für die 
europäische als auch für die nationale Ebene w

urde ein unm
ittelbar relevanter 

K
orpus an R

echtsvorschriften gegen D
iskrim

inierung angenom
m

en.  
 D

ie 
D

iskrim
inierung 

von 
M

uslim
en 

lässt 
sich 

som
it 

einer 
islam

feindlichen 
Einstellung 

ebenso 
zuschreiben 

w
ie 

rassistischen 
und 

frem
denfeindlichen 

R
essentim

ents, 
denn 

in 
vielen 

Fällen 
sind 

alle 
drei 

Elem
ente 

unauflöslich 
m

iteinander 
verw

oben. 
R

assism
us, 

Frem
denfeindlichkeit 

und 
Islam

ophobie 
verstärken sich gegenseitig, daher m

uss Feindseligkeit gegenüber M
uslim

en im
 

K
ontext eines allgem

eineren K
lim

as der Feindseligkeit gegenüber M
igranten und 

A
ngehörigen ethnischer M

inderheiten betrachtet w
erden. 

 W
ie aus dem

 B
ericht hervorgeht, sehen sich M

uslim
e D

iskrim
inierungen und 

unterschiedlichen Erscheinungsform
en der Islam

ophobie, von verbalen D
rohungen 

bis hin zu tätlichen A
ngriffen auf Personen und Sachen ausgesetzt. D

ie in dem
 

B
ericht vorgestellten D

aten aus Forschungsarbeiten und statistischen Erhebungen – 
w

enngleich es sich großenteils um
 D

aten zu Staatsangehörigkeit und ethnischer 
H

erkunft 
als 

„N
äherungsw

erte“ 
handelt 

– 
belegen, 

dass 
M

uslim
e 

häufig 
in 

W
ohngebieten 

m
it 

schlechten 
W

ohnbedingungen 
ansässig 

sind 
und 

ihr 
B

ildungsniveau im
 A

llgem
einen unter dem

 nationalen D
urchschnitt liegt, w

ährend 
die A

rbeitslosenquoten m
eist überdurchschnittlich hoch sind. M

uslim
e üben oft 

gering 
qualifizierte 

Tätigkeiten 
aus 

und 
sind 

in 
den 

schlecht 
bezahlten 

W
irtschaftssektoren überrepräsentiert. Ihre C

hancen für einen sozialen A
ufstieg sind 

begrenzt und sie sind häufig von sozialer A
usgrenzung und D

iskrim
inierung 
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betroffen. D
a jedoch kein um

fassendes D
atenm

aterial verfügbar ist, bleiben das 
w

ahre 
A

usm
aß 

und 
der 

w
ahre 

C
harakter 

der 
gegen 

M
uslim

e 
gerichteten 

D
iskrim

inierungen 
und 

islam
feindlichen 

V
orfälle 

w
eiterhin 

unzureichend 
dokum

entiert.  
 G

leichzeitig sind jedoch Entw
icklungen erkennbar, die darauf schließen lassen, dass 

in einer ganzen R
eihe von M

itgliedstaaten das B
ew

usstsein für die D
iskrim

inierung 
der M

uslim
e und für die N

otw
endigkeit einer R

eaktion w
ächst, und es sind auch 

neue 
Initiativen 

für 
die 

Erhebung 
besserer 

am
tlicher 

Statistiken 
und 

für 
Forschungsarbeiten im

 G
ange, m

it denen die G
rößenordnung und die Eigenheiten 

des Problem
s genauer bestim

m
t w

erden können. Ein G
rund hierfür könnte die 

U
m

setzung der R
ichtlinie zur G

leichbehandlung ohne U
nterschied der R

asse sein, 
die in einigen M

itgliedstaaten bereits abgeschlossen ist, w
ährend sie in anderen noch 

ansteht. Zu den zentralen Forderungen der R
ichtlinie zählt die B

enennung von 
G

leichstellungsstellen. D
iese Stellen sollen D

iskrim
inierungsopfern unabhängige 

H
ilfe, anbieten, U

ntersuchungen zum
 Them

a der D
iskrim

inierung durchführen und 
unabhängige B

erichte und Em
pfehlungen veröffentlichen. D

arüber hinaus gibt die 
R

ichtlinie zur G
leichbehandlung in B

eschäftigung und B
eruf einen allgem

einen 
R

ahm
en für die B

ekäm
pfung von D

iskrim
inierungen im

 B
eschäftigungsbereich, 

auch 
aus 

G
ründen 

der 
R

eligion, 
sow

ie 
zur 

V
erbesserung 

der 
C

hancen 
von 

M
inderheiten, ihr Potenzial am

 A
rbeitsm

arkt zu verw
irklichen, vor. D

urch die 
R

ichtlinie 
ist 

auch 
das 

B
ew

usstsein 
dafür 

gew
achsen, 

dass 
ein 

„D
iversity 

M
anagem

ent“ 
notw

endig 
ist, 

das 
deutlich 

m
acht, 

dass 
kulturelle/religiöse 

Zugeständnisse am
 A

rbeitsplatz auch V
orteile m

it sich bringen. 
 Integrierte politische Initiativen m

it dem
 Z

iel entw
ickeln, Fortschritte bei der 

N
ichtdiskrim

inierung und der Integration von M
uslim

en zu erreichen  
 D

as EU
M

C
 vertritt die A

uffassung, dass die M
itgliedstaaten politische M

aßnahm
en 

entw
ickeln, intensivieren und auch bew

erten m
üssen, die darauf abzielen, G

leichheit 
und N

ichtdiskrim
inierung der m

uslim
ischen B

evölkerung – insbesondere in den 
B

ereichen B
eschäftigung, B

ildung und Zugang zu W
aren und D

ienstleistungen – 
sicherzustellen. D

as EU
M

C
 befürw

ortet positive Initiativen m
it dem

 Ziel, ein 
U

m
feld zu schaffen, das den unterschiedlichen m

uslim
ischen G

em
einschaften in 

Europa die M
öglichkeit einer uneingeschränkten Teilhabe an der G

esellschaft bietet. 
 Eine zentrale Frage dabei lautet, ob sich die M

uslim
e – gleichgültig, ob sie nun eher 

w
eltlich oder religiös ausgerichtet sind – in die europäischen G

esellschaften gut 
integriert 

fühlen, 
oder 

ob 
sie 

sich 
m

arginalisiert 
und 

ausgegrenzt 
sehen. 

D
iskrim

inierende 
Praktiken, 

die 
aus 

einer 
intoleranten, 

voreingenom
m

enen 
G

rundhaltung 
gegenüber 

anderen 
K

ulturen 
hervorgehen, 

könnten 
zu 

H
offnungslosigkeit 

und 
Entfrem

dung, 
vor 

allem
 

unter 
den 

m
uslim

ischen 
Jugendlichen, führen und dam

it den Zusam
m

enhalt der G
esellschaft beeinträchtigen. 

 D
en R

ahm
en für die Entw

icklung von gesellschaftlicher Politik und Praxis sollte die 
A

nerkennung 
der 

Tatsache 
bilden, 

dass 
die 

europäischen 
G

esellschaften 
m

ultikulturell und m
ultireligiöse geprägt sind; diese Erkenntnis m

uss die G
rundlage 

für künftiges H
andeln sein. N

ach M
einung des EU

M
C

 sollten M
aßnahm

en und 
Praktiken gegen D

iskrim
inierung und soziale A

usgrenzung und zur Förderung der 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

130

Einbeziehung zu den Prioritäten allen politischen H
andelns gehören. Insbesondere 

vertritt das EU
M

C
 die A

nsicht, dass die Schaffung von Zugangsvoraussetzungen für 
eine 

qualitativ 
hochw

ertige 
B

ildung 
und 

C
hancengleichheit 

am
 

A
rbeitsm

arkt 
verstärkt in den V

ordergrund rücken m
üssen. W

eitere w
ichtige Them

en, die es 
anzugehen 

gilt, 
sind 

der 
Zugang 

zu 
öffentlichen 

w
ie 

privaten 
G

ütern 
und 

D
ienstleistungen (vor allem

 im
 W

ohnungsbereich) sow
ie die Teilhabe an den 

Prozessen des öffentlichen Lebens, und zw
ar vorrangig auf lokaler und regionaler 

Ebene. D
as dem

ografische Profil der m
uslim

ischen B
evölkerung ist nachw

eislich 
jünger 

als 
das 

der 
M

ehrheitsbevölkerung, 
daraus 

ergibt 
sich, 

dass 
sich 

m
it 

politischen M
aßnahm

en, die auf die Jugend abzielen, besonders hohe W
irkung 

erzielen lässt. 
 D

as EU
M

C
 begrüßt G

em
einschaftsinitiativen zur V

erbesserung der K
oordinierung 

und 
des 

A
ustauschs 

von 
bew

ährten 
Praktiken 

im
 

H
inblick 

auf 
die 

Integrationspolitiken 
auf 

nationaler 
und 

lokaler 
Ebene, 

w
ie 

sie 
von 

der  
Europäischen 

K
om

m
ission 

in 
ihrer 

M
itteilung 

„Eine 
gem

einsam
e 

Integrationsagenda – Ein R
ahm

en für die Integration von D
rittstaatsangehörigen in 

die Europäische U
nion“ dargestellt w

urden. D
er Europäische R

at trägt m
it seinen im

 
N

ovem
ber 

2004 
angenom

m
enen 

gem
einsam

en 
G

rundprinzipien 
der 

Tatsache 
R

echnung, dass Teilhabe und G
leichbehandlung G

rundvoraussetzungen für eine 
bessere Integration und einen stärkeren Zusam

m
enhalt der G

esellschaft sind. 
 In 

diesem
 

Zusam
m

enhang 
m

uss 
hervorgehoben 

w
erden, 

dass 
Integration 

ein 
dynam

ischer Prozess gegenseitiger A
npassung sow

ohl der M
inderheitengruppen als 

auch der allgem
einen G

esellschaft ist, der beiden Seiten A
nstrengungen abverlangt. 

 E
rscheinungsform

en der Frem
denfeindlichkeit erkennen und erfassen  

 W
ie bereits in früheren B

erichten, gelangt das EU
M

C
 auch hier w

ieder zu der 
Feststellung, dass es in der gesam

ten EU
 eindeutig an D

aten und am
tlichen 

Inform
ationen erstens über die soziale Situation der M

uslim
e und zw

eitens über 
A

usm
aß und C

harakter der Islam
ophobie fehlt. D

ie Folge ist, dass – m
angels 

zuverlässiger 
und 

vergleichbarer 
D

aten 
– 

w
ichtige 

Inform
ationen 

für 
die 

Entw
icklung politischer M

aßnahm
en fehlen. D

ie M
itgliedstaaten sollten sich daher 

dringend G
edanken darüber m

achen, in w
elchem

 U
m

fang D
aten und Inform

ationen 
über „islam

feindliche“ V
orfälle und D

iskrim
inierungen von M

uslim
en in den 

w
ichtigen B

ereichen B
eschäftigung, B

ildung und W
ohnung erhoben w

erden sollten 
und w

ie sich dies realisieren lässt. H
ierzu sollten – gegebenenfalls unter aktiver 

M
itw

irkung der M
uslim

e – M
aßnahm

en zur D
atenerhebung und die erforderlichen 

B
egleitm

aßnahm
en ausgearbeitet w

erden. 
 In der M

ehrzahl der M
itgliedstaaten sind über die am

tlichen Erhebungsquellen keine 
ausreichenden Inform

ationen für die U
ntergliederung nach der B

evölkerungsgruppe 
der M

uslim
e zu bekom

m
en. N

ichtregierungsorganisationen geben zw
ar zum

 Teil 
A

uskunft über die Lage der M
uslim

e in der G
esellschaft und Erscheinungsform

en 
der Islam

ophobie, doch kann von ihnen nicht erw
artet w

erden, dass sie die 
bestehende K

enntnislücke ausfüllen. 
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B
esonders 

schw
ierig 

gestaltet 
sich 

die 
D

okum
entation 

der 
unterschiedlichen 

Erscheinungsform
en von Islam

ophobie, w
eil eine gem

einsam
e D

efinition, die die 
Erhebung vergleichbarer D

aten erm
öglichen w

ürde, bislang fehlt.

D
ie 

aufschlussreichsten 
Inform

ationen 
über 

unm
ittelbare 

M
anifestationen 

von 
Islam

ophobie – einschließlich A
ufstachelung zu R

assenhass, B
edrohungen und 

G
ew

alttaten 
m

it 
potenziell 

islam
feindlichem

 
H

intergrund 
– 

sind 
derzeit 

den 
B

erichten über rassistisch m
otivierte Straf- und G

ew
alttaten gegen M

uslim
e zu 

entnehm
en. 

A
llerdings 

enthalten 
nur 

die 
Strafgesetze 

einiger 
w

eniger 
M

itgliedstaaten B
estim

m
ungen über Straftaten aus religiösen M

otiven oder durch 
religiöse M

otive erschw
erte Straftaten, einschließlich Straftaten gegen M

uslim
e. 

Som
it findet die Tatsache keine B

erücksichtigung, dass G
ew

alttaten oder andere 
rassistisch m

otivierte Straftaten durch V
orurteile gegenüber oder H

ass auf die 
R

eligion der O
pfer noch verschärft sein können.  

 Zusam
m

enfassend lässt sich feststellen, dass in den M
itgliedstaaten bei w

eitem
 nicht 

alle islam
feindlichen V

orfälle erfasst w
erden. D

ies hat vor allem
 folgende G

ründe: 
Erstens 

w
erden 

die 
B

etroffenen 
nicht 

dazu 
angehalten, 

derartige 
V

orfälle 
anzuzeigen, zw

eitens w
erden in der M

ehrzahl der M
itgliedstaaten derartige V

orfälle 
nicht gesondert erfasst und drittens haben die O

pfer m
eist nur w

enig V
ertrauen in 

die A
rbeit der Polizei. 

 H
äufig ist es schw

ierig zu erkennen, ob V
orfälle als spezifisch islam

feindlich 
einzustufen sind, denn es können auch andere M

otive zugrunde liegen. D
ennoch 

bilden A
nzeigen von gegen M

uslim
e (oder verm

eintliche M
uslim

e) gerichteten 
V

orfällen die „besten“ verfügbaren Inform
ationen, die A

ufschluss über A
usm

aß und 
A

rt der V
orfälle liefern können, denen M

uslim
e in ganze Europa ausgesetzt sind. 
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Stellungnahm
en

   D
as EU

M
C

 begrüßt die Tatsache, dass in den M
itgliedstaaten das B

ew
usstsein für 

die Existenz von Islam
ophobie w

ächst und dass positive Initiativen entw
ickelt 

w
erden, w

ie sie im
 vorliegenden B

ericht anhand von B
eispielen vorgestellt w

urden. 
B

ei der A
usw

ertung der verfügbaren D
aten und Inform

ationen w
urde allerdings 

deutlich, dass in verschiedenen B
ereichen w

eitere Initiativen durchaus angebracht 
w

ären, so zum
 B

eispiel in der G
esetzgebung, in B

eschäftigung und B
ildung und 

auch im
 H

inblick auf die R
olle der M

edien und die U
nterstützung durch die 

Zivilgesellschaft. D
arüber hinaus vertritt das EU

M
C

 den Standpunkt, dass die 
M

itgliedstaaten neue R
echtsvorschriften und/oder V

erw
altungsbestim

m
ungen für 

positive M
aßnahm

en einführen bzw
. bestehende B

estim
m

ungen besser nutzen 
sollten. 
 V

or diesem
 H

intergrund schlägt das EU
M

C
 im

 Sinne seines A
uftrags gem

äß 
A

rtikel 2 
B

uchstabe e 
seiner 

G
ründungsverordnung 

„Schlussfolgerungen 
und 

G
utachten für die G

em
einschaft und ihre M

itgliedstaaten“ auszuarbeiten, innerhalb 
eines 

allgem
einen 

R
ahm

ens 
von 

M
aßnahm

en 
gegen 

R
assism

us, 
Frem

denfeindlichkeit, 
A

ntisem
itism

us, 
Islam

ophobie 
und 

ähnliche 
intolerante 

H
altungen Folgendes vor: 

 U
m

setzung von R
echtsvorschriften 

 
D

as 
EU

M
C

 
fordert 

den 
Europäischen 

M
inisterrat 

auf, 
den 

von 
der 

Europäischen K
om

m
ission im

 N
ovem

ber 2001 vorgelegten V
orschlag für 

einen R
ahm

enbeschluss des R
ates zur B

ekäm
pfung von R

assism
us und 

Frem
denfeindlichkeit 

(K
O

M
(2001) 664 

endg.) 
anzunehm

en 
und 

– 
w

enn 
dieser 

B
eschluss 

angenom
m

en 
w

ird 
– 

einen 
EU

-w
eit 

einheitlichen 
strafrechtlichen 

A
nsatz 

für 
w

irksam
e, 

angem
essene 

und 
abschreckende 

Strafen einzuführen. 
D

as EU
M

C
 fordert die M

itgliedstaaten auf, die R
ichtlinie 2000/43/EG

 zur 
A

nw
endung des G

leichbehandlungsgrundsatzes ohne U
nterschied der R

asse 
oder der ethnischen H

erkunft und – insbesondere m
it B

lick auf die R
eligion – 

die R
ichtlinie 2000/78/EG

 für die V
erw

irklichung der G
leichbehandlung in 

B
eschäftigung und B

eruf uneingeschränkt um
zusetzen. H

ierbei sollten die 
M

itgliedstaaten 
erw

ägen, 
über 

die 
rechtlichen 

M
indestanforderungen 

hinauszugehen und den Schutz vor D
iskrim

inierung aus G
ründen der R

eligion 
auf B

ereiche außerhalb von B
eschäftigung und B

eruf, insbesondere auf den 
B

ildungsbereich 
und 

den 
Zugang 

zu 
W

aren 
und 

D
ienstleistungen, 

auszuw
eiten. 

D
ie M

itgliedstaaten sollten zielgerichtete Inform
ationsm

aßnahm
en einführen, 

um
 zu gew

ährleisten, dass B
evölkerungsgruppen, die besonders häufig von 

D
iskrim

inierungen betroffen sind, darunter die M
uslim

e, ihre R
echte und die 

Instrum
ente, die in den neuen R

echtsvorschriften gegen D
iskrim

inierung 
vorgesehen 

sind, 
kennen 

und 
V

ertrauen 
in 

die 
B

ekäm
pfung 

von 
D

iskrim
inierung haben. 
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D
ie M

itgliedstaaten sollten sich in ihrem
 K

am
pf gegen Islam

ophobie sow
ie 

Intoleranz und D
iskrim

inierung gegenüber M
uslim

en bei der A
nw

endung von 
R

echtsvorschriften 
und 

begleitenden 
M

aßnahm
en 

von 
den 

allgem
einen 

politischen Em
pfehlungen N

r. 5, 7 und 8 der Europäischen K
om

m
ission 

gegen R
assism

us und Intoleranz (EC
R

I) des Europarats leiten lassen. 
D

ie M
itgliedstaaten sollten dafür Sorge tragen, dass ihre einzelstaatlichen 

R
echtsvorschriften B

estim
m

ungen über positive M
aßnahm

en zur Förderung 
der G

leichbehandlung ohne U
nterschied der R

asse und zur B
ekäm

pfung von 
D

iskrim
inierungen, insbesondere aus G

ründen der ethnischen H
erkunft, der 

R
eligion oder W

eltanschauung, enthalten. D
ie betreffenden B

estim
m

ungen 
sollten m

indestens die V
orgaben der R

ichtlinie 2000/43/EG
 des R

ates zur 
V

erw
irklichung 

des 
G

rundsatzes 
der 

G
leichbehandlung 

aller 
M

enschen 
ungeachtet ihrer ethnischen H

erkunft um
fassen. 

 E
rfassung von islam

feindlichen V
orfällen 

 
D

as 
EU

M
C

 
erm

ahnt 
die 

M
itgliedstaaten, 

ein 
Instrum

entarium
 

für 
die 

Erfassung 
von 

rassistischen, 
frem

denfeindlichen, 
antisem

itischen 
und 

islam
feindlichen V

orfällen einzuführen. A
ußerdem

 sollten die M
itgliedstaaten 

ihre 
rechtlichen 

Pflichten 
nach 

der 
R

ichtlinie 
zur 

A
nw

endung 
des 

G
leichbehandlungsgrundsatzes ohne U

nterschied der R
asse anerkennen und 

ihren spezialisierten Stellen angem
essene M

ittel für die B
eobachtung von 

D
iskrim

inierungen, die U
nterstützung von O

pfern und für Forschungsarbeiten 
zur V

erfügung stellen. 
D

ie M
itgliedstaaten sollten sich darüber G

edanken m
achen, inw

iew
eit eine 

gesonderte 
Erhebung 

von 
Inform

ationen 
über 

antim
uslim

ische 
V

orfälle 
w

ünschensw
ert und m

achbar ist. 
 U

m
setzung von politischen M

aßnahm
en zur sozialen Integration und T

eilhabe 
von M

igranten und M
inderheiten 

 
D

as EU
M

C
 fordert die M

itgliedstaaten auf, M
aßnahm

en einzuführen, m
it 

denen M
igranten und M

inderheiten, einschließlich der M
uslim

e, bei der 
V

erbesserung ihrer sozialen Situation unterstützt w
erden und die die G

ew
ähr 

dafür bieten, dass diese B
evölkerungsgruppen gleiche C

hancen erhalten und 
dass ihre M

arginalisierung und A
usgrenzung aus der G

esellschaft verhindert 
w

ird. 
D

ie 
M

itgliedstaaten 
sollten 

fachgebietsübergreifende 
A

rbeitsgruppen 
einrichten oder unterstützen, die den A

uftrag haben dafür zu sorgen, dass m
it 

den sozial- und w
irtschaftspolitischen M

aßnahm
en der R

egierungen das Ziel 
verw

irklicht w
ird, die Integration aller kulturellen, ethnischen und religiösen 

M
inderheiten auf der B

asis der G
leichbehandlung und N

ichtdiskrim
inierung 

zu fördern.  
M

igranten und M
inderheiten, darunter auch die M

uslim
e, sollten an der 

A
usarbeitung von Politiken und M

aßnahm
en zur sozialen Integration aktiv 

beteiligt w
erden.

Für w
irksam

e M
aßnahm

en zur sozialen Eingliederung sollte auf das K
onzept 

der aktiven M
itw

irkung (Em
pow

erm
ent) der B

etroffenen gesetzt w
erden. Eine 

w
irksam

e A
nw

endung dieses K
onzepts setzt voraus, dass die M

igranten und 
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M
inderheiten, darunter auch die M

uslim
e, R

echte und M
ittel erhalten, die es 

ihnen erm
öglichen, selbstverantw

ortlich für die V
erbesserung ihrer sozialen 

Integration tätig zu w
erden. 

D
as EU

M
C

 regt die M
itgliedstaaten dazu an, die vom

 Europäischen R
at im

 
N

ovem
ber 

2004 
angenom

m
enen 

gem
einsam

en 
G

rundprinzipien 
für 

die 
Integration in ihren integrationspolitischen M

aßnahm
en anzuw

enden, um
 ihre 

Program
m

e und politischen M
aßnahm

en zur Integrationsförderung w
eiter zu 

verbessern und zu diversifizieren. 
 E

inführung von politischen M
aßnahm

en zur Förderung des sozialen 
Z

usam
m

enhalts 
 

D
as 

EU
M

C
 

ersucht 
die 

M
itgliedstaaten, 

nach 
M

öglichkeit 
politische 

M
aßnahm

en zur Förderung des sozialen Zusam
m

enhalts zu entw
ickeln, um

 
Entfrem

dung zu verhindern und in allen B
evölkerungsgruppen das G

efühl der 
Zusam

m
engehörigkeit 

dadurch 
zu 

stärken, 
dass 

die 
V

ielfalt 
der 

unterschiedlichen K
ulturen w

ertgeschätzt und gew
ürdigt w

ird. 
G

rundlage 
aller 

politischen 
M

aßnahm
en 

zur 
Förderung 

des 
sozialen 

Zusam
m

enhalts m
uss die A

chtung der G
rundrechte der Europäischen U

nion 
sein; die betreffenden M

aßnahm
en sollten darauf ausgerichtet sein, tragfähige 

B
eziehungen zw

ischen verschiedenen B
evölkerungsgruppen bei der A

rbeit, 
an den Schulen und in den W

ohngebieten aufzubauen und hierbei positive 
M

aßnahm
en zu nutzen, um

 m
arginalisierten M

enschen den gleichberechtigten 
Zugang zu D

ienstleistungen, W
ohnungen, B

eschäftigung und B
ildung zu 

erleichtern. 
D

ie 
engsten 

K
ontakte 

zu 
den 

B
ürgern 

Europas 
haben 

die 
lokalen 

G
ebietskörperschaften, deshalb kom

m
t ihnen eine besondere R

olle dabei zu, 
die w

irksam
e U

m
setzung von M

aßnahm
en zur Förderung des sozialen 

Zusam
m

enhalts voranzutreiben. W
enn die lokalen G

ebietskörperschaften bei 
der 

Förderung 
des 

sozialen 
Zusam

m
enhalts 

vorangehen, 
dann 

hat 
dies 

positive 
A

usw
irkungen 

auf 
die 

B
eziehungen 

zw
ischen 

den 
B

evölkerungsgruppen. 
 Förderm

aßnahm
en in B

eschäftigung und B
eruf 

 
D

as EU
M

C
 w

eist auf die ernsten sozialen Folgen von A
rbeitslosigkeit, 

insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit, vor allem
 für junge M

uslim
e hin. D

as 
EU

M
C

 
begrüßt, 

dass 
benachteiligten 

B
evölkerungsgruppen 

in 
der 

europäischen B
eschäftigungsstrategie besondere A

ufm
erksam

keit gew
idm

et 
w

ird. 
D

ie 
M

itgliedstaaten 
sollten 

in 
ihre 

nationalen 
A

ktionspläne 
für 

B
eschäftigung konkrete operative M

aßnahm
en gegen D

iskrim
inierung und 

A
usgrenzung aufnehm

en. 
D

as 
EU

M
C

 
fordert 

die 
M

itgliedstaaten 
auf, 

ihre 
A

nstrengungen 
zur 

V
erbesserung der Situation zu intensivieren und vor allem

 zielgerichtete 
M

aßnahm
en 

zugunsten 
von 

Jugendlichen 
aus 

M
inderheitengruppen 

einzuführen. 
Sow

ohl 
die 

R
ichtlinie 

zur 
A

nw
endung 

des 
G

leichbehandlungsgrundsatzes ohne U
nterschied der R

asse als auch die 
R

ichtlinie für die V
erw

irklichung der G
leichbehandlung in B

eschäftigung und 
B

eruf sehen positive M
aßnahm

en vor, m
it denen B

enachteiligungen im
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Zusam
m

enhang m
it der rassischen und ethnischen H

erkunft bzw
. R

eligion 
verhindert 

oder 
ausgeglichen 

w
erden 

sollen. 
D

as 
EU

M
C

 
hält 

die 
M

itgliedstaaten dazu an, positive M
aßnahm

en zu nutzen und Jugendliche aus 
M

inderheiten, darunter auch M
uslim

e, dazu zu erm
utigen, sich um

 einen 
A

rbeitsplatz zu bew
erben, und speziell auf diese Jugendlichen zugeschnittene 

B
erufsbildungsm

aßnahm
en anzubieten. 

D
as EU

M
C

 regt die A
rbeitgeber im

 öffentlichen und privaten Sektor an, 
kulturelle und religiöse Zugeständnisse am

 A
rbeitsplatz einzuführen, um

 auf 
diesem

 W
ege die V

orteile des „D
iversity M

anagem
ent“ für sich zu nutzen. 

N
ationale 

und 
lokale 

B
ehörden 

könnten 
in 

ihrer 
Funktion 

als 
D

ienstleistungsanbieter 
und 

A
rbeitgeber 

bei 
der 

Förderung 
des 

gleichberechtigten 
Zugangs 

zur 
B

eschäftigung 
eine 

V
orreiterrolle 

übernehm
en, indem

 sie spezielle M
aßnahm

en ergreifen, um
 M

inderheiten, 
darunter 

auch 
M

uslim
e, 

zu 
erm

utigen, 
sich 

um
 

eine 
Einstellung 

im
 

öffentlichen Sektor zu bew
erben. D

erartige M
aßnahm

en ziehen insofern 
positive Folgew

irkungen nach sich, als sich dadurch auch die A
ussichten für 

den gleichberechtigten Zugang von M
inderheiten zur B

eschäftigung in der 
Privatw

irtschaft verbessern. 
 Förderung von M

aßnahm
en im

 B
ereich der allgem

einen und beruflichen 
B

ildung
 

D
as EU

M
C

 w
eist auf die herausragende B

edeutung von allgem
ein- und 

berufsbildenden 
M

aßnahm
en 

für 
die 

B
ekäm

pfung 
von 

R
assism

us, 
Frem

denfeindlichkeit, 
A

ntisem
itism

us, 
Islam

ophobie 
und 

ähnlichen 
intoleranten Einstellungen hin. D

er gleichberechtigte Zugang aller zu einer 
qualitativ hochw

ertigen B
ildung bildet eine entscheidende G

rundlage für die 
Integration und den sozialen Zusam

m
enhalt. D

ie M
itgliedstaaten sollten daher 

durch 
geeignete 

M
aßnahm

en 
dafür 

Sorge 
tragen, 

dass 
Schüler 

aus 
M

inderheitengruppen nicht in gesonderten K
lassen unterrichtet w

erden. D
ie 

Segregation im
 B

ildungsbereich sollte entw
eder vollkom

m
en abgeschafft oder 

aber auf kurzzeitig angelegte V
orbereitungsklassen begrenzt w

erden, in denen 
M

inderheitenkinder auf den Ü
bergang in den regulären K

lassenverband 
vorbereitet w

erden. 
D

ie M
itgliedstaaten sollten eine Ü

berprüfung der Schulbücher unter dem
 

G
esichtspunkt vornehm

en, dass die G
eschichte von religiösen G

ruppen und 
M

igrantengruppen im
 U

nterricht ausgew
ogen dargestellt w

ird. 
D

as EU
M

C
 em

pfiehlt den M
itgliedstaaten, in die Lehrerausbildung eine 

Pflichtkom
ponente 

aufzunehm
en, 

durch 
die 

künftige 
Lehrkräfte 

dazu 
angehalten w

erden, das B
ew

usstsein und V
erständnis für und die A

chtung 
gegenüber unterschiedlichen K

ulturen, R
eligionen und Traditionen in der 

Europäischen 
U

nion 
zu 

fördern. 
D

iskussionen 
über 

R
assism

us, 
Frem

denfeindlichkeit, A
ntisem

itism
us und Islam

ophobie sollten Teil des 
am

tlichen Lehrplans für alle Schulen sein. 
D

as EU
M

C
 regt die M

itgliedstaaten an, in die A
usbildungsprogram

m
e für die 

Polizei K
om

ponenten zur B
ekäm

pfung von R
assism

us und zur A
chtung der 

V
ielfalt aufzunehm

en, die unter anderem
 auch auf die Problem

atik von 
Islam

ophobie und A
ntisem

itism
us eingehen sollten. 

 



Muslime in der Europäischen Union - Diskriminierung und Islamophobie 

136

E
inbeziehung der politischen Parteien und der Zivilgesellschaft 

 
D

as EU
M

C
 fordert alle politischen Parteien in Europa auf, die C

harta der 
politischen Parteien Europas für eine nicht-rassistische G

esellschaft („C
harter 

of European Political Parties for a N
on-R

acist Society“) zu unterzeichnen und 
anzuw

enden, die einen eindeutigen V
erhaltenskodex für den K

am
pf gegen 

jedw
ede Form

 von R
assism

us, Frem
denfeindlichkeit, A

ntisem
itism

us und 
Islam

ophobie vorgibt. 
D

as 
EU

M
C

 
erm

utigt 
alle 

R
eligionsgem

einschaften, 
N

ichtregierungsorganisationen, lokalen G
ebietskörperschaften und sonstigen, 

w
ie auch im

m
er involvierten O

rganisationen dazu, sich offen gegen blinden 
religiösen Eifer und H

ass auszusprechen und durch geeignete Initiativen auf 
lokaler, 

nationaler 
und 

europäischer 
Ebene 

den 
interreligiösen 

und 
interkulturellen D

ialog zu entw
ickeln. Entsprechende Initiativen sollten von 

den M
itgliedstaaten und der Europäischen K

om
m

ission angeregt und aktiv 
gefördert w

erden. 
D

ie m
uslim

ischen G
em

einschaften sollten dazu angehalten w
erden, sich aktiv 

an politischen, w
irtschaftlichen, sozialen und kulturellen Einrichtungen und 

Prozessen 
zu 

beteiligen. 
D

as 
EU

M
C

 
fordert 

die 
m

uslim
ischen 

G
em

einschaften dazu auf, die O
rganisationen, die ihre Interessen vertreten, zu 

stärken bzw
. derartige O

rganisationen zu entw
ickeln, die die V

ielfalt der 
m

uslim
ischen G

em
einschaften w

iderspiegeln und dabei insbesondere auch die 
M

itw
irkung 

von 
Frauen 

und 
Jugendlichen 

zu 
erm

öglichen. 
D

ie 
M

itgliedstaaten 
und 

deren 
lokale 

G
ebietskörperschaften 

sollten 
nach 

M
öglichkeiten suchen, die aktive M

itarbeit der m
uslim

ischen G
em

einschaften 
für die G

em
einschaft nutzbar zu m

achen, indem
 sie durch M

aßnahm
en zum

 
A

ufbau von K
apazitäten deren Selbstorganisation unterstützen.  

 M
itw

irkung der M
edien 

 
D

as EU
M

C
 hat erkannt, dass M

ehrheits- und M
inderheitenm

edien für die 
H

erausbildung 
von 

sozialen 
Einstellungen 

und 
V

erhaltensw
eisen 

eine 
w

ichtige R
olle spielen und hält daher w

eitere 
Forschungsarbeiten über 

M
edieninhalte und deren W

irkung auf die G
esellschaft im

 H
inblick auf 

R
assism

us, 
Frem

denfeindlichkeit, 
A

ntisem
itism

us 
und 

Islam
ophobie 

für 
notw

endig. 
D

as 
EU

M
C

 
w

ird 
seinerseits 

die 
A

rbeit 
im

 
M

edienbereich 
intensivieren und vor allem

 Initiativen zur M
edienbeobachtung einführen und 

Expertengespräche m
it M

edienfachleuten führen. 
D

as EU
M

C
 fordert M

edienorganisationen und Internetdiensteanbieter auf 
sicherzustellen, dass B

eschw
erdeverfahren für die B

etroffenen zugänglich 
sind und Schulungsprogram

m
e für Journalisten und andere M

edienfachleute 
einzuführen, in denen diese angehalten w

erden, der V
ielfalt der G

esellschaft 
m

ehr B
eachtung zu schenken und zu verhindern, dass rassistische oder 

diskrim
inierende Inhalten in die M

edien gelangen. 
D

as EU
M

C
 fordert die M

itgliedstaaten auf, entsprechende R
echtsvorschriften 

in K
raft zu setzen oder zu verschärfen, m

it denen Internetdiensteanbieter dazu 
angehalten 

w
erden, 

gem
äß 

A
rtikel 14 

der 
EG

-R
ichtlinie 

über 
den 

elektronischen 
G

eschäftsverkehr 
(2000/31/EG

) 
die 

V
erbreitung 

von 
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rechtsw
idrigen 

rassistischen, 
frem

denfeindlichen, 
antisem

itischen 
und 

islam
feindlichen M

aterialien zu verhindern. 
 Förderung von Forschungsarbeiten 
 

D
as EU

M
C

 regt an, dass die M
itgliedstaaten Forschungsvorhaben initiieren 

und unterstützen, die um
fassendes und zuverlässiges G

rundlagenw
issen für 

politische 
M

aßnahm
en 

zur 
sozialen, 

w
irtschaftlichen 

und 
politischen 

Integration der M
uslim

e in Europa liefern. 
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ANHANG
  Nationale Anlaufstellen des RAXEN-Netzwerks (2003 – 2006) 
 A

usführliche Inform
ationen hierzu im

 Internet unter http://eum
c.europa.eu   

 
Belgien 

Zentrum für Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung (CEOOR) 
Bulgarien 

Projekt 1 EEOD 
Tschechische
Republik

Menschen in Not 

Dänemark 
Dokumentations- und Beratungszentrum zu Rassendiskriminierung (DACoRD) 

Deutschland 
Europäisches Forum für Migrationsstudien (EFMS)  

Estland 
Rechtliches Informationszentrum für Menschenrechte (LICHR) 

Griechenland 
Antigone – Informations- und Dokumentationszentrum 

Spanien 
Bewegung für Frieden und Freiheit (MPDL)  

Frankreich 
Centre d’Etudes des Discriminations, du Racisme et de l’Antisémitisme (CEDRA)  

Irland
National Consultative Commission on Racism and Interculturalism (NCCRI) + 
Gleichstellungsbehörde (EA)  

Italien 
Entwicklungszusammenarbeit für wenig entwickelte Ländern (COSPE)  

Zypern 
Zyprisches Arbeitsinstitut (INEK/PEO) 

Lettland 
Lettisches Zentrum für Menschenrechte  (LCHR) 

Litauen 
Institut für Sozialforschung (ISR) 

Luxemburg
Centre d'Etudes de Populations, de Pauvreté et de Politiques Socio-économiques / 
International Network for Studies in Technology, Environment, Alternatives, 
Development (CEPS/INSTEAD) 

Ungarn
Zentrum für Migrations- und Flüchtlingsstudien, Institut für ethnische und 
Minderheitenstudien der ungarischen Akademie der W

issenschaften (CMRS) 
Malta 

Jesuit Centre for Faith and Justice (JCFJ) 

Niederlande
Niederländisches Beobachtungszentrum für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
(DUMC)  

Österreich 
Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte + Abteilung Sprachwissenschaft an der 
Universität W

ien + Institut für Konfliktforschung 
Portugal 

Númena – Forschungszentrum für Human- und Sozialwissenschaften  
Polen 

Helsinki-Stiftung für Menschenrechte (HFHR)  
Rumänien 

Zentrum für rechtliche Ressourcen (CLR) 
Slowenien 

Friedensinstitut – Institut für aktuelle Sozial- und Politikstudien 
Slowakische
Republik

Menschen gegen Rassismus (PAR) + Institut für öffentliche Angelegenheiten 

Finnland 
Finnische Liga für Menschenrechte 

Schweden 
Stiftung Expo 

Vereinigtes
Königreich

The University of W
arwick 
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